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Behandlungszwang für Geschlechtskranke. 

Ein Mahnwort an die Gesetzgeber. 

Von 

Sanitätsrat Dr. Felix Block (Hannover). 

Daß die Geschlechtskrankheiten während eines Krieges 
zunehmen, ist allgemein seit alters bekannt, ebenso die Gründe 
hierfür. Auch im gegenwärtigen Kriege ist diese Zunahme in der 
Heimat nach Meinung vieler Ärzte bereits recht deutlich zu be¬ 
merken, wenn sie sich auch statistisch nicht festlegen läßt, schon 
weil bei Abwesenheit so überaus zahlreicher junger Männer, die 
sonst die Hauptmenge der Geschlechtskranken stellen, die Ver¬ 
hältnisse so ganz anders liegen. Von militärärztlicher Seite wird 
eine wesentliche Zunahme beim Heere bestritten; doch ist ja bekannt, 
daß sich viele derartige Kranke trotz aller Vorschriften der militär¬ 
ärztlichen Behandlung zu entziehen pflegen. 

Schlimmer aber noch als die allgemeine Vermehrung ist die 
ebenfalls von vielen Ärzten beobachtete Erscheinung, daß sich die 
Geschlechtskrankheiten jetzt sehr häufig in Kreisen zeigen, die im 
Frieden nur selten davon befallen wurden, das sind die verhei¬ 
rateten Männer nebst ihren Frauen und Kindern sowie die 
Bevölkerung der kleinen Städte und des Landes. Sind 
doch diese Männer ebenso der Gelegenheit zur Ansteckung im 
Felde, wo sich eine üble Prostitution in der Etappe breitmacht und 
bis dicht hinter die Front vorwagt, ausgesetzt wie die unverheira¬ 
teten jungen Männer aus den Großstädten, die im Frieden die meisten 
Geschlechtskranken stellen. Als Urlauber aber verschleppen Klein¬ 
städter und Landleute ihre Krankheiten um so sicherer in ihre Heimat 
und Familien, als sie über das Wesen der Geschlechtskrankheiten 
weniger unterrichtet sind als die Großstädter. So sehen wir einen 
unwissenden Landmann seine Frau anstecken, ja seine Kinder durch 

Zeltachr. f. Bekämpfung d. Geschlechtskrankh. XVIII. 1 
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Küsse mit Syphilis infizieren, ohne daß zunächst die Natur des 
Leidens erkannt und die Behandlung begonnen wird. Auch der 
außereheliche Geschlechtsverkehr mindestens der unverheirateten 
Urlauber und Rekonvaleszenten, der jungen bändchengeschmück¬ 
ten Kriegshelden, denen jedes weibliche Herz zufliegt, ist augen¬ 
scheinlich recht lebhaft, die Ehefessel der „Kriegswitwen“ anderer¬ 
seits oft recht locker. — Was Wunder, daß der Umsatz der 
aus der Heimat stammenden oder aus Feindesland eingeschleppten 
Geschlechtskrankheiten in allen Schichten der Bevölkerung er¬ 
heblich gestiegen ist. Bald hat der Soldat die üble Krankheit 
aus dem Felde mitgebracht, bald holt er sie sich auf Urlaub 
und kehrt krank zur Front zurück. Daß aber dort so mancher 
Fall nicht gründlich geheilt wird, ist unvermeidlich, ganz abge¬ 
sehen von denen, die ihr Leiden zu verbergen verstehen. Es soll 
doch auch keiner, der geschlechtskrank ist, auf Urlaub gelassen 
werden, — aber wie viele solche sehen wir Ärzte in der Sprechstunde! 

Ehe man wissen konnte, daß der Krieg sich über mehrere Jahre 
hinziehen würde, durfte man annehmen, der Schutz der heimischen 
Bevölkerung würde sich durch geeignete Maßregeln bei der De¬ 
mobilisierung erreichen lassen. Vor seiner Entlassung sollte jeder 
Soldat untersucht und die Geschlechtskranken bis zur Heilung 
zurückgehalten und behandelt werden. Nun aber haben die zahl¬ 
reichen Urlauber, Leichtverwundeten und Rekonvales¬ 
zenten schon das Unheil angerichtet, das man bei 
Kriegsende verhindern wollte. 

Wenn nun auch bei der Demobilisation die an floriden Ge¬ 
schlechtskrankheiten leidenden Soldaten bis zum Schwinden der 
Erscheinungen behandelt werden können, so ist es doch nicht 
möglich, bei sekundär Syphilitischen und chronisch gewordenen 
Tripperfällen die Lazarettbehandlung so lange auszudehnen, bis 
jede Möglichkeit von Rückfällen ausgeschlossen wäre. Um diese 
weiter beobachten und, wenn nötig, behandeln lassen zu können, 
hat man nach dem Muster der Fürsorgestelle der Hansestädte in 
Hamburg die Beratungsstellen für Geschlechtskranke der 
Landesversicherungsanstalten 1 ) ins Leben gerufen, die dem¬ 
nächst an zahlreichen Orten im ganzen Reiche, soweit sie es nicht 
schon getan haben, ihre Tätigkeit beginnen werden. Sie sollen 
die Überwachung geschlechtskranker Kriegsteilnehmer nach ihrer 


l ) Näheres siehe: Mitteilungen der D.G.B.G. Bd. 14. Nr. 1 u. 2. 1916. 
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Entlassung übernehmen, soweit diese „den Kreisen der ver¬ 
sicherten Bevölkerung angehören oder ihm in wirt¬ 
schaftlicher oder sozialer Beziehung nahestehen“, wie 
es in den für die Einrichtung der Beratungsstellen maßgebenden 
„Gesichtspunkten“ heißt. Aber sie sollen nicht nur die Kriegsteil¬ 
nehmer, sondern möglichst alle Geschlechtskranken dieser 
Bevölkerungsklasse betreuen. Sie werden also zwar den Haupt¬ 
teil unseres Volkes erfassen, nicht aber jenen Teil, der im Frieden 
die größte Zahl Geschlechtskranker aufwies, die bemittelteren 
Klassen, was immerhin ein Mangel ist. Den Beratungsstellen sollen 
von den Ärzten und den Kassen die Geschlechtskranken unter den 
Kassenpatienten angemeldet werden. Diese werden dann in ge¬ 
eigneter Weise untersucht, beraten und erforderlichen Falles ärzt¬ 
licher Behandlung überwiesen, denn sollen selbst die Ärzte der 
Beratungsstellen nicht behandeln. Daß diese Einrichtung, wenn 
sie in richtiger Weise gehandhabt wird, erheblichen Nutzen stiften 
kann, wird für einen Kenner des an Geschlechtskrankheiten leidenden 
Publikums nicht zweifelhaft sein. Zweierlei aber wird ihre Wirkung 
beeinträchtigen: die Schweigepflicht der Ärzte verbunden mit der 
Scheu vieler Kranker vor Bekanntwerden ihres Leidens, sowie 
zweitens der Leichtsinn und die Unwissenheit vieler Geschlechts¬ 
kranker beiderlei Geschlechts. — 

Zunächst zur Schweigepflicht der Ärzte: Der §300 
BStGB. verbietet den Ärzten „unbefugte Offenbarung von Privat¬ 
geheimnissen“, die ihnen im Berufe anvertraut sind. Kassenmit¬ 
glieder können wohl durch Verordnungen ihrer Kassen genötigt 
werden, ihren Ärzten die Erlaubnis zur Meldung ihrer Geschlechts¬ 
krankheiten an die Kassen oder Beratungsstellen zu geben. Ferner 
hat, einer Anregung der Sachverständigenkommission der D.G.B.G. 
folgend, kürzlich der Beichstagsausschuß für Bevölkerungspolitik 
beschlossen, den Herrn Reichskanzler zu ersuchen, in § 300 folgende 
Bestimmung aufnehmen zu lassen: 

„Eine unbefugte Mitteilung liegt nicht vor, wenn es sich um 
Meldungen an Krankenkassen, Fürsorge- oder Beratungsstellen 
für Kranke oder um Behörden handelt und die Meldung im öffent¬ 
lichen Interesse, besonders zum Zwecke der Seuchenbekämpfung 
erfolgt.“ 

Wenn diese oder eine ähnliche Ergänzung des Gesetzes erfolgt 
sein wird, würde das Hindernis des § 300 allerdings fortfallen. 

l* 


Digitized by ^ooQle 



4 


Block. 


Jedoch ist es ein Irrtum, zu glauben, es sei der Strafgesetz¬ 
buchparagraph allein, der den Ärzten Schweigepflicht auf¬ 
erlegt. Vielmehr haben die Ärzte ebenso wie die Geistlichen 
und Bechtsanwälte es von altersher für ihre Standespflicht ge¬ 
halten, über die ihnen im Beruf anvertrauten Geheimnisse zu 
schweigen. Das allein ist im Volke bekannt, nicht der § 800, von 
dem nur wenige etwas wissen. Das Vertrauen, welches hieraus ent¬ 
springt, läßt die Kranken offen zu ihrem Arzte sprechen, und ohne 
diese Offenheit wäre die Tätigkeit des Arztes häufig sehr erschwert 
und wenig wirksam. Der Arzt muß oft auch Seelenarzt sein, vor 
allem bei der Behandlung Geschlechtskranker. Wer viel mit solchen 
zu tun hat, weiß, daß, wenn auch nicht alle, so doch viele von ihnen, 
vornehmlich die Verheirateten, die Kleinstädter und Landleute 
einen ganz ungemeinen Wert auf die ärztliche Verschwiegenheit 
legen, und bei den Anschauungen, die in großen Teilen unseres 
Volkes über die Geschlechtskrankheiten herrschen, auch legen 
müssen. Zu dem Arzt, den er persönlich kennt, kann ein solcher 
Kranker wohl das nötige Vertrauen gewinnen, ihm alles Notwendige 
zu offenbaren, nicht aber zu einer „Stelle“, einem Büro mit ver¬ 
schiedenen ihm unbekannten Beamten, selbst wenn er weiß, daß 
auch diese zur Verschwiegenheit dienstlich verpflichtet sind. Wenn 
die Geschlechtskranken erfahren, daß der Arzt sie einer Beratungs¬ 
stelle meldet, werden viele von ihnen überhaupt nicht zum 
Arzt gehen, sondern zu Kurpfuschern, oder falls diese, wie zu er«- 
warten steht, von der Behandlung der Geschlechtskrankheiten aus¬ 
geschlossen werden, so werden sie sich selbst zu behandeln ver¬ 
suchen oder ganz unbehandelt bleiben. Auch ist zu besorgen, 
daß trotz zu erlassender Vorschriften es doch Kurpfuscher weiterhin 
geben wird, die heimlich Geschlechtskranke behandeln, und w r ohl 
auch Ärzte, die gewohnheitsmäßig die Meldung unterlassen, — 
es werden nicht die besten Ärzte sein. Solche Personen würden 
dann zum Schaden der Volksgesundheit den größten Zulauf von 
Geschlechtskranken haben. Zurzeit darf der Arzt einen Kranken, 
auch der Militärarzt den Soldaten, nur mit dessen Zustimmung 
einer Beratungsstelle anmelden und muß, um diese zu erreichen, 
den Patienten über den Wert der Überwachung für ihn selbst auf¬ 
klären und belehren. Aber leider hat das bisher wenig Wirkung, 
denn wie man hört und liest, verweigern die Kranken trotzdem 
fast immer die Erlaubnis zur Meldung. — 

Hier also, meine ich, bei den Kranken, hat der Zwang ein- 
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zusetzen, nicht als Meldezwang bei den Ärzten, wie es vielfach 
gefordert wird. Die Geschlechtskranken sollten durch Gesetzes¬ 
vorschriften gezwungen werden, sich in ärztliche Beobachtung 
und zugleich Behandlung zu geben. Hierdurch würde ihnen 
wie dem Allgemeinwohl aufs beste gedient sein. 

Zu dem gleichen Ergebnis, Einführung eines gesetzlichen 
Behandlungszwanges für Geschlechtskranke, führt aber noch ein 
zweiter Gedankengang von erheblich größerer Wichtigkeit: 

Die Hauptquelle oder der Hauptdurchgangspunkt der 
Geschlechtskrankheiten ist der außereheliche Geschlechtsverkehr, 
im Stil der Gesetze Unzucht genannt. Da er nicht auszurotten 
ist, hat man seit langer Zeit versucht, seine Gefährlichkeit dadurch 
zu vermindern, daß man die weiblichen Personen, die ihm 
gewerbsmäßig oblagen und die, in den Städten wenigstens, die 
Haupt verbreiterinnen der geschlechtlichen Ansteckung waren, gesund¬ 
heitlich reglementierte, und zwar mit Hilfe der Polizei, in Deutsch¬ 
land nach § 861/6 StGB. Daß die Ergebnisse nicht befriedigt 
haben, ist jetzt wohl allgemein anerkannt. Nun ist man im Begriff, 
den Paragraphen zu beseitigen und ihn durch Verordnungen zu 
ersetzen, wie sie die Sachverständigenkommission der D.G.B.G. 
jüngst beraten hat. Die Regierung beabsichtigt gutem Vernehmen 
nach, binnen kurzem dem Reichstag ein Gesetz zur Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten vorzulegen, welches unter anderem 
die Gesundhaltung der gewerbsmäßigen Prostitution zum 
Inhalt haben wird. — Nehmen wir an, die denkbar besten Vor¬ 
schriften zu diesem Zwecke werden erlassen, so wird doch immer 
nur ein Teil der Quellen der Geschlechtskrankheiten verschüttet, 
der größere Teil wird unbehindert weiter fließen. Denn 
heute ist nicht mehr die gewerbsmäßige Prostitution, die es 
noch vor einem Menschenalter war, die Hauptquelle der Geschlechts¬ 
krankheiten bei uns, sondern in mindestens gleichem, wenn 
nicht bereits höherem Maße die nicht gewerbsmäßige Prostitution, 
der freie Geschlechtsverkehr, der auch seitens des weiblichen Teiles 
ohne gewerbeartigen Betrieb erfolgt. Wohl alle in größeren 
und mittleren Städten viel mit der Behandlung von Geschlechts¬ 
kranken beschäftigten Ärzte dürften dieser Meinung sein, und Stati¬ 
stiken, wie sie Loeb 1 ), Loeb und Lion 2 ) für Mannheim und der 

*) Zeitschrift für Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten, Bd. II, S. 93. 

*) Ebenda Bd. VII, S. 291. 
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Verfasser 1 ) für Hannover veröffentlicht haben, lassen bereits deut¬ 
lich diese Verschiebung erkennen, obwohl sie schon im vorigen Jahr¬ 
zehnt aufgenommen wurden und die Ausbreitung der nicht gewerbs¬ 
mäßigen Prostitution seitdem sicherlich weiter vorgeschritten ist. 

Es handelt sich hier vornehmlich um die von Jahr zu Jahr 
immer breiter gewordene Schicht junger Mädchen, die nicht, wie 
früher, in der Hut des Elternhauses auf den Ehemann warten, 
sondern einen Beruf ergriffen haben, der sie von den Eltern unab¬ 
hängig macht. Sie fühlen sich eben so frei von Familienfesseln 
wie die jungen Männer in gleicher Stellung, wollen mehr und mehr 
ebenso wie diese und mit diesen „ihre Jugend genießen“. Während 
des Krieges und durch ihn ist ihre Zahl noch beträchtlich gewachsen. 
Der weitaus größte Teil dieser Mädchen: Beamtinnen, Konto¬ 
ristinnen, Verkäuferinnen und wer immer sonst, lebt nicht keusch 
und enthaltsam. Was sie verführt, ist nicht der einzelne Mann, 
sondern die eigene Lebenslust und der Wunsch, an den ihrem 
schmalen Geldbeutel verschlossenen mannigfachen Genüssen des 
städtischen Lebens und Luxus teilnehmen zu können. So gehen 
sie denn ein „Verhältnis“ mit jungen Männern ein, die ihnen mit 
ihrem besseren Einkommen einiges davon bieten können. Das 
führt ja mitunter zur Ehe, häufiger aber bleibt das Verhältnis 
flüchtig. — Man verlangt seit längerer Zeit in Wort und Schrift, 
die „doppelte Moral“ in unserer Gesellschaft solle auf hören, und 
meint damit, die gesellschaftliche Moral müsse von den jungen 
Männern ebenso wie sie es von den jungen Mädchen tue, verlangen, 
sie sollten bis zur Ehe in Keuschheit leben. — Nun ist es leider all¬ 
mählich anders gekommen; die Moral hört zwar immer mehr auf, 
doppelt zu sein, aber nicht weil die Männer den Mädchen nacheifern, 
sondern umgekehrt weil es zahlreichen jungen Mädchen immer 
weniger notwendig erscheint, die Keuschheit zu bewahren. — Man 
mag diesen Zustand noch so tief beklagen, wer durch neue Gesetze 
die Geschlechtskrankheiten bekämpfen will, darf vor ihm die Augen 
nicht verschließen. — 

Die Ursache, daß dieses Verhältniswesen zu einer Quelle der 
Geschlechtskrankheiten geworden ist, liegt in seiner Unbeständigkeit, 
in dem häufigen Wechsel, der leider zwischen den Partnern statt¬ 
zufinden pflegt, teils aus äußeren Gründen, Ortswechsel, Geldknapp¬ 
heit, teils aus Mangel an Treue und leichtsinniger Veränderungs- 


l ) Ebenda Bd. X, S. 70. 
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sucht. So wird der Keim einer Geschlechtskrankheit aus einem 
Pärchen bald in zwei neue Verhältnisse übertragen und im Laufe 
der Zeit eine arge Durchseuchung dieser Kreise bewirkt, wie wir 
sie in allen größeren Städten seit Jahren beobachten. 

Kann man nun diese Mädchen für gewerbsmäßige Prostituierte 
erklären und sie den Bestimmungen unterwerfen, die für die Gesund¬ 
haltung dieser Klasse erlassen werden sollen? — Gewiß, nach der 
juristischen Theorie kann man von einem Mädchen, das von ihrem 
Liebhaber eine Einladung zum Abendessen oder Theaterbesuch 
annimmt, behaupten, sie habe „gegen Entgelt“ Unzucht getrieben. 
Aber in der Praxis fehlt wirklich jede Möglichkeit, für diese in 
ehrlichem Broterwerbe stehenden Mädchen den Nachweis gewerbs¬ 
mäßiger Prostitution zu erbringen, schon weil der Wechsel unter den 
Partnern, wenn er auch leider nur zu oft erfolgt, doch so häufig nicht 
ist, wie es hierzu notwendig wäre. Die Vorstellung, ein Heer von 
Geheimpolizisten würde auf diese Mädchen losgelassen, um sie 
möglichst in flagranti käuflicher Unzucht zu überführen, genügt 
wohl, um den Gedanken daran fallen zu lassen. — 

Wie aber will man sonst erreichen, daß diese ebenso 
zahlreiche wie für die Verbreitung der Geschlechts¬ 
krankheiten gefährliche Klasse sich im Krankheits¬ 
fälle rechtzeitig und ausreichend behandeln läßt, als 
durch Zwang? — Die Belehrung durch öffentliche Vorträge, wie 
sie durch die D.G.B.G. seit ihrem Bestehen reichlich dargeboten 
worden sind, hat gewiß viel Nutzen gebracht. Aus eigener Er¬ 
fahrung kann ich berichten, daß in den letzten Jahren, was früher 
nie geschehen wäre, solche Mädchen hie und da freiwillig in meine 
Sprechstunde gekommen sind, um sich untersuchen und behandeln zu 
lassen. Aber solche Fälle sind sehr selten im Vergleich zu den überaus 
vielen, wo die kranken Mädchen, weil sie ohne Behandlung geblieben 
waren, ihre Liebhaber angesteckt hatten. Wenn sie auch in manchen 
Fällen die geringen Beschwerden, die frische Blenorrhoe und primäre 
und sekundäre Syphilis ihnen oft nur machen, nicht wahrgenommen 
hatten und sich wirklich für gesund hielten, wie sie es fast immer 
zu sein behaupten, so glaube ich doch, daß weitaus häufiger sie die 
Krankheit recht wohl bemerkrt hatten. Aber Leichtherzigkeit einer¬ 
seits, Furcht vor schmerzhafter Behandlung andererseits lassen sie 
darüber hinwegsehen und die Beschwerden der Krankheit, so lange 
sie nicht übermäßig sind, geringachten. Hier kann neben der Auf¬ 
klärung und Warnung eben nur Zwang helfen. — 
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Wir wollen ferner bei der Bekämpfung der Geschlechtskrank¬ 
heiten doch nicht nur den weiblichen Teil der Kranken 
treffen, wie es alle gegen di6 Prostitution gerichteten Bestimmungen 
tun, auch wenn in ihnen von „Personen“ schlechthin, nicht, wie bis¬ 
her von „Weibspersonen“ die Bede ist. Auch unter den Männern, 
die zwar in keinem Sinne gewerbsmäßig aber leider gewohnheitsmäßig 
einen wechselnden Geschlechtsverkehr betreiben, gibt es eine recht 
erhebliche Anzahl, die aus Leichtsinn — Unwissenheit ist bei ihnen 
seltener — die Behandlung ihrer Geschlechtskrankheiten 
versäumen, teils viel zu spät den Arzt aufsuchen, teils sich zwar 
einige Zeit behandeln lassen, aber nach Beseitigung der peinlichsten 
Krankheitserscheinungen willkürlich die Kur abbrechen und so 
ungeheilt und ansteckend bleiben. Vielfach spukt auch die 
durch einige bekannte Naturheilbücher und gleichartige Zeitschriften 
und Vereine im Volke unterhaltene Furcht vor der Behandlung 
mit „Giften“ in den Köpfen, hält die Kranken von den Ärzten fern 
und treibt sie Kurpfuschern in die Arme. — Verheiratete Männer 
gibt es, die gewissenlos genug sind, obgleich sie vermuten müssen, 
daß sie ihre Frauen mit einer außerehelich geholten Geschlechts¬ 
krankheit angesteckt haben, doch sich weigern, sie dem Azt zur 
Untersuchung und Behandlung zuzuführen, aus Furcht, ihre Untreue 
eingestehen zu müssen. Und der Arzt ist außerstande, sie hierzu 
zu zwingen, wie er gern täte. — Gegen solche geradezu verbrecherische 
Gewissenlosigkeit muß das Gesetz einschreiten. — 


Nachdem hierdurch die Notwendigkeit eines gesetzlichen 
Behaudlungszwanges für Geschlechtskranke neben der gewiß unent¬ 
behrlichen Belehrung und Aufklärung erwiesen sein dürfte, gelangen 
wir jetzt zu der Frage nach der geeigneten Form dieses Zwanges. 

Wenn die Regierung die Absicht hat, ein besonderes Reichs - 
gesetz zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten vor¬ 
zulegen, so wird sich die geforderte Bestimmung in dessen Rahmen 
etwa in folgender Form einfügen lassen: 

1. Personen, die an einer Geschlechtskrankheit leiden, sind 
verpflichtet, sich in einer öffentlichen Anstalt oder bei einem 
in Deutschland approbierten Arzte so lange beobachten bzw. 
behandeln zu lassen, bis der Arzt die Ansteckungsfähigkeit nach 
bestem Wissen für erloschen erklärt. 

2. Wenn eine solche Person in die Behandlung eines anderen 
Arztes übergeht, hat sie dem bisherigen Arzte unverzüglich An- 
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zeige unter Nennung des Namens des neuen Arztes zu machen. 
Bei Übergang eines solchen Kranken in die Behandlung eines 
anderen Arztes hat der erst behandelnde Arzt seinem Nach¬ 
folger über seine bisherige Behandlung schriftlich zu berichten. 

8. Bleibt eine an Geschlechtskrankheit leidende Person 
ohne Angabe eines genügenden Grundes aus der Beobachtung 
oder Behandlung eines Arztes fort, so ist sie vom Arzte schrift¬ 
lich zum Erscheinen aufzufordem und, wenn sie dieser Auf¬ 
forderung innerhalb zweier Wochen nicht Folge leistet, dem 
beamteten Arzte anzuzeigen. 

Wobei Nr. 2 und 8 Ausführungsbestimmungen darstellen. Ferner 
würde sich in Hinolick auf die oben erwähnten gewissenlosen Ehe¬ 
männer und auch ebensolche Liebhaber noch ein Paragraph etwa 
folgenden Inhaltes empfehlen: 

4. Wer weiß oder den Umständen nach vermuten muß, 
daß er eine andere Person mit einer Geschlechtskrankheit an¬ 
gesteckt oder sie der Gefahr einer solchen Ansteckung aus¬ 
gesetzt hat, ist verpflichtet, für ärztliche Untersuchung und, 
wenn vom Arzte eine Geschlechtskrankheit festgestellt worden 
ist, Behandlung bis zur Heilung Sorge zu tragen. 

Auf die hier vorgeschlagene Formulierung der Paragraphen 
soll kein Wert gelegt, diese vielmehr gern der Sachkunde der 
Juristen überlassen werden, die sie auch durch Straffestsetzungen 
zu ergänzen hätten. 

Als Strafe für die Übertretung dieser Bestimmungen würde 
ich eine zunächst nur geringe Geldstrafe vorschlagen, die erst bei 
fortgesetztem Widerstande zu erhöhen wäre. Kommt es doch nur 
darauf an, den Geschlechtskranken zum Bewußtsein zu bringen, 
daß das Interesse des Gemeinwohles von ihnen verlangt, sich be¬ 
obachten und behandeln zu lassen. Wenn Kranke glaubhaft machen 
können, daß sie sich nicht bewußt gewesen sind, geschlechtskrank 
zu sein, so wäre von einer Strafe ganz abzusehen und nur iür Be¬ 
handlung zu sorgen. Eine nützliche Rolle könnten hierbei die be¬ 
reits erwähnten Beratungsstellen der Landesversicherungs¬ 
anstalten spielen, die vielleicht durch Zuziehung beamteter Ärzte 
zu einer Art von Gesundheitsbehörde ausgestattet werden 
könnten. So wie sie jetzt sind, wird man allzuviel Wirkung von 
ihnen nicht erwarten dürfen. 

Mein Vorschlag fordert, wie man sieht, im Gegensatz zu 
denen anderer Autoren, nicht in erster Reihe den Meldezwang 
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der Ärzte für Geschlechtskrankheiten, den ich für schädlich halte; 
vielmehr gewährt er dem Kranken, der sein Geheimnis 
gewahrt wissen will, die alte Sicherheit, solange er 
nicht durch unberechtigtes Fortbleiben aus der Behand¬ 
lung oder Beobachtung eines selbst gewählten Arztes diesen zum 
Weitergeben der Meldung zwingt. In dieser Form wirkt 
der nunmehr bedingte Meldezwang nicht von der Behandlung 
abschreckend, sondern hält im Gegenteil den Kranken bei 
der Behandlung fest. 

Den Ärzten muß bei Annahme meines Vorschlages der Ge¬ 
setzgeber freilich großes Vertrauen entgegenbringen, aber ich hoffe, 
daß unser Stand dessen nicht unwürdig ist. Andererseits werden 
sich die Ärzte auch einer gewissen Aufsicht und Beschränkung 
insofern unterwerfen müssen, als die Gesundheitsbehörde dafür 
zu sorgen haben wird, daß in allen Fällen zur Erkennung und 
Behandlung der Geschlechtskrankheiten die nach dem Stande der 
Wissenschaft besten Methoden angewandt werden. Entweder muß 
sonach die Behandlung von Geschlechtskrankheiten nur gewissen 
von der Behörde zu ermächtigenden Ärzten gestattet worden, 
wobei ich mir denke, daß jeder sich hierfür meldende Arzt an¬ 
genommen werden muß, wenn nicht bestimmte Tatsachen seine 
Ablehnung rechtfertigen. Oder es bleibt zunächst alles beim alten, 
daß jedem Arzt die Behandlung von Geschlechtskrankheiten ge¬ 
stattet bleibt, die Behörde aber das Recht erhält, nach vorher¬ 
gegangener erfolgloser Verwarnung sie einem Arzte zu verbieten, 
der sich bestimmter, festzusetzender Übertretungen schuldig macht, 
z. B. gewisse notwendige Heilmethoden nicht anwendete oder die 
Meldung ausgebliebener Geschlechtskranker unterläßt. 

Ganz selbstverständlich ist der Behandlungszwang zu ergänzen 
durch die Gewährung freier Behandlung für alle Ge¬ 
schlechtskranke, die davon Gebrauch machen wollen, entweder 
in einem Krankenhause oder ambulant. Der größte Teil der 
Minderbemittelten, ja große Teile auch des Mittelstandes sind in 
Deutschland bereits durch die Krankenkassen mit freier Behand¬ 
lung versorgt, so daß auf diesem Gebiete w T ohl nicht viel neue 
Einrichtungen getroffen zu werden brauchten. Wo es daran fehlt, 
müßte aber jedenfalls die nötige Zahl Krankenhausbetten für Ge¬ 
schlechtskranke zur Verfügung gestellt und für Einrichtung von 
Ambulatorien oder Anstellung von Ärzten zur unentgeltlichen Be¬ 
handlung Sorge getragen werden. Daß viele zahlungsfähige Ge- 
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schlechtskranke von der freien Behandlung Gebrauch machen 
würden, ist sicherlich nicht zu befürchten. 


Nun zu dem Einwurf, der gegen den Behandlungszwang vor¬ 
gebracht wird: Es sei etwas ganz Neues, in der Gesetzgebung 
Unerhörtes, von Staats wegen einen Kranken zu ärztlicher Be¬ 
handlung zu zwingen. — Bei näherer Überlegung findet man aber 
doch schon ähnliches in unseren Gesetzen. Das Beichsgesetz be¬ 
treffend die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, vulgo 
Reichsseuchengesetz, zwingt Personen, die mit einer der im 
Gesetz aufgezählten Krankheiten angesteckt oder auch nur der 
Ansteckung verdächtig sind, sich absondern und beobachten 
zu lassen. Nicht behandeln zu lassen allerdings, weil eben dem 
Zwecke des Schutzes der Bevölkerung vor diesen Krankheiten, 
der Cholera beispielsweise, die Absonderung allein völlig genügt. 
Ein Cholerakranker, der genesen und dessen Gebrauchsgegenstände 
desinfiziert sind, was das Gesetz gleichfalls vorschreibt, ist eben 
nach kurzer Zeit, wenn die Absonderung beendet ist, für die Volks¬ 
gesundheit unschädlich. Überdies gibt es eine eigentliche Heil¬ 
behandlung bei diesen Krankheiten kaum. — Was hier der Ab¬ 
sonderungs- und Desinfektions zwang leistet, das be¬ 
zweckt bei den Geschlechtskrankheiten der Behand¬ 
lungszwang. Bei diesen wäre ein Absonderungszwang, der 
ebenfalls die Volksgesundheit genügend schützen würde, völlig 
undurchführbar. Deshalb ist er durch den Behand¬ 
lungszwang zu ersetzen, der nebenboi noch das Gute hat, auch 
den Kranken selbst zu nützen. — Sicherlich sind zurzeit die Ge¬ 
schlechtskrankheiten für unsor Gemeinwohl gefährlicher als 
die Seuchen, von denen das Reichsgesetz handelt. Darum darf 
der Gesetzgeber mit gleichem Rechte und gleichgutem Ge¬ 
wissen bei ihnen den Kranken einen zweckentsprechenden 
Zwang auferlegen, wie er es bei jenen Seuchen getan hat. 

Zum Schutze vor einer jener gemeingefährlichen Krankheiten, 
vor den Pocken, ordnet ein anderes Gesetz zudem noch etwas an, 
den Impfzwang, der einem Behandlungszwang doch schon 
recht ähnlich sieht und zudem nicht Kranke, sondern sämtliche 
Glieder unseres Volkes trifft. 

Eine andere Gesetzgebung hat den Schritt der Einführung 
des Behandlungszwanges für Geschlechtskrankheiten bereits vor 
zehn Jahren gewagt, und, wie man hört, mit gutem Erfolge. 
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Dänemark erließ das „Gesetz überBekämpfung der öffent¬ 
lichen Unsittlichkeit und venerischen Ansteckung vom 
11. Oktober 1906.“*) Sein §5 bestimmt: 

Personen, welche an einer Geschlechtskrankheit leiden, sind ohne 
Rücksicht darauf, ob sie Mittel haben, die Kosten ihrer Heilung selbst 
zu bezahlen oder nicht; berechtigt zu verlangen, auf Öffentliche 
Kosten behandelt zu werden; andererseits sind sie verpflichtet, 
sich einer derartigen Kur zu unterziehen, wenn sie nicht beweisen 
können, daß sie sich in angemessene privatärztliche Behandlung be¬ 
geben haben. Sind die Verhältnisse der erkrankten Personen derart, 
daß sich die Übertragung der Krankheit auf andere Personen nur 
durch Absonderung sicher Vorbeugen läßt, oder befolgen sie nicht 
die ihnen zur Vorbeugung der Ansteckung gegebenen Vorschriften, 
so sind sie zur Kur in ein Krankenhaus zu bringen. Die 
Entscheidung ist nötigenfalls vom Amtmann (in Kopenhagen vom 
Polizeidirektor) unter Berufung an den Justizminister zu fällen und die 
Erfüllung der Verpflichtung kann durch Geldstrafen, eventuell 
durch die Polizei erzwungen werden. 

Wer eine feste Armenunterstützung bezieht und an einer Ge¬ 
schlechtskrankheit leidend befunden wird, muß zur Kur in ein 
Krankenhaus aufgenommen werden. 

Man sieht also, der Behandlungszwang für Geschlechtskranke 
verbunden mit dem Recht auf freie Behandlung und bedihgtem 
Meldezwang für Ärzte ist ausführbar. Denn in Dänemark haben 
die Ärzte nur die Pflicht, ansteckende Geschlechtskranke, die sich 
ihrer Beobachtung und Behandlung entziehen, zu melden (§ 6), 
sie vor Infizierung anderer Leute zu w r arnen (§ 7) und in wöchent¬ 
lichen Berichten an den beamteten Arzt lediglich zu bescheinigen, 
daß sie ansteckungsfähige Kranke beaufsichtigen und verwarnen 
und ohne Namensnennung deren Zahl anzugeben (§ 8). Ähnlich 
könnte .es auch bei uns gehandhabt werden. 

Auf die Literatur der Frage einzugehen erübrigt sich, da 
Neisser 2 ) sie vor kurzem ausführlich behandelt hat, der übrigens 
selbst von der ersten Brüsseler Konferenz an bis zu seinem nach¬ 
gelassenen Werke den Behandlungszwang eifrig verfochten hat. — 

Wenn bisher trotzdem unsere Gesetzgeber gezögert haben, 
vielleicht mit Recht, einem derartigen Zwange näherzutreten, — 
jetzt ist die Zeit da, in der ihre Bedenken zurücktreten 


*) Zitiert nach Albert Neisser: Die Geschlechtskrankheiten und ihre 
Bekämpfung. Berlin 1916. 

*) Albert Neisser, a. a. 0. 
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müssen angesichts der ungeheuren Verluste an menschlichem Leben 
und Gesundheit in diesem Kriege, angesichts der dringenden Not¬ 
wendigkeit, unsere Bevölkerungszahl so bald wie möglich wieder 
aufzufüllen und vor allem zu sorgen, daß nicht die Qualität 
des Nachwuchses leide. Da nun die Blenorrhoe die wichtigste Ur¬ 
sache der ehelichen Unfruchtbarkeit ist, und die Syphilis, wenn sie 
nicht früh und nicht gründlich genug behandelt wird sowohl die 
Erkrankten selbst mit vorzeitigem Siechtum und Tod bedroht 
als Zahl und Qualität der Nachkommen aufs schwerste beein¬ 
trächtigt, so gebietet vaterländische Pflicht, jetzt kein Mittel zur 
Bekämpfung dieser Schäden unversucht zu lassen. Darum darf 
der Behandlungszwang einem Gesetze zur Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten jetzt nicht fehlen. 
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Über die sexualphysiologischen Grundlagen der doppelten 
Moral und der Prostitution. 

Von 

Dr. Mathias Vaerting. 

Die doppelte Moral billigt dem einen Geschlecht sexuelle 
Freiheiten zu, die sie dem andern versagt. Dieses Messen der 
sexuellen Sittlichkeit mit verschiedenem moralischen Maßstab 
wäre ohne weiteres erklärlich und der Ursprung der doppelten 
Moral unschwer erkennbar, wenn die Frau es wäre, der die Mensch¬ 
heit vor dem Manne ein Plus an Sexualfreiheiten zugestanden 
hätte. Denn die Frau ist dem Manne an sexueller Leistungs¬ 
fähigkeit außerordentlich überlegen. L. Fraenkel 1 ) sagt, „daß 
die weibliche Potenz, praktisch genommen, als unter allen Um¬ 
ständen vorhanden angesehen werden muß, während dieses Ver¬ 
mögen beim Manne von vielen körperlichen und seelischen Zu¬ 
ständen abhängig ist. Nach einer Wiederholung des Aktes ver¬ 
langt die Frau viel häufiger und eher als der Mann“. Die Ko- 
habitationsfähigkeit des Weibes ist imbeschränkt, weil der Koitus 
für sie keinen Verlust, sondern eine Anregung bedeutet, während 
der Mann wegen des für ihn damit verbundenen Samenverlustes 
den Geschlechtsakt nicht beliebig häufig auszuführen vermag und 
dazu noch seine Manneskraft und Gesundheit schwersten Schädi¬ 
gungen aussetzt, wenn er seine Geschlechtskraft bis zur Grenze 
des Möglichen ausnützt. Schon Celsus wies darauf hin, daß 
die häufigere Ausübung des Beischlafes den Körper schwächt. 
Dieser tiefgreifende Geschlechtsunterschied wäre eine Ursache, 
die eine größere sexuelle Freiheit der Frau hinreichend er- 


x ) Normale und pathologische Sexualphysiologie des Weibes. S. 44f. 
(Handbuch der Frauenheilkunde, Liepmann, III. Bd.). 
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klären würde, weil dann die größere Freiheit zum Sexual¬ 
verkehr der bedeutend größeren sexuellen Potenz ent¬ 
sprechen würde. 

Ferner sind die Fortpflanzungsleistungen zwischen den 
beiden Geschlechtern ungleich verteilt. Die Ausbildung des kind¬ 
lichen Organismus bis zur Geburt ist rein weibliche Leistung. Viel¬ 
leicht hat die Natur deshalb beim Weibe der sexuellen Leistungs¬ 
fähigkeit keine Schranke gesetzt wie beim Manne, damit die größere 
Geschlechtslast durch größere Geschlechtslust einen Ausgleich 
finden könnte. Die Menschheit hätte also in einem gewissen Sinne 
nur ausgleichende Gerechtigkeit geübt, wenn sie demjenigen Ge¬ 
schlecht, welches erheblich mehr für die Fortpflanzung leistet, 
dementsprechend auch ein Plus an Geschlechtslust zugebilligt 
hätte. Luther, der große Reformator, war ein Vertreter dieser 
Doppelmoral. Er verlangte für den Ehebruch die Todesstrafe, 
gleichzeitig aber erlaubte er der unbefruchteten Frau den Ehe¬ 
bruch. Also doppelte Moral für das Weib. 

Seltsamerweise besteht nun unsere heutige doppelte Moral 
darin, daß auf dem Gebiete des Geschlechtsverkehrs dem Manne 
mehr erlaubt ist als der Frau. Man fragt sich nun, welche Ur¬ 
sachen eine solch widersinnige Erscheinung bewirkt haben, die 
nicht nur der physiologischen Verschiedenheit der Geschlechter 
nicht entspricht, sondern im Gegenteil zu den grundlegenden sexu¬ 
ellen Eigentümlichkeiten von Mann und Weib im schroffsten Wider¬ 
spruch steht. 

Die Ursachen nun, die zu dieser eigentümlichen Doppelmoral 
geführt haben, scheinen die sexuellen Disharmonien zu sein, 
die sich beim Menschen bei seinem Übergange von der 
Brunst zu seiner heutigen fast stetigen Bereitschaft 
zum Geschlechtsverkehr und beim Übergange von der 
Natur zur Kultur ergeben mußten. Beide Ursachen fallen 
zeitlich wahrscheinlich zusammen, da auch bei vielen Tieren be¬ 
obachtet worden ist, besonders von Mar sh all, daß bei Domesti¬ 
kation monöstrale Tiere, d. h. solche mit einer jährlichen Brunst¬ 
periode, polyöstral werden, also mehrere Sexualperioden bekommen. 
Daß in dem Übergange von der Natur zur Kultur der Ursprung 
der doppelten Moral zu suchen ist, dafür spricht die Tatsache, 
daß ursprünglich in geschlechtlicher Beziehung Mann und Frau 
ganz gleich bewertet wurden, daß das Weib dieselben primitiven 
polygamischen Instinkte offenbarte wie der Mann und auch später 
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dem vorehelichen freien Geschlechtsverkehr in der gleichen Weise 
huldigte. [Bloch 1 ).] 

Westermarck 2 ) bemerkt, daß viele Naturvölker beiden Ge¬ 
schlechtern vor der Verheiratung vollste Freiheit lassen. Hin¬ 
gegen, gehen wir zu den fortgeschrittenen Bassen bzw Völkern 
über, so finden wir, daß sie in der Begel die Keuschheit „nur als 
weibliche, nicht aber als männliche Pflicht betrachten.“ (1. c. 
S. 344ff.). Die doppelte Moral des Mannes ist also ein reines 
Kulturprodukt und deshalb sind ihre sexualphysiologischen Wurzeln 
auch in den Wirkungen zu suchen, die dieser Übergang von der 
Natur zur Kultur auf die beiden Geschlechter ausüben mußte. 

In den ältesten Zeiten des Menschengeschlechtes herrschte 
zwischen der sexuellen Leistungsfähigkeit der beiden Geschlechter 
noch eine gewisse Harmonie, da wahrscheinlich die Brunst noch 
den Trieb regelte. Bloch 3 ) sagt: „Es ist in der Tat sehr wahr¬ 
scheinlich, daß den ältesten Menschen noch die alte periodische 
Brunst mit den Tieren gemeinsam war und sich erst im Laufe 
der höheren Entwicklung abschwächte. . .. Bei Naturvölkern ist 
diese Periodizität des Geschlechtstriebes, seine Steigerung zu be¬ 
stimmten Jahreszeiten auch beim Manne noch deutlich ausgeprägt.“ 
(Vgl. auch L. Fraenkel, Normale und pathologische Sexual¬ 
physiologie des Weibes. S. 538f.). Solange der Geschlechtsverkehr 
nun auf bestimmte Zeiten beschränkt blieb, stand der Mann an 
sexueller Leistungsfähigkeit wohl noch nicht so weit hinter dem 
Weibe zurück w r ie heute. Denn die Zeit der sexuellen Latenz 
mußte die männliche Kraft für die Zeit der Brunst ganz erheblich 
erhöhen und sie der Kohabitationsfähigkeit und Begierde des we ; b- 
lichen Geschlechts in etwa gewachsen machen. Erst mit dem 
Aufhören der Periodizität des Geschlechtstriebes mußte 
sich die Kluft auftun, die zwischen der sexuellen Kraft 
der Geschlechter besteht. 

Die lange Aufspeicherung der Manneskraft hatte ihrer Ent¬ 
ladung für die kurze Zeitspanne der Brunst eine Stärke verliehen, 
die keine sexuelle Disharmonie aufkommen ließ. Beim Aufhören 
der Brunst aber mußte eine gewaltige Veränderung in diesen Ver¬ 
hältnissen eintreten. Die beschränkte sexuelle Potenz des Mannes, 


Die Prostitution. S. 54. 

*) Ursprung u. Entwicklung der Moral begriffe. Bd. II, S. 340. 
*) Das Sexualleben unserer Zeit. S. 29. 
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die für ein oder vielleicht zwei kurze Zeiträume des Jahres stark 
und ausreichend war, mußte auf ein ganzes Jahr verteilt an In¬ 
tensität und Kraft eine bedenkliche Verringerung erfahren. Da 
das Weib infolge des Aufhörens der Brunst an seiner unbeschränkten 
Kohabitationsfähigkeit nichts einbüßte, so war der Mann dem 
Weibe sexuell nicht mehr gewachsen. 

Der Übergang von der Natur- zur Kulturmenschheit mußte 
diese sexuelle Disharmonie noch weiter verschärfen. Denn wir 
wissen seit Darwin, daß die Domestizierung und jede Abände¬ 
rung der Lebensweise das männliche Reproduktivsystem weit nach¬ 
teiliger beeinflußt als das weibliche. Dazu übernahm noch der 
Mann den größeren Teil der Kulturleistungen, die Schwächung 
seines Fortpflanzungssystems erfuhr also auch dadurch noch eine 
weitere Steigerung vor derjenigen des Weibes. Insbesondere so¬ 
weit diese Leistungen in geistiger Arbeit ihren Ausdruck fanden, 
mußten sie direkt die sexuelle Kraft des Mannes verringern, da 
bekanntlich Geistesarbeit den Mann geschlechtlich schwächt, sogar 
bis zur Impotenz. (Newton.) Hätte der Mensch auf der Schwelle 
zwischen Natur und Kultur mehr Intelligenz gehabt, so hätte er 
vielleicht den Abgrund der sexuellen Disharmonien überbrücken 
können, den die Zertrümmerung eines Instinktes — des Sexual¬ 
instinktes der Brunst — aufgerissen hatte. So aber riß der Mensch 
in Unvernunft die Kluft nur noch tiefer, weil er blind nur In¬ 
stinkten folgte, die aber ihre Kraft als alleinige Leitsterne in 
diesem Augenblick bereits verloren hatten, weil ihre ursprüngliche 
Gesamtheit schon durch Vernichtung einzelner Teile (wie z. B. 
der Brunst) schon gestört war. 

Je höher die Kultur eines Volkes, um so mehr versuchten 
die größten Geister desselben die versäumte Vernunft nachzuholen. 
Bei den Mohammedanern, Fellahs, Hindus, Marokkanern und 
andern Völkern niedrigerer Kultur w r ar die Keuschheit wesentlich 
Frauenpflioht. Um den Mann kümmerte man sich nicht oder 
proklamierte für ihn sexuelle Freiheiten. Hingegen schon die 
kulturell höher gestiegenen Chinesen stellten die Keuschheit den 
Männern wenigstens als Ideal hin. Die alten Germanen bestraften 
nicht nur die verführten Mädchen, sondern auch die daran be¬ 
teiligten Männer. Platon aber, des höchsten Kulturvolkes großer 
Geist, sprach die männliche Keuschheit als Pflicht aus. Ihm er¬ 
schien die doppelte Moral widernatürlich. Er verlangte, daß die 
Staatsbürger nicht schlimmer sein sollten als die Vögel und die 

Zeitsehr. f. BekinpfaBg d. Geschlechtskrankh. XVII. 2 
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Säugetiere, welche bis zum Eintritt ihrer Zeugungskraft geschlecht¬ 
lich rein und keusch leben, nach erfolgter Paarung aber den Best 
ihres Lebens in heiliger Unschuld verbringen und ihren ursprüng¬ 
lichen Vertrag getreu einhalten.“ x ) Strenge männliche Keuschheit 
forderten ebenfalls Masonius Bufus und Dio Chrysostomus. 
Und Christus, der edelste und genialste Beligionsstifter, dessen 
Lehre die höchsten Kulturvölker heute angehören, verlangte und 
forderte ausdrücklich für den Mann denselben moralischen Maß¬ 
stab wie für das Weib. 

Und die englische Bepublik erließ im Jahre 1650 ein Gesetz, 
welches Vergehen gegen die Keuschheit bei Männern und Frauen 
in gleicher Weise bestrafte. 

Diese Vernunft kam aber bei den meisten Kulturvölkern zu 
spät und zu wenig Menschen hatten Intelligenz genug, sie zu ver¬ 
treten, um noch die von blinden und gestörten Instinkten ein¬ 
geschlagene falsche Bahn ins rechte Geleise zu bringen. 

Wenn die tiefste Wurzel der doppelten Moral in der Ver¬ 
schiedenheit der sexuellen Leistungsfähigkeit der beiden Ge¬ 
schlechter liegt, so müssen auch die Geschlechtsinstinkte, 
die sie hervorgebracht haben, in dieser Geschlechts¬ 
differenz ihren Ursprung haben. Der Instinkt nun, der 
den Mann vor allem dazu geführt hat, einseitig dem Weibe Keusch¬ 
heit zur Pflicht zu machen, ist unschwer zu erkennen. Es war 
unzweifelhaft der Instinkt, sich vor der sexuellen Ausbeutung 
durch das Weib zu bewahren. Zum Schutze seiner männlichen 
Geschlechtskraft suchte er der von Natur aus unbegrenzten Ge¬ 
schlechtsleistungsfähigkeit des Weibes wenigstens durch die Sitte 
eine Schranke aufzurichten. Daß die Geschlechtsforderungen des 
Weibes für den Mann Buin seiner Kraft bedeuten würden, ohne 
die Fessel der Sitte, zeigt z. B. die Nonn, welche die Königin 
von Aragonien für den Geschlechtsverkehr in der Ehe festsetzte: 
Sechsmal pro Tag. Für sein eigenes Geschlecht gleiche Ge¬ 
schlechtsbeschränkungen zu fordern, dafür konnte kein Instinkt 
beim Manne vorhanden sein, da er seine sexuelle Potenz von der 
Natur bereits in enge Grenzen gezogen fühlte. Die Forderung 
der weiblichen Keuschheit von seiten des Mannes war 
also ein Mittel, die nach dem Aufhören der Brunst 
entstandene sexuelle Disharmonie zwischen der ge- 


*) Zitiert nach Westermarck, 1. c. S. 347. 
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schlechtlicben Leistungsfähigkeit durch sittliche Be¬ 
schränkung des Weibes wieder auszugleichen. 

Daß die geringere Potenz des Mannes eine Hauptursache ist 
für die Entstehung der Hochschätzung der weiblichen Keuschheit 
von seiten des Mannes zeigt die Tatsache, daß die weibliche 
Keuschheitspflicht um so strenger gefordert wird, je 
größer die sexuelle Schwächung der Männer ist. Ins¬ 
besondere bietet hierfür die verschiedene Bewertung der Virginität 
sowohl bei den verschiedenen Völkern als innerhalb der verschie¬ 
denen Schichten desselben Volkes einen deutlichen Beweis. Früher 
herrschte eine auffällige Geringschätzung der physischen und 
moralischen Jungfrauschaft des Weibes. Bloch 1 ) sagt: „Über 
diese uns so seltsam anmutende Verachtung des jungfräulichen 
Weibes im primitiven Zustande haben Waitz, Bachofen, Kuli¬ 
scher, Post, Ploss, Bartels, Pottmann und andere Ethno¬ 
logen nähere Angaben gemacht.“ Im primitiven Zustande aber 
war die Manneskraft durch den Übergang von der Natur zur 
Kultur noch am wenigsten geschwächt. Der kräftige Mann hatte 
also kein Interesse an der weiblichen Keuschheit. Bei den Kultur¬ 
völkern aber steht die Jungfrauschaft im allgemeinen um so höher, 
je höher die Zivilisation. Nun aber nimmt mit der Zunahme der 
Zivilisation die männliche Geschlechtskraft ab, wie ich eingangs 
nachgewiesen habe. Folglich ist die Bewertung der Virginität 
abhängig von der geschlechtlichen Fähigkeit des männlichen Ge¬ 
schlechts, je mehr diese sinkt, um so höher steigt jene im Ansehen. 

Diese Abhängigkeit wird bestätigt durch die Schätzung der 
Virginität und überhaupt der weiblichen Keuschheit in den ver¬ 
schiedenen Volksschichten. Man hat hier in den verschiedenen 
Kreisen eines Volkes im kleinen genau dasselbe Bild wie bei den 
Völkern der ganzen Menschheit untereinander im großen: Bei 
den unteren Volksklassen kann man durchweg eine ähnliche Gleich¬ 
gültigkeit gegen Jungfräulichkeit und voreheliche Enthaltsamkeit 
beobachten wie bei den Naturvölkern. Je höher aber der Stand, um 
so mehr Gewicht wird auf diese Eigenschaften beim Weibe ge¬ 
legt. Westermarck sagt: „In der Praxis ist die öffentliche 
Meinung der einzige Richter über die gewöhnlichen Unkeusch¬ 
heitshandlungen. Ihr Urteil ist in den oberen Klassen, wofern 
weibliche Vergehen in Frage kommen, ziemlich streng, während 


*) Das Sexualleben unserer Zeit. S. 113.* 

2 * 


Digitized by ^ooQle 



20 


Vaerting. 


es bei den unteren beträchtlich schwankt und sehr oft recht nach¬ 
sichtig ist.“ (1. c. S. 849). Bekanntlich aber sind die Männer der 
unteren Schichten denjenigen der oberen, besonders der gebildeten 
und geistig arbeitenden Kreise an geschlechtlicher Potenz weit 
überlegen. Also auch hier erweist sich die Wertschätzung der 
weiblichen Enthaltsamkeit als ein direkter Maßstab der männ¬ 
lichen Geschlechtskraft. 

Noch ein anderes Beispiel möge bei dieser Gelegenheit er¬ 
wähnt werden. Man findet sehr häufig, daß Künstler und Ge¬ 
lehrte sehr intensive Verfechter der doppelten Moral sind. Gerade 
diese Männer aber sind durch ihre Geistestätigkeit sehr erheblich 
in ihrer sexuellen Potenz geschwächt. Durchweg entspricht der 
Eifer, mit dem sie für die weibliche Keuschheit kämpfen, dem 
Mangel an eigener Manneskraft. Fast nur die genialen und vor 
allem objektiven Geister unter ihnen vermögen gleich Platon 
und Christus ihren Instinkt unter die kritische Lupe der Vernunft 
zu nehmen, die sie dann unabweisbar gleiche Moral für beide Ge¬ 
schlechter fordern läßt, da sonst der Mann zum Mißbrauch seiner 
Kräfte verführt wird und des Weibes Beschränkung seines Be¬ 
gehrens zu einem vergeblichen Opfer macht. 

Die Forderung der weiblichen Keuschheit, einem richtigen 
und berechtigten Schutzinstinkt des Mannes entsprungen, wäre 
wohl auch an sich von guter und richtiger Wirkung gewesen, wenn 
der Mann intelligent genug gewesen wäre, seine Freiheit von sitt¬ 
licher Beschränkung nicht mißzuverstehen. Des Weibes Ge¬ 
schlechtsleben durch die Sittengesetze beschränkt auf 
die Natur des Mannes, des Weibes Keuschheit Sitten¬ 
gesetz, des Mannes Keuschheit Naturgesetz, auf dieser 
Grundlage hätte eine sexuelle Harmonie erwachsen 
können. Da aber der Mann mit geringer Intelligenz das Weib 
durch Sitten beschränkt sah, sich selbst aber frei von diesen Ge¬ 
setzen, so verwechselte er Freiheit und Kraft, und im Unverstand 
übertrat er das Naturgesetz seiner Kraft. Größere Hinfälligkeit 
des Mannes, erhöhte Sterblichkeit seines Geschlechts, Verkürzung 
seiner Lebensdauer gegenüber dem Weibe, alles Erscheinungen, 
wofür in der Tierwelt die Analoga fehlen, das war die Antwort der 
Natur. Aber selbst dafür war des Menschen Geist nicht groß 
genug, um diese Antwort zu verstehen. So wurde dem Manne 
der Mißbrauch seiner sexuellen Kraft und Freiheit zur Gewohnheit. 

Die Instinkte des Mannes, welche beim Übergange vom primi- 
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tiven Zustande zur Kultur zur Entstehung der heutigen doppelten 
Moral führten, lassen sich nach dem Vorhergehenden aus den Ver¬ 
änderungen seiner Sexualität bei diesem Übergange ohne weiteres 
erklären. Die sexualphysiologische Stellung des Weibes bei der 
Einführung der einseitigen weiblichen Geschlechtsehre scheint viel 
schwieriger zu erklären. Allerdings scheint man bei der Unter¬ 
suchung dieser Frage das Weib von einem ganz anderen Ge¬ 
sichtspunkt aus beurteilen zu müssen als den Mann. Denn nach 
dem Vorhergehenden kann man kaum zweifeln, daß der Mann 
der Urheber des einseitigen Kampfes für die physische Rein¬ 
heit der Frau ist, da er vor dem Weibe ein egoistisches Interesse 
an dieser Enthaltsamkeit haben mußte. Das Weib hat also nicht 
die doppelte Moral geschaffen — das wird wohl niemand be¬ 
zweifeln — sondern sie geschehen lassen. Beim Weibe ist also 
nur die Frage zu untersuchen, wie dieses Geschehenlassen von 
seiten des weiblichen Geschlechts möglich war. Nun gibt es in 
der Kultur sehr viele Einrichtungen, deren Einführung von 
seiten des Mannes sich einfach erklären läßt, deren Zulassung 
von seiten der Frau aber ganz unverständlich wirkt. Man könnte 
ja nun sagen und hat viele Beweise dafür, daß der Mann alle 
Mittel gebraucht hat, die Frau erstens bei der Gestaltung der 
Kultur möglichst auszuschließen 1 ) und zweitens ihr dann das von 
ihm eingerichtete Kulturleben nach seinem Ermessen praktisch 
zur Anteilnahme aufzuzwingen. Aber diese Erklärung bleibt auf 
halbem Wege stehen, weil sich da wieder die Frage einstellt, was 
bewog die Frau dazu, dies alles über sich ergehen zu lassen. Von 
diesem allgemeinen Gesichtspunkte aus die spezielle Frage der 
doppelten Moral für das weibliche Geschlecht zu erklären, würde 
zu weit führen. Es scheint auch, daß gerade die Zulassung der 
Einführung einer einseitig weiblichen Geschlechtsehre von seiten 
des Weibes sich durch die Eigenart seiner Geschlechtsnatur hin¬ 
reichend erklären läßt. 

Auf den ersten Blick erscheint es sehr merkwürdig, daß in 
der Kultur vielfach die Frau mit dem Manne zusammen die Rein¬ 
heit des Weibes fordert. Denn der Instinkt für den Schutz seiner 
Geschlechtskraft, der beim Manne eine erklärliche Triebfeder dieses 
Kampfes bildet, fehlt beim Weibe vollkommen. Und doch hat 
auch das Weib ein egoistisches Interesse an der Keuschheitspflicht 

x ) Vgl. Franz Schacht, Die Inferiorität des weiblichen Geschlechts. 
(Archiv f. Frauenkunde u. Eugenik. Bd. 2. Heft 3.) 
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seines eigenen Geschlechts, sonst hätte sie sich wohl niemals durch¬ 
gesetzt. 

Wie der Mann nach dem Aufhören der Sexualperioden sich 
an sexueller Potenz dem Weibe instinktiv nicht mehr gewachsen 
fühlte, um so mehr, je mehr die Zivilisation seine Kraft herab¬ 
minderte, ebenso begann mit diesem Zeitpunkte im Weibe die 
Ahnung von dem Unterschied in der Geschlechtsleistungsfähigkeit 
aufzudämmern. Je weniger Befriedigung seines Geschlechtstriebes 
das Weib fand, um so leichter aber war es geneigt, die Forderung 
des Mannes zu billigen und möglichst viel Geschlechts¬ 
genossinnen durch Auferlegung der Keuschheitspflicht 
vom Geschlechtsverkehr auszuschließen, um so durch 
Verminderung der sexuellen Konkurrenz für die Be¬ 
friedigung der eigenen Triebe möglichst viel Raum zu 
gewinnen. Es ist sehr wahrscheinlich, daß im Anfänge, wo man 
erst begann, weibliche Enthaltsamkeit zu fordern, die reifen, 
älteren Frauen die stärksten Vorkämpferinnen dafür gewesen sind. 
Denn die Jugend hat heute auf das öffentliche Leben noch kaum 
Einfluß und wird es früher sicher noch weniger, d. h. gar nicht ge¬ 
habt haben. Der geschlechtlichen Situation dieser reiferen Frauen 
aber entsprach es vollkommen, von den jüngeren Frauen als ge¬ 
schlechtliche Pflicht zu fordern, was ihnen selbst nur geschlecht¬ 
lichen Vorteil brachte. Dieser Egoismus des älteren Weibes 
ist am ganzen Geschlechte furchtbar gestraft, weil er 
die Entstehung der heutigen widersinnigen doppelten 
Moral begünstigt hat bis zum Prostitutionswesen, wel¬ 
ches des Mannes Kraft mißbraucht und dadurch das 
Weib geschlechtlich bettelarm macht. Hätte das Weib, 
statt den primitivsten egoistischen Geschlechtsinstinkten zu folgen, 
die Güte und Fürsorglichkeit seiner Weibesnatur sprechen lassen, 
so hätte sie sich an erster Stelle des Mannes Wohlergehen an¬ 
gelegen sein lassen. Sie hätte nicht die sexuelle Freiheit ih~er 
Geschlechtsgenossinnen beschränkt, um dadurch ihre eigene zu 
vergrößern, sondern sie hätte im Interesse des männlichen Wohl¬ 
ergehens den Begriff einer männlichen geschlechtlichen Unehre 
geschaffen, der sich unlöslich mit dem Mißbrauch seiner Kraft 
verknüpfte und eine weibliche Geschlechtsehre, die von jeder Aus¬ 
beutung der Manneskraft befleckt wird. 

Auf der hier angegebenen Grundlage erklärt sich 
auch die Prostitution als Auswuchs der doppelten 
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Moral ohne weiteres. Die hier festgestellten letzten sexual¬ 
physiologischen Wurzeln der doppelten Moral sind anscheinend 
auch die tiefsten Ursachen für die Entstehung der Prostitution. 

Durch das Aufhören der Brunstzeiten beim Menschen und 
der damit verbundenen Aktivierung des Unterschiedes in der sexu¬ 
ellen Potenz der Geschlechter mußten die mit starkem sexuellen 
Temperament begabten Frauen am härtesten betroffen werden. 
Weil ihrem in den Urzeiten außer der Brunst schlafenden, jetzt 
aber stets wachen Begehren keines Mannes Kraft mehr gewachsen 
war, suchten sie einen Ausweg, indem sie nicht mehr mit nur 
einem Manne Geschlechtsverkehr suchten, sondern mit möglichst 
vielen. Solange nun die männliche Potenz durch die Zivilisation 
noch nicht tangiert war, wurde das ungebundene Geschlechts¬ 
leben dieser Frauen von beiden Geschlechtern nicht nur geduldet, 
sondern sogar als ein besonderer Vorzug angesehen. Bloch 1 ) sagt: 
„Im Gegensätze zu unserer heutigen Auffassung wird ein Mäd¬ 
chen, das dem freien Geschlechtsverkehr huldigt, deswegen nicht 
nur nicht verachtet, sondern sogar als ein „den uralten Göttern 
geweihtes Wesen“ besonders geachtet. Die schrankenlose Be¬ 
tätigung des Geschlechtstriebes zur Ehre der Götter gilt als be¬ 
sonderes Privileg, das bei manchen Völkern der höchsten Aristo¬ 
kratie Vorbehalten ist, z. B. der ältesten Königstochter bei dem 
Dravidavolk der Buntar in Ostindien, den Frauen aus königlichem 
Blute bei den Tschi-Stämmen an der afrikanischen Goldküste, 
den Frauen der herrschenden Familien in Westafrika, den vor¬ 
nehmen Mädchen auf den Marschall-Inseln.“ Man kann daraus 
wohl schließen, daß in der Urzeit diese mit starker Sinnlichkeit 
begabten Frauen, die nach schrankenloser Betätigung ihres Triebes 
verlangten, zugleich von einer gewissen Intelligenz, wenigstens von 
einer instinktiven Klugheit gewesen sein müssen, da sie sich ihre 
freie und starke Geschlechtsbetätigung mit einer Art religiösem 
Nimbus zu schützen und sichern suchten. 

Der ansteigenden Zivilisation und damit gleichzeitig einher¬ 
gehenden Herabminderung der männlichen Geschlechtsleistungs¬ 
fähigkeit aber konnte diese religiöse Schutzwehr, welche sich der 
besonders starke weibliche Sexualtrieb für seine freie Betätigung 
auf gerichtet hatte, nicht standhalten. Mit dem Sinken der männ¬ 
lichen Geschlechtskraft mußte sich das Ansehen der einem un- 

x ) Die Prostitution. S. 07. Vgl. ebenfalls Achelis, die Entwicklung der 
Ehe. S. 14. 
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gebundenen Geschlechtsleben sich hingebenden Frauen allmählich 
in das gerade Gegenteil verkehren, in Verachtung. Und zwar 
mußte diese Verachtung von beiden Geschlechtern kommen — so 
wie sie heute in Erscheinung tritt — von den Männern, weil sie 
in diesen Frauen die Ausbeuterinnen ihres Geschlechts, die Zer¬ 
störerinnen ihrer Kraft instinktiv erkannten, von den Frauen, 
weil sie die noch vorhandene und ohnehin nicht ausreichende 
männliche Potenz verkürzten und damit die Befriedigung ihrer 
sexuellen Bedürfnisse. 

Aber selbst die grenzenlose Verachtung von seiten der Männer 
wie der Frauen hat die stark sinnlichen Frauen nicht von einem 
schrankenlosen Sexualverkehr abzuhalten vermocht. L. Berg 1 ) 
sagt: „Frauen mit starker Feminität bilden immer den Grund¬ 
stock der Prostitution, die sich aus rein wirtschaftlichen Motiven 
nie ganz erklären ließe.“ Vielleicht ist auch das Hauptmerkmal 
der Prostitution, die Bezahlung, auf die Verachtung des freien 
Geschlechtsverkehrs zurückzuführen, nicht umgekehrt. Denn wenn 
diese Frauen von beiden Geschlechtern verachtet wurden, so war 
ihnen damit der Erwerb des Lebensunterhaltes außerordentlich er¬ 
schwert, so daß sie schließlich auf Geldgeschenke angewiesen waren. 
Die Bezahlung der Prostituierten ist im Grunde doch auch eine 
Sache, deren Widersinnigkeit wohl nur deshalb meistens über¬ 
sehen wird, weil wir daran schon Jahrhunderte und Jahrtausende 
gewöhnt sind. Vom Standpunkte der Leistung aus be¬ 
trachtet, müßte es jedenfalls umgekehrt sein. Denn 
physiologisch genommen, liegt doch die Geschlechtsausgabe aus¬ 
schließlich auf seiten des Mannes, so daß also auch dieser, und 
nicht das Weib, bezahlt werden müßte. 

Dafür, daß die Prostitution dieselben hier aufgeführten sexual¬ 
physiologischen Grundlagen hat wie die doppelte Moral, spricht 
auch das heute fast vollkommene Fehlen einer männlichen hetero¬ 
sexuellen Prostitution eine deutliche Sprache Häufig hat man 
dieses Fehlen zu erklären gesucht durch eine geringere Geschlechts¬ 
bedürftigkeit des Weibes oder durch eine größere sexuelle Rein¬ 
heit desselben. Wenn man die Geschichte der Prostitution stu¬ 
diert, so fühlt man keine Ursache mehr zu glauben, daß weibliche 
Keuschheit das Entstehen einer männlichen Prostitution verhindert 
hat. Immer und überall begegnet man den Ansätzen zu einer 


.*) Geschlechter. S. 22. 
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männlichen heterosexuellen Prostitution. In der antiken 
Prostitution hatte diese Art eine große Ausdehnung 1 ), auch in 
der Bäderprostitution des Mittelalters. Und nicht der Mangel an 
weiblichen Interessenten hat ihre Entwicklung verhindert, auch 
nicht eine größere Tugendhaftigkeit des männlichen Geschlechts, 
die vor der Hingabe an solch ekle Institution zurückschreckte, 
sondern einzig die geschlechtsphysiologische Unmöglich¬ 
keit für den Mann, die Prostitution zu einem einträg¬ 
lichen Geschäft zu machen. Nicht infolge eines ver¬ 
schiedenen sexuellen Bedürfnisses der Geschlechter hat in 
der Entwicklung des Prostitutionswesens der weibliche Liebes- 
markt den heutigen großen Vorsprung erlangt, sondern die sehr 
verschieden große geschlechtliche Potenz von Mann und 
Weib ist einzig und allein von entscheidendem Einfluß gewesen. 
Für das Weib ist die Prostitution ein sehr leichtes und einträg¬ 
liches Geschäft. Die Leistung entspricht absolut nicht der Be¬ 
zahlung. Sie kann soviel Besucher erledigen, als nur eben kommen, 
ohne irgendeine Schwächung ihrer Körperkräfte befürchten zu 
müssen. Ganz anders beim Manne. Er ist nur imstande, eine 
sehr geringe Zahl von Frauen zu befriedigen, selbst in den Jahren 
seiner besten Kraft reicht es nur für eine Frau täglich, höchstens 
für zwei. Und selbst diese verhältnismäßig geringe Leistung be¬ 
deutet für ihn eine starke körperliche Ausgabe. Zudem wird die 
Unfähigkeit des Mannes zum Prostituiertengewerbe noch ver¬ 
größert durch den Umstand, daß er nicht Herr über seine Potenz ist. 

Wenn der Mann sexuell fähig gewesen wäre zur heterosexu¬ 
ellen Prostitution, so hätte auch aller Wahrscheinlichkeit nach 
die Institution der „Männerhäuser“ 2 ) allmählich sich hinüber¬ 
entwickelt in männliche Prostituiertenhäuser. Bloch 2 ) teilt z. B. 
folgende Tatsache über „Männerhäuser“ mit, die eine Palau-Insu- 
lanerin dem Forschungsreisenden Semper berichtete: „Wenn bei 
uns die Frau ihrem Manne böse ist, so läuft sie in das nächste Bai 
dann muß der Mann, wenn er sich wieder mit ihr versöhnen will, 
sie durch ein Stück Geld von dem Clöbbergöll (Männerverband) 
loskaufen.“ (1. c. S. 60). Nach Bloch hat Schurtz diese Ver¬ 
hältnisse auf den Palau-Inseln als eine Keimform der Prostitution 
bezeichnet. Schurtz hat wohl insofern recht, als hier unbedingt 

*) Vgl. Bloch, Prostitution. S. 423ff. 

2 ) Vgl. Bloch, 1. c. S. 57ff. 

3 ) Junggeßellenhaus. 
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eine Keimform der männlichen Prostitution vorliegt, die 
aber überhaupt bei den Männerhäusern in der Entwicklung stecken 
bleiben mußte, weil die Potenz des Mannes für ein solches Ge¬ 
werbe bei weitem nicht ausreicht. 

Das Entstehen der einseitig weiblichen Prostitution aus der 
doppelten Moral beweist ferner sehr deutlich, daß diese nicht 
etwa dem Gedanken entsprungen ist, dem Manne größere sexuelle 
Freiheit zuzubilligen, um ihm eine größere Fruchtbarkeit zu sichern. 
Da der Mann stark der Erzeugung der Masse zuneigt, so wäre 
dieser Beweggrund noch verständlich. Er kann aber die Ent¬ 
wicklung der verschiedenen sexualmoralischen Maßstäbe für die 
beiden Geschlechter nicht beeinflußt haben, da sich die größere 
Freiheit des Mannes nur auf unfruchtbaren Geschlechtsverkehr 
erstreckt. Die außereheliche Kinderzeugung belastet in der 
Gesellschaftsmoral das Konto des Mannes nicht weniger als das 
des Weibes. 

Neben der Prostitution hat die doppelte Moral noch in vielen 
Ländern einen zweiten Auswuchs getrieben, das Töten weiblicher 
Kinder. Bei dem Vorherrschen des männlichen Wunsches nach 
Fruchtbarkeit ist diese Erscheinung doppelt merkwürdig. Man 
hat sie häufig mit dem geringem Wert des weiblichen 
Kindes gegenüber dem männlichen zu motivieren ge¬ 
sucht. Meines Erachtens hat sich die Meinung erst 
sekundär gebildet eben auf Grundlage der einseitigen 
Tötung der weiblichen Kinder. Dieser Vorgang selbst aber 
ist wahrscheinlich eine Beaktion auf die naturwidrige Erscheinung 
der doppelten Moral, um ihre nachteiligen Folgen für den Mann 
zu verkürzen Das Aufhören der Brunst hatte für den Mann 
schon eine sehr große Steigerung der geschlechtlichen Belastung 
zur Folge gehabt, die doppelte Moral verstärkte diese noch in 
unheilvoller Weise. Da ist es nicht unwahrscheinlich, daß der 
Mann aus dem Instinkt heraus seine Kraft und Gesundheit zu 
schützen in dunklem Triebe zur Tötung der weiblichen Kinder 
schritt. Denn je weniger Weiber im Verhältnis zu den Männern 
vorhanden waren, um so geringer mußten die Ansprüche an die 
männliche Geschlechtskraft werden. Ich habe schon früher darauf 
hingewiesen, daß die Natur wahrscheinlich deshalb eine so kon¬ 
stante Tendenz zur Erzeugung eines Knabenüberschusses aufweist, 
um das sexuell weniger leistungsfähige Männergeschlecht durch 
ein zahlenmäßiges Übergewicht zu entlasten. Demnach wäre das 
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Töten weiblicher Kinder nichts weiter als eine Verschärfung dieser 
Naturtendenz durch brutale Gewalt. 

Die Neigung zu diesem brutalen Selbstschutz des männlichen 
Geschlechts ist wahrscheinlich noch begünstigt durch den Um¬ 
stand, daß der Mann stets glaubte, daß das weibliche Geschlecht 
ihm an Zahl weit überlegen sei. Dieser Glaube des Mannes ist 
erst der Statistik gewichen. Wie tief er im Manne liegt, zeigt 
die Tatsache, daß Männer, die von diesen statistischen Ergeb¬ 
nissen keine Ahnung haben, stets glauben, daß es viel mehr Frauen 
als Männer gibt (z. B. ganz neuerdings noch wieder F. C. Endres 
in seinem Buche „Türkische Frauen“). Vielleicht hängt dieser 
Glaube auch mit der nach dem Aufhören der Brunst entstandenen 
Disharmonie in der sexuellen Potenz der Geschlechter zusammen, 
daß der Mann, weil er den weiblichen Ansprüchen an seine Ge¬ 
schlechtskraft nicht mehr gewachsen ist, das Gefühl hat, daß viel 
mehr Frauen als Männer da sind, und die Frau aus ihrer Nicht¬ 
befriedigung heraus, zu der gleichen Meinung gekommen ist, daß 
viel weniger Männer als Frauen da sind. Denn auch dieser An¬ 
sicht begegnet man beim weiblichen Geschlecht sehr häufig. 

Es ist möglich, daß auch das Töten der Weiber und ihre 
Sklaverei in dem gleichen männlichen Instinkt, einer Art sexu¬ 
eller Notwehr, nach dem Aufhören der Brunst sich gegen Ge¬ 
schlechtsausbeutung zu schützen, seine letzte Ursache hat. Auch 
die Wahl eines jüngeren Weibes zur Ehe kann von hier aus viel- ^ 
leicht ihren Ursprung genommen haben. Jaeckel 1 ) hat ver¬ 
schiedentlich nachzuweisen gesucht, daß Gleichaltrigkeit der Ehe¬ 
leute Naturgesetz sei. Wir finden nun aber trotzdem im heutigen 
Heiratsalter überwiegend Verbindungen eines älteren Mannes mit 
einer jüngeren Frau. Z. B. hat Jaeckel festgestellt, daß im 
Zeitraum von 1901—1910 im Deutschen Beich von allen geschlos¬ 
senen Ehen 49,98 Proz. mit männlichem Altersplus waren, 
89,41 Proz. gleichaltrige Ehen, 10,60 Proz. mit weiblichem Alters¬ 
plus. Jaeckel und auch Wellmann haben nun weiterhin fest¬ 
gestellt, daß mit steigendem Alter des Mannes die Tendenz, eine 
jüngere Frau zu wählen, zunimmt. Da aber ebenfalls mit zu¬ 
nehmendem Alter die Geschlechtskraft abnimmt, so entspringt 
diese Tendenz allem Anscheine nach dem Instinkt, einen Ge¬ 
schlechtspartner zu wählen, dessen sexuelle Ansprüche möglichst 


1 ) Z. B. das Heiratsalterim modernen Japan, Ztschr. f. Sozialwissenschaft. 
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gering sind. Dies ist um so mehr der Fall, je jünger die Frau ist. 
Nach Kisch erreicht das Weib erst mit etwa 82 Jahren das Maxi¬ 
mum seines sexuellen Begehrens. Ferner wird aber ganz allgemein 
in der Frühehe des Weibes wohl der letzte Rest seines früheren 
Sklaventums zu erblicken sein. Der Mann, der über das Weib 
herrschen will, fühlt, daß Altersüberlegenheit dafür die beste Ge¬ 
währ bietet. Seine Herrschaft aber über das Weib sichert ihm 
hinwieder am ehesten Schutz vor der sexuellen Ausbeutung durch 
ihre stets wache Begierde. Doch dauert diese Art Schutz nur so 
lange, bis das Weib seine volle Reife erlangt hat, so daß sie dem 
Manne statt Rettung stets Verderben bringt. 

Auch andere Eigentümlichkeiten des Sexuallebens lassen sich 
von diesem Gesichtspunkt aus erklären. So ist bei einigen Volks¬ 
stämmen die Sitte beobachtet worden, daß die Männer ihre Frau 
an jeden Fremden abgeben. Man hat dies Gebaren stets als Gast¬ 
freundschaft bezeichnet. Ebenso nahe aber liegt der Gedanke, 
daß hier mehr als Gastfreundschaft der dunkle Trieb im Spiele ist, 
des fremden Mannes Kraft auszunutzen zur Schonung der eigenen. 

Die Einbürgerung der Prostitution ist ferner anscheinend sehr 
stark begünstigt worden dadurch, daß die Gesetzgebung in den 
Händen alter Männer lag, die aus egoistischen Motiven die Ein¬ 
richtung der Prostitution förderten. Als nämlich die Brunst 
aufhörte, mußte gleichzeitig auch die Gefahr wachsen, 
daß ein bestehendes Paarungsverhältnis durch Ein¬ 
bruch eines Dritten gestört wurde. Solange der Sexualtrieb 
des Menschen noch den Gesetzen der periodischen Brunst unter¬ 
worfen war, waren die sexuellen Beziehungen, welche die Grund¬ 
lage einer jeden Paarung ausmachen, während des längsten Zeit¬ 
raumes in latentem Zustande. Da diese Latenz bei allen gemeinsam 
zu gleicher Zeit auftrat, so war während dieses Zeitraumes jede 
Störung so gut wie ausgeschlossen, da alle sexuellen Antriebe 
dazu ruhten. Ein Einbruch in ein PaarungsVerhältnis während 
der Brunst aber mußte wegen der kurzen Zeitspanne und der 
darin zusammengedrängten geschlechtlichen Hochspannung wenig 
aussichtsreich sein. 

Mit dem Aufhören der Brunst trat eine gewaltige Verände¬ 
rung in diesen Verhältnissen ein. Die Zeit der völligen Ruhe des 
Geschlechtstriebes machte einer stetigen Aktivität Platz. Da¬ 
durch mußten sexuelle Disharmonien zwischen den Geschlechts¬ 
partnern stark in Erscheinung treten und Annäherungen dritter 
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Personen begünstigen. Verschlimmert wurden diese Verhältnisse 
noch besonders von dem Zeitpunkte an, wo der Mann begann, 
sich mit jüngeren Frauen zu verbinden, da sexuelle Disharmonien 
in einer solchen Ehe mit dem zunehmenden Alter des Mannes un¬ 
bedingt in Erscheinung treten mußten. Da aber nun die Untreue 
der Gattin den Mann in seiner Geschlechtsehre kränkt, weil bei 
solchen Vorgängen leicht Zweifel an seiner sexuellen Leistungs¬ 
fähigkeit entstehen können, so lag es nahe, daß der alte Ehemann, 
der die Treue seiner jüngeren Gattin nicht mehr durch Liebes- 
kraft zu binden vermochte, nach künstlichen Mitteln zu ihrem 
Schutze suchte. Wahrscheinlich ist die Einrichtung der Männer¬ 
häuser, in denen die Junggesellen zusammenlebten und deren Ver¬ 
breitung sehr groß gewesen sein soll, ein Versuch zu diesem Zwecke, 
die Ehe künstlich zu schützen. Da aber die Männerhäuser das 
gerade Gegenteil im Gefolge hatten, und die Frauen, auch die 
Ehefrauen, zu zahlreichem Besuch anlockten, so sind sie wahr¬ 
scheinlich allmählich aufgegeben worden. Das umgekehrte Mittel, 
der Preisgabe einer Anzahl Frauen zur sexuellen Schwächung der 
jungen Männer, hat anscheinend mehr Beifall gefunden, da es 
sich bis auf den heutigen Tag erhalten hat. Daß die Prostitution 
die ehrbaren Frauen vor den Männern schützen soll, ist sehr häufig 
zu ihrer Verteidigung angeführt, obschon im Altertum schon Dio 
Chrysostomus 1 ) mit schärfster Logik die Unsinnigkeit dieser An¬ 
nahme nachgewiesen hat. 

Die Entstehung und Erhaltung der Prostitution bis auf den 
heutigen Tag ist natürlich auch durch die Ausbildung einer ein¬ 
geschlechtlichen Kultur stark begünstigt worden. Denn in dieser 
Kultur hat die Stimme der Frau geschwiegen, die Frau aber muß 
ihrer Natur nach die schärfste Gegnerin der Prostitution sein, 
weil sie ihre ureigensten Weibesrechte mit Füßen tritt. Seit dem 
Eintritt in das öffentliche Leben ist das männliche Reservat einer 
Sondermoral stark in seiner Weiterexistenz bedroht. Hier hat 
die Selbsterlösung der Frauen (Bloch) schon sichtlichen Wandel 
geschaffen, vielleicht wird es auch den vereinten Kräften von 
Mann und Weib gelingen, endlich die Menschheit von der Kultur¬ 
schande der Prostitution zu erlösen. Und es ist deshalb außer¬ 
ordentlich zu begrüßen, daß Blaschko erst jüngst die Frauen 
zur Mitarbeit im Kampfe gegen die Prostitution aufforderte. 

*) Vgl. Bloch, 1. c. S. 564. 
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Fischer f W- (Polizeiarzt in Altona), Die Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten. 

Med. Klinik 1915, Heft 34. 

Fischer stellt die Prozentzahlen der geschlechtskranken Kontroll- 
mädchen und der aufgegriffenen heimlichen Prostituierten in Altona 
gegenüber und kommt zu dem Resultat, daß die Ansteckungsmöglichkeit 
im Verkehr mit den aufgegriffenen Weibern eine ungeheuer große ist. Er 
fand: 


Kranke Kontrollmädchen. 


1908 

3 % 

1909 

2,7%, 

1910 

2,4% 

1911 

2,2% 

1912 

2 % 

1913 

1,8% 

1914 

2,1% 


(absolute Zahlen fehlen) 


Aufgegriffene: 

1914 


September 

164 dav. krank 63 = 38% 

Oktober 

123 

»» » 

42 = 34% 

November 

83 

ty tt 

27 = 32 % 

Dezember 

1915 

119 

99 99 

30=25% 

Januar 

116 

99 99 

26=22% 

Februar 

145 

99 99 

49=34 % 

März 

195 

99 99 

58=36% 
41 = 25% 

April 

161 

99 99 

Summe 

1070 


336 = 31 % 


Es ist nicht ganz genau ersichtlich, ob die Prozentberechnung bei 
den Kontrollmädchen aus der Zahl der Untersuchungen oder aus der Zahl 
der kontrollierten Mädchen gewonnen sind; es ist wohl aber anzunehmen, 
daß F. den letzteren richtigen Modus gewählt hat, da er sagt, daß die 
Zahlender Kontrollmädchen noch zu hoch sind, weil es sich um wiederholte 
Untersuchungen im Laufe eines Jahres handelt. Eine wirksame Be¬ 
kämpfung der Geschlechtskrankheiten hält er nur für möglich, wenn 
der Kampf gegen die heimliche Prostitution mit allen Mitteln und von 
allen beteiligten Organen auf genommen wird. Die Gerichte müssen mit 
größter Strenge gegen diese heimlichen Dirnen Vorgehen, die Korrektions¬ 
anstalt ist der beste Ort, diese gemeingefährlichen Personen eine Zeitlang 
unschädlich zu machen. Da ein Teil der heimlichen Prostituierten Kassen¬ 
mitglieder sind, können auch die Ärzte mithelfen: richtige Diagnose, 
(eine Gonorrhoeuntersuchung ohne Mikroskop ist ein Unding), ausgiebige 
Behandlung und namentlich Aufklärung über die Natur und Gefahr 
ihrer Krankheit sind erforderlich; es darf gegenüber den Geschlechts¬ 
krankheiten von ärztlicher Seite nicht mehr Versteck gespielt werden. 
Mehr noch als bisher ist es Pflicht der Stadtverwaltungen, geeignete, gut 
geleitete Spezialabteilungen einzurichten, die in dauerndem Konnex mit 
den Polizeiärzten stehen. Schließlich empfiehlt F. die Einrichtung von 
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Fürsorgestellen, in denen, soweit es ohne Schädigung der ärztlichen Praxis 
möglich ist, auch eine poliklinische Behandlung durchgeführt werden 
muß. In Altona ist eine solche bereits geplant, ihre Eröffnung aber durch 
den Krieg verzögert. W. F. 

D. Paul Wurster, Professor an der Universität Tübingen, Die Prostitutions¬ 
frage im Uchte des Krieges. (Sonderabdrnck ans den Monatsblättern für 
Innere Mission, Heft 12, Dezember 1915.) Karlsruhe i. B., Verlag des 
Evangelischen Schriftenvereins. 8°. 30 Seiten. 

Nicht mit Unrecht wurde bereits mehrfach darauf hingewiesen, daß 
der gegenwärtige Krieg für das offizielle Christentum eine Katastrophe 
bedeutet. Von all dem Tragischen ist indes in der vorliegenden Schrift 
nichts zu merken, wenigstens merkt der Verfasser selbst nicht den Zwie¬ 
spalt seiner Ausgangsposition. Unter stärkster Betonung religiös-sitt¬ 
licher Momente sieht er in dem Geschlechtlichen — horrible dictu — den 
Zentralpunkt der christlichen Moral. Daher kann er auch, ganz entgegen 
dem Beispiel des Heilands, von „dreckigen französischen, belgischen, 
russischen (verlausten!) oder auch deutschen Dirnen“ reden, wobei die 
russischen natürlich verlaust sein müssen. 

Es wäre indessen unrecht, wollte man diese Broschüre auf die gleiche 
Stufe stellen mit dem billigen Kram, in welchem die billige Entrüstung 
den Mangel an Argumenten zu verdecken pflegt. Sie ist in ruhigem, 
ernstem Ton geschrieben, und der Verfasser, mit dessen sachlichen Aus¬ 
führungen wir nicht überall übereinstimmen (so z. B. in der Beurteilung 
der Frage der Vorbeugung von Krankheiten usw.), legt Verständnis für 
die soziale Seite des Problems an den Tag. Beseitigung der Reglementie¬ 
rung, Strafbarkeit der Ansteckung, billige oder unentgeltliche Kranken¬ 
behandlung, Kampf gegen den Alkoholismus, Regelung der Wohnungs¬ 
frage, allerdings in sehr, sehr engen Grenzen usw. — diese Maßnahmen 
empfiehlt der Verfasser für die Zeit nach dem Kriege. Es sei noch be¬ 
merkt, daß Verfasser zu großes Gewicht legt auf polizeiliche Verbote, 
Zwangsmaßnahmen und behördlichen Druck. An alldem war bis jetzt 
sicherlich kein Mangel. R. G. 

Prof. Dr. von DQring (Baden-Baden), Prostitution und Geschlechtskrankheiten. 
(Preußische Jahrbücher, Juni 1916.) 29 Seiten. 

Es ist anerkennenswert, daß Herr Prof. v. Düring vor dem Forum 
der Leserschaft der „Preußischen Jahrbücher“ Fragen zur Behandlung 
bringt, über welche man in diesen Kreisen früher kaum zu reden wagte, 
und deren Aufrollung in der Öffentlichkeit er als Verdienst der Deutschen 
Gesellschaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten konstatiert. 
Verfasser sieht in der Prostitution die Quelle der Geschlechtskrankheiten. 
Gegen letztere anzukämpfen, ohne die Wurzeln der Prostitution aus¬ 
zurotten, hieße „Wasser schöpfen mit einem Siebe in ein Faß ohne Boden“. 
Soziale Grundursachen der Prostitution seien in den WohnungsVer¬ 
hältnissen und der Lohnfrage zu suchen, was statistisch überzeugend 
belegt wird. Ganz im Sinne der kriegssozialistischen Tendenzen wird 
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einer großzügigen mit großem Kapital fundierten Wohnungsreform das 
Wort gesprochen, mittels welcher große Schichten von Mädchen, Frauen 
usw. in Heimen untergebracht werden sollen. Zwangserziehung und -für- 
sorge müssen eingeführt werden. Hier endet aber der Radikalismus des 
Verfassers. Nachdem der Wohnungsnot wird abgeholfen werden, er¬ 
scheine eine besondere Regelung auch der Lohnfrage kaum der Mühe wert, 
denn durch die Wohnungsreform sei ihr die Spitze abgebrochen. Was 
sonst von Reglementierung, Bordellwesen, Aufklärung (Aufklärung der 
Eltern und nicht so sehr der Jugend!), Enthaltsamkeit — gesagt wird, 
ist recht interessant und instruktiv. 

v. Düring erklärt die Schwierigkeiten eines Erfolges in all diesen 
Fragen damit, daß nur Hebung des sozialen Milieus und der Bildung 
wirkliche Besserung hervorbringen kann. Daher glaubt er auch nicht 
an einen raschen Erfolg der Deutschen Gesellschaft zur Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten, über welche er bei aller Anerkennung 
ihrer Tätigkeit einige Bemerkungen macht, die mißdeutet werden 
können. Sie entspringen einer Einteilung der Mitgliedschaft der Ge¬ 
sellschaft in drei divergierende Gruppen: Sittlichkeitsvereine, Frauen¬ 
rechtlerinnen und Ärzte usw. Ebensowenig, wie diese Einteilung er¬ 
schöpfend ist, glauben wir in diesem Zusammenhänge darauf näher ein- 
gehen zu müssen. Auch andere Punkte sind zu sehr schematisch erledigt 
und lassen sich mit Leichtigkeit in das Gegenteil umkehren, wie es z. B. 
mit der Benutzung der Statistik der Geschlechtskrankheiten in Christiania 
bereits der Fall ist: während Hansteen andeutet, daß der wirtschaft¬ 
liche Aufschwung die Grundlage des Zahlenanstiegs sei, neigt von Düring 
dazu, die schlechten Zeiten dafür verantwortlich zu machen. R. G. 

Caesar Philip, Wie viele Syphilitiker lassen sich genügend behandeln? Münch. 

med. Wochenschr. 1914, Nr. 5. 

Bei der Überlegung, ob die Einrichtung von Fürsorgestellen durch die 
Landesversicherungsanstalten einem praktischen Bedürfnis entsprechen 
würde, ist auch die Frage von Wichtigkeit, wie viele der Erkrankten sich 
im allgemeinen spontan einer ausreichenden Behandlung unterziehen. 
Da darüber brauchbare statistische Unterlagen nicht vorhanden sind, hat 
Philip in Hamburg sein umfangreiches Krankenmaterial, das vorwiegend 
aus Kassenpatienten und Seeleuten besteht, daraufhin einer Sichtung unter¬ 
zogen. Er verfügt im ganzen über 1433 Krankengeschichten von Patien¬ 
ten, die sich in den Jahren von 1908—1912 infiziert haben. Es ergab 
sich, daß 89% (bis zu 2 Kuren) durchaus ungenügend und nur 
11% einigermaßen hinreichend sich behandeln ließen. Man 
ersieht an diesen traurigen Resultaten, welch segensreiches Arbeitsfeld 
der von der Landesversicherungsanstalt der Hansastädte ins Leben ge¬ 
rufenen Beratungsstelle in Hamburg sich eröffnet. W. F. 
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Vorentwurf eines Gesetzes 
zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten. 

Von 

Geh. Justizrat Prof. W. Mittermaier (Gießen). 

I. Allgemeine Einrichtungen. 

§ 1 . 

Die Landesregierungen haben mit der Überwachung und Unter¬ 
suchung geschlechtskranker und krankheitsverdächtiger Personen 
eine ausreichende Zahl besonders vorgebildeter beamteter Ärzte 
zu betrauen. Zur Behandlung geschlechtskranker Personen sind 
in ausreichender Zahl geeignete Krankenhäuser einzurichten. 
Es sind Anstalten zur Untersuchung des Blutes und der Sekrete 
geschlechtskranker Personen zu schaffen. 

Als Ärzte sind nach Bedarf auch Frauen anzustellen. 

Wo es erforderlich ist, sind Gesundheitsämter zu errichten 
und mit der nötigen Zahl von Ärzten, Ärztinnen und Helfern zu 
besetzen. 

§ 2 . 

Die Landeszentralbehörden haben die allgemeinen Aufklä¬ 
rungsbestrebungen über Geschlechtskrankheiten zu fördern. 
Sie haben Sorge zu tragen, daß regelmäßig eine ausreichende Be¬ 
lehrung durch sachverständige Ärzte und durch Verteilung von 
Merkblättern stattfinde. Diese ist insbesondere für die schulent¬ 
lassene Jugend, die oberen Klassen der höheren und der Mittel¬ 
schulen, die Fortbildungsschulen und Hochschulen einzurichten. 

Sie haben allen Ärzten zur Aushändigung an Geschlechtskranke 
Merkblätter mit Anweisungen über das Verhalten bei Geschlechts¬ 
krankheiten, insbesondere zur Verhütung weiterer Ansteckung zur 
Verfügung zu stellen. 

Zeitschr. f. Bekämpfung d. Geschlechtskrankh. XVIII. 3 
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§ 3 . 

Die Anstalten der öffentlichen Kranken- und Invalidenver¬ 
sicherung haben Stellen zu schaffen, an denen besonders vorge¬ 
bildete Ärzte unentgeltlich Beratung über die Behandlung von 
Geschlechtskrankheiten und ihren Nachkrankheiten erteilen und 
die Kranken geordneter Behandlung zuführen. Die Beratung er¬ 
streckt sich auf alle Personen, die dem Kreise der nach der Reichs¬ 
versicherungsordnung und dem Versicherungsgesetz für Angestellte 
versicherten Bevölkerung angehören oder ihr in wirtschaftlicher 
und sozialer Hinsicht nahestehen, sowie auf ihre Familienange¬ 
hörigen. 

Die Beratungs (Fürsorge-) stellen haben dafür zu sorgen, daß 
die Kranken die Behandlung durchführen, und daß die Krankheits¬ 
verdächtigen regelmäßig beobachtet werden. Sie haben mit den 
beamteten Ärzten stets amtliche Beziehungen zu unterhalten. 

Die Kommunalbehörden können sich an diesen Beratungs¬ 
stellen beteiligen und dabei verlangen, daß die Beratung auch auf 
andere als die in Absatz 1 genannten Personen ausgedehnt werde. 

II. Überwachung. 

§ 4 . 

Die Anstalten der öffentlichen Kranken- und Inva¬ 
lidenversicherung haben ihren Mitgliedern die Möglichkeit zu 
bieten, sich ein- bis zweimal im Jahre bei einem besonders vorgebil¬ 
deten Arzt auf Geschlechtskrankheiten untersuchen zu lassen. Sie 
können, falls der Arzt oder eine Beratungsstelle dies wegen Ver¬ 
dachts einer Geschlechtskrankheit für erforderlich erachtet, von 
einem mindestens 18 Jahr alten Mitglied eine regelmäßige Unter¬ 
suchung, jedoch nicht häufiger als einmal im Monat verlangen. 

§ 5 - 

Die gleichen Rechte und Pflichten haben die Lebensver¬ 
sicherungsgesellschaften. Sie können, wenn nötig, auf ihre 
Kosten von dem kranken Mitglied ein Heilverfahren verlangen 
und von seiner Durchführung die Fortsetzung der Versicherung 
abhängig machen. 

§ 6 . 

Die Militärbehörden haben bei der Entlassung der Militär¬ 
personen aus dem aktiven Dienst die Kranken und Krankheits- 
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verdächtigen den beamteten Ärzten zuzuführen. Diese unterwerfen 
im Verein mit den Beratungsstellen die Zugeführten der Behandlung 
und etwa nötigen Beobachtung. 

§ 7. 

Alle Personen, die gewerbsmäßig Unzucht treiben, 
werden von der zuständigen Behörde den beamtetenÄrzten angezeigt. 
Diese haben die Personen regelmäßig auf Geschlechtskrankheiten 
zu untersuchen oder durch Privatärzte untersuchen zu lassen und 
die Erkrankten der Behandlung zuzuführen. Sie haben die von 
den Zentralbehörden angeordneten Maßnahmen zur Bekämpfung 
der Gesundheitsgefährlichkeit der Prostitution zu überwachen. Sie 
haben die Zentralbehörden auf geeignete Maßnahmen dieser Art 
hinzuweisen. Die Polizei kann von Personen, die gewerbsmäßig 
Unzucht treiben, auch ohne Vermittlung des beamteten Arztes das 
Gesundheitszeugnis eines Privatarztes einfordem. 

§ 8 . 

Personen, die gewerbsmäßig Unzucht treiben, haben zur Wah¬ 
rung ihrer Gesundheit die von der zuständigen Gesundheitsbehörde 
angeordneten Schutzmaßnahmen zu treffen, sich einer etwa nötigen 
vorbeugenden Behandlung zu unterziehen und, sobald sie krank 
oder krankheitsverdächtig befunden sind, sich den von dieser Be¬ 
hörde erlassenen Beobachtungs- und Absonderungsvorschriften 
zu unterwerfen. 

Personen, die Bäume zum Unzuchtsbefcriebe hergeben, haben 
in diesen Räumen für die von der zuständigen Gesundheitsbehörde 
vorgeschriebenen Einrichtungen zum Schutze der Gesundheit Sorge 
zu tragen. Den beamteten Ärzten ist der Zutritt in diese Bäume 
jederzeit zu gestatten. 

§ 9 . 

Alle Anstalten, in denen Sträflinge, Arbeitshäusler, 
Arme, Geisteskranke untergebracht sind, haben ihre Insassen 
auf Geschlechtskrankheiten durch besonders vorgebildete Ärzte 
untersuchen zu lassen und die Kranken einer geeigneten Behandlung 
zu unterwerfen. Sie haben bei der Entlassung die Kranken und die 
Krankheitsverdächtigen zur weiteren Überwachung und Behandlung 
den beamteten Ärzten zuzuführen. Anstalten, in denen Fürsorge¬ 
zöglinge untergebracht sind, haben nötigenfalls ebenso zu verfahren. 

8 * 


Digitized by ^ooQle 



Mittermaier. 


§ 10 . 

Die Staatsanwaltschaften haben alle* Personen, gegen die sie 
eine Untersuchung wegen Verbrechens oder Vergehens wider 
die Sittlichkeit führen, den beamteten Ärzten zuzuführen. Diese 
untersuchen sie auf Geschlechtskrankheiten und veranlassen die 
Behandlung der Kranken, wenn sie verurteilt sind, oder eine Ver¬ 
urteilung aus anderen Gründen als wegen Mangels an Beweis 
nicht erfolgt. 

§ 11 . 

Wird ein Kind unter 14 Jahren in Pflege gegeben, dann 
haben die Pflegeeltem sowie die überwachenden Verwaltungs¬ 
behörden den beamteten Arzt zu benachrichtigen. Dieser untersucht 
die Verhältnisse. Er veranlaßt die Behandlung und unter Um¬ 
ständen die dauernde Beobachtung des Kindes; er trifft die erforder¬ 
lichen Maßnahmen zur Verhütung der Ansteckung und kann auch 
die Übernahme oder Fortführung der Pflege verbieten. 

§ 12 . 

Hebammen und Geburtshelfer haben alle Fälle, in denen neu¬ 
geborene Kinder geschlechtskrank sind, dem beamteten Arzt 
unverzüglich mitzuteilen. Dieser hat alle Maßnahmen zur Behand¬ 
lung zu treffen. 

§ 13. 

Eine Frau, die ein fremdes Kind gegen Entgelt säugen 
will, und Eltern, die ihr Kind einer fremden Frau zum Säugen geben 
wollen, haben zuvor das Zeugnis eines Arztes sich zu verschaffen, 
daß Bedenken nicht entgegenstehen. Die Ärzte haben jede Ver¬ 
weigerung des Zeugnisses dem beamteten Arzt mitzuteilen. Dieser 
trifft die nötigen Maßnahmen zur Verhütung der Ansteckung. 

III. Durchführung der Behandlung und Überwachung. 

§ 14. 

Der beamtete Arzt ordnet in den Fällen der §§6—18 die er¬ 
forderlichen Maßnahmen der Überwachung oder Behandlung 
an. Er kann sie auf Antrag des Betroffenen oder von Amts wegen 
einem Privatarzt überlassen. Diesen hat er auf ihre Durchführung 
durch ein Formular zu verpflichten. Er hat die Durchführung zu 
überwachen. 
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Er führt über alle Fälle der Überwachung und Behandlung 
Listen. Diese dürfen nur an Behörden mitgeteilt werden. 

Das Ende der Überwachung bestimmt in den Fällen der 
§§7,8 die zuständige Behörde, in allen anderen Fällen der beamtete 
Arzt nach freiem Ermessen nach erfolgter Heilung, Beseitigung 
des Krankheitsverdachts oder Beendigung des Ansteckungsver¬ 
dachts. Der Betroffene kann einen Antrag auf Beendigung der 
Überwachung stellen; den abgewiesenen kann er nach Ablauf eines 
Monats stets wiederholen. 

§ 15. 

Der beamtete Arzt verfügt die Aufnahme in ein Kranken¬ 
haus, wenn 

1. der Charakter der Erkrankung oder die Art der einzuschla¬ 
genden Behandlung eine solche erforderlich macht, 

2. die häuslichen Verhältnisse des Erkrankten eine sachgemäße 
Durchführung der Behandlung oder die erforderliche Pflege nicht 
ermöglichen, 

3. durch den Kranken eine Weiterverbreitung der Krankheit 
zu befürchten ist, die nur durch Unterbringung in einer Anstalt 
verhütet werden kann. 

Leistet der Kranke der Einweisung keine Folge oder entfernt er 
sich eigenmächtig aus dem Krankenhaus, dann wird er auf Antrag 
des beamteten Arztes durch die Polizei eingeliefert und festgehalten. 

Der einweisende Arzt bestimmt über die Entlassung, sobald 
er die Festhaltung nicht mehr für nötig erachtet. 


§ 16. 

Jeder geschlechtskranke Deutsche kann von einem beamteten 
Arzt unentgeltliche Behandlung verlangen. Der Arzt ordnet die 
erforderlichen Maßnahmen gemäß den §§14 und 15 an. 

Jeder kranke Deutsche kann in den Fällen, die im § 15 Ziffer 1 
und 2 bezeichnet sind, die Aufnahme in ein Krankenhaus verlangen. 

Wenn eine öffentliche oder private Versicherung das Becht 
oder die Pflicht hat, die Behandlung des Kranken zu übernehmen, 
kann der beamtete Arzt den Kranken ihr überweisen. 

§ 17. 

Der Arzt, der einen Geschlechtskranken behandelt, hat 

1. für eine vollständige und gründliche Heilung, wenn nötig 
mit Aufnahme in ein Krankenhaus zu sorgen, 
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2. nach der Heilung den Kranken einer etwa erforderlichen Nach¬ 
beobachtung zu unterwerfen und den Kranken dazu anzuhalten, 

8. dem Kranken gegen Bescheinigung das von der Zentral¬ 
behörde gelieferte Merkblatt zu geben, 

4. wenn dringender Verdacht besteht, daß der Kranke andre 
Personen der unmittelbaren Gefahr der Ansteckung aussetzt, und 
eine Mahnung fruchtlos ist, ihn dem beamteten Arzt anzuzeigen. 
Dieser verfügt die Behandlung nach den §§14 und 15. 

Die Anzeige kann unterbleiben, wenn der Arzt durch Warnung 
der gefährdeten Person oder auf andere Weise die Gefahr besei¬ 
tigen kann. 

§ 18. 

Die Ärzte haben die krank befundenen Personen danach zu 
fragen, wer sie vermutlich angesteckt hat. Sie haben ebenso 
weitere Ansteckungsmöglichkeiten in der Umgebung des 
Kranken festzustellen. 

Die Ärzte haben für die Beseitigung der Ansteckungsmöglich¬ 
keiten zu sorgen. Soweit Privatärzte dazu nicht imstande sind, über¬ 
senden sie ihre Ermittlungen dem beamteten Arzt. Dieser stellt 
etwaige Erkrankungen fest und veranlaßt ihre Behandlung nach 
den §§14 und 15. Das Verfahren hat nur zu unterbleiben, w T enn 
davon ein Schaden zu erwarten ist, der größer erscheint, als der 
dadurch gestiftete Nutzen. — In jedem Falle ist tunlichst die schrift¬ 
liche Zustimmung des Befragten wie des Angezeigten einzuholen. 

IV. Allgemeine und Strafbestimmungen. 

§ 19. 

Die in diesem Gesetz angeordnete Überwachung dient aus¬ 
schließlich sanitären Zwecken. 

§ 20 . 

Geschlechtskrankheiten im Sinne dieses Gesetzes sind 
Tripper, Syphilis und weicher Schanker. 

§ 21 . 

Zuständig sind für Militärpersonen die Militärärzte, für alle 
anderen Personen der beamtete Arzt des jeweiligen Aufenthaltes, 

§ 22 . 

Der durch eine in diesem Gesetz vorgesehene Maßnahme Be¬ 
troffene hat gegen die Entscheidung das Recht der Verwaltungs- 
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klage binnen zwei Wochen nach der Bekanntgabe. Die Maßregel 
wird dadurch nicht verzögert; doch kann das Gericht sie jederzeit 
einstweilen einstellen. 

§ 23. 

Die Kosten der in den §§ 8,4 und 5 dieses Gesetzes vorgesehenen 
Einrichtungen und Maßnahmen tragen die Versicherungskörper. 
Die Kosten aller übrigen Einrichtungen und Maßnahmen dieses 
Gesetzes trägt der Staat des jeweiligen Aufenthaltes. Er kann sie 
auf die Kommunalverbände des Aufenthaltes ganz oder teilweise 
verteilen. Ein Rückgriff auf die Heimatgemeinde ist ausgeschlossen. 

Die Kosten der Krankenhausbehandlung im Falle des § 16 
Absatz 2 können dem Kranken zur Last gelegt werden, soweit er 
zu ihrer Erstattung ohne Beeinträchtigung seines Unterhaltes 
oder des Unterhaltes derer, für die er zu sorgen gesetzlich verpflichtet 
ist, imstande ist. 

§ 24. 

Nur staatlich anerkannte Ärzte dürfen Geschlechtskranke unter¬ 
suchen und behandeln. 

§ 25. 

Mit Geldstrafe bis 1000 Mark oder mit Gefängnis oder Haft bis 
zu sechs Wochen wird bestraft: 

1. wer sich vorsätzlich oder fahrlässig der Überwachung oder 
Behandlung entzieht, die ihm von einem beamteten Arzt gemäß den 
§§ 6, 7, 9, 10, 14, 15, 17 Ziffer 4, 18 auferlegt ist, 

2. wer vorsätzlich oder fahrlässig den von einem beamteten 
Arzt gemäß den §§ 11, 12 angeordneten Maßregeln oder den Be¬ 
stimmungen des § 13 zuwiderhandelt. 

§ 26. 

Mit Geldstrafe bis zu 5000 Mark und mit Gefängnis bis zu drei 
Monaten oder mit einer dieser Strafen wird bestraft, wer sich 
zur Behandlung von Geschlechtskrankheiten öffentlich anbietet, oder 
wer dem Verbot des § 24 zuwiderhandelt. 

§ 27. 

Mit Gefängnis bis zu sechs Monaten und mit Geldstrafe bis zu 
10000 Mark oder mit einer dieser Strafen wird bestraft, wer bei 
einer nach § 18 erfolgenden Befragung vorsätzlich eine Person 
fälschlich als geschlechtskrank anzeigt. Die Bestrafung tritt nur 
auf Antrag des Verletzten ein. 
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§ 28. 

Mit Gefängnis bis zu sechs Monaten und mit Geldstrafe bis zu 
10000 Mark oder mit einer dieser Strafen wird bestraft der Ge¬ 
schlechtskranke, der wissentlich einen anderen der unmittelbaren 
Gefahr der Ansteckung mit der Geschlechtskrankheit aussetzt. 
Ist die Tat von einem Ehegatten gegen den anderen begangen, dann 
tritt die Bestrafung nur auf Antrag ein. 

Die Bestimmung des § 10 dieses Gesetzes ist anzuwenden. Dem 
Verletzten kann eine Buße bis zu 10000 Mark zugesprochen werden. 

§ 29. 

Alle Ärzte haben über alle von ihnen behandelten Geschlechts¬ 
kranken nach vorgeschriebenen Formularen Listen zu führen und 
jeden Fall nach Abschluß der Behandlung auf einem Formular ohne 
Nennung des Namens dem beamteten Arzt mitzuteilen. Die hierdurch 
erlangten Statistiken sind dem Beichsgesundheitsamt zu über¬ 
weisen. 

§ 30. 

Der Beichskanzler hat die Ausführung dieses Gesetzes zu 
überwachen. Der Bundesrat kann dazu Ausführungsbestimmungen 
erlassen. Das Reichsgesundheitsamt hat jährlich über die Aus¬ 
führung einen Bericht zu veröffentlichen. 


Entwurf von AusfUhrungsbestimmungen zu dem Gesetz 
zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten. 

Zu § 1. 

a) Zur Heranbildung guter Ärzte muß auf allen Universitäten 
das Fach der Geschlechtskrankheiten gelehrt und zum Gegenstand 
der ärztlichen Staatsprüfung gemacht werden. 

b) Die beamteten Ärzte sind in der Regel die allgemeinen Amts¬ 
ärzte. Auch andere Ärzte, besonders an Krankenhäusern, können 
daneben als beamtete Ärzte angestellt werden. 

c) Die Geschlechtskranken sind in den Krankenhäusern wie 
alle anderen Kranken zu behandeln. 

d) Die Untersuchungsanstalten müssen stets leicht erreichbar 
sein. Sie sind zweckmäßig mit Universitätsinstituten oder Kranken- 
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häusem zu verbinden. Sie müssen auch den Privatärzten offen¬ 
stehen. Über den Verkehr mit ihnen sind besondere Vorschriften 
vom Reichsgesundheitsamt zu erlassen und allen Ärzten zugänglich 
zu machen. 

e) Für den gesamten Verkehr sind überall einfache Formulare 
zu benützen; es ist dafür zu sorgen, daß das Schreibwerk auf das 
mindeste Maß herabgesetzt wird. 

Zu § 2. 

Über die Belehrungen werden Anweisungen des Reichsgesund¬ 
heitsamtes ergehen. Es ist dafür Sorge zu tragen, daß sie bei allem 
Emst taktvoll und diskret erfolgen. Die Landesmedizinalbehörde hat 
sich in Verbindung mit den Schulen, Versicherungsorganen und dem 
Militär zu halten. — Die Merkblätter werden vom Reichsgesund- 
heitsamt abgefaßt. 

Zu § 8. 

Zur Schaffung von Beratungs(Fürsorge-)stellen können sich 
mehrere Versicherungsanstalten vereinigen. Doch müssen die Stellen 
stets leicht zugänglich bleiben. Für sie ergehen besondere Vor¬ 
schriften des Reichs versicherungsamt es. Als amtliche Stellen für 
Beratung, Belehrung und Überwachung stehen sie selbständig 
neben den beamteten Ärzten. Eine Überwachung der Privat¬ 
ärzte steht ihnen nicht zu. 

Art und Umfang der Beteiligung der Kommunalbehörden an den 
Beratungsstellen ist nicht einheitlich vorgeschrieben. Ebenso ist 
die Beteiligung an den Kosten stets durch Vereinbarung zu regeln. 

Zu § 4. 

Die Versicherungsanstalten haben ihren erwachsenen Mit¬ 
gliedern diese Möglichkeit taktvoll bekanntzugeben. 

Der untersuchende Arzt und die Beratungsstelle hat, sobald 
ein nach § 1269ff. R.V.O. vorgesehenes Heilverfahren in Frage 
kommt, den Krankheitsverdacht oder die Krankheit der zuständigen 
Versicherungsanstalt anzuzeigen. 

Zu § 5. 

Das Reichsgesundheitsamt wird mit Hilfe des Aufsichtsamtes 
für Privatversicherung die Versicherungsgesellschaften auf dies 
Recht und die Pflicht zur Einführung derartiger Untersuchungen 
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hinweisen. Die Einrichtung ist möglichst in die Versicherungsverträge 
aufzunehmen. Das Heilverfahren richtet sich nach den Bestimmungen 
der §§ 1269 ff. R.V.O. 

Zu § 6. 

Die beamteten Ärzte haben stets mit den Militärärzten wegen 
der Fortsetzung der Behandlung oder Beobachtung in Verbindung 
zu stehen. 

Zu §§ 7 und 8. 

Die beamteten Ärzte müssen beachten, daß ihnen zwar die 
Personen, die gewerbsmäßig Unzucht treiben, von der zuständigen 
Überwachungsbehörde bezeichnet werden, daß sie aber in der ärzt¬ 
lichen Überwachung der Prostitution selbständig sind. Die Maß¬ 
regeln werden vom Reichsgesundheitsamt im Benehmen mit den 
Landeszentralbehörden ausgearbeitet. Zur Wahrung der Ver¬ 
schwiegenheit sind möglichst Privatärzte zur Überwachung heran¬ 
zuziehen. Zur Kontrolle wird eine regelmäßige Anzeige des Privat¬ 
arztes auf einer Formularkarte genügen. 

§ 8 setzt die gleichlautenden Bestimmungen des Bundesrates 
über diesen Punkt außer Kraft. 

Zu § 10. 

Das Recht steht der Polizei nicht zu. Die Behandlung darf 
erst eintreten, wenn festgestellt ist. daß der Kranke eine strafbare 
Handlung begangen hat. Es ist Pflicht der beamteten Ärzte, für die 
Durchführung der Behandlung zu sorgen. 

Zu § 11. 

Der beamtete Arzt hat unverzüglich festzustellen, ob in der 
Pflegefamilie dem Kinde die Gefahr der Ansteckung droht, oder ob 
umgekehrt der Familie von dem Kinde Gefahr droht. Das kranke 
Kind kann zwangsweise behandelt werden, die Familie nicht. Wenn 
sie die Ansteckungsgefahr nicht beseitigt, kann sie kein Kind in 
Pflege nehmen. 

Zu § 12. 

Für Hebammen und Geburtshelfer ergeht eine besondere An¬ 
weisung des Reichsgesundheitsamts. Das Gesetz gibt die Möglich¬ 
keit zwangsweiser Behandlung. 
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Zu § 13. 

Wenn auch ein Zwang zur Behandlung der Frau, die Amme 
werden will, nicht vorgesehen ist, so kann sie doch gezwungen werden, 
daß sie nicht Amme werde. 


Zu § 14. 

Welche Maßnahmen der beamtete Arzt ergreift, bleibt seinem 
pflichtgemäßen Ermessen überlassen. Er wird sich nach der aner¬ 
kannten Lehre richten. Er muß jedenfalls dafür sorgen, daß alle 
anerkannten Hilfsmittel der Diagnostik und Behandlung angewendet 
werden. So oft die Person des zu Behandelnden und die Art der Er¬ 
krankung es zuiassen, kann er die Behandlung einem Privatarzt 
übergeben. Er kann dem Kranken in der Auswahl des Arztes helfen. 
Eine Pflicht für diesen, die Behandlung zu übernehmen, besteht nicht. 
Für die Vergütung werden Gebührensätze aufgestellt. Auch die 
regelmäßigen Untersuchungen der Prostituierten können durch 
Privatärzte geschehen. (S. zu §§ 7 und 8.) 

Auch gegen die Abweisung eines Antrags auf das Ende 
der Überwachung ist die Verwaltungsklage gegeben, § 22. 

Zu § 15. 

Wann der Kranke in ein Krankenhaus zu verbringen ist, bestimmt 
sich nach dem jeweiligen Stand der Wissenschaft und Kunst. Doch 
ist auch auf die sozialen und persönlichen Verhältnisse des Kranken 
Rücksicht zu nehmen. Die Anordnung des Arztes ist bindend. Er 
hat die Behandlung zu überwachen. 

Welche Zwangsmittel die Polizei anwendet, richtet sich nach 
Landesrecht. 

Zu § 16. 

Vor jeder Behandlung hat der Arzt den Zustand festzustellen. 
In Anwendung des § 17 Ziffer 4 und des § 15 ist auch ein Zwang 
möglich. 

Der Arzt hat stets festzustellen, ob nicht ein Versicherungskörper 
für die Behandlung aufzukommen hat. 

Stets sind die Beratungs (Fürsorge-) stellen möglichst zur Hilfe 
heranzuziehen. 

Zu § 17. 

Der Privatarzt erhält durch Ziffer 4 Absatz 2 das Recht, die 
gefährdete Person zu warnen. 
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Za § 18. 

Ein Zwang zur Auskunft ist nicht vorgesehen, doch haben die 
Ärzte alles zu tun, um eine Aufklärung herbeizuführen. Auch die 
Privatärzte sollen alles versuchen, um die Ansteckungsherde zu be¬ 
seitigen, wenn ihnen auch kein Zwangsrecht gegeben ist. Wann 
sie eine Anzeige für nötig erachten, ist ihrem pflichtmäßigen, aber 
freien Ermessen überlassen. Doch müssen sie stets bedenken, daß 
sie kraft ihrer Stellung besondere soziale Pflichten zu erfüllen 
haben. — Die Zustimmung der Betroffenen einzuholen, empfiehlt 
sich in allen Fällen, um Beschwerden zu vermeiden. 

Zu § 19. 

Diese Vorschrift ist streng zu beachten. Der Arzt soll sich stets 
gegenwärtig halten, daß er nicht Sittenbeamter ist. Er muß die Ver¬ 
schwiegenheit grundsätzlich bewahren. Daher sollen die beamteten 
Ärzte und Gesundheitsämter auch möglichst selten die Polizei an- 
rufen. Ihre Mitteilungen an die Betroffenen dürfen nie einen amtlichen 
Vermerk tragen und nie durch eine als Amtsperson kenntliche 
Person überbracht werden. Die Untersuchungen dürfen nie in einem 
Gebäude stattfinden, das zugleich anderen polizeilichen Zwecken 
dient. — Aus der Listenführung darf den Betroffenen nie ein sozialer 
Schaden erwachsen. 

Zu § 22. 

Das Verfahren richtet sich nach Landesrecht. 

Zu § 25. 

Als Staat des jeweiligen Aufenthaltes kommt grundsätzlich 
der der Meldung in Betracht, es sei denn, daß offenbar die Meldung 
nur zu dem Zweck geschah, um an einem bestimmten Platze behandelt 
zu werden. 

Bei der Verteilung der Kosten auf die Kommunalverbände ist 
wesentlich der verschiedene Anteil der Verbände an der Zahl der 
Kranken zu beachten. Die Heranziehung geschieht zweckmäßig im 
allgemeinen und nicht für die Einzelfälle. 

Ob im Fall des § 16 Absatz 2 dem Kranken die Kosten aufzu¬ 
erlegen sind, hat der beamtete Arzt zu entscheiden. Das Verfahren 
der Einziehung richtet sich nach Landesrecht. 
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Vorbemerkungen zu dem Vorentwurf eines Gesetzes 
zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten. 

14. Januar 1917. 

I. 

Wir wollen zweierlei: die Geschlechtskranken heilen und ihre 
Ansteckungsgefahr beseitigen. — 

Es empfiehlt sich, die gesetzlichen Bestimmungen zur Bekämp¬ 
fung der Geschlechtskrankheiten nicht in das Reichsseuchengesetz 
zu stellen. Denn die bisher dort behandelten Krankheiten sind 
zu sehr anderer Art; insbesondere können die an ihnen Erkrankten 
viel eher isoliert werden als Geschlechtskranke. Geschlechtskrank¬ 
heiten sind für die einzelnen vermeidbar, Cholera und Typhus nicht. 
Auch verhalten sich die einzelnen und die Allgemeinheit gegenüber 
den Geschlechtskrankheiten ganz anders als gegenüber anderen an¬ 
steckenden Krankheiten. Daher wurde die Form eines selbständigen 
Gesetzes gewählt. 

II. 

Das Gesetz baut auf vorhandenen Einrichtungen auf und 
knüpft an schon bestehende Gedanken an. Das erschien aussichts¬ 
voller, als etwas völlig Neues zu schaffen, dessen Aufnahme bei 
den Ärzten, den Kranken und der Allgemeinheit unsicher sein muß. 

1. Das System der Amtsärzte soll auch das des Gesetzes 
sein. Die bewährte Tätigkeit dieser Behörde soll nur erweitert 
werden. Allerdings ist dazu nötig, daß die Amtsärzte auf dem 
Gebiete der Geschlechtskrankheiten besonders vorgebildet sind. 
Und da, wo die Verhältnisse es erfordern, können einmal auch 
andere Ärzte die Aufgaben der beamteten Ärzte übernehmen, 
um diese zu entlasten und zu unterstützen, z. B. Fachärzte für 
Geschlechtskrankheiten und die Ärzte an Krankenhäusern; und 
sodann muß auch die große Aufgabe von einer stärker besetzten 
Behörde, einem Gesundheitsamt erledigt werden. Hier beson¬ 
ders können auch Frauen angestellt werden; und ein größerer Stab 
von Helfern macht die Behörde von der Polizei unabhängig, so 
daß noch besser im ärztlichen Interesse die Verschwiegenheit ge¬ 
wahrt werden kann. — Wie bisher sollen die beamteten Ärzte 
grundsätzlich nicht selbst die Behandlung übernehmen. 

2. Die Beratungs(Fürsorge-)stellen der Versicherungs¬ 
anstalten werden binnen kurzem allgemein eingeführt sein. Sie haben 
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bisher keine gesetzliche Grundlage. Ihr Gedanke ist aber so wertvoll, 
daß er in das Gesetz zu übernehmen ist. Sie sollen als halbamtliche 
Stellen neben den beamteten Ärzten stehen. Sie werden sich immer 
mehr ausbauen und ihre Tätigkeit entwickeln. Das Gesetz will hier 
nicht regelnd eingreifen, sondern darf das der freien, gesunden Ent¬ 
wicklung überlassen. Diese Stellen ergreifen schon etwa 18 Mil¬ 
lionen Versicherte, daneben 12 Millionen Familienangehörige. Es 
war zu erwägen, ob man daneben noch selbständige kommunale 
Beratungsstellen schaffen wollte. Aber das darf als unnötig 
gelten; denn die nicht der öffentlichen Versicherung angehörenden 
oder ihr nahestehenden Kreise sind schon eher imstande und ge¬ 
neigt, sich selbst an den Arzt zu wenden; außerdem kann aus der 
Bestimmung des § 5 über die Einrichtungen der Lebensversicherungen 
und aus § 16 eine Ergänzung der Beratungsstellen sich entwickeln. 
Sollte aber das Bedürfnis nach Erweiterung der Beratungsstellen sich 
ergeben, dann können (nicht müssen) die Kommunalbehörden sich 
an den Beratungsstellen, ihrer Einrichtung, ihren Kosten beteiligen 
und damit eine Ausdehnung ihrer Tätigkeit auf alle Kreise der 
Bevölkerung erreichen (§ 8 des Gesetzes). — Die Ärzte der Be¬ 
ratungsstellen machen den Privatärzten keine Konkurrenz, sie führen 
ihnen nur Kranke zu; sie überwachen die Privatärzte auch nicht. 

8. Die bisherigen Einrichtungen der Überwachung und Be¬ 
handlung der Militärpersonen bleiben bestehen und werden 
vom Gesetz nicht berührt. Nur die Möglichkeit der Fortführung 
dieser Maßregeln über die Dienstzeit hinaus muß gesetzlich fest- 
gelegt werden. Das ist eine Neuerung, die in das vorhegende 
Gesetz aufgenommen wird, weil ja damit die Militärpersonen der 
allgemeinen Aufsicht unterworfen werden (§6). 

4. Weitere neue Organisationen sind unnötig. Nur bedarf 
es eines entschiedenen Ausbaues der Krankenhauseinrich¬ 
tungen und der Untersuchungsstellen für Blut und Sekrete (§1). 

III. 

Der Entwurf geht von dem Grundsatz der Freiheit der 
Untersuchung und Behandlung aus. Zwang wendet er 
nur in besonderen Notfällen an. Damit tritt er in einen Gegen¬ 
satz zu einer Richtung, die möglichst allgemein Zwang hier an¬ 
wenden will, nach der jeder Geschlechtskranke verpflichtet sein 
soll, sich heilen zu lassen, jeder Arzt alle Kranken anzeigen muß. 
Dieses Zwangssystem geht aber zu weit. Es muß erwartet werden, 
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daß dann viele Kranke sich verbergen, daß trotz aller Verbote 
viele Kurpfuscher auftauchen, und daß auch viele Ärzte Schwierig¬ 
keiten machen werden. Um das Zutrauen zu den Ärzten nicht 
zu schwächen und die Ärzte nicht in eine peinliche Lage zu bringen, 
ist ein solches System nicht angenommen; ob es später sich ver¬ 
wirklichen läßt, mag dahingestellt bleiben; zurzeit liegt es noch 
nicht auf dem Wege der Entwicklung. Natürlich hat auch das 
System des Entwurfs große Mängel, aber solche sind auf diesem 
Gebiet überhaupt unvermeidbar, und vorläufig heißt es hier die 
vorhandene Entwicklung fördern. — 

Mit diesem Grundgedanken ist der andere eng verbunden: 
die Verschwiegenheitspflicht der Ärzte wird nur ausnahms¬ 
weise aufgehoben. — 

Der Entwurf hat endlich den Grundsatz aufgestellt, daß die 
ärztliche Behandlung völlig getrennt von der Sittenpolizei 
sein müsse, auch gegenüber der Prostitution. Auch das ist ein Ge¬ 
danke, der schon anerkannt ist. Daher muß auch alles so einge¬ 
richtet werden, daß der Arzt nicht Sittenbeamter wird, und daß 
aus seiner Tätigkeit dem Kranken kein Schaden erwächst. Damit 
darf auch am ehesten erwartet werden, daß die Kranken vertrauens¬ 
voll die ärztliche Beratung und Behandlung annehmen. 

IV. 

Aber der Staat darf doch nicht alles sich selbst überlassen; 
er muß fördernd, ja unter Umständen zwingend eingreifen, wie 
sich das schon aus Nr. II oben ergibt. 

1. Er muß die allgemeine Aufklärung unterstützen und 
die Belehrung systematisch ausbauen. (§2.) Beides besteht schon 
und beides hat sicher viel Gutes gewirkt. Man darf freilich nicht 
übertriebene Erwartungen hegen; im Geschlechtsleben spielt die 
unbelehrbare Leidenschaft eine‘zu große Rolle. 

2. Es muß in weitestem Umfang die Möglichkeit der Be¬ 
ratung und Untersuchung geboten werden. Die Menschen 
müssen dazu erzogen werden und die Möglichkeit haben, ohne 
Scheu und völlig diskret einen Arzt (oder eine Ärztin) um Rat 
zu fragen. Die Amtsärzte kommen hier weniger in Betracht als 
die Beratungsstellen (Entw. § 8). Aber noch weiter sollen alle 
öffentlichen Versicherungsanstalten und privaten Lebensversiche¬ 
rungen ihren Mitgliedern die Möglichkeit der regelmäßigen sach¬ 
verständigen Untersuchung verschaffen. Es ist anzunehmen, daß 
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hier die beiderseitigen Interessen Zusammentreffen: die der Ver¬ 
sicherten, gesund zu bleiben oder zu werden, und die der Ver¬ 
sicherungskörper, sich vor zu großen Ausgaben zu schützen. Auf 
diesem Gedanken beruht schon das in R.V.O. § 1269ff. vorgesehene 
Heilverfahren. Es muß nur noch weiter ausgebaut werden: einmal 
wird es auf die private Lebensversicherung übertragen, sodann 
wird den Versicherungskörpem anheimgegeben, ihre Mitglieder 
zu regelmäßiger Untersuchung zu veranlassen, falls ein Arzt das 
beantragt. Damit werden erst die Kranken rechtzeitig erkannt 
und das Heilverfahren rechtzeitig ermöglicht, wenn nicht über¬ 
flüssig gemacht. — Für die Lebensversicherungen wirkt übrigens 
das Gesetz sofort auch auf schon bestehende Verträge; natürlich ist 
es praktisch, wenn später alle Verträge einen entsprechenden Satz 
aufnehmen. — Auch diese Einrichtung ist schon in der Entwick¬ 
lung; sie ist in Deutschland schon lange vorgeschlagen und wird 
schon von einzelnen Versicherungsgesellschaften geplant. In Nord¬ 
amerika ist sie schon (ohne Beschränkung auf Geschlechtskrankheiten) 
eingeführt und bald populär geworden. Sie ist dazu berufen, große 
Bedeutung für die Bevölkerungspolitik zu erhalten (§ 4, 5 d. Entw.). 

8. Eine Neuerung liegt in der Bestimmung des § 16, die wesent¬ 
lich dem skandinavischen Recht entnommen ist, daß jeder Deutsche 
sich unentgeltlich vom Staat wegen Geschlechtskrankheit be¬ 
handeln lassen kann, soweit nicht eine öffentliche oder private 
Versicherung für seine Behandlung aufkommt. Es ist nicht an¬ 
zunehmen, daß von diesem Recht übertrieben viele Gebrauch 
machen, denn es folgt ihm immer ein gewisser Zwang: wer die 
unentgeltliche Behandlung beansprucht, muß sie auch durch¬ 
führen und muß den ärztlichen Anordnungen genauestens folgen; 
er muß sich auch gefallen lassen, daß er in ein Krankenhaus ge¬ 
bracht wird. — Etwas andere Bedeutung hat der Satz des Ab¬ 
satz 2 des § 16, daß jeder kranke 'Deutsche die Aufnahme in ein 
Krankenhaus verlangen kann, wenn die Krankheit, die Art der 
Behandlung oder seine häuslichen Verhältnisse das nötig machen; 
das gilt besonders auch für solche, die schon in Privatbehandlung 
sind und in ihr bleiben; bei diesem freiwilligen Eintritt ist aber 
die Überbürdung der Kosten auf den zahlungsfähigen Kranken 
möglich (§ 23, Abs. 2). 

4. Der Staat will auch die Ärzteschaft beeinflussen: 
sie soll in dem Fach der Geschlechtskrankheiten ausgiebiger als 
bisher unterrichtet werden (Ausführungsbest, zu § 1); die Kur- 
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pfuscher sollen ihr femgehalten werden (§24, es darf erwartet 
werden, daß dieser Gedanke für unser Sondergebiet sich verwirklichen 
läßt); die ärztliche Autorität soll den Patienten gegenüber gestärkt 
werden; dazu gibt § 17 den Ärzten Pflichten, denen keine besondere 
Sanktion zur Seite steht, auf die sie sich aber stets ihren Kranken 
gegenüber berufen können, wenn sie entschieden auftreten müssen. 

5. Endlich führt der Entwurf auch einen gewissen Zwang 
ein, dem sich Ärzte wie Patienten fügen müssen. 

V. 

1. Ein Zwang ist gegenüber bestimmten Personenkreisen 
vorgesehen, die in den § 6—18 aufgeführt sind. Ein durchaus 
neuer Gedanke steckt nur in der Ausdehnung der Überwachungs¬ 
und Behandlungspflicht der Militärpersonen auf die Zeit nach 
dem Dienst unter der Fahne (§ 6); auch dieser Gedanke ist schon 
grundsätzlich anerkannt. Die §§ 7, 8 bieten eine gesetzliche Grund¬ 
lage für die Überwachung der Prostitution, wobei einfach die Ge¬ 
danken der neuen Entwicklung auf genommen sind. Die §§ 9—18 
sind aus sich selbst ohne weiteres verständlich; hier wird reichs¬ 
gesetzlich angeordnet, was bisher die Landesgesetzgebung öder 
— staatsrechtlich bedenklich genug — die Verordnung regelte. 

2. Der in bestimmten Krankheitsfällen angeordnete 
Zwang ist zum Teil schon erwähnt: das Zwangsrecht der Ver¬ 
sicherungskörper § 4, 5. Weiter aber soll der beamtete Arzt unter 
Umständen einen Kranken in ein Krankenhaus einweisen können, 
§ 15, 16. Es bleibt seinem Ermessen überlassen, wann das nötig 
ist; die Krankenhausbehandlung braucht nicht die Kegel zu bilden. 

8. Aber auch auf den Privatarzt wird ein Zwang ausgeübt; 
es wird ihm eine Anzeigepflicht auferlegt: in §18,17,18 — 
bei Ammen nur, wenn eine Ansteckungsgefahr besteht, — bei 
Privatkranken, wenn eine Ansteckungsgefahr ganz offenbar vor¬ 
liegt und alle dem Privatarzt gegebenen Mittel versagen, während 
ein dringendes, berechtigtes Interesse an der Beseitigung der Gefahr 
besteht, — und bei der Aufdeckung und Beseitigung der Infektions¬ 
herde. Die Fälle sind so gelagert, daß der Staat ein Einschreiten 
verlangen, und daß jedes Interesse des Kranken zurücktreten muß. 
Hier muß die Verschwiegenheitspflicht aufhören; diese darf nicht 
zur schweren Schädigung höherer Interessen führen; sie ist nicht 
um ihrer selbst willen gegeben. Wenn sie nur in solchen Notfällen 
durchbrochen wird, beseitigt das auch nicht das Zutrauen der 
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Kranken zur Ärzteschaft, wie das wohl gefürchtet wird, — so 
wenig wie das die längst bestehenden Fälle der Anzeigemöglichkeit 
tun. Der Arzt kann auch so weitgehend die Interessen der Kranken 
berücksichtigen, daß ein Schaden für den anständigen Kranken 
niemals zu befürchten ist. Und die Gefahr, daß die Anzeigepflicht 
die Kranken zum Kurpfuscher treibe, oder daß sich gewissenlose 
Ärzte ihr entziehen, ist nicht groß: die Kurpfuscher können gemäß 
dem Gesetz § 24 verfolgt werden, die gewissenlosen Ärzte vor dem 
Ehrengericht. Die Ärzte müssen sich bewußt sein, daß sie auch 
höheren Allgemeininteressen dienen, und daß der Entwurf ihre 
Stellung sehr stärkt und hebt. — 

Die aus den § 4,5 (bei Versicherungen), 7 (Prostitution). 
14 sich weiter ergebenden Anzeigepflichten der Privatärzte be¬ 
ruhen alle auf vertraglichen Abmachungen. 

VI. 

Die Einrichtung des § 18 — Aufdeckung der Ansteckungs¬ 
möglichkeiten — spricht für sich selbst. Hier ist allerdings 
auch den Privatärzten eine neue Pflicht auferlegt. Aber diese 
ist so gestaltet, daß sie nicht zu schwer wird. Der Paragraph 
denkt sowohl an die Fälle, in denen festzustellen ist, wo sich der 
Kranke angesteckt hat, als auch an die, in denen er anstecken 
kann, z. B. auch in der Ehe. Und hier gibt er dem Arzt auch das 
Anzeigerecht. Die Erfahrung lehrt, daß ein solches bestehen muß, 
um schwere Schäden zu vermeiden. Verkehrt ist übrigens der 
Einwurf, daß die Bestimmung nur auf die Prostitution Anwendung 
finde, wenn sie diese wohl praktisch auch hauptsächlich trifft. 

VII. 

Hiernach sind nur wenige Bemerkungen zu einzelnen Para¬ 
graphen nötig. 

§ 1. Die Untersuchungsstellen sind nötig, da nicht jeder 
Privatarzt die erforderlichen Einrichtungen besitzen kann. 

§ 2. Es wird besonders an die Aufklärungsbestrebungen der 
Deutschen Gesellschaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrank¬ 
heiten gedacht. — Die den Kranken zu gebenden Merkblätter 
— s. § 17, Z. 8 — haben sich schon gut bewährt. 

§ 4. Die nötige Heilbehandlung ist schon in B. V. 0. § 1269ff. 
geregelt. 

§ 5. Der hier nötige Zwang liegt allein in der Drohung, daß 
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die Versicherung nicht fortgesetzt werde« In diesem Falle wären 
die gezahlten Prämien zurückzuzahlen. 

§ 7, 8. Es wird natürlich erwartet, daß hierzu eingehende 
Bestimtaungen vom Reichsgesundheitsamt und den Landes behörden 
ergehen. Grundgedanke ist der der völligen Trennung der gesund¬ 
heitlichen Aufsicht von der Sittenpolizei. Nur muß die Polizei 
dem beamteten Arzt die Prostituierten erst einmal angeben. — 
§ 8 wurde aus dem Entwurf der Bundesratsverordnung zu § 861 
Ziff. 6 R.Str.G.B. übernommen. — Eine möglichst diskrete Über¬ 
wachung der Prostituierten durch Privatärzte ermöglicht § 14. 

§ 22. Die Verwaltungsklage ist als Sicherheit für die Be¬ 
troffenen nötig. Sie soll gegen alle möglichen Fälle gegeben sein. 

§ 28. Die Kosten sollen den Versicherungskörpern für ihre 
Einrichtungen und Maßnahmen zufallen, im übrigen grundsätzlich 
dem Staat, der aber die Kommunalverbände heranziehen kann 
(Provinzen, Kreise, Gemeinden). Und zwar soll der Aufenthalts¬ 
staat pflichtig sein, d. h. der Staat, wo der Kranke entdeckt wird. 
Nur wenn sich jemand absichtlich von seinem gewöhnlichen Auf¬ 
enthalt, wo er sich auch angesteckt hat, an einen anderen Platz be¬ 
gibt, lediglich um sich dort behandeln zu lassen, wäre ein Rückgriff 
oder eine Rücküberweisung zulässig. Aber es muß ausgeschlossen 
sein, daß etwa durch einen Rückgriff auf die Heimatgemeinde 
dem Kranken ein schwerer Schäden erwächst; erfahrungsgemäß 
macht ein solcher die Krankheit leicht weiten Kreisen bekannt. 
Ebenso ist übrigens auch der Rückgriff auf den Staat, wo die An¬ 
steckung erfolgte, nicht vorgesehen und damit ausgeschlossen. 

§ 28. Bei den Strafbestimmungen ist nur auf die Zusätze zu 
§ 28 hinzuweisen, wonach hier der Schuldige zwangsweise in Be¬ 
handlung genommen werden kann und eine Buße zahlen muß. 

§ 29. Die Listen dienen nur statistischen Zwecken. Doppel¬ 
zählung kann vermieden werden, indem Erkennungszeichen (An¬ 
fangsbuchstaben, Geburtsdatum) auf den Listen angeführt werden. 


Nachtrag. 

Der hier veröffentlichte Entwurf geht noch von dem Gedanken 
größtmöglicher Freiheit und Schonung des einzelnen aus. Seitdem 
habe ich mich davon überzeugen lassen, daß wir ohne eine allge¬ 
meine Meldepflicht, der unter Umständen ein Behandlungszw-ng 
folgt, wohl nicht auskommen werden. Damit würde besonders 

4* 


Digitized by ^ooQle 



52 


Mittermaler: Voreütwurf eines Gesetzes usw. 


§ 17 des Entwurfs sich ändern. Diesen strengeren Gedanken habe 
ich in einem Aufsatz vorgetragen, der in der Münchener Monats¬ 
schrift „Deutschlands Erneuerung“ erscheint. — Gegen die Ein¬ 
ordnung der Beratungsstellen in das Gesetz, besonders gegen den 
Zwang zu ihrer Einrichtung (§ 3) wurden Bedenken erhoben. Ich 
habe mich nicht von ihrer Berechtigung überzeugen können; im 
Gegenteil fürchte ich nach meinen bisherigen Beobachtungen, daß 
bei der jetzigen Einrichtung die Mehrzahl der Beratungsstellen, 
die so überaus segensreich wirken könnten, sehr bald in glänzender 
Isolierung der Ärzte- und Krankenwelt gegenüberstehen. — 

Jetzt hat Ministerialdirektor Geheimer Bat Kirchner sich 
über alle neuen Fragen geäußert (Zeitschr. Ärztl. Fortbild. 14, 
285 und 309). Er stimmt offenbar in vielen Punkten den Gedanken 
zu, die meinen Entwurf beherrschen, besonders auch in der Aus¬ 
bildung der Prostitutionsüberwachung, w*as mich vor allem freut. 
Die wesentlichen Abweichungen sind in der Ablehnung der Ein¬ 
gliederung der Beratungsstellen in das Gesetz, der Ablehnung des 
Gefährdungsparagraphen 28, in der Ablehnung des Gesundheits¬ 
amtes und in der noch stärkeren Betonung gelegen, daß Zwang 
verkehrt sei. Ich habe mich schon vorher in meinem oben ge¬ 
nannten Aufsatz zu allen Fragen ausgesprochen und glaube trotz 
aller scheinbaren Gegnerschaft, daß eine Einigung möglich ist. Hier 
betone ich nur, daß das Gesundheftsamt nach der Gestaltung meines 
Entwurfs sich weit von dem entfernt, wie es sich Neisser dachte, 
und daß ein Zwang, wie ich ihn mir selbst im weitesten Umfang 
vorstelle, niemals so weit gehen soll, wie der von Neisser vorge¬ 
schlagene; die Einwände Kirchners gegen diese übertriebenen 
Vorschläge sind durchaus berechtigt. 

Mittermaier. 
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Frauenfürsorge bei der Stadtverwaltung Bielefeld. 

Von 

Clara Hormelbracht, 

Polizeiassistentin in Bielefeld. 

Über die Größe der sittlichen Not in unserem Yaterlande gerade 
in der gegenwärtigen Zeit braucht man nicht viel Worte zu ver¬ 
lieren. Nützlicher und angebrachter als alle Klagen, die oft nur 
den Ausblick in bessere Zustände verdüstern, und die gerade die 
bei der sittlichen Erziehungsarbeit an unserem Volke so notwendige 
Schaffensfreudigkeit in tatenlose Mutlosigkeit umwandeln, er¬ 
scheint es, einen gangbaren, in der Praxis erprobten Weg auf¬ 
zuzeigen. Dieser Weg hat in seinem kleinen Versuchskreise schon 
zu erfreulichen Ergebnissen geführt. Er verdient es daher, über 
die lokalen Grenzen hinaus bekannt zu werden. Die durch den 
Krieg hervorgebrachte Lockerung der Sitten, vor allem die Gefahr, 
welche der Volksgesundheit aus der Zügellosigkeit weiblicher und 
männlicher Personen droht, und nicht zuletzt die Notwendigkeit 
für eine Erneuerung und Gesundung der stark geschwächten Volks¬ 
kräfte zu sorgen, haben Veranlassung gegeben, überall neue Kräfte 
aufzurufen. Je mehr das Volk sich dieser, sein Dasein bedrohenden 
Schäden bewußt wird, um so energischer wird es auch selbst den. 
Kampf gegen die Unsittlichkeit aufnehmen. Unter diesen Um¬ 
ständen verdient eine Einrichtung der Stadt Bielefeld, die seit etwa 
1V 2 Jahren besteht, die besondere Aufmerksamkeit weiterer Kreise. 
Sie beruht auf dem Zusammenwirken der städtischen Polizeiassi¬ 
stentin mit dem Amtsgericht und verdankt ihren Erfolg vor allem 
der Unterstützung des Herrn Regierungspräsidenten in Minden. 

Die Gerichte befassen sich bekanntlich mit Prostituierten nur in 
zwei Fällen, nämlich mit denen, die, ohne einer polizeilichen Auf¬ 
sicht unterstellt zu sein, gewerbsmäßig Unzucht treiben und mit 
denen, die, während sie unter polizeilicher Kontrolle stehen, den 
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ihnen auferlegten Kontrollvorschriften zuwider handeln. Bestraft 
werden diese Personen in beiden Fällen mit Haft bis zu sechs Wochen. 
Daneben besteht nach Ermessen der Gerichte die Überweisung an 
die Landespolizeibehörde. Durch sie erhält der zuständige Re¬ 
gierungspräsident die Befugnis, die Überwiesenen bis auf die Dauer 
von zwei Jahren in ein öffentliches Arbeitshaus einzuschließen. 
Von dieser Befugnis wurde bisher regelmäßig Gebrauch gemacht. 

Die von den Gerichten der Landespolizeibehörde überwiesenen 
Mädchen wurden regelmäßig dem Arbeitshaus zugeführt; im ersten 
Falle auf die Dauer von 6 Monaten, im Wiederholungsfälle auf 
längere Zeit. Folgerichtig machten die Gerichte von dev Über- 
vreisungsbefugnis nur da Gebrauch, wo auch die Unterbringung 
im Arbeitshause für angebracht erachtet wurde. Vor dem Arbeits¬ 
hause haben derartige Personen große Furcht und sie werden in den 
meisten Fällen alles tun, um davor bewahrt zu bleiben. So lag uns 
der Wunsch nahe, um erziehlich und bessernd einwirken zu können, 
in der drohenden Überführung in das Arbeitshaus ein Abschreckungs¬ 
mittel und daher eine wirksame Unterstützung erziehlicher Maß¬ 
nahmen zu besitzen. Das war der Fall, wenn die Praxis der Ver¬ 
waltungsbehörde sich änderte, wenn nämlich die Regierungsprä¬ 
sidenten sich, wie es inzwischen durch Verfügung des Heirn Mini¬ 
sters des Innern vom 16. Nov. 1916 für Bettler und Landstreicher 
angeordnet ist, entschließen würden, in geeigneten Fällen von der 
Befugnis der Überführung in das Arbeitshaus zunächst abzusehen, 
und die Entscheidung über die Festsetzung einer Nachhaft von dem 
Verhalten der Verurteilten in einer ihnen gestatteten Bewährungs¬ 
frist abhängig zu machen. Das ist seitens des Herrn Regierungs¬ 
präsidenten in Minden geschehen. Folgerichtig änderte sich damit 
auch die Praxis des Gerichtes, indem jetzt die Überweisung an die 
Landespolizeibehörde nicht nur in den Fällen ausgesprochen wird, 
in denen man die Überführung in das Arbeitshaus für angemessen 
erachtet, sondern vor allem auch dort, wo erziehliche Maßnahmen 
einsetzen sollen und wo man von der drohenden Überführung einen 
wirksamen Zwang für das W 7 ohlverhalten der Verurteilten erwartet. 

Damit allein war aber nichts gewonnen, w T enn nicht gleichzeitig 
für eine geeignete Unterbringung und Beaufsichtigung während 
der Bewährungsfrist Sorge getragen war. Es mußte daher ein Unter¬ 
kunftshaus gebaut werden, in dem die Verurteilten erforderlichen¬ 
falls Unterkunft und Arbeit finden. Für diejenigen, die in freier 
Arbeit verbleiben konnten, mußte eine regelmäßige Überwachung 
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eingerichtet werden. Auch mit diesen Maßregeln gegen die gericht¬ 
lich Verurteilten war das Übel noch nicht an der Wurzel getroffen. 
Wirklicher Erfolg war nur zu erwarten, wenn die Erziehungsmaß¬ 
regeln schon da einsetzten, wo die Voraussetzungen für eine gericht¬ 
liche Verurteilung noch nicht gegeben waren, wo aber doch sichere 
Kennzeichen eines beginnenden Verfalles Vorlagen. Solche Mädchen 
werden von der Polizei vielfach aufgegriffen; sie werden verwarnt 
und wieder entlassen. Ihnen mußte der Aufstieg dadurch erleichtert 
werden, daß ihnen Gelegenheit gegeben wurde, sich einer sie nicht 
demütigenden Schutzaufsicht zu unterstellen, namentlich wo Eltern 
und andere Familienangehörige fehlen, die ihnen einen Halt hätten 
geben können. Diese Schutzaufsicht tritt also, je nach Bedarf, bei 
gerichtlich Verurteilten und bei bloß gefährdeten Mädchen ein, 
natürlich nur mit dem Willen der Betreffenden. Liegt eine gericht¬ 
liche Verurteilung vor, so kann dadurch ein gewisserZwangausgeübt 
werden, daß diese Stellung unter Schutzaufsicht als Bedingung für 
die vorläufige Aussetzung der Beschlußfassung über die Verhängung 
der Nachhaft gestellt wird. — Um diese Schutzaufsichten durch¬ 
zuführen, mußten sich natürlich eine größere Anzahl von Frauen 
zu ihrer Übernahme bereit erklären. 

Sobald jetzt bei Gericht eine Anklage wegen Sittenpolizei- 
Übertretung oder Gewerbsunzucht eingeht, werden der Polizei¬ 
assistentin die Akten zugänglich gemacht. Sie nimmt mit der 
Angeklagten Fühlung, indem sie dieselbe eventuell im Gefängnis 
aufsucht. Ihre Eindrücke bringt sie mit der Rückgabe der Akten 
kurz zum Ausdruck. Kommen danach erziehliche Maßnahmen 
in Frage, so wird sie als Sachverständige zur Hauptverhandlung 
geladen. Das Gericht wird sich ihrem Gutachten anschließen, 
und, wenn die Angeklagte sich den über sie zu verhängenden Er¬ 
ziehungsmaßregeln freiwillig unterwerfen will, zwar die Über¬ 
weisung an die Landespolizeibehörde verfügen, die Verurteilte aber 
alsbald aus der evtl. Haft entlassen und den Regierungspräsidenten 
mit Übersendung der Akten bitten, von der Beschlußfassung über 
die Festsetzung einer Nachhaft vorläufig abzusehen. Das wird ge¬ 
schehen, und eine Überführung in das Arbeitshaus erfolgt nur dann, 
wenn die Verurteilte sich der angeordneten Aufsicht eigenmächtig 
entzieht, die ihr angewiesene Unterkunft verläßt, oder sich sonst 
unbotmäßig erweist. Wegen einer erkannten Haftstrafe wird be¬ 
dingter Strafausstand nachgesucht werden. Es hängt also ganz 
von dem Verhalten der Verurteilten während der Bewährungsfrist 
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ab, ob sie dem Arbeitshause zugeführt wird, und ob sie die ihr zu¬ 
erkannte Haftstrafe zu verbüßen hat. 

In der Zeit vom 15. Oktober 1915 bis dahin 1916 sind von 88 
der Landespolizeibehörde Überwiesenen vorläufig mit der Nach¬ 
haft verschonten Mädchen 9 rückfällig geworden und dem Arbeits¬ 
hause zugeführt. Von den nicht gerichtlich verurteilten 180 Mäd¬ 
chen, die sich freiwillig unter Schutzaufsicht stellten, sind nur 20 
rückfällig geworden. 

Für den Erfolg der ganzen Einrichtung ist es nun vor 
allem wesentlich, von wem und wie die Schutzaufsichten geführt 
werden. 

Anfangs die Schutzaufsichten selbst führend, sah sich, wie 
gesagt, die Polizeiassistentin bei der Erweiterung ihres Arbeits¬ 
gebietes bald genötigt, nach Helferinnen Ausschau zu nehmen. Da 
ihre persönlichen Bekanntschaften und Beziehungen nicht aus¬ 
reichten, einen genügenden Kreis zu sichern, wandte sie sich an die 
zuständigen Pfarrer, die auch mit größter Bereitwilligkeit auf ihr 
Ansuchen eingingen und eine Zahl geeigneter Frauen und Mädchen 
namhaft machten. Bei der Zuteilung der der Aufsicht zu unter¬ 
stellenden Mädchen an die einzelnen Fürsorgedamen wird Rück¬ 
sicht darauf genommen, daß das betreffende Mädchen im selben 
Stadtbezirk seinen Wohnsitz hat, ferner darauf, daß auch die sozialen 
Verhältnisse der Fürsorgerin einigermaßen dem vorliegenden Fall 
angepaßt sind. Nachdem auf diese Weise erst ein genügender Grund¬ 
stock von Helferinnen gewonnen ist, machen die durch etwaige Aus¬ 
scheidungen notwendig werdenden Ergänzungen sowie auch die 
Heranziehung neuer Kräfte kaum noch Schwierigkeiten, da meist 
die Damen selbst über Beziehungen verfügen. Im großen und ganzen 
haben sich die einmal in die Arbeit eingestellten Damen ausnahmslos 
gut bewährt, wenn es auch nur natürlich ist, daß zu Anfang einige 
Ungeschicklichkeiten sich nicht ganz vermeiden ließen. Hier muß 
dann in taktvoller und zugleich wirksamer Weise die regelnde Hand 
der Polizeiassistentin, der immer die Oberaufsicht bleibt, eingreifen, 
um die etwa verfahrenen Verhältnisse wieder in die rechten Geleise 
zurückzu bringen. Einzelnen Frauen wird man immer nur leichtere 
Fälle in Behandlung geben, während man schwierigere Vertrauens¬ 
fälle nur anerkannt gut arbeitenden überträgt. Dies alles versteht 
sich ganz von selbst und ergibt sich aus der Praxis ohne jede Schwierig¬ 
keit. Es soll nur hervorgehoben werden, daß die an den Anfang 
gestellten Richtlinien der lokalen und sozialen Nachbarschaft 
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keineswegs mechanisch innegehalten werden dürfen, wie denn auch 
hier der Buchstabe niemals dem Geiste gebieten soll. 

Zum Zwecke der Belehrung und des Austausches der gemachten 
Erfahrungen kommen die Helferinnen allmonatlich zusammen und 
berichten der Polizeiassistentin über ihre Erlebnisse und Erfah¬ 
rungen. Da gibt es viel Zweifelsfragen auszutauschen, Vorschläge 
zu machen, Wünsche vorzubringen u. a. mehr. Insbesondere werden 
bei diesen Zusammenkünften der Polizeiassistentin die Nahmen 
solcher Mädchen angegeben, bei denen eine dringlichere, in schärfere 
Form gefaßte Vermahnung durch die Polizeiassistentin angebracht 
erscheint. Hier werden auch u. a. kleine Geburtstagsgeschenke 
für die der Schutzaufsicht unterstellten Mädchen in Aussicht ge¬ 
nommen, wie sich überhaupt die Mädchen für derartige kleine Auf¬ 
merksamkeiten äußerst empfänglich und dankbar gezeigt haben. 
Eine etwaige Beise bietet Gelegenheit, den Mädchen eine Ansichts¬ 
karte oder gar einen Brief zukommen zu lassen, der allemal große 
Freude hervorruft. Es muß immer darauf Bedacht genommen 
werden, den Zwangscharakter des Verhältnisses möglichst abzu¬ 
streifen, ohne daß amit natürlich die Schutzaufsicht an Ernst 
verliert. Es darf et/a diese Schutzaufsicht sich keinesfalls mit einer 
bloß kalten, lieblosen Überwachung der Betreffenden auf ihre 
Arbeitsstätte begnügen, sondern muß hineinreichen in deren Woh¬ 
nung und freie Zeit, muß Schutz bieten über Verlockungen und 
Gefährdungen und muß es vor allem verstehen, bei den der Schutz¬ 
aufsicht unterstellten Mädchen den Eindruck des Abhängigkeits¬ 
verhältnisses zu verwischen und den der mütterlichen oder schwester¬ 
lichen Liebe zu erwecken. Da möchte ich zunächst meiner persön¬ 
lichen Überzeugung Ausdruck geben, daß zu dieser Arbeit im vollsten 
Sinne nur befähigt ist, wer sie im Geiste und in Kraft dessen tut, 
der den Sinn barmherzigen Mitfühlens und suchender Liebe in diese 
Welt gebracht hat. Jedenfalls gehört aber hierzu ein nicht un¬ 
beträchtliches Maß psychologischer und pädagogischer Begabung, 
die jedoch keineswegs immer in langen Lehrkursen anerzogen zu 
sein braucht. Hinzutreten muß die Befähigung sittliche Nöte zu 
verstehen, ein durch Liebe und Einfühlung geweitetes Verständnis 
junger Mädchenseelen, das die Beweggründe aufzuspüren vermag, 
die die Betreffenden auf die schiefe Bahn kommen ließen. Denn 
es liegt keineswegs so, daß immer ausgesprochene Schlechtigkeit 
die Mädchen auf den verderblichen Weg brachte. Oft ist es nur 
Leichtfertigkeit, Gutmütigkeit, Unerfahrenheit, die bisher ehrbare 
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Mädchen zu Fall brachten. Oft ist es nur der Einfluß niedrig gesinnter 
Männer, ohne daß eine besondere Verschuldung des Mädchens 
überhaupt nachweisbar wäre, oft mangelhafte Erziehung, unglück¬ 
liche Familienverhältnisse, eine verderbliche Freiheit und Zügel¬ 
losigkeit, die ein solches Mädchen schon auf die Straße führte, ehe 
es im Bereich der elterlichen Wohnung die nötige Festigkeit gegen 
die Verlockungen des Lebens gewinnen konnte. Oft ist es erbliche 
Belastung des Mädchens, das einer Trinkerfamilie oder einer Familie 
von allgemeiner sittlicher Dekadenz entstammt. Über diese Gründe 
und Einflüsse muß sich die Pflegerin zunächst klar geworden sein, 
wenn sie ihr Werk erfolgreich durchführen will. Zur Schutzaufsicht 
gehört eine mütterliche Freundschaft, gehört vor allem auch ein in 
nicht zu langen Zeitabständen w iederholter Besuch in der Wohnung, da 
die entsittlichende Wirkung mancher „Schlafstelle“ gar nicht schlimm 
genug eingeschätzt werden kann. Soweit die Mädchen nicht in 
einem für sie passenden Verein untergebracht werden können (Ar¬ 
beiterinnenverein, Verein kaufmännischer Angestellter, Mädchenklubs, 
Jungfrauenverein, Verein der Freundinnen junger Mädchen usw.), 
wird es gut sein, sie von Zeit zu Zeit in die eigene Wohnung zu laden, 
ihnen bei Gelegenheit dieser Besuche den Sinn für Wirtschafts¬ 
fragen zu wecken, um sie für eine eventuelle spätere Heirat ge¬ 
eignet zu machen. Für Verheiratete hat sich hier ein besonderer 
Verein „Selbsthilfe“ gebildet, dem gütige Stifterinnen ein eigenes 
Heim geschaffen haben. In diesem Verein wird vor allem auch An¬ 
leitung gegeben, w T ie man aus aufgetragenen Kleidern Erwachsener 
noch ganz brauchbare Kleidungsstücke für Kinder hersteilen kann. 
Der Selbsthilfe ist ein Kinderhort sowie ein Kindergarten ange¬ 
gliedert, damit die Frauen Gelegenheit haben, ihre Kinder mit zur 
Arbeitsstätte zu bringen und sie nicht unverwahrt im Hause zurück - 
lassen müssen. 

Die oben gemachten Ausführungen beruhen auf den in 
Bielefeld gemachten Erfahrungen, einer Stadt also, die stark auf 
eine Großstadt mit einer Einwohnerzahl von 100000 Menschen 
zuwächst. Für diese Größenverhältnisse ist eine einheitliche 
Zentralisation der Frauenfürsorge in der angegebenen Weise 
noch durchführbar und zweckdienlich, und es w r äre nur zu 
begrüßen, wenn in allen Städten mit ähnlichen Verhältnissen in 
dieser Art an die Austrocknung des sittlichen Sumpfes gegangen 
würde. Was in Städten bis zu 100000 Menschen geleistet werden 
kann, läßt sich natürlich in größerem Gemeinwesen — auch in 
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Millionenstädten — vielleicht noch vollständiger durchführen, weil 
sich das Werk dort auf einen größeren Hilfsapparat stützen kann. 
Doch muß hier eine geeignete Dezentralisation an die Stelle der 
nicht mehr möglichen Zentralisation treten. Ob man dabei der 
Einteilung der kirchlichen Bezirke folgt oder der Einteilung der 
Polizeibezirke oder noch andere Abgrenzungen macht, wird sich 
nur nach der Lage des Falles entscheiden lassen und auch immer 
nur von nebensächlicher Bedeutung sein. Die Anlehnung an die 
kirchlichen Bezirke dürfte sich aus dem Grunde empfehlen, weil, wie 
dargelegt, durch Vermittlung der Geistlichkeit es leichter ist, die 
geeigneten weiblichen Hilfskräfte mobil zu machen. 

Nochmals soll zum Schluß betont werden, daß der Erfolg in 
aller Linie von der Persönlichkeit abhängt, die die Schutzaufsicht 
übernimmt. W T ie schon ausgeführt, kann die typische „Dame“, 
die in unseren Theatern, Salons, Kaffeehäusern und ähnlichen gesell¬ 
schaftlichen Vergnügungsstätten mit ihrem unsozialen Nichtstun 
heimisch ist, hier wenig helfen. Emstgesinnte Frauen aller Kon¬ 
fessionen und Berufsstände müssen zusammentreten und ein Werk 
organisieren, das der Staatsapparat, der nur grobkörnige und nie¬ 
mals so feinmaschige individuelle Seelenarbeit zu leisten vermag, 
von sich aus niemals mit Befriedigung lösen kann. Das Werk muß 
herauswachsen aus der Selbsthilfe der Frauen, aus dem großen 
weiblichen Solidaritätsgefühl, das auch noch die letzten und ver¬ 
lassensten der entgleisten Mitscliwestem umfaßt. An alle für den 
Kampf gegen die Unsittlichkeit in Betracht kommenden Vereine 
und Organisationen richten wir uns mit unserem Arbeitsappell, 
damit solche unglücklichen Wesen weder dem Staat noch den Mit¬ 
menschen weiter zum Schaden werden, sondern sich und anderen 
zur Freude wieder lernen ein nützliches Leben zu führen. 


In einer soeben im Verlage von Ferdinand Enke in Stuttgart 
erschienenen Schrift „Soziale Bechtseinrichtungen in Biele¬ 
feld“ schildert der dortige Bichter Dr. Alfred Bozi u. a. auch 
die in dem obigen Aufsatz dargelegten Maßnahmen, wobei er be¬ 
sonders auf die gerichtliche Behandlung dieser Fälle ausführlicher 
eingeht. Nach seiner Darstellung wird, wenn das Mädchen sich 
bewährt hat, nach einiger Zeit die Schutzaufsicht aufgehoben und 
dem Mädchen volle Bewegungsfreiheit zurückgegeben. Entzieht 


Digitized by t^-oosLe 


€0 


Hormelbracht. 


es sich der Schutzaufsicht, so stehen zunächst Zwangsmittel nicht 
zur Verfügung. Erfolgt aber erneute Einlieferung, dann sind meistens 
auch die Voraussetzungen strafrichterlichen Einschreitens gegeben. 
Es wird gerichtliche Verurteilung und Überweisung an die Lande s- 
polizeibehörde erfolgen. Jetzt wird die städtische Fürsorgerin 
sich darüber klar werden, was zutun bleibt, ob wiederum lediglich 
Schutzaufsicht einzuleiten oder ob anderweite Unterbringung ge¬ 
boten ist. Zu dem Ende wird sie rechtzeitig mit der Beschuldigten 
Fühlung nehmen. Sie wird sie noch vor der Aburteilung im Gefängnis 
besuchen und wird auch in der Haupt Verhandlung anwesend sein. 
Das Gericht wird voraussichtlich neben der Haftstrafe die Über¬ 
weisung an die Landespolizeibehörde aussprechen, aber, falls die 
Verurteilte sich den für erforderlich erachteten Maßnahmen unter¬ 
wirft, in den Urteilsgründen aussprechen, daß es sich empfehle*, 
die Beschlußfassung über die Festsetzung einer Nachhaft auszusetzen. 
Dem wird der Regierungspräsident nachkommen. Entzieht die 
Verurteilte sich jetzt wieder den über sie verhängten erziehlichen 
Maßnahmen, so wird sie festgenommen und nach Festsetzung einer 
angemessenen Nachhaft unverzüglich in das Arbeitshaus überführt 
werden. In derselben Weise wird denen gegenüber verfahren werden, 
die zwar das erstemal polizeilich eingeliefert, die aber wegen der 
Schwere des Falles sofort unter Anklage gestellt und gerichtlich 
verurteilt werden. 

Für die städtische Fürsorgerin besteht folgende Dienstan¬ 
weisung : 

Der städtischen Fürsorgerin ist untersagt, polizeiliche Ermittelungen 
anzustellen, Strafanträge aufzunehmen oder von den vertraulichen An¬ 
gaben der Beschuldigten, namentlich Geständnissen, der Polizeibehörde 
Mitteilung zu machen. Ihre Aufgabe ist vielmehr, Frauen und Mädchen 
von der Begehung unsittlicher oder gar strafbarer Handlungen abzuhalten, 
sie nach Begehung solcher Handlungen in ihre Obhut zu nehmen und sie, 
soweit dies im Rahmen der Gesetze und ohne Gefährdung öffentlicher 
Interessen möglich ist, vor der strafrichterlichen Verurteilung oder doch 
vor 'der Strafvollstreckung zu bewahren. Außerdem ist sie als Gehilfin 
der Sühnevermittlungsstelle tätig, um* Strafsachen, deren Verfolgung 
nur auf Antrag eintritt, zur außergerichtlichen Erledigung zu bringen. 

Ihr steht der Ausschuß zur Bekämpfung der öffentlichen Unsittlichkeit 
zur Seite. Angelegenheiten, die zur Zuständigkeit des städtischen Für¬ 
sorgeausschusses gehören, hat sie diesem zu übergeben. 

Es bleibt dem Takte der Fürsorgerin überlassen, von Fall zu Fall 
die geeigneten Maßregeln zu treffen. 

Um der Begehung unsittlicher und strafbarer Handlungen vorzu¬ 
beugen, hat sie sich möglichst von allen gefährdeten Frauen und Mädchen 
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Kenntnis zu verschaffen. Die Polizeivollzugsorgane werden sie von allen 
Verfehlungen solcher Personen in Kenntnis setzen. Strafanzeigen werden 
ihr in Urschrift oder Abschrift vorgelegt werden. Von allen Vorführungen 
weiblicher Personen wird sie unverzüglich Mitteilung ei halten, jedenfalls 
vor der Vornahme einer ärztlichen Untersuchung. Die städtische Für¬ 
sorgerin hat aber auch mit den Inhabern von Betrieben, in denen Frauen 
ufid Mädchen beschäftigt werden, sowie mit den Arbeitgeberverbänden 
Fühlung zu halten, damit die Arbeitgeber vor Erstattung von Straf¬ 
anzeigen ihren Rat einholen. 

Die städtische Fürsorgerin wird alsbald, nachdem sie von einer 
gefährdeten Person Kenntnis erhalten hat, die Familienverhältnisse 
ermitteln und unter Fühlungnahme mit etwaigen Familienangehörigen 
für Unterkommen und Kleidung, Arbeit und geeigneten Umgang (An¬ 
schluß an Vereine) zu sorgen haben. Nötigenfalls wird sie auf Einleitung 
einer Schutzaufsicht bedacht sein. 

Ist ein gerichtliches Verfahren nicht zu vermeiden, so ist durch 
Feststellung des Sachverhalts dafür zu sorgen, daß Umstände, welche 
die Tat in milderem Lichte erscheinen lassen, auch zur Kenntnis der 
Strafverfolgungsbehörde kommen. Die Fürsorgerin hat den Beschuldigten 
überhaupt den erforderlichen Beistand zu leisten und Verhaftete nach 
Einholung einer allgemeinen' oder besonderen Genehmigung auch im 
Gefängnis aufzusuchen. Selbstverständlich hat sie sich dabei unberech¬ 
tigter Eingriffe in den Gang des Verfahrens zu enthalten. In gleicher 
Weise ist zu verfahren, wenn die Fürsorgerin davon Kenntnis erhält, daß 
gegen eine ihrer Obhut bisher nicht unterstellte weibliche Person ein 
Strafverfahren eingeleitet ist. Handelt es sich um Antragsvergehen, 
bei welchen die Rücknahme des Strafantrags zulässig ist, so ist in geeig¬ 
neten Fällen nach Möglichkeit eine außergerichtliche Erledigung der 
Angelegenheit zu erstreben. 

Ist eine weibliche Person zu Strafe veiurteilt, so ist zu prüfen, ob die 
Voraussetzungen einer bedingten Strafaussetzung vorliegen. Bejahenden¬ 
falls wird die städtische Fürsorgerin die nach der Sachlage erforderlichen 
Anträge stellen und die zu ihrer Begründung dienlichen Tatsachen zur 
Kenntnis der Strafvollstreckungsbehörde bringen. Besonders hat sie 
ihr Augenmerk auf die wegen Sittenübertretung (Gewerbsunzucht, 
Übertretung der Kontrollvorschriften) veiurteilten Frauen und Mädchen 
zu richten. Sie hat erforderlichenfalls für ihre Unterbringung, Beschaffung 
von Arbeitsgelegenheit, Stellung unter Schutzaufsicht, Verhängung von 
Arbeitszwang usw. zu sorgen und sich auf Ersuchen der Behörden darüber 
zu äußern, ob es sich empfiehlt, die Beschlußfassung über Festsetzung 
einer Nachhaft vorläufig auszusetzen. In der Bewährungsfrist hat sie die 
betreffenden Personen im Auge zu behalten, um sie vor Rückfällen zu 
bewahren oder solche nötigenfalls behufs nachträglicher Festsetzung der 
Nachhaft zur Kenntnis der Behörden zu bringen 1 ). 


*) Ist der städtischen Fürsorgerin, wie beispielsweise in Minden, ein 
weiterer Geschäftskreis — Jugendfürsorge usw. — übertragen, so ist das in 
der Dienstanweisung zu entsprechendem Ausdruck zu bringen. 
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Die Zuständigkeit des Arbeitsausschusses zur Bekämpfung der 
öffentlichen Unsittlichkeit erhellt aus folgenden Satzungen: 

§ 1. Die Aufgaben des Ausschusses sind: 

1. die Ausübung von Schutzaufsichten über weibliche Personen, 
die sich freiwillig unter Schutzaufsicht stellen, nachdem sie wegen sitten¬ 
widrigen Verhaltens polizeilich verwarnt worden sind, sowie die Über¬ 
wachung weiblicher Personen, die wegen Sittenübertretung gerichtlich 
verurteilt sind, dann aber bedingten Strafausstand erhalten haben oder 
denen gegenüber die Beschlußfassung über die Festsetzung einer Nachhaft 
vorläufig ausgesetzt worden ist. 

2. Die Beratung der Behörden über die Zweckmäßigkeit der gegen 
solche Personen einzuleitenden Maßnahmen. 

§ 2. Der Ausschuß besteht aus der städtischen Fürsorgerin oder 
ihrer Vertreterin als Vorsitzenden und vier von dem Oberbürgermeister 
ernannten Frauen als Mitgliedern. Er ist beschlußfähig, wenn seine 
Mitglieder ordnungsmäßig geladen und wenn außer der Vorsitzenden 
mindestens zwei von ihnen anwesend sind. 

§ 3. Der Ausschuß bestimmt die Personen, die zur Mitarbeit heran¬ 
gezogen werden sollen — Helferinnen —. 

Die Leitung der Arbeiten, insbesondere ihre Verteilung unter die 
Ausschußmitglieder oder Helferinnen, geschieht durch die Vorsitzern e. 
Sie hat den Ausschuß allmonatlich zusammenzuberufen und ihm ihre 
Maßnahmen zur Beratung zu unterbreiten. Helferinnen sind zuzuziehen, 
soweit die von ihnen bearbeiteten Fälle den Gegenstand der Beratung 
bilden. 

Die Zuziehung weiterer Personen bleibt dem Ermessen der Vor¬ 
sitzenden überlassen. 
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Zweites Sammelreferat 

über die bisher erschienenen Arbeiten Ober die Bekämpfung der 
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Im Mai 1915 brachte ich in dieser Zeitschrift (Band XVI, Heft 5) 
eine Zusammenstellung der bis dahin erschienenen Arbeiten ‘welche sich 
mit den Aufgaben beschäftigten, die durch den Weltkrieg auf dem Gebiete 
der Geschlechtskranken Versorgung an uns herantreten. Die Erkenntnis, 
daß diese Seuchen bei der ungeheuren Größe der aufgestellten Armeen 
nicht nur die Schlagfertigkeit der Truppe bedeutend herabmindern, sondern 
auch die Wohlfahrt künftiger Generationen direkt in Frage stellen können^ 
wenn ihrer drohenden Ausbreitung nicht von vornherein energisch ent¬ 
gegengearbeitet werde, hatte zahlreiche Männer der Wissenschaft auf 
den Plan gerufen. Damals galt es, Wege und Mittel zu finden, die Ver¬ 
hütung und Behandlung der Geschlechtskrankheiten durchzuführen. 
Diese Fragen sind wohl, soweit es in den Verhältnissen überhaupt möglich 
ist, dank dem energischen Eingreifen der Militärhygieniker jetzt gelöst. 
Die allgemeinen Direktiven finden wir in dem weiter unten wieder¬ 
gegebenen Erlaß des preußischen Kiiegsministeriums vom 14. Juli 1915. 
Was die Behandlung der Geschlechtskranken anbetrifft, so hat man sich 
dazu entschlossen, wenn nicht besonders günstige Verhältnisse an der Front 
bei Truppen im Stellungskrieg vorliegen, die Leute in großen Speziallaza¬ 
retten im Etappengebiet zu sammeln und dort unter spezialärztlicher Lei¬ 
tung der Heilung zuzuführen. Die Heimatslazarette sind für die Truppen in 
den Garnisonen, für größere Transporte und eventuell für besonders schwere 
und langwierige Fälle reserviert; auch hier stehen große Spezialabteilungen 
zur Verfügung. Die sanitären und prophylaktischen Maßnahmen bei der 
Truppe haben ihre segensreiche Wirkung nicht verfehlt. Dementsprechend 
sind wenigstens die deutschen Mitteilungen über die Bekämpfung und 
Behandlung der Geschlechtskrankheiten spärlicher geworden. Man hat 
gelernt praktische Prophylaxe zu treiben, während die ethischen Mo¬ 
mente, wie Touton (33) mit Recht bemerkt, zu langsam wirken und 
daher vorläufig zurückgestellt werden müssen. Zu erwähnen wären 
zuerst hier die Arbeiten von Galewski (14), der sich vorzugsweise mit 
der Behandlung in den Reservelazaretten und der späteren Fürsorge 
geschlechtskranker Soldaten befaßt, und von Jadassohn (20), dessen 
eingehender Aufsatz die bisher gesammelten Erfahrungen in Form 
eines Vortrages erläutert. 

Einer eingehenderen Besprechung bedarf die Broschüre von Blasch- 
ko(2) über die Aufgaben, die dem Kampfe gegen die Geschlechts¬ 
krankheiten aus dem Kriege erwachsen. Blaschko, der sich seit 
einem Menschenalter den Kampf gegen die Geschlechtskrankheiten zur 
Lebensaufgabe gemacht hat, rollt auf Grund persönlicher Erfahrungen 
und gestützt auf sehr lehrreiche Informationen von Ärzten und beurlaubten 
Patienten alle einschlägigen Fragen systematisch auf; er erörtert die 
Schwierigkeiten, die einer wirksamen Bekämpfung im Wege stehen, und 
bespricht die Mittel und Wege dieser Schwierigkeiten Herr zu werden. 
Was die Therapie der ausgebrochenen und floriden Geschlechtskrank¬ 
heiten anlangt, so hält er ihre Behandlung in Lazaretten immer noch für 
erforderlich. Gonokokkenfrei gewordene Tripperkranke und klinisch ge¬ 
heilte Luetiker sollen dem Truppenarzt zu weiterer Kontrolle und ev. 
Nachbehandlung überwiesen werden. Ähnlich sind die Vorschläge von 
Zeitochr. f. Bekämpfung d. Geschlechtakrankh. XVIII. 5 
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Zweig (37), während Stern (31) die der klinischen Behandlung nicht 
mehr Bedürftigen in den Kasernen abgesondert ambulant weiter be¬ 
handeln lassen will, damit sie militärisch beschäftigt werden können. 
Keinesfalls sind sie als geheilt zu entlassen, auch wäre es zweck¬ 
mäßig, die Patienten nicht erst eine Zeitlang als Rekonvalezenten frei 
umherlaufen zu lassen, sondern sie möglichst schnell wieder der Truppe 
zuzuführen. Die Forderung, den Armeekorps beratende Dermatologen 
bzw. Venerologen und allen Kriegs- und Etappenlazaretten venerische 
Abteilungen unter Leitung von Spezialisten anzugliedern, wo dann auch 
die weitere Fürsorge früher Geschlechtskranker übernommen werden 
könnte, ist ja erfreulicherweise fast allgemein durchgeführt. Als vor¬ 
beugende Maßnahmen empfiehlt Blaschko häufige Gesundheitsbesich¬ 
tigungen, Aufklärung der Soldaten in Wort, Schrift und Bild über die 
Gefahren der Geschlechtskrankheiten und über die Mittel zu ihrer Ver¬ 
hütung. Schutzmittel (Kondoms) sind in großem Maßstabe bereitzu¬ 
stellen und den Soldaten leicht zugänglich zu machen, jeder muß zur 
Schutzbehandlung nach dem Verkehr unter Strafandrohung angehalten 
werden. Im übrigen ist die Gelegenheit zum Geschlechtsverkehr möglichst 
zu behindern durch Einschränkung und Überwachung der Privat¬ 
quartiere, Verkürzung des Abendurlaubs und der Polizeistunde in den 
Lokalen, Einschränkung des Alkoholgenusses usw. Die Errichtung von 
Soldatenheimen mit Lese-, Schreib-, Speise- und Unterhaltungsräumen 
in den Heimatgarnisonen und im Okkupationsgebiet wird den Mann¬ 
schaften einen hinreichenden Ersatz dafür bieten. Selbstverständlich 
muß damit Hand in Hand gehen eine strenge Überwachung der Prosti¬ 
tution mit langdauernder Internierung der erkrankten Frauen und eine 
umfassende wirtschaftliche und soziale Fürsorge für die arbeitslose weib¬ 
liche Bevölkerung. 1 Ein Verbot der Behandlung Venerischer durch 
Naturheilkundige ist ja bald nach Beginn des Krieges durch die Militär¬ 
behörden erlassen worden, auch das Annoncieren in Tageszeitungen ist 
den Kurpfuschern untersagt. Blaschko will mit Recht überhaupt jedes 
Annoncieren und Plakatieren der Behandlung von Geschlechtskranken 
unterbunden wissen. Es ist allerdings nicht recht verständlich, warum 
nicht auch gegen die annoncierenden Ärzte, denen täglich unzählige 
Kranke zum Opfer fallen, energischer eingeschritten wird; Geldstrafen 
und Ausschließung von der Wahlberechtigung in den Ärztekammern 
sind diesen Herren gegenüber doch wohl Mittel am untauglichen Objekt. 
Ein ungemein wichtiger Punkt ist schließlich die Untersuchung der 
Urlaubnehmer und der zu Entlassenden und Verweigerung des 
Urlaubs bzw. Zurückhaltung und Behandlung der krank Befundenen. 
Die Erfahrung zeigt doch leider oft, daß in dieser Hinsicht noch nicht alle 
maßgebenden Stellen die nötige Sorgfalt verwenden. Immer noch findet 
man in der Praxis gelegentliche Infektionen bei den Ehefrauen, die sich 
nur auf den Verkehr mit dem heimgekehrten Ehegatten zurückführen 


! ) Das Reichsversicherungsamt hat zur Hebung der Arbeitslosigkeit der 
weiblichen Bevölkerung in Brüssel bereits im Frühjahr 1915 200000 Mark 
zur Verfügung gestellt. 
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lassen. Gerade diese Tatsache beweist, von welcher Bedeutung bei der 
Demobilisation die sorgfältige Sichtung der geschlechtskranken Soldaten 
werden wird. Kehren nach dem Kriege die vielen Millionen der Vater¬ 
landsverteidiger in die Heimat zurück, so befinden sich unter ihnen Hundert¬ 
tausende mit einer noch nicht ganz ausgeheilten Geschlechtskrankheit. 
Die Gefahr einer Massenübertragung von Syphilis und Gonorrhoe auf die 
Ehefrauen und die Geliebten ist dementsprechend eine ungeheuere; darum 
müssen alle diejenigen, die im Laufe des Feldzugs an einer Geschlechts¬ 
krankheit behandelt wurden, daraufhin untersucht werden, ob sie noch krank 
und ansteckungsfähig sind, kein noch Ansteckungsfähiger darf aus dem 
Heeresverband entlassen werden! Der Charakter der Lues erlaubt ja auch 
bei klinischer Latenz nicht von einer Heilung zu sprechen, insbesondere 
wird das bei fast allen Luetikern der Fall sein, die sich während des Feld¬ 
zuges infiziert haben, man wird also nur die Leute mit virulenten Krank¬ 
heitserscheinungen zur Behandlung zurückhalten. Die anderen latenten 
Syphilitiker — und ich meine, daß bei diesen der negative oder positive 
Ausfall der Wassermannschen Reaktion für die Beurteilung gar keine 
Rolle spielen sollte — können zwar entlassen werden, sind aber „an¬ 
zuhalten“, sich noch weiter beobachten und behandeln zu lassen. Der 
Gedanke Blaschkos, daß hier die Landesversicherungsanstalten 
am besten diese weitere Fürsorge durchführen könnten, ist 
durch die weiter unten näher gewürdigte Errichtung von Beratungs- und 
Fürsorgestellen bereits jetzt zum Teil in die Tat umgesetzt worden. Blasch- 
ko spricht sich in seiner Broschüre nicht darüber aus, ob er für eine zwangs¬ 
weise Bekanntgabe aller Venerischen an die Versicherungsämter ein- 
tritt; wir werden später sehen, daß die von diesen übernommene Für¬ 
sorge auf Freiwilligkeit beruht. Zweifellos wird dadurch ein großer Teil 
der Leute von vornherein ausscheiden und es wäre zu erwägen, ob nicht 
doch ein gesetzlicher Zwang hier mehr am Platze wäre. Es hätte dies auch 
den Vorteil, daß im Rahmen eines Reichsgesetzes, welches ja geplant ist, 
sich alle Geschlechtskranken erfassen ließen. Es käme dabei der schon so 
viel erörterte Meldezwang bzw. die Zwangsbehandlung in Betracht, wie 
ihn der ärztliche Verein München (36) verlangt. Freilich ist dann ein 
generelles Kurpfuscher- und Annoncierverbot eine absolutes Erfordernis, 
da man sonst die Kranken noch mehr in die Hände derartiger Volks¬ 
beglücker treiben würde. Eine gründliche Reform der Prostitutions¬ 
überwachung, an deren Vorarbeiten die D.G.B.G. aufs lebhafteste be¬ 
teiligt ist, und die] sich nicht mit der Einführung neuer Verwaltungsmaß- 
nahmen begnügen darf, sondern das ganze Problem nach seiner sozialen 
Grundlage durcharbeiten muß, wird schließlich mit eine Hauptaufgabe sein, 
die vielen Wunden, welche der Krieg unserm Volkskörper beigebracht hat, 
zu heilen. Der Broschüre sind als Anhänge eine in Anwendung befindliche 
Anleitung für die ärztlichen Belehrungen bei denGesundheitsbesichtigungen 
und ein Schema für die sachgemäße Untersuchung auf Geschlechtskrank¬ 
heiten verdächtiger Frauen von Prof. Uhlenhut (beratender Hygieniker 
eines Armeekorps) beigegeben. 

Mit welchem Emst die bulgarischen Sanitätsbehörden die Bekämp- 
fuDg der Venerie anfassen, lehrt eine Abhandlung von Beron (1). Es 
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handelte sich darum, über die Verbreitung der Geschlechtskrankheiten 
unter den in Mazedonien stehenden Truppen genauere Kenntnisse zu ge¬ 
winnen und über die Prostitutionsfrage in den besetzten Gebieten Klar¬ 
heit zu schaffen. Dort, wo von einer sanitären Hygiene überhaupt nicht 
die Rede ist, lag die Gefahr einer allgemeinen Verschleppung besonders 
nahe. B. hat eine umfassende Enquete angestellt und in einem Bericht 
seine Vorschläge zur Sanierung von Truppe und Prostitution niedergelegt. 
Danach ist die Krankenziffer zwar unter dem Militär des mazedonischen 
Okkupationsgebietes eine geringe — die Zahlen sind in der Tat sehr klein —, 
trotzdem zwingen die Bedeutung dieser Krankheiten und die schlechte Ein¬ 
richtung der dortigen Prostitution zu vorbeugenden Maßnahmen. B. schlägt 
für das Militär vor: Ordnung der Statistik der Erkrankten; Belehrung 
der Soldaten; Abschaffen der Strafen wegen geschlechtlicher Infektionen; 
periodische Untersuchungen und Regelung der Behandlung. Die Prosti¬ 
tution sollte eingedämmt, zum mindesten möglichst saniert und von öffent¬ 
lichen Lokalen ferngehalten werden. Da die Bordelle in Mazedonien 
infolge äußerst mangelhafter sanitärer Vorschriften als Infektionsquellen 
zu betrachten sind, will Verf. die schon vorhandenen geschlossen wissen, 
wenigstens aber die Eröffnung neuer verbieten. Den Geschlechtskranken 
unter der Zivilbevölkerung soll durch Einrichtung von Ambulatorien 
und Spezialkrankenabteilungen ausgiebige Gelegenheit zur Untersuchung 
und Behandlung gegeben werden. Delbanco (8) gibt den im Anschluß 
an die Beronsche Enquete ausgegebenen Befehl des bulgarischen Sani¬ 
tätschefs zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten bekannt, aus dem 
u. a. hervorgeht, daß sich die Militärverwaltung entschlossen hat, die 
Bordelle aufzuheben und sich prostituierende Ausländerinnen auszuweisen. 
Auch die deutschen Militärärzte Kuhn und Möllers (23) sprechen 
sich für Schließung der Bordelle und Überführung der Prostituierten 
in Arbeitshäuser aus. Wo sich dies, wie in größeren Städten, vor¬ 
läufig nicht durchführen läßt, müssen die erkrankten Dirnen streng 
isoliert werden, daneben muß die Not der weiblichen Bevölkerung durch 
Verschaffung von Arbeitsgelegenheit gemildert werden. 

Die wichtigsten Aufgaben auf dem Gebiete der Prophylaxe der vene¬ 
rischen Krankheiten sind nach v. Veress (34) folgende: 

1. Einschränkung des Alkoholgenusses; bei der kämpfenden Truppe 
ist dies bereits geschehen, im Hinterlande aber nicht. 

2. Aufforderung zur geschlechtlichen Abstinenz und die Belehrung 
über die Gefahren der venerischen Erkrankungen. Auch Offiziere sind in 
diesen Fragen vollkommen unaufgeklärt. 

3. Ermöglichung einer leicht zugänglichen persönlichen Prophylaxe 
durch Einrichtung spezieller Lokale für Desinfektion in jeder Garnison, 
bei allen Truppen, in den Spitälern, Rettungsstationen, Bahnhöfen, Gast¬ 
häusern, öffentlichen Klosetts usw.; unentgeltliche Benutzung von Schutz¬ 
mitteln in den Bordellen. 

4—6. Strenge Überwachung der Prostitution, Internierung der 
Geschlechtskranken, Errichtung von Spezialabteilungen im Etappen¬ 
gebiet und im Hinterlande. 

7. Errichtung von unter militärischer Kontrolle stehenden 
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Bordellen in Garnisonen, im Etappen* und Operationsraume. 
Die Gefahren der geheimen Prostitution können dadurch herabgesetzt 
werden. 

8. Rücksichtslose polizeiärztliche (militärärztliche) Unter¬ 
suchung der gesamten weiblichen Bevölkerung im Operations¬ 
gebiet im Alter zwischen 14—55 Jahren. Internierung der Kranken. 

9. Ausgabe und periodisch wiederkehrende Bekanntgabe eines Be¬ 
fehls, wonach jeder beim Friedensschluß geschlechtskrank befundene Soldat 
bis zur völligen Genesung in Spitalsbehandlung zurückgehalten wird. 
Ein Vorschlag, von dem sich v. Veress vielleicht mit Recht eine gewisse 
abschreckende Wirkung verspricht. 

10. Vorbereitungen, um die Durchmusterung der gesamten Mann¬ 
schaft durch Fachärzte vor der Demobilisierung rasch und glatt durch¬ 
führen zu können. 

. Mit der pers Önlichen Prophylaxe befassen sich noch einige weitere 
Mitteilungen österreichischer Autoren. So hält Klauber (20) erweiternde 
Maßnahmen für notwendig und fordert die allgemeine Verteilung von 
Taschenbestecken, in welchen eine Anzahl von kurzen Protargolbougies 
aus Kakaobutter und ein Stückchen Seife untergebracht sind; dem In¬ 
halte liegt eine kurze Erläuterung bei. Seine Erfahrungen, die er schon 
im Frieden bei dem ihm ärztlich unterstellten Truppenteil sammeln konnte, 
waren sehr günstig. 

W. Pick (25) empfiehlt Einführung einer obligatorischen Prophylaxe 
durch das Sanitätspersonal nach jedem Verkehr unter Strafandrohung, 
Aufhängung von Merkblättern in allen von Soldaten bewohnten Räumen 
und häufigere Untersuchung der Mannschaften; er hat dadurch in Olmütz 
und Mährisch-Schlesien die Erkrankungsziffern um die Hälfte herab¬ 
drücken können. Daneben ist in den Bordellen, aus denen die überwiegende 
Mehrzahl der Ansteckungen stammt, für Gelegenheit zur persönlichen 
Prophylaxe zu sorgen. In der oben genannten Stadt sind alle Bordell¬ 
inhaber angewiesen, in den dem Geschlechtsverkehr dienenden Zimmern 
Kästen mit Schutzmitteln anzubringen. Im allgemeinen übersteigen 
die in der Etappe erworbenen Infektionen bedeutend die des Feldheeres. 
Bei der fechtenden Truppe, -wo nach dem Durchbruch von Gorlice die 
Geschlechtskrankheiten um mehr als das Doppelte Zunahmen — Kras- 
nik, Lublin und überhaupt Russische-Polen scheint besonders verseucht 
zu sein — müssen ähnliche Organisationen durchgeführt werden; in den 
Reservestellungen, bei den Wachtkommandos, namentlich aber in allen 
eroberten Städten läßt sich leicht ein permanent funktionierender pro¬ 
phylaktischer Dienst einführen. Eine dauernde Kontrolle durch kon¬ 
sultierende Dermatologen ist unerläßlich. Die Erkrankten müssen mög¬ 
lichst rasch in spezialärztlich geleitete Lazarettbehandlung kommen, und 
zwar ist die Konzentrierung in eigenen Hospitälern im Etappengebiet mit 
großer Bettenzahl am ratsamsten; dadurch wird Abschiebung in die 
Heimat vermieden, durch die nur eine Unterbrechung der Behandlung 
und eine Verlängerung der Krankheitsdauer verursacht wird. 

Eicke (9) schildert die Vorkehrungen, welche zur Herabminderung 
der Geschlechtskrankheiten bei den Truppen im Felde — es handelt 
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sich dabei im wesentlichen um die Etappenbesatzungen und die Kolonnen, 
bei der fechtenden Truppe bietet sich kaum Gelegenheit zum Geschlechts¬ 
verkehr — in dem Bezirk, in welchem er tätig ist, getroffen sind. Sie 
richten sich einmal gegen die Prostitution (Untersuchung der Öffentlichen 
Dirnen, Internierung der Kranken, Überwachung der Bordelle) und ferner 
gegen die Verseuchung der Mannschaften; dazu gehören wöchentliche 
Gesundheitsbesichtigungen, Bereithalten von Schutzmitteln in den 
Revierstuben, deren Benutzung zum mindesten nach einem Verkehr obli¬ 
gatorisch ist, Bestrafung der Leute, die den Bestimmungen zuwider 
handeln oder eine Geschlechtskrankheit verheimlichen, Belehrung durch 
die Truppenärzte und Verteilung von Merkblättern. Das Merkblatt der 
D. G.B. G. ist ihm nicht erschöpfend genug, wohl weil sich darin keine 
Hinweise auf die persönliche Prophylaxe und das Verhalten nach erfolgtem 
Geschlechtsverkehr finden; er bringt einen eigenen Entwurf, welcher die 
ethischen Momente sehr glücklich mit den hygienischen Vorschlägen 
kombiniert und deshalb der Beachtung durchaus zu empfehlen ist. 
Hinsichtlich der Behandlung, wenigstens der Syphilis, hält er eine solche 
in den meisten Fällen unter voller Erhaltung der Felddienstfähigkeit, 
wenn die Truppe in fester Stellung liegt, für möglich; er ist als Schüler 
von Wechselmann ein Anhänger der reinen Salvarsantherapie, deren 
roborierende Wirkung er für besonders angenehm hält. Zu einer Kur braucht 
er 3—4 g, die Infusionen können in Feld- oder Kriegslazaretten vorge¬ 
nommen werden. Kranke mit ansteckenden Erscheinungen sollten erst 
recht gleich an Ort und Stelle ihre Einspritzung erhalten, um die Gefahr 
für ihre Umgebung sofort (!) zu beseitigen. 

Daß durch ein planmäßiges Arbeiten in der Tat die Zahl der An¬ 
steckungen erheblich herabgemindert werden kann, zeigt die Mitteilung 
von Halberstaedter (16). Durch Belehrung, Überwachung, moralische 
Beeinflussung, vorbeugenden persönlichen Schutz, Aufsuchen der In¬ 
fektionsquellen und Unschädlichmachung derselben, sowie das Zusammen¬ 
arbeiten mit den sittenpolizeilichen Behörden lassen sich weitgehende 
Besserungen der sanitären Verhältnisse erzielen. Ist trotz einer mög¬ 
lichst großen Erschwerung der Gelegenheit zum Geschlechtsverkehr 
eine Ansteckung erfolgt oder zu befürchten, so muß sofort eine pro¬ 
phylaktische Tätigkeit einsetzen, die die Erkrankten auf findet und iso¬ 
liert, die Ansteckungsquelle unschädlich macht und durch Präventiv¬ 
maßregeln die erfolgte Infektion unterdrückt. Werden die Gesundheits¬ 
besichtigungen regelmäßig durchgeführt, melden sich fast alle Erkrankten 
aus Furcht vor Bestrafung von selbst; dadurch hat H. alle schweren 
Komplikationen verhüten können. Jeder ansteckungsfähige Soldat sollte 
im allgemeinen einem Lazarett überwiesen werden und dort wenigstens 
so lange bleiben, bis die Erscheinungen verschwenden sind. Die weitere 
Beobachtung und eventuelle» Behandlung kann dann bei der Truppe 
erfolgen. 

Nach Scholz (29) muß man zwar infolge des Krieges mit einer ge¬ 
wissen Zunahme der Geschlechtskrankheiten rechnen, dem steht aber 
die Möglichkeit gegenüber, wenigstens bei den eingezogenen Mannschaften 
durch sofort einsetzende Behandlung und Internierung in Lazaretten 
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die weitere Infektionsgefahr zu verhindern und die Kranken schnell 
wieder zu heilen. Der Krieg ermöglicht demnach geradezu eine Sanierung 
eines großen Teils der männlichen Bevölkerung (?) dieses günstige Moment 
muß nach Friedensschluß weiter ausgenutzt werden, um eine Abnahme 
der venerischen Erkrankungen im ganzen Volke herbeizuführen. Be¬ 
dauerlich ist die Zunahme des Kontingentes, den dazu mit einem Drittel 
aller Infektionen die verheirateten Mannschaften stellen. Auch aus der 
Statistik von Blumenfeld (3), der sich auf österreichische Zahlen 
stützt, geht das hervor. Danach sind 41 °/ 0 der Geschlechtskranken 
verheiratet. Die älteren Jahrgänge sind verhältnismäßig stärker als 
sonst vertreten. Dadurch, daß gerade die ländliche Bevölkerung (54%!), 
die sonst im allgemeinen von Geschlechtskrankheiten verschont bleiben, 
erkranken, besteht die Gefahr einer späteren Einschleppung und Ver¬ 
breitung in bisher seuchenfreie Gebiete. Als Infektionsquelle dürfte in 
der Hauptsache die Gelegenheitsprostitution in Betracht kommen. Scholz 
schätzt allerings diese Gefahr für sehr gering, da die Verheirateten nach 
seiner Meinung für eine weitere Verseuchung der Gesamtbevölkerung 
so gut wie gar nicht in Betracht kommen und nur die Familien betreffen. 
Im ganzen steht Scholz der vorliegenden Frage mit einem wohl nicht 
ganz berechtigten Optimismus gegenüber. Immerhin tritt auch er für 
eine weitgehende und wirklich wirksame Aktion gegenüber den venerischen 
Krankheiten ein. Von seinen Vorschlägen seien hervorgehoben: Erziehung 
zur persönlichen Prophylaxe durch obligatorische Durchführung derselben 
im ganzen Heere während des Krieges, Untersuchung aller früher vene¬ 
risch erkrankten Soldaten in Speziallazaretten und aller anderen, speziell 
der verheirateten Leute durch die Truppenärzte vor der Entlassung, 
Behandlung der Kranken oder noch nicht völlig Geheilten. Hand in Hand 
damit müssen zur Verhütung weitgehender erneuter Verseuchung der 
männlichen Bevölkerung energische Maßnahmen zur Sanierung der 
Prostitution gehen. Der Arbeit sind eine Reihe therapeutischer An¬ 
regungen beigegeben, aus denen u. a. hervorgeht, daß Sch. bei der Lues¬ 
behandlung mit Salvarsan in der letzten Zeit vorsichtig geworden ist 
und dieses Präparat im wesentlichen nur bei primärer Lues anwendet. 
Leute, die aus dem Felde zurückkommen, scheinen empfindlicher gegen 
Salvarsan zu sein, als es sonst der Fall ist; er beobachtete 2 Todesfälle 
durch Encephalitis haemorrhagica. 

Fußend auf den bisher gewonnenen Erfahrungen beschäftigt sich 
ein Erlaß des preußischen Kriegsministeriums vom 14. Juli 1915 
(10) eingehend mit der Verbreitung der Geschlechtskrankheiten 
im Heere und gibt verschiedene Anregungen zu ihrer Bekämpfung. 
Es wird darauf hingewiesen, daß die Zahl der Kranken im Besatzungs¬ 
heere verhältnismäßig beträchtlich größer ist als bei der kämpfenden 
Truppe und daß die Infektionen zu einem erheblichen Teil in der Heimat 
akquiriert werden. (Nach Stern (31) kommen auf 25% Infektionen 
im Felde 75% in der Heimat, davon ein großer Teil vor dem Ein¬ 
tritt ins Heer.) Unter diesen Umständen ist ein enges Zusammen¬ 
arbeiten mit den Zivilbehörden dringend geboten. Die Gelegenheit zum 
Geschlechtsverkehr wird durch Verlegung des Zapfenstreiches auf eine 
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frühere Stunde, Beschränkung des Abendurlaubs, Einrichtung von Sol¬ 
datenheimen, Abkürzung der Polizeistunde, Ermittlung und Ausmerzung 
aller Stätten der geheimen Prostitution usw. möglichst eingeschränkt. 
Durch Verteilung von Merkblättern und regelmäßige Belehrungen, 
monatliche ärztliche Untersuchungen sollen die Mannschaften auf die 
Bedeutung der Geschlechtskrankheiten hingewiesen werden. Die Ver¬ 
heimlichung einer Geschlechtskrankheit ist strafbar, ebenso Selbst¬ 
behandlung oder die Behandlung durch Nichtärzte, denen das Annon¬ 
cieren in Zeitungen verboten wird. Alle geschlechtlich Erkrankten sind 
gründlich und, soweit erforderlich, durch Fachärzte auf Spezialabteilungen 
zu behandeln. Die Frage, ob Schutzmittel bereitzustellen sind, soll je 
nach den örtlichen Verhältnissen geregelt werden. Besonders wichtig 
sind die Verfügungen, daß alle Ersatzmannschaften und die wiederher¬ 
gestellten Verwundeten und Kranken unmittelbar vor der Abreise auf 
Urlaub oder zum Feldheer und ferner alle vom Urlaub oder vom Feld¬ 
heer zurückkehrenden beim Eintreffen im Standort eingehend auf das 
Vorhandensein von Geschlechtsleiden zu untersuchen sind. Ebenso hat 
dies bei den aus dem Heere Ausscheidenden vor der Entlassung zu 
geschehen; die krank Befundenen werden zurückgehalten und jedenfalls 
so lange behandelt, als noch die Gefahr einer Übertragung besteht. Leute, 
die geschlechtskrank waren, besonders Syphilitiker, sollen auf die häufigen 
späteren Gefahren ihrer Krankheit eindringlich hingewiesen werden, 
die Versicherungspflichtigen sind mit ihrem Einverständnis, welches 
durch ärztliche Belehrung anzustreben ist, ihren Landesversicherungs¬ 
anstalten zwecks weiterer Fürsorge namhaft zu machen (s. weiter unten). 

Anschließend sei eine Verordnung Hindenburgs vom 22. Juni 1915 
zur Verhütung der weiteren Ausbreitung von Geschlechtskrankheiten 
im Ostheere erwähnt, welche Frauen, die mit Männern geschlecht¬ 
lich verkehren, obwohl sie wissen, daß sie geschlechtskrank sind, mit 
Gefängnis von 2 Monaten bis zu einem Jahr bedroht; zur Strafbarkeit 
genügt also bereits der Verkehr und die Kenntnis von der eigenen Krank¬ 
heit, eine Übertragung ist nicht erforderlich. Schäfer (28) erörtert den 
Wert dieser Bestimmung, den er hauptsächlich in dem darin vorhandenen 
Abschreckungsmoment findet, während die praktische Anwendung an 
der Schwierigkeit des Nachweises der Kenntnis von der Geschlechts¬ 
krankheit oft scheitern wird. Er hält es für wünschenswert, daß die 
Friedensgesetzgebung sich diesen Gedanken zu eigen macht, wobei dann 
(natürlich) auch die männlichen Personen einbegriffen werden müßten. 

Schon in der Broschüre von Blasch ko fanden wir Vorschläge, die 
sich mit den Aufgaben befaßten, welche nach dem Kriege in Angriff 
genommen werden müssen, um eine Verseuchung der Zivilbevölkerung 
zu verhüten, und die namentlich eine weitere Fürsorge der infizierten 
Soldaten ins Auge faßten. In dem vorstehenden Erlaß des preußischen 
Kriegsministeriums haben diese bereits Berücksichtigung gefunden. 
Wichtig in erster Linie wäre hier, alle noch infektiösen Militärpersonen 
bei der Entlassung aus dem Heeresverband zu erfassen und unschädlich 
zu machen. Um dies zu ermöglichen, will Horn (18) eine Zentralnach¬ 
weisstelle für alle im Kriege venerisch Erkrankten schaffen, 
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die mit Friedensschluß zugleich als Kontrollorgan vor der Entlassung 
über eine etwa noch bestehende Infektiosität zu wirken hätte. Beide 
Aufgaben können durch den Ersatzkader geleistet werden, an den schon 
jetzt die entsprechenden Meldungen zu gehen hätten. Für die Unter¬ 
suchungen muß eine genügende Anzahl geschulter Ärzte den betreffenden 
Militärstellen beigegeben werden, die mit den modernen bakteriologisch - 
serologischen Methoden vertraut sind. 

Sachs (27) formuliert seine Vorschläge zur Bekämpfung der vene¬ 
rischen Krankheiten nach dem Kriege in folgenden Thesen: 

1. Die gesamte Mannschaft ist vor ihrer Entlassung genau zu unter¬ 
suchen, ob eine von den Geschlechtskrankheiten vorliegt oder nicht. 

2. Alle jene Untersuchungsmethoden, die zur Feststellung der Dia¬ 
gnose dienen, sind zur Anwendung zu bringen. 

3. Akute Fälle — sind unbedingt als spitalsbedürftig zu betrachten; 
bei suspekten Gonorrhoefällen sind Untersuchungen auf Gonokokken 
anzustellen, gleichwie bei latenter*Lues unbedingt die Wassermannsche 
Reaktion vorzunehmen ist. 

4. In erster Linie wären für diese Zwecke alle spezialärztlich aus¬ 
gebildeten Ärzte heranzuziehen. Sind für die große Menge von Unter¬ 
suchungen nicht genügend Fachmänner vorhanden, so müßten schon 
jetzt praktische Ärzte in diesen Untersuchungen speziell ausgebildet und 
darin unterwiesen werden. 

5. Erst nach erfolgter genauer Untersuchung bzw. Behandlung soll 
die Entlassung in die Garnisonen oder Heimat erfolgen. 

6. Diese Vorkehrungen sind einerseits im Interesse der Erkrankten 
selbst gelegen, andererseits eine Schutzmaßregel für die weibliche Be¬ 
völkerung. 

Diese Anregungen von Sachs entsprechen im Prinzip der schon 
früher von Finger gegebenen Anregung, der auch eine Durchuntersuchung 
der gesamten Mannschaften vor der Entlassung für nötig hält. Noch weiter 
geht M. v. Zeißl (35), der bei allen zur Entlassung kommenden Mann¬ 
schaften die Anstellung einer Blutuntersuchung und -eine Reinkultur des 
Harnröhrensekretes (!) verlangt. 

Brandweiner (4) hält die Durchführung dieser Forderung für 
praktisch unmöglich, er will ebenso wie B lasch ko und Scholz diese 
Untersuchungen auf die während des Krieges Erkrankten beschränken. 
Dazu müßten schon jetzt bei den einzelnen Regimentern und Forma¬ 
tionen Listen angelegt werden. Jeder Patient wäre dann bei der Demo- 
bilisation den bereits bestehenden oder zu errichtenden Spezialanstalten 
behufs individualistischer Begutachtung bzw. Behandlung zu überweisen. 
Man könnte dann auch gerade die frischen, wenn auch z. Z. latenten 
Luesfälle einer weiteren Behandlung zuführen und damit ihre Infektions¬ 
gefahr wenigstens etwas herabsetzen. Betreffs der Bekämpfung der 
Infektionsgefahr während des Krieges redet Br. einer strikte durch¬ 
geführten persönlichen Prophylaxe das Wort. In der Mitteilung sind 
schließlich einige Erlasse des k. k. österreichischen Oberkommandos 
abgedruckt, die sich mit der Verhütung und Behandlung der Geschlechts¬ 
krankheiten und dem Schutz des Hinterlandes (Ehefrauen) und der 
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Armee im Felde befassen. Hervorgehoben sei daraus die wichtige Be¬ 
stimmung, daß ansteckungsfähigen Geschlechtskranken Urlaub nach dem 
Hinterlande nicht erteilt werden darf; nach den Erfahrungen in Deutsch¬ 
land scheint diese an sich ja selbstverständliche Vorsicht nicht überall 
mit der nötigen Schärfe beobachtet zu werden. Nach Meinung des Ref. 
müßten sämtliche Heimatsurlauber vor ihrer Abreise von der Truppe auf 
ihre etwaige Infektiosität untersucht werden. 

Wir haben uns bisher mit Arbeiten beschäftigt, welche sich im wesent¬ 
lichen mit den Gesundheitsverhältnissen der eingezogenen Mannschaften 
bei der Truppe, sei es noch in der Heimat, sei es in Feindesland, befassen. 
Die lange Dauer des Krieges und die dadurch bedingten Umwälzungen 
in sozialer Beziehung, die einem Aufblühen der geheimen Prostitution 
Vorschub leisten, die lange Trennung zahlloser Ehegatten, die eine Locke¬ 
rung der ehelichen Treue begünstigen, die reiche Verdienstmöglichkeit 
der der väterlichen Aufsicht entbehrenden Jugendlichen und viele andere 
Momente haben auch zu einer Vermehrung der Geschlechtskrankheiten 
unter den Daheimgeblieber en geführt, die einer ernsten Beachtung be¬ 
darf. In der Arbeit über die Fortbewegung der Geschlechtskrank¬ 
heiten in der Festung Breslau während des ersten Kriegsjahres von 
Chotzen (7) sind die Einwirkungen, welche der Krieg auf die heimische 
Prostitution ausübt, klar ersichtlich. Die Ergebnisse bilden eine Über¬ 
leitung zu den weiteren Mitteilungen über den Einfluß des Krieges auf 
die Verteilurg der venerischen Krankheiten in der Zivilbevölkerung. Im 
März 1915 veröffentlichte das Große Hauptquartier eine Mitteilung 
über den Gesundheitszustand des Feldheeres, in dem darauf hingewiesen 
wurde, daß die Verbreitung der Geschlechtskrankheiten rieht eine der¬ 
artige Ausdehnung erlangt hätten, daß diese zu einer Volksgefahr führen 
könnte. Die Gesamtzahl der auf dem westlichen Kriegsschauplätze er¬ 
krankten Mannschaften blieb etwa um die Hälfte hinter derjenigen in 
der Heimat befindlichen Truppen zurück. Anschließend wurden weitere 
Maßnahmen zur Einschränkung in Aussicht gestellt. Chotzen hat die 
Berichte über die Aufnahme von Geschlechtskranken in das Festungs¬ 
lazarett Breslau vom August 1914—15 einer Durchsicht unterzogen und 
bringt damit eine dankenswerte Ergänzung zu den Äußerungen des Haupt¬ 
quartiers, die sich nur auf die Verhältnisse im Westen bezogen. Es ergibt 
sich, daß in der Garnison Breslau die Anzahl der Geschlechtskranken 
des ersten Kiiegsjahrcs über die Durchschnittsziffern der letzten 3 Friedens¬ 
jahre im Verhältnis zur Truppenansammlung nur unwesentlich gestiegen 
ist. Die Erhöhung der absoluten Ziffer entspricht nur dem Anwachsen 
der Garnisor.stärke. 

1911/12 1912/13 1913/14 1914/15 

3,3°/^ 2,6 °/oo 2 , 90/00 3,i ° /oo 

Und zwar litten 66,8% an Tripper, 20,1% an Syphilis, 8,7 % an 
weichem Schanker, 4,3% an sonstigen Erkrankungen. Diese Verhältnis¬ 
zahlen entsprechen etwa der bekannten Norm. Vom Oktober 1914 an 
wurde nach den Erkrankungsquellen geforscht, es ergab sich, daß 15.5°/ 0 
alte und 84,4% neue Infektionen waren. Von den frischen Fällen hatten 
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sich 50,7% Inland, 34,5 % in Breslau und 7,4% im Kriegsgelände 
infiziert; die letztere Ziffer bleibt sicher hinter der Wirklichkeit zurück. 
Nur von etwa 30% der Erkrankten gelang es, Angaben zu erhalten, 
auf Grund deren weitere ortspolizeiliche Verfolgung möglich war. In 
Breslau selbst wurden von den betreffenden weiblichen Personen 40,8 % 
tatsächlich krank befunden und zwangsweise der Krankenhausbehandlung 
überwiesen. Über eine Zunahme der Geschlechtskrankheiten unter der 
geheimen und öffentlichen Prostitution läßt sich ein sicheres Urteil nicht 
gewinnen, jedenfalls hat sich die Zahl der krank befundenen Prostituierten 
erheblich vermehrt, sie betrug während der letzten Friedensjahre durch¬ 
schnittlich 380, im ersten Kriegsjahr aber 679. *) Um diese Zahlen kritisch 
zu verwerten, fehlen dem Verf. die notwendigen Unterlagen, wie absolute 
Zahl der Inskribierten usw. Anschließend verbreitet sich Chotzen über 
die Zustände, die nach Beendigung des Krieges zu befürchten sind, wenn 
die Heimatsbevölkerung plötzlich von einer absolut sehr großen Menge 
geschlechtskranker Männer überschwemmt würde. Da eine möglichst 
hohe und gesunde Bevölkerungszunahme erstrebt werden muß, muß die 
Gesetzgebung mit aller Schärfe die aus den Geschlechtskrankheiten er¬ 
wachsenen Schäden unterdrücken. Von der Schaffung neuer freiwillig 
aufzusuchender Überweisungsstellen verspricht sich Vtrf. wenig Erfolg, 
not tut die Durchführung einer Zwangsbehandlung ohne Rücksichtnahme 
auf das Einzelwesen. Da die bürgerlichen Behörden dafür bis jetzt keine 
gesetzliche Handhabe besitzen, muß die Militärbehörde geschlechts- 
kranke Soldaten bis zu ihrer Heilung zurückbehalten, denn es besteht die 
Verpflichtung, die Zivilbevölkerung vor einer Syphilisdurchseuchung 
nach dem Kriege möglichst zu schützen. Bemerkenswert ist der Vor¬ 
schlag, solche noch der Untersuchung oder eventuellen Behandlung be¬ 
nötigenden Leute bei den Besatzungstruppen der okkupierten Gebiete 
zu verwenden, bis ihre Entlassung ohne Infektionsgefahr erfolgen kann. 
Der Gesundheitsausschuß der Stadt Breslau hat in einer Eingabe an die 
zuständige Behörde angeregt, „daß Angehörige der Armee und Marine, 
die während des Kriegsdienstes mit einer sichtbaren oder schlummernden 
Geschlechtskrankheit behaftet waren — besonders nach Friedensschluß — 
zum Schutze der Heimatsbevölkerung erst dann von der Truppe entlassen 
werden, wenn eine Übertragung der Krankheit auf Grund der neuzeitigen 
Untersuchungsverfahren nicht mehr zu befürchten ist.“ 

Wie einschneidend die Wirkungen des Krieges unter der heimischen 
Bevölkerung hinsichtlich der Verbreitung der venerischen Erkrankungen 
tatsächlich sind, zeigt die Statistik von Stein (30), der das Material 
der Wiener Universitätsklinik verwertet hat. Zum Vergleich stellt er die 
ambulant behandelten Fälle aus den Jahren 1913 und 1915 gegenüber; 
er benutzt das Material zugleich zu der Feststellung der prozentualen In- 


l ) Da die Verhältnisse mäanderen Städten die gleichen sein werden, er¬ 
wächst den Stadtverwaltungen daraus eine erhebliche pekuniäre Mehrbelastung, 
die auch in den nächsten Jahren nach Friedensschluß fortbestehen wird. Ch. 
empfiehlt daher für die öffentliche Prostitution die Einrichtung von Kranken¬ 
kassen mit Zwangsbeteiligung. 
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fektionen je nach dem Alter. Tabellarisch geordnet, ergibt sich folgendes 

Bild: 

1913 (7331 Fälle). 1915 (4275 Fälle). 


14jährige 

0,01% | 


0,07% 


15 


0,09 „ 


0,37 „ 


16 

17 


0,34,. 
1,16 „ 

8% (552 Fälle) 

1,36 ,, 

4,4 „ 

15,6«/» (665 Fälle) 

18 


2,6 „ 


5,4 „ 


19 


3,8 „ ] 


4,0 „ 


20—22 



19,6 % 


17,2 •/, 

23—25 



21,5 „ 


18,8 „ 

26—30 



24,4,. 


21,3 „ 

31—40 



20,0 „ 


18,6 ., 

41—50 



5,1 „ 


6,3 „ 

über 50 



1,4 „ 


2,2 ,, 


Die venerische Durchseuchung der 15—18jährigen Männer hat dem¬ 


nach unverkennbar relativ und absolut zugenommen. Diese Berech¬ 
nungen stimmen mit einer Statistik von E. Finger überein, der in einem 
Wiener Hilfsspital im Frieden 42 °/ n und im Kriege lll°/oo jugendliche 
Geschlechtskranke bei den gleichen Altersstufen fand. Ebenso ist die 
Anzahl der geschlechtskranken Ehefrauen von 4 auf 11% gestiegen! 
Ferner sind die extragenitalen Infektionen etwas häufiger geworden. 


Es erkrankten von 

1000 Männern: 

im Frieden 

jetzt 

im Alter von 

15 Jahren 

. . . 1 

8 

»» »» »* 

16 

. . . 3 

9 

** »* »» 

17 „ . . 

. . . 11 

26 

»» »» *» 

18 „ 

. . . 27 
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Derselbe Autor bemerkt (12) in seinem Vortrage über Geschlechts¬ 
und Hautkrankheiten im Kriege, der sich hauptsächlich mit der Klinik 
und Therapie dieser Leiden befaßt, daß eine große Zunahme der Ge¬ 
schlechtskrankheiten bei den anständigen Frauen zu konstatieren ist, 
die durch ihre zu kurzem Urlaub heimgekehrten Männer infiziert werden. 
Eine Gefahr, die nach Friedensschluß ins Ungemessene wachsen wird, 
wenn nicht entsprechende Maßregeln ergriffen werden. 

In einem Vortrag über „Krieg und Bevölkerung“ betont Tand¬ 
ler (32), daß ein Geburtenrückgang nach dem Krieg nicht nur durch 
die Menschen Verluste, sondern auch durch die Sterilisation und die Häufung 
der Aborte infolge der Geschlechtskrankheiten zu erwarten ist; 
man muß bei einem infizierten Ehepaar 3—4 Aborte annehmen, ehe ein 
lebensfähiges Kind geboren wird, ferner ist die Unterentwicklung der 
Zeugungsorgane bei beiden Geschlechtern auf Syphilis der Eltern zurück¬ 
zuführen. Nur energische Mittel, wie Zwangsbehandlung, können hier 
helfen, mit der Aufklärung allein wird nicht viel erreicht. In der folgenden 
Diskussion bespricht E. Finger die Schädigung der Bevölkerung durch 
die Geschlechtskrankheiten im Kriege. Die Zunahme der Infektionen 
Jugendlicher hängt mit moralischen und sozialen Momenten zusammen; 
einmal verwahrlost die Jugend durch den Krieg und ferner verdienen 
die Jugendlichen, die jetzt zur Arbeit herangezogen werden, reichlich 
Geld und fallen der Prostitution leichter zum Opfer. Die Zahl der ge¬ 
schlechtskranken Soldaten läßt sich etwa auf 600000 schätzen, von denen 
ungefähr ein Drittel verheiratet sein dürften. Die meisten Erkrankungen 
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werden im Hinterland akquiriert (80% gegen 20% in der Etappe). Daß 
die sexuelle Aufklärung unter günstigen Bedingungen doch wirken kann, 
zeigt die Zahl der Geschlechtskrankheiten in einer Militäranstalt, wo 
sie von 28 auf 12 % herabsank. Um eine weitere Verseuchung der Bevölke¬ 
rung nach dem Kriege zu verhüten, wiederholt Finger seine schon früher 
auf gestellte Forderung der Untersuchung der ganzen Armee bei der 
Demobilisation, Zurückhaltung und Behandlung der floriden Fälle und 
Überweisung der latenten Luetiker an die politischen Behörden zu weiterer 
Kontrolle und eventueller Zwangsbehandlung. 

Ein erfreuliches Zeichen von dem allgemeinen Verständnis dieser 
wichtigen Probleme ist das Interesse, welches die Ärztewelt jetzt der 
Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten entgegenbringt, sie wird eines 
der wichtigsten Kapitel in der Heilung der sanitären Schäden des Eoieges 
bilden. Nicht allein die heimkehrenden Krieger müssen erfaßt werden, 
sondern es ist notwendig, auf breitester Basis alle vor den Geschlechts¬ 
krankheiten nach Möglichkeit zu bewahren und den Kranken die aus¬ 
giebigste Behandlung zu ermöglichen. Dieser Erkenntnis entspringen die 
Kundgebungen zweier ärztlicher Vereine. Nicht zum geringsten ist es 
wohl der rastlosen Aufklärungstätigkeit Fingers (13) zu verdanken, daß 
die k. k. Gesellschaft der Ärzte in Wien ein Memorandum (19) aus¬ 
gearbeitet hat über die Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten. Die 
Resolution ist in 14 hierunter folgenden Leitsätzen zusammengefaßt. 

1 . Fürsorgliche Überwachung der geheimen Prostituierten 
durch besondere Vermehrung der betreffenden sanitären Maßnahmen. 
Zwangsuntersuchung aller der geheimen Prostitution Verdächtigen sowie 
aller wegen einer erfolgten Infektion angezeigten weiblichen Personen 
durch zu diesem Behufe angestellte weibliche Untersuchungsärzte. Strenge 
Maßregeln gegen Bewucherung der Prostituierten durch Wirte, Kuppler, 
Zuhälter usw. Fürsorge für jugendliche geheime Prostituierte, Einführung 
der Deflorationsklage. 

2. Belehrung der Gesunden, besonders der heranwachsenden 
Jugend über den Ernst und die Bedeutung des Geschlechtslebens, der 
Geschlechtskrankheiten sowie über die individuelle Prophylaxe. 

3. Beseitigung aller Maßnahmen, welche vom moralischen oder anderen 
Gesichtspunkte aus die individuelle Prophylaxe erschweren, wie zum 
Beispiel des Verbotes des Verkaufes und der Ankündigung von Kon- 
domen usw. 

4. Belehrung von Kranken auf dem Wege von amtlichen, den 
Ärzten zur pflichtmäßigen Austeilung an ihre Patienten übergebenen 
Merkblättern. 

5 . Unterricht der Hebammen im Erkennen von Geschlechts¬ 
krankheiten. 

6 . Regelung des Ammenvermittlungswesens. Untersuchung 
der Amme und des Säuglings nach Wassermann. Schutz von Amme, 
Säugling und Pflegeeltern des Ammenkindes. 

7 . Reform des Schlafgängerwesens, sowie der Wohnungs¬ 
verhältnisse überhaupt, Errichtung von Ledigenheimen für beide Ge¬ 
schlechter. 
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8 . Förderung der Behandlung durch Errichtung von Spitals¬ 
abteilungen, von Zahlbetten für den Mittelstand, von Ambulatorien mit 
zweckmäßigen Ordinationsstunden. Verteilung unentgeltlicher Medi¬ 
kamente an arme Patienten. 

9. Die Kosten der Behandlung sind vom Staate zu zahlen. 1 ) 

10. Erlassung einer straf gesetzlichen Bestimmung gegen die absicht¬ 
liche oder fahrlässige Übertragung einer Geschlechtskrankheit als Ge¬ 
fährdungsdelikt. 

11 . Gesetzliche Verpflichtung, sich behandeln zu lassen, für alle noch 
in ansteckungsfähigem Zustande befindlichen Geschlechtskranken. 

12. Verbot jeder, auch der nicht gewerbsmäßigen Behandlung von 
Geschlechtskranken durch Laien, Verbot der Ankündigung brieflicher 
Behandlung und der Anpreisung von Medikamenten zur Selbstbehandlung. 

13. Ärztliches Anzeigerecht an die Sanitätsbehörde für alle jene 
Fälle, in welchen der Arzt in anderer Weise der Gefährdung der Gesund¬ 
heit durch Infektion seitens eines Geschlechtskranken nicht vorzubeugen 
vermag, zum Beispiel Ehestandskandidaten, Dienstboten usw. 

14. Ausdehnung der Berufsgeheimnisverpflichtung auf alle jene 
Stellen, welche wie Kassenleitungen usw. mit Geschlechtskranken beruf¬ 
lich zu tun haben. 

Ferner tritt der ärztliche Verein München für gesetzliche Vor¬ 
schriften ein, welche für Geschlechtskranke den Melde- und Behandlungs¬ 
zwang festsetzen. In 17 Leitsätzen und einem paragraphierten Entwurf 
von Vorschriften zur Bekämpfung übertragbarer Geschlechtskrankheiten, 
deren Einzelheiten im Original nachgelesen werden müssen, sind die 
Forderungen festgelegt. Da von halben Maßnahmen, zu denen die Refe¬ 
renten v. Zumbusch und Dyroff (36) auch die geplante Einrichtung 
der Beratungs- und Fürsorgestellen rechnen, weil sie ohne Zwangsmittel 
auf den guten Willen der Kranken angewiesen sind, kein Fortschritt zu 
erwarten ist, muß die Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten von der 
Staatsregierung in die Hand genommen werden. In Bayern würde die 
Einführung der verlangten Bestimmungen auf Grund des Art. 67 Abs. 2 
des Polizeistrafgesetzbuches und des § 21 Abs. 2 der Zuständigkeitsver- 
ordnung vom 4. Januar 1872 möglich sein. 

Dies sind Forderungen, deren Verwirklichung zum größten Teil nur 
zu wünschen ist, ihnen aber steht bereits eine Tat gegenüber, die eine 
Einrichtung geschaffen hat, von welcher nach weiterem Ausbau, wenn 


x ) Es hat auch die Spitalsbehandlung unbemittelter Geschlechtskranker 
in Österreich auf Kosten des Ärares stattgefunden bis zu dem Erlaß des k. k. 
Ministeriums des Innern vom 16. November 1848, Z. 8305, welcher bestimmte, 
die Verpflegskosten für Syphilitische seien nach denselben Grundsätzen ein¬ 
zuheben, nach welchen überhaupt Verpflegskosten für öffentliche Kranken¬ 
anstalten eingehoben werden, und diese Bestimmung wird auch heute noch 
gehandhabt, obwohl eine Entscheidung des Reichsgerichtes vom 11. Juli 1882 
entschied: „Die Kosten der Tilgung von Infektionskrankheiten treffen den 
Staat“, und der Verwaltungsgerichtshof am 21. September 1895 erkannte: 
„Die Abgabe von Syphiliskranken in ein Spital ist eine Vorkehrung zur Ver¬ 
hütung der Weiterverbreitung einer ansteckenden Krankheit, daher eine An- 
gelegenheit der öffentlichen Sanitätspflege.“ 
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uns die Hoffnung nicht täuscht, eine neue Ära in der Bekämpfung der 
Geschlechtskrankheiten erwartet werden kann. 

Die Broschüre Dr. Kaufmanns (21): „Krieg, Geschlechtskrankheiten 
und Arbeiterversicherung“ gibt uns einen Überblick über die gewaltige 
Organisation, die in Deutschland mit Hilfe der Versicherungsämter schon 
jetzt während des Krieges eingerichtet und ausgebaut wird. Bereits im 
Jahre 1913 war man dem Gedanken näher getreten, ob nicht durch Für¬ 
sorgestellen den verheerenden Geschlechtskrankheiten nachdrücklicher 
begegnet werden könnte und Anfang 1914 richtete die Versicherungs¬ 
anstalt in Hamburg eine ^solche ein; im allgemeinen verhielten sich aber 
die Versicherungsanstalten ablehnend. Der'Krieg änderte das Bild mit 
einem Schlage. Durch seine lange Dauer und die außerordentliche Größe 
unserer Heere ist selbst bei einem relativ geringen Zugang von Geschlechts¬ 
kranken — im ersten Kriegsjahr betrug er 14,4 auf Tausend der Kopf- 
stärke — die Gesamtziffer der geschlechtlich Erkrankten eine so hohe, 
daß eine umfassende heimische Gesundheitspflege für die ins bürgerliche 
Leben Zurückgetretenen erforderlich wird. Aber nicht nur die Angehörigen 
des Heeres galt es zu erfassen; bald stellte sich heraus, daß besonders 
im Lande selbst eine bedauerliche Vermehrung der geheimen Prostitution 
Platz griff und neue Herde für die Verbreitung der Geschlechtskrankheiten 
auftraten. Daher mußten Einrichtungen getroffen werden, die auch der 
heimischen Bevölkerung zugute kommen. Das Verdienst des General¬ 
gouverneurs von Belgien, Freiherrn v. Bissing, ist es, zuerst nähere 
Beziehungen zwischen der Militärverwaltung und den Versicherungs¬ 
anstalten eingeleitet zu haben. U. a. galt es mit Hilfe der letzteren, der 
durch Arbeitslosigkeit der weiblichen Bevölkerung Brüssels überhand 
nehmenden Prostitution zu steuern, um dadurch die Gefahr der geschlecht¬ 
lichen Erkrankungen für die Truppe einzuschränken. Das Endziel aber war, 
die Erkrankten zwecks späterer Fürsorge in möglichst großem Umfange 
namhaft zu machen, eine Einrichtung, die ihre segensreiche^ Wirkung 
weit über den Krieg hinaus dem Volke zugute kommen lassen soll. Durch 
Verhandlungen mit der Medizinalabteilung des preußischen Kriegs¬ 
ministeriums wurden die Vorschläge in greifbare Form gebracht und haben 
bereits in dem weiter oben erwähnten Erlaß (10) Berücksichtigung ge¬ 
funden. Danach soll bei Versicherungspflichtigen mit ihrem Einverständnis 
der zuständigen Versicherungsanstalt von der überstandenen Krankheit 
unter Zusicherung strengster Verschwiegenheit Kenntnis gegeben werden. 
Bedauerlich ist die Einschränkung, die durch die persönliche Einwilligung 
gegeben ist, strafrechtliche Bedenken stehen einer allgemeinen Bekannt¬ 
gabe nicht entgegen, immerhin überwogen die Bedenken der Militär¬ 
verwaltung, die eine Schädigung der Vertrauensverhältnisse der Militär¬ 
ärzte zur Mannschaft fürchtete, ln der Tat wäre hier ganze Arbeit weit 
eher am Platze gewesen und es ist zu befürchten, daß ein recht erheb¬ 
licher Teil der Kranken trotz eindringlichster ärztlicher Vorstellungen 
seine Einwilligung verweigern wird, meine persönlichen Erfahrungen sind 
in dieser Hinsicht nicht sehr ermutigend. Vielleicht entschließt sich die 
Reichsregierung doch noch dazu, diese Fragen im Rahmen eines Gesetzes 
zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten festzulegen. In einer Reihe 
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von Leitsätzen, die hier unten folgen, sind die Prinzipien, nach welchen 
die Überwachung erfolgen soll, festgelegt. 

1. Zur Verminderung der Gefahr einer Zunahme der Geschlechtskrank¬ 
heiten im deutschen Volke ist eine Überwachung geschJ echte kranker Kriegs¬ 
teilnehmer auch nach ihrer Entlassung geboten. Um diese Überwachung erfolg¬ 
reich zu gestalten, ist ein planmäßiges Zusammenarbeiten der Träger der In¬ 
validen- und Krankenversicherung mit der Ärzteschaft unerläßlich. Zum Zwecke 
dieser Überwachung werden besondere Beratungsstellen von den Versicherungs¬ 
anstalten nach Benehmen mit der zuständigen ärztlichen Standesvertretung 
eingerichtet. Es kann zweckmäßig sein, für Versicherungsanstalten und Sonder¬ 
anstalten oder für Teile ihrer Bezirke gemeinsame Beratungsstellen einzuricbten. 

2. Die Kosten der Einrichtung und Unterhaltung der Beratungsstellen 
und die Reisekosten der Versicherten tragen die Versicherungsanstalten. Der 
Dienstbetrieb der Beratungsstellen wird im allgemeinen nach dem Vorbilde der 
Fürsorgestelle der Landesversieherungsanstalt der Hansastädte in Hamburg 
einzurichten sein. Verzieht der Versicherte in den Bezirk einer anderen AnstaJt, 
so werden die über ihn geführten Aufzeichnungen dorthin abgegeben. 

3. Die Ärzte der Beratungsstellen sollen sich der Behandlung enthalten. 
Sie haben nur die Notwendigkeit einer solchen festzustellen und den Kranken 
auf ärztliche Hilfe zu verweisen. 

4. Stellt der Arzt der Beratungsstelle eineBehandlungsbedürftigkeit fest, 
so ist der gegen Krankheit Versicherte grundsätzlich der Krankenkasse zu über¬ 
weisen, es sei denn, daß er triftige Gründe gegen eine Behandlung auf Kosten 
seiner Krankenkasse geltend macht. In diesem Falle wird die Versicherungs¬ 
anstalt die Behandlung auf ihre Kosten übernehmen. 

5. Die Versicherungsanstalt übernimmt ferner die Behandlung, wenn der 
Kranke nicht gegen Krankheit versichert ist. 

6. Die Versicherungsanstalt kann auch die Fürsorge für nicht oder nicht 
mehr gegen Invalidität Versicherte übernehmen, wenn der Kranke dem Kreise 
der versicherungspflichtigen Bevölkerung nahesteht und zu besorgen ist, daß 
ohne das Eingreifen der Versicherungsanstalt eine sachgemäße Behandlung 
unterbleibt. 

Während geselllechtskrar.k gewesene Kriegsteilnehmer auf Grund 
der militärischen Nachweise den Beratungsstellen bekannt werden, ist 
die Überweisung der Kranken aus der Zivilbevölkerung so gedacht, daß 
die behandelnden Ärzte diese unmittelbar melden. Falls bei einigen 
Ärzten unberechtigte Bedenken wegen des § 300 des Str.G.B. eintreten 
sollten, müßten von ärztlicher Seite der betreffenden Kasse die nötigen 
Mitteilungen gemacht werden, von wo aus dann die Beratungsstellen 
ihre Informationen bekommen könnten. Die Beratung eines noch in 
Behandlung stehenden Kranken soll nur im Einverständnis mit dem 
behandelnden Arzte geschehen. Da der jetzt vorhandene (militärische) 
Behandlungszwang als wirksamste Waffe sich später im Frieden nicht 
wird anwenden lassen, gilt es, den Kampf vorläufig auf dem Boden der 
Freiwilligkeit aufzunehmen, damit auf breitester Grundlage eine taktvolle 
und sinngemäße Aufklärungsarbeit einsetze. Das jetzt bestehende 
Verbot der Behandlung Geschlechtskranker durch Kurpfuscher muß 
beibehalten werden. Die „Drahthindernisse der Heimlichkeit“ bei den 
Geschlechtskrankheiten müssen beseitigt werden. Krankheiten dürfen 
nicht mehr als rein persönliche, sondern für das öffentliche Wohl be¬ 
deutungsvolle Vorgänge betrachtet werden. Insbesondere ist es verfehlt, 
unterschiedslos mit moralischen Momenten zu arbeiten, da wir wissen, 
daß ein großer Teil unserer Patienten völlig schuldlose Opfer mangel- 
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hafter Erziehung, ungünstiger Wohnungsverhältnisse, großstädtischer 
Gefahren, kurz aller möglichen sozialen Mißstände sind. So hat denn 
der Krieg als der gewaltige „Beweger des Menschengeschlechts“ eine 
Organisation ins Leben gerufen, die, wenn sie auch nur einen Teil unserer 
Erwartungen erfüllen sollte, für das Volkswohl in Zukunft von ausschlag¬ 
gebender Bedeutung werden muß. Es ist endlich ein fester zentraler 
Stützpunkt geschaffen, von dem aus die allgemeine Bekämpfung der 
Geschlechtskrankheiten ihren Ausgang nehmen kann. (Siehe auchl 
Brunn, „Die Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten bei den Kriegs¬ 
teilnehmern“ Bd. 17, S. 224 dieser Zeitschrift.) 

Im Anschluß sei auf die Hahnsche (15) Arbeit über Zweck und 
Einrichtung von Beratungsstellen für Geschlechtskranke hin¬ 
gewiesen, die sich mit der Tätigkeit der Hamburger Fürsorgestelle be¬ 
schäftigt; nach den über 2 */ 2 Jahre alten Erfahrungen kann mit Sicher¬ 
heit von diesen Institutionen ein Zurückdämmen der Geschlechtskrank¬ 
heiten erreicht werden, wenn Krankenkassen und Ärzte dabei ausgiebig 
mitwirken. Geschieht das, so wird das System weiter ausgebaut werden 
können. H. glaubt, daß man dann um die Zwangsmeldung herumkommen 
würde, da der Staat kein Interesse daran haben kann, ein bewährtes 
System mit privatem Charakter umzuwerfen, um es durch ein anderes 
mangelhaftes zu ersetzen. 

Über den Wirkungskreis dieser Fürsorgestellen und die damit zu¬ 
sammenhängenden Fragen äußert sich Buschke (6) in einem längeren 
Artikel. Angesichts der zweifellosen Zunahme der Geschlechtskrankheiten 
und der Gefahr deT Verseuchung der einheimischen Bevölkerung sind Gegen¬ 
maßregeln zweifellos erforderlich. Besonders beachtenswert ist die große 
Zahl frischer Erkrankungen an Lues bei der geheimen Prostitution und 
bei verheirateten Kriegerfrauen. Gerade durch die letzteren werden noch 
mehr wie früher die Geschlechtskrankheiten in die Familien eindringen 
und auf das Land übergreifen. Während im ersten Stadium die Hospital¬ 
behandlung das beste ist, wird im weiteren Verlauf eine zielbewußte 
und sorgfältige ambulante Überwachung der Kranken ausreichend sein. 
Hier sollen die Beratungs- und Fürsorgestellen fördernd und helfend 
eingreifen und zwar wäre es wesentlich, daß sie nicht nur in den großen 
Bevölkerungszentren errichtet werden, sondern auch in den kleinen 
Provinzstädten und auf dem flachen Lande, wo eventuell die Kreisärzte 
mit der Leitung betraut werden könnten. Alle venerischen Krankheiten 
fallen in den Rahmen ihrer Tätigkeit, die Hauptaufgabe wird aber eine 
zielbewußte Bekämpfung der Lues und langandauernde Beobachtung der 
Behandlungsresultate sein. Die B.-St. müssen einmal für eine genügend 
ausgiebige und lange genug fortgeführte Behandlung Sorge tragen und 
daneben in hygienischer (Hereditäre Lues!, Vulvovaginitis der Kinder!) 
und wissenschaftlicher Beziehung aufklärend wirken. B. verlangt, daß 
diese Institutionen auch zugleich Zentralstellen zur Ausführung der 
Wassermannschen Reaktion werden, um die jetzt häufigen Disso¬ 
nanzen im Ausfall der Resultate zu vermeiden. Bei Gelegenheit der 
Besprechung über die Therapie der Lues hofft Verf., daß aus dem sich 
ergebenden statistischen Material endlich wieder allgemein geltende 
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Richtlinien über die zweckmäßigste Behandlung gewonnen werden. 
Gerade die momentan bestehende Unsicherheit hinsichtlich des Wertes 
der reinen Salvarsan- oder kombinierten Therapie, der Dosierung der 
Mittel, der Wassermannschen Reaktion u.ä. erschwert vorläufig die 
Aufgaben der Beratungsstellen außerordentlich. „Augenblicklich“, schreibt 
B., „herrscht in dieser Beziehung ein Chaos, tot capita, tot sensus.“ Ein 
wesentliches Moment für eine erfolgreiche Tätigkeit liegt deshalb in der 
Auswahl der richtigen Ärzte. Die Leiter müssen erfahrene, klinisch denkende 
Spezialisten sein, die mit allen modernen Methoden vertraut, aber nicht 
doktrinär auf ein bestimmtes System eingeschworen sind und gegenüber 
der Fülle therapeutischer Anregungen ihre Kritik bewahren. Nur dann * 
werden die Einrichtungen derB.-St„ wenn sie auch nicht allen Erwartungen 
entsprechen sollten, eine wichtige Etappe in der Bekämpfung der Ge¬ 
schlechtskrankheiten bilden. Da ja wohl zunächst diese B.-St. für die 
weitere Fürsorge geschlechtskranker Soldaten am Ende des Krieges in 
Betracht kommen, müssen die Militärbehörden die im Kriege erkrankten 
und noch nicht genügend behandelten Personen den Landes Versicherungen 
zu weiterer Veranlassung überweisen. Der Vorschlag, prinzipiell alle 
kranken Soldaten zurückzuhalten, ist undurchführbar, es dürfte genügen, 
nur die von der Truppe aus zu behandeln, welche noch infektiöse Er¬ 
scheinungen haben. 

Aus dem Artikel von Helene Lange (24), der sich im wesentlichen 
mit dem Inhalte der Kaufmann sehen Broschüre beschäftigt, sei die 
Bemerkung hervorgehoben, daß von dieser großen und hoffnungsvollen 
Einrichtung nur dann wirklich vollkommene Ergebnisse erwartet werden 
können, wenn die Meldung an die Beratungsstellen nicht von der 
Einwilligung des Patienten abhängig bleibt. Die Unterlassung dieses 
Zwanges kommt nach Ansicht der Autorin dem Verzicht auf einen er¬ 
folgreichen Kampf gegen den hygienischen und moralischen Nieder¬ 
gang gleich. Wir finden also hier dieselbe Befürchtung wieder, welche 
schon von verschiedenen Seiten geäußert ist. Sie bedauert, daß die 
Petitionen des Bundes deutscher Frauen vereine und der D.G.B. G. zur 
Einführung des Meldezwanges erfolglos geblieben sind. Die Anhänge¬ 
rinnen der Frauenbewegung verlangen seit Jahrzehnten die Durch¬ 
brechung der ärztlichen Schweigepflicht. „Die Argumente der Frauen 
werden jetzt verstärkt durch die Einsicht, daß der militärische Kampf 
der europäischen Völker seine Fortsetzung finden wird in einem Wett¬ 
bewerb ihrer nationalen Lebensenergien.“ Dem Volke gehört die Zu¬ 
kunft-, welches mit überlegener Kultur die höhere physische Kraft und 
Gesundheit bewahrt! 
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Magnus Nirsohfold, Sexualpathologie. I. Teil. Geschlechtliche Entwick¬ 
lung^ tö rangen mit besonderer Berücksichtigung der Onanie. Bonn 1917, 
Verlag von Marcus & E. Weber. 

Den Manen Krafft-Ebings ist dieses Buch geweiht, durch dessen 
„Psychopythia sexualis“ die dunklen Beziehungen zwischen Geschlechts- 
cmpfindung und Seelenleben in ihren Abnormitäten aufgedeckt wurden. 

Seit 1886 ist dies Werk in 14 Auflagen erschienen. Aber das Fort¬ 
schreiten unserer wissenschaftlichen Erkenntnis und Erfahrung bewahrte 
es nicht vor der Gefahr des Veraltens, so daß die Absicht Magnus 
Hirschfelds, ein neues Lehrbuch der Sexualpathologie herauszugeben, 
von dem der erste Teil jetzt vorliegt, nur zu begrüßen ist. Ärzte wie 
Juristen sind in gleicher Weise dazu verpflichtet, diesen schwierigen 
Problemen gegenüber vorurteilslos Stellung zu nehmen, und beim 
Durchlesen der zahlreichen meisterhaft abgefaßten Krankenjoumale und 
Gutachten, welche Hirschfeld dem Buche beigegeben hat, zeigt sich 
zur Evidenz, daß gerade in der gerichtlichen Praxis, mit der ja die 
sexuellen Psychopathen so häufig in Berührung kommen, nicht mehr 
die Überzeugung des einzelnen Richters oder Arztes ausschlaggebend sein 
darf, sondern ein vertieftes, auf den jetzt herrschenden Anschauungen 
begründetes Wissen. Die moderne Forschung hat in der Sexualpatho¬ 
logie seit der bahnbrechenden Entdeckung Brown Säquardts über 
die innere Sekretion imgeahnte Fortschritte gemacht. Diese Lehre 
bildet sozusagen das Leitmotiv der Hirschfeldschen Arbeit. Die intra¬ 
sekretorischen Stoffe, welche von den männlichen und weiblichen Keim¬ 
drüsen produziert werden, hat Hirschfeld „Andrin“ bzw. „Gynäcin“ 
genannt; daneben kommen für die Sexualpathologie von den anderen 
endokrinen Drüsen besonders die Sekrete der Hypophyse in Betracht. 
Auch beim sogenannten Kryptorchismus, den man bis vor wenigen Jahren 
nur für eine Lagerungsanomalie hielt, liegt eine anatomische Störung 
im Sinne einer Mißbildung der generativen Abschnitte vor. man findet 
daher bei solchen Personen häufig körperlichen und psychischen In¬ 
fantilismus. Ebenso beruht die Frühreife, soweit sich dies bisher durch 
Sektionsbefunde feststellen ließ, auf Störungen des endokrinen Drüsen- 
syBtems; man fand Hypophysentumoren, Nebennierengeschwülste und 
Karzinome des Hodens. Einen breiten Raum nimmt die Besprechung 
der Onanie (Ipsation) ein; den Vorschlag, exzessive Onanisten zu 
kastrieren, verwirft Hirschfeld, da selbst die schwersten Folgen der 
Onanie nicht schwer genug sind, um einen Eingriff zu rechtfertigen 
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welcher einen Menschen für Lebenszeit zur Geschlechtslosigkeit ver¬ 
urteilt. Aus einer Umfrage des Verfassers ergab sich die enorme Häufig¬ 
keit dieser Verirrung; von 500 Befragten gaben 96% frühere Onanie zu, 
und war begonnen bei: 

22,9% vor dem 12. Lebensjahre, 

44,4% zwischen dem 12. u. 14. Lebensjahre, 

32,7% nach dem 14. Lebensjahre. 

Spezifische Folgeerkrankungen der Onanie gibt es nicht, die Entstehung 
irgendeiner körperlichen, organischen oder geistigen Erkrankung durch 
sie ist in keiner Weise erwiesen. Als einzige Folge kann man mit größter 
Wahrscheinlichkeit bei schweren Masturbanten eine sexuelle Neurasthenie 
und seelische Depressionen hypochondrischen Charakters annehmen. 
Im allgemeinen werden die sich daraus ergebenden Schädigungen be¬ 
deutend überschätzt. Hier wie an anderen Stellen des Buches tritt 
Hirschfeld den Theorien der Freudschen Schule scharf entgegen. 
Der erste Teil schließt mit einem Kapitel über Automonosexualismus. 
Im zweiten Bande sollen die Störungen der Geschlechtsdifferenzierungen, 
im letzten die geschlechtlichen Eindrucks- und Ausdrucksstörungen er¬ 
örtert werden. Wenn diese Fortsetzungen sich auf der Höhe des ersten 
Teiles halten, hat Hirschfeld damit ein Werk geschaffen, das zu den 
wertvollsten Bearbeitungen der speziellen Pathologie zu zählen ist. W.F. 

Edward B. Vaddar, Die Verbreitung der Syphilis. The Theippeutic Gazette. 

15. Mai 1916. 

In dem Blutserum von 1019 neuaufgenommenen Rekruten und 
621 Kadetten der Militärakademie von Westpoint fand sich ohne jede 
klinische Anzeichen von Syphilis positiver Wassermann bei den ersteren 
in 16,77%, bei den zweitgenannten in 5,46%. Die Rekruten hatten 
schon zwei genaue körperliche Untersuchungen durchgemacht und be¬ 
trugen 17% aller derer, die sich zum Eintritt ins Heer gemeldet hatten. 
Unter den Abgewiesenen waren schon 2,3% mit klinischen Erschei¬ 
nungen der Syphilis Behaftete gewesen, so daß man die Gesamtsumme 
der Syphilitiker in dieser Bevölkerungsschicht auf 20% taxieren darf. 
Die Kadetten sind dem Durchschnitt der College-Studenten körperlich 
überlegen, haben ebenfalls mehrere genaue körperliche Untersuchungen 
durchgemacht und leben in Westpoint sehr zurückgezogen unter strenger 
militärischer Disziplin. Man kann somit 5% als das Mindestmaß der 
Durchseuchung der College-Studenten annehmen. 

Der Wassermann war ferner positiv bei 36% der Neger und 55% 
der Portorikaner. Das bedingt vielleicht die körperliche Widerstands¬ 
losigkeit und hohe Mortalität unter diesen Völkern. 

Vedder hält die Syphilis für eine stärkere Bedrohung der öffent¬ 
lichen Gesundheit als alle übrigen Infektionskrankheiten, die Tuber¬ 
kulose mit einbegriffen. A. BL 


Digitized by 


Google 



Zeitschrift 

für 

Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten 

Band 18. 1917. Nr. 4. 


Die Organisation zur Bekämpfung der Geschlechts¬ 
krankheiten in Hamburg. 

Von 

Dr. E. Hahn, und Dr. C. Manchot, 

Oberarzt der dermatol. Abteil, und der Oberarzt bei der Behörde ftir öfifent* 
polizeiL Abteil, des Allg. Kranken-. liehe Jugendfürsorge, 

nauaee Bannbeck, Polizeioberarzt I.V. 
bei der Sittenpolizei. 


I. 

Überblickt man die Maßnahmen, die im Laufe der Zeit zur 
Bekämpfung der Prostitution getroffen sind, so ist als einziger 
praktischer Erfolg nur die Aufhebung der Bordelle zu nennen, 
eine Maßnahme, über deren Wert die Ansichten durchaus geteilt 
sind. Alle übrigen Maßnahmen sind über das Anfangsstadium 
nicht hinausgekommen, sind jedenfalls noch weit davon entfernt, 
durch den Gesetzgeber sanktioniert zu sein. Nicht viel anders 
verhält es sich mit der Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten. 
Im Streit über die besten Waffen hat man den Kampf selbst 
so recht eigentlich noch nicht begonnen. Man hat es zunächst 
einmal mit der Aufklärung versucht, hat sie im Bilde, in Mou¬ 
lagen, in Bomanen und sogar im Film dem Publikum vorgeführt; 
man hat mit den Schülern begonnen, die Lehrlinge aufgeklärt und 
den Kassenmitgliedern Vorträge gehalten, man hat auch einzelne 
Erfolge erzielt, aber — die Geschlechtskrankheiten sind noch immer 
enorm verbreitet. Vielleicht ist das die Folge der Aufklärungsarbeit 
insofern, als die Erkrankten eingedenk der empfangenen Beleh¬ 
rungen den Arzt mehr aufsuchen als früher; vielleicht aber auch, 
und das ist wohl wahrscheinlicher, Weil die Mittel und Wege, die 
wir. zur Bekämpfung anwenden, nicht immer die richtigen sind. 

Gehen wir einmal der Ursache der Verbreitung der Geschlechts¬ 
krankheiten nach, so läßt sich als Binsenwahrheit das Faktum 

Ztftechr. f. Bekämpfung d. Geachlechtaknmkh. XVIII. 7 
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feststellen, daß die Verbreitung der Geschlechtskrankheiten nur 
durch solche Individuen stattfindet, die nicht geheilt sind, die 
trotz ihrer ungeheilten Krankheit, sei es aus Unkenntnis oder 
Leichtsinn, den geschlechtlichen Verkehr ausüben. Gesunde ver¬ 
breiten keine Geschlechtskrankheiten, sondern nur Kranke, d. h. 
nicht behandelte oder nicht genügend behandelte Personen. Geht 
man von dieser unumstößlichen Tatsache aus, so ergibt sich 
folgerichtig, daß uns bisher eine genügende Aufsicht über die 
in Behandlung Befindlichen und die aus der Behandlung 
Portgebliebenen oder Entlassenen fehlt. Man sollte nun meinen, 
daß die Erkenntnis dieser Tatsachen schon lange zu Maßnahmen 
hätte führen müssen, die eine Beaufsichtigung der geschlechts¬ 
krank Gewesenen ermöglichen oder doch wenigstens erstreben. 
Dem ist aber nicht so, wenngleich anerkannt werden mag, daß 
einzelne Ärzte Nachuntersuchungen ihrer Patienten in obigem 
Sinne ausführen. Zumeist werden sich diese Nachuntersuchungen 
und Wiederbeobachtungen wohl nur auf die Privatklientel er¬ 
strecken; die Angehörigen der Krankenkassen genießen diesen 
Vorteil, von einzelnen Ausnahmen abgesehen, wohl im allgemeinen 
nicht, noch weniger solche aus den Schichten der minderbemittelten 
Bevölkerung, schon aus dem einfachen Grunde, weil niemand da 
war, der die nicht unerheblichen Kosten einer wiederholten, unter 
Umständen jahrelangen Beaufsichtigung und Behandlung tragen 
wollte. 

Legt man die einschlägigen Bestimmungen der Kranken¬ 
kassengesetze nur nach ihrem Buchstaben aus, so haben die 
Krankenkassen gar nicht einmal das Recht, Mittel für eine Vor¬ 
beugungsmaßregel herzugeben, sondern nur die Mittel für die 
Behandlung, und auch das, wie bekannt, nur zeitlich begrenzt. 
Erst dadurch, daß die Landesversicherungsanstalten unter Füh¬ 
rung des Reichsversicherungsamtes ihre Aufgabe, für das Wohl 
der Kranken zu sorgen, in großzügigster Weise auffaßten und 
das Gesetz dahin auslegten, daß ihnen auch das Recht über¬ 
tragen sei, Krankheiten vorzubeugen, besonders wenn sie als 
Folge überstandener Krankheiten zu gelten haben, konnten die 
reichen Mittel der Landesversicherungsanstalten wie für die Tuber¬ 
kulose so auch für andere Zwecke und damit auch für die uns 
interessierende Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten zur Ver¬ 
fügung gestellt werden. Es ist das Verdienst des Leiters der 
Landesversicherungsanstalten der Hansastädte, Geheimrat Biele- 
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feldt in Lübeck, die Anregung für eine Beaufsichtigung der Ge¬ 
schlechtskranken nach ihrer Entlassung gegeben zu haben, und 
seiner Initiative ist die Errichtung der ersten Pürsorgestelle für 
Geschlechtskranke in Hamburg zu verdanken. Das große Ver¬ 
dienst des Präsidenten des Reichs Versicherungsamtes, Dr. Kauf¬ 
mann, ist es dann, diesen Gedanken weiter verfolgt und kon¬ 
sequent durchgeführt zu haben, so daß nunmehr unter der Lei¬ 
tung des Reichsversicherungsamtes eine feste, einheitliche Organi¬ 
sation zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten über das ganze 
Deutsche Reich vorhanden ist. Die medizinische und die Tages¬ 
presse haben über das Für und Wider in bezug auf die Er¬ 
richtung der Beratungsstellen so viel geschrieben, daß es sich 
für uns erübrigt, an dieser Stelle noch einmal die Gründe aus¬ 
einanderzusetzen, die uns Herrn Geheimrat Bielefeldt den Vor¬ 
schlag zur Errichtung einer Beratungsstelle in Hamburg seiner¬ 
zeit machen ließen. Es dürfte genügen, ganz kurz über die Ein¬ 
richtung und den Zweck der hiesigen Beratungsstelle zu berichten, 
besonders auch deshalb, weil sie die Grundlage ist für den weiteren 
Ausbau der hiesigen Organisation zur Bekämpfung der Geschlechts¬ 
krankheiten, die wir jetzt zu einem gewissen Abschluß gebracht 
haben. 

I)er Grundgedanke der Einrichtung ist der, daß die ge¬ 
schlechtskrank Gewesenen nach Abschluß ihrer Behandlung von 
dem behandelnden Arzt oder dem Krankenhause, sei es direkt, 
sei es durch die Vermittlung der Krankenkasse, einer Zentral¬ 
stelle, eben der Beratungsstelle, gemeldet, von dieser weiter be¬ 
obachtet und beraten und, wenn nötig, der Behandlung durch 
einen Arzt zugeführt werden. Eine Behandlung findet in der Be¬ 
ratungsstelle grundsätzlich nicht statt. Die Notwendigkeit der 
Beaufsichtigung nach Abschluß der Behandlung ergibt sich, wie 
die Erfahrung lehrt, bei dem Tripper deshalb, weil ein großer 
Prozentsatz der Patienten die Behandlung zu frühzeitig aufgibt, 
also ungeheilt und ansteckungsfähig den Arzt verläßt; bei der 
Syphilis, weil sie eine chronisch rezidivierende Erkrankung ist, 
deren Symptome wegen ihrer Geringfügigkeit häufig übersehen 
werden, deren Spätkrankheiten erfahrungsgemäß durch recht¬ 
zeitige vorbeugende Maßnahmen verhindert werden können. 

Dem Charakter der beiden Krankheiten entsprechend, wird 
verschieden verfahren. Wird ein Gonorrhoiker von der Kranken¬ 
kasse gemeldet, so wird bei dem behandelnden Arzt angefragt, 

7* 
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ob 4er betreffende Patient von der Beratungsstelle in Beobachtung 
genommen werden soll oder nicht. Letzteres wird der Fall sein, 
wenn der Arzt selbst sich genügend von der erfolgten Heilung 
überzeugt hat, ersteres, wenn der Patient aus der Behandlung 
fortgeblieben ist. 

Bei der Syphilis findet die Aufforderung zum Erscheinen 
unter allen Umständen in den üblichen dreimonatlichen Zeit¬ 
abschnitten statt. Es wird bei dem Erschienenen eine nach jeder 
ßichtung hin gründliche Untersuchung vorgenommen, nach deren 
Ausfall die weiteren Maßnahmen besprochen werden. Solche sind 
Weitere Beobachtung, eventuell Behandlung oder definitive Hei¬ 
lung. Zu einer Behandlung wird nicht nur geraten, wenn die 
Krankheit noch nicht geheilt ist, z. B. bei positivem Gonokokken¬ 
befund oder bei noch vorhandenen syphilitischen Symptomen, 
sondern bei Syphilitischen auch dann, wenn eine gewisse Zeit 
nach der Kur verflossen ist, ohne daß Erscheinungen sich zeigten, 
um vorbeugend weitere Rückfälle zu vermeiden. Wir stehen also 
auf dem Fournier-Neiss ersehen Standpunkt der chronisch 
intermittierenden Behandlung, indem wir von folgender Erwägung 
ausgehen. In jedem syphilitischen Produkt, sei es Primäraffekt, 
Papel oder Spätsyphilis, sind Spirochäten vorhanden, ja, durch 
die Ablagerung der Spirochäten in den Geweben entsteht über¬ 
haupt das syphilitische Infiltrat. Behandeln wir nun mit den 
uns zur Verfügung stehenden Mitteln einen Syphilitischen, so 
heilen die Krankheitserscheinungen ab, d. h. also, die Spiro¬ 
chäten werden durch das Mittel abgetötet und dann vom Körper 
ausgeschieden. Nur besonders widerstandsfähige, kräftige Spiro¬ 
chätenindividuen werden nicht abgetötet, sondern nur in ihrer 
Lebensenergie schwer beeinträchtigt; sie erholen sich erst all¬ 
mählich, um nach einer gewissen Zeit, die unter Umständen 
jahrelang dauern kann, einen Wiederausbruch der Syphilis zu 
zeitigen. Behandelt man nun in einer anfallsfreien Zeit, so werden 
wieder eine Anzahl der an sich schon durch die erste Kur ge¬ 
schwächten Spirochäten abgetötet, die zurückgebliebenen werden 
noch stärker geschädigt, der Rückfall wird weiter hinausgeschoben 
und bei wiederholten vorbeugenden Kuren muß theoretisch wenig¬ 
stens die Abtötung aller Spirochäten erreicht werden; wir haben 
dann den Zustand der Heilung. 

Wir wissen sehr wohl, daß es trotz aller vorbeugenden Kuren 
doch eine Anzahl von Patienten gibt, die immer wieder Rückfälle 
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bekommen; aber andererseits gibt es wieder Fälle, bei denen die 
chronisch intermittierende Kur den Zustand der Heilung herbei- 
geführt zu haben scheint. Weitere, jahrelange Beobachtungen 
unseres Materials werden — auch eine ungeheuer wichtige prak¬ 
tische Seit^ der Beratungsstellen — ergeben, ob in der Tat die 
theoretischen Voraussetzungen von Fournier-Neisser richtig 
waren. Ergibt sich ihre Richtigkeit, woran wir nicht zweifeln, 
dann ergibt sich ohne weiteres die Berechtigung der Beratungs¬ 
stellen. Die Beobachtung und Beratung bzw. die chronisch inter¬ 
mittierende Behandlung wird unter gleichzeitiger Blutkontrolle nach 
Wassermann 2—8 Jahre fortgesetzt. Nach Ablauf dieser Zeit 
wird dem Patienten anheimgegeben, sich nach Belieben auch weiterhin 
gelegentlich untersuchen und den Blutbefund nachprüfen zu lassen. 

Die Untersuchungen finden fünfmal wöchentlich in von der 
Landes Versicherungsanstalt der Hansastädte zur Verfügung ge¬ 
stellten Bäumen in einem großen Kontorhaus mitten in der Stadt 
statt. Zur Hilfe stehen zur Verfügung eine Schwester, ein Schreiber 
und seit dem 1. Oktober 1916 ein zweiter Arzt. Die Kosten der 
.Untersuchungen, der Hilfskräfte und der Baummiete trägt die 
Landesversicherungsanstalt, die der Behandlung die zuständige 
Krankenkasse. Ist der Kranke nicht Mitglied einer Kasse, so 
übernimmt die Landesversicherungsanstalt auch die Kosten der 
Behandlung, indem sie den Kranken entweder einem Spezialarzt 
oder einem Krankenhause zuweist. Eine Behandlung in der Für- 
sorgestelle findet, um das noch einmal gegenüber Herrn Dr. Dreuw- 
Berlin zu betonen, grundsätzlich nicht statt. 

Auch die notwendigen Blutentnahmen zur Wassermannreaktion 
werden nur dann in der Beratungsstelle gemacht, wenn kein Kassen¬ 
arzt vorhanden ist oder wenn die Kasse sich weigert, die Kosten 
zu tragen, die Wassermannreaktion aber für die weitere Beurtei¬ 
lung des Falles durchaus nötig ist. Die Untersuchung selbst 
findet der Reihe nach in einem der hiesigen serologischen Institute 
statt, so daß auch hierbei eine Schädigung der Kollegen nicht 
stattfindet. Die Kosten für die Untersuchung trägt in den eben 
genannten Fällen die Landesversicherungsanstalt. 

Es stellte sich bald heraus, daß mit einer Beaufsichtigung 
der Krankenkassenmitglieder allein eine Prophylaxe nicht ge¬ 
nügend durchzuführen war; man mußte in vielen Fällen auch 
die Familienmitglieder zur Untersuchung heranziehen, um even¬ 
tuell Infektionen festzustellen und zu behandeln. Wo Familien- 
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Versicherung vorhanden war, übernahmen die Kassen die even¬ 
tuell notwendige Behandlung; in anderen Fällen übernahm die 
Landesversicherungsanstalt neben den Kosten der Untersuchung 
auch die der Behandlung. 

Sehr bald stellte es sich weiter heraus, daß außer 4 en Kranken¬ 
kassenmitgliedern noch andere Bevölkerungsschichten vor¬ 
handen waren, die, da ihnen vielfach die Möglichkeit, ärztliche Be¬ 
ratung und Hilfe zii erhalten, ihrer ganzen sozialen Lage nach 
fehlte, noch vielmehr der Fürsorge bedürften als die Angehörigen 
der Krankenkassen, die doch immerhin gesetzlich die Möglichkeit 
hatten, ihren Kassenarzt aufzusuchen, wenn anders ihnen die 
Notwendigkeit einer regelmäßigen Beaufsichtigung ihres Gesund¬ 
heitszustandes genügend klar geworden war. Als besonders der 
Fürsorge bedürftig sind alle diejenigen anzusehen, die aus öffent¬ 
lichen Mitteln unterstützt oder auf Kosten der Allgemeinen Armen - 
anstalt behandelt waren. Verhandlungen mit der Allgemeinen 
Armenanstalt ergaben die Bereitwilligkeit dieser Behörde, sich an 
der Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten zu beteiligen and 
die von ihr versorgten Patienten der Fürsorge zu unterstellen. 
Es war dies deshalb von großer Wichtigkeit, weil nach den Er¬ 
fahrungen auf den dermatologischen Krankenhausabteilungen in 
St. Georg und in Barmbeck immer wieder die Beobachtung ge¬ 
macht wird, daß gerade die von der Armenanstalt den Kranken¬ 
häusern überwiesenen Patienten ihre Krankheiten arg verschleppen 
und in stark vernachlässigtem Zustande auf die Abteilungen auf¬ 
genommen werden müssen. Solche Patienten sind also ganz be¬ 
sonders eine Gefahr für ihre Umgebung, und ihre weitere Be¬ 
aufsichtigung mußte als entschieden notwendig angesehen werden. 
Es ist selbstverständlich, daß nach Lage des Falles auch die 
Familienmitglieder untersucht und wenn nötig beraten werden. 

Daß die Hamburger Polizeibehörde ebenso wie andere Orte 
schon seit mehreren Dezennien die unter leichter oder schwerer 
Kontrolle stehenden Frauenzimmer regelmäßig durch besonders 
dazu angestellte Ärzte untersuchen und die krank befundenen in 
einer besonderen, der Polizeibehörde unterstellten Krankenhaus¬ 
abteilung behandeln läßt, ist ja bekannt. Weniger bekannt dürfte 
es sein, daß der verstorbene Dr. Engel-Reimers schon vor einer 
langen Reihe von Jahren die Kinder von luetischen Dirnen 
regelmäßig untersuchen und. wenn nötig, auf der polizeilichen 
Krankenhausabteilung behandeln ließ. Diese Untersuchungen, die 
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sich durchaus bewährt haben, werden auch weiterhin fortgesetzt* 
Wie weiter unten ausgeführt werden soll, hat auch die Behörde 
für öffentliche Jugendfürsorge sich ganz besonders der ihrer Auf¬ 
sicht unterstellten geschlechtskranken Jugendlichen und Klein« 
kinder angenommen und arbeitet nach verschiedenen Bichtungen hin 
gemeinsam mit der Beratungsstelle der Landesversicherungsanstalt. 

Der in den Beratungen im Beichsversicherungsamt aufgestellten 
Forderung, daß auch Patienten, die den Kreisen, der Versicherungs¬ 
nehmer nahe stehen, berechtigt sein sollen, die Beratungsstellen 
in Anspruch zu nehmen, auch wenn sie nicht in Kassen sind, 
wird dadurch nachgekommen, daß sowohl die gemeldeten Patienten 
obiger sozialer Kreise als auch solche beraten werden, die die Be¬ 
ratungsstelle freiwillig aufsuchen. 

Überblicken wir nun einmal kurz, inwieweit wir hier in Ham¬ 
burg die Möglichkeit haben, eine Beratung bzw. Beaufsichtigung 
„geschlechtskrank gewesener Personen auzusüben, so sehen wir, daß 
die Krankenkassen mit ihren ca. 350000 Mitgliedern sich zur Mit¬ 
arbeit zur Verfügung gestellt haben, daß die Allgemeine Armen¬ 
anstalt und die Behörde für öffentliche Jugendfürsorge bereit¬ 
willigst mitarbeiten, daß die den Krankenkassenmitgliedem sozial 
nahestehenden Kreise die Möglichkeit haben, sich kostenlos be¬ 
raten zu lassen und daß schließlich auch die Polizeibehörde durch 
ihre eigene Organisation, die Sittenpolizei, den Kampf gegen die 
Geschlechtskrankheiten aufgenommen hat. Die Eigenart der Ver¬ 
hältnisse bringt es nun mit sich, daß die Polizeibehörde in diesem 
Kampf nach einer gewissen Bichtung hin sich große Zurückhal¬ 
tung auferlegen muß. Sie beaufsichtigt wohl die unter Kontrolle 
stehenden Frauenspersonen dauernd, nicht aber diejenigen, die bei 
gelegentlicher Prostitution abgefaßt, sich weiterhin so zu be¬ 
nehmen wissen, daß die Polizei ihnen nichts anhaben kann, so¬ 
lange sie sich nicht von neuem einem offenkundigen liederlichen 
Lebenswandel ergeben. Und doch sind es gerade diese Frauen¬ 
zimmer, die sich gelegentlich prostituieren oder die Prostitution 
geheim treiben, die nach allseitiger auch von uns bestätigter Er¬ 
fahrung, sich wochen- und monatelang mit ihren ansteckenden 
frischen oder wieder ausgebrochenen Erkrankungen umhertreiben 
und die Geschlechtskrankheiten am meisten verbreiten. Obwohl 
nun die hiesige Polizeibehörde nach § 22 des Verhältnisgesetzes 1 ) 

*) Der § 22 des Hamburgischen Verhältnisgesetzes lautet: Die Polizei¬ 
behörden und ihre Beamten und Angestellten sind befugt, Personen in Vcr- 
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-das Hecht hätte, sowohl im Interesse der Erkrankten selbst als 
im Interesse der Allgemeinheit scharf zuzufassen und gegen die 
ihr bekannt gewordenen geheimen Prostituierten mit aller Strenge 
vorzugehen, so ließ die Polizeibehörde doch im allgemeinen davon 
ab, weil leicht Härten mit unterlaufen können, indem Frauens¬ 
personen, die durch einen Zufall mit der Polizei in Konflikt geraten 
waren, obwohl sie ihrem Beruf nachgehen und nicht von der 
Prostitution leben, durch die Maßnahmen der Polizei ihre Stel¬ 
lung verlieren oder gar zu Dirnen gestempelt werden könnten. 
Daß aber gerade diese Personen, wenn sie erkrankt sind, einer 
besonderen Aufsicht bedürfen, ist oben bereits angedeutet und 
wird auch von allen, die sich mit der Bekämpfung der Prostitution 
beschäftigen, anerkannt. Diesem Dilemna glauben nun die Aboli- 
tionisten, die Frauenvereine und viele derjenigen, die sich mit 
dem Problem der Prostitution beschäftigen, dadurch entgehen zu 
können, daß sie die Überwachung der gesamten Prostituierten, 
vor allem aber der eben genannten Kategorie, der Polizei ab¬ 
genommen und einer besonderen, womöglich mit Laien unter¬ 
mischten Medizinalabteilung überwiesen wissen wollen. Der prak¬ 
tischen Ausführung stellten sich aber bisher überall scheinbar 
unüberwindbare Schwierigkeiten entgegen. Doch auch hier hat 
die Not des Krieges, wenigstens für Hamburg, gezeigt, daß bei 
gutem Willen der in Betracht kommenden Behörden ein gangbarer 
Weg zu finden ist. 

Da nur die bei der Untersuchung krank Befundenen in Be¬ 
tracht kommen, weil ja nur diese die Geschlechtskrankheiten ver¬ 
breiten, werden sich die Maßnahmen auch nur auf diese zu er¬ 
strecken haben. In gemeinschaftlichen Beratungen des Medizinal¬ 
amtes, der Polizeibehörde und des Krankenhauskollegiums haben 
unter Vorsitz des Obermedizinalrats Prof. Dr. Nocht, dem Bei¬ 
sitz der Herren Physikus Dr. Pfeiffer vom Medizinalamt, Regie¬ 
rungsrat Hintzpeter vom Krankenhauskollegium, Regierungsrat 
Dr. Campe, Physikus Prof. Dr. Maes und dem mitunterzeichneten 
Dr. R. Hahn, als derzeitigem ärztlichen Leiter des Prostitutions* 
weöens, von der Polizeibehörde mehrere Sitzungen stattgefunden, 
in denen die Notwendigkeit einer Beaufsichtigung der Umher- 

treiberiimen anerkannt wurden. Da der mitunterzeichnete R. Hahn 
»■ 

Währung zu nehmen, wenn der eigene Schutz dieser Personen oder die Auf¬ 
rechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ruhe oder die Abwendung von 
Gefahren für andere Personen diese Maßregel erforderlich macht. 
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über die Arbeit der Fürsorgestelle der Landesversicherungsanstalt 
nur Gutes berichten konnte, wurde auf seinen Vorschlag be¬ 
schlossen, alle diejenigen Frauenspersonen, die wegen einer Ge¬ 
schlechtskrankheit durch die Polizei dem Krankenhause über¬ 
wiesen waren, nach der Entlassung aus dem Krankenhause 
weiter zu beaufsichtigen. Um nun für diese Personen die Berüh¬ 
rung mit der Polizei möglichst auszuschalten, sollten diese Per¬ 
sonen von der polizeilichen Abteilung des Krankenhauses dem 
Medizinalamt gemeldet werden, das die Meldung einer dem Medi¬ 
zinalamt unterstellten Fürsorgestelle weitergibt. Hier wird der 
Fall so lange weiterbehandelt, als die betreffende Patientin sich 
den Anordnungen des Fürsorgearztes fügt. Erscheint die Patientin 
trotz wiederholter schriftlicher eventuell mündlicher Aufforr 
derung durch eine Fürsorgeschwester nicht zur Unter¬ 
suchung in der Fürsorgestelle, oder weigert sie sich im Er¬ 
krankungsfalle, sich behandeln zu lassen, so wird der Fall der 
Polizeibehörde zur weiteren Veranlassung gemeldet. Die Polizei* 
behörde trifft dann auf Grund des § 22 des Verhältnisgesetzes 
die weiteren Anordnungen (Vorführung vor den Untersuchungs¬ 
arzt der Polizeibehörde oder im Erkrankungsfalle Einweisung in 
das Krankenhaus). 

Die Untersuchungen werden dank dem Entgegenkommen der 
Landes Versicherungsanstalt der Hansastädte in den Bäumen der 
Fürsorgestelle der Landesversicherungsanstalt, also in einem 
großen Kontorhaus, gemacht, wo das Ein- und Ausgehen vieler ver¬ 
schiedener Menschen völlig unverdächtig ist, natürlich zu anderen 
Zeiten, als die Untersuchungen für die Landes Versicherungsanstalt 
stattfinden. Da die Polizeibehörde auf eine gewisse Einwirkung 
in bezug auf die Beaufsichtigung und Untersuchung nicht glaubte 
verzichten zu können, so werden die Untersuchungen durch zwei 
von der Polizeibehörde gestellte Ärzte gemacht. 

Das Neue an dieser Einrichtung ist, daß es durch das Zu¬ 
sammenarbeiten der drei obengenannten Behörden gelungen ist, 
das polizeiliche Moment bei der Beaufsichtigung nach Möglich¬ 
keit auszuschalten und die Kontrolle der Gesundheitsbehörde zu 
übertragen. Es ist einleuchtend, welchen Fortschritt das gemein¬ 
same Vorgehen der drei in Betracht kommenden Behörden be¬ 
deutet. Kommt diese Organisation doch den häufig geäußerten 
Wünschen, die Gesundheitsbehörde mehr für die Bekämpfung der 
Geschlechtskrankheiten heranzuziehen, in weitestem Maße entgegen. 
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Es muß abgewartet werden, ob der Optimismus, der uns Teil¬ 
nehmer an den betreffenden Sitzungen beseelte und uns den oben 
beschriebenen Weg beschreiten ließ, berechtigt gewesen ist oder nicht. 

Die Einrichtung ist seit dem 1. Januar 1917 in Betrieb; 
innerhalb 8 Monaten wurden 855 Beratungen abgehalten und eine 
Reihe von erkrankten Personen aus dem Verkehr ausgeschaltet 
und der Behandlung zugeführt. 

Der Betrieb wickelt sich in folgender Weise ab. 

Die Polizeibehörde weist ein aufgegriffenes, krank befundenes 
Mädchen auf die polizeiliche Abteilung des Krankenhauses Barm- 
beck zur Behandlung ein. Ist die Behandlung abgeschlossen, 
wird die Patientin auf einem Kartenblatt, das einen kurzen Aus¬ 
zug der Krankengeschichte enthält, dem Medizinalamt gemeldet, 
das diese Meldung seiner Fürsorgestelle zur weiteren Bearbeitung 
übermittelt. Beim Abgang aus dem Krankenhause wird den 
Patienten eine Belehrung über ihre Krankheit, sowie über die Not¬ 
wendigkeit einer weiteren Beaufsichtigung, Nachuntersuchung und 
eventuelle Behandlung mit auf den Weg gegeben und ihnen die 
Mitteilung gemacht, daß sie von dem Medizinalamt nach einer 
gewissen Zeit (bei Gonorrhoe nach 4 Wochen, bei Syphilis nach 
8 Monaten) eine Aufforderung zur Nachuntersuchung bekommen 
werden, der sie Folge zu leisten hätten. Wird der Aufforderung 
nicht Folge geleistet, so besucht eine Fürsorgeschwester die aus¬ 
gebliebene Patientin und versucht sie in Güte zum Erscheinen zu 
überreden. Erscheint die Patientin trotzdem nicht, so erfolgt 
eine energisch gehaltene Aufforderung mit dem Zusatz, daß im 
Weigerungsfälle der Polizeibehörde die Sache zur weiteren Ver¬ 
anlassung übergeben würde. Dies geschieht umgehend, wenn die 
Patientin widerspenstig bleibt. Erst jetzt tritt die Polizeibehörde 
in Tätigkeit und ordnet eine zwangsweise Vorführung vor den 
Untersuchungsarzt an, oder verfügt die zwangsweise Einweisung 
der erkrankt Befundenen in das Krankenhaus. 

Die in der Fürsorgestelle Erschienenen werden gründlich 
untersucht; die Sekrete der Harnröhre und Scheide werden bei 
den gonorrhoisch erkrankt Gewesenen mikroskopisch untersucht. 
Werden die gonorrhoisch erkrankt Gewesenen gesund befunden, 
so werden sie nicht weiter mehr vorgeladen; eine weitere Kontrolle 
der Gonorrhoischen findet dann nicht statt, da es sich nur um 
eine Bestätigung des Entlassungsstatus aus dem Krankenhause 
handeln soll. Krankbefundene werden dem Krankenhause überwiesen. 
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Die Nachuntersuchung der Gonorrhoischen hat insofern be¬ 
reits ein erfreuliches Resultat ergeben, als sich herausstellte, daß 
von den aus dem Krankenhause Entlassenen über 75°/ 0 gonokokken¬ 
frei befunden wurden, ein Beweis dafür, daß der Skeptizismus, der 
bisher bei der Behandlung der weiblichen Gonorrhoe herrschte, 
doch nicht ganz berechtigt ist. 

Die Nachuntersuchung der Syphilitischen findet in der üblichen 
Weise während eines Zeitraumes von 2—8 Jahren in jedem vierten 
Monat statt. Krankbefundene werden natürlich dem Kranken¬ 
hause überwiesen. Sind keine Krankheitserscheinungen vorhanden, 
so werden die Patienten in der Fürsorgestelle selbst einer 
vorbeugenden Kux unterworfen; es findet also bei ihnen eine 
chronisch intermittierende Behandlung statt. Wir weichen somit bei 
diesen Patientinnen von der Norm, daß in den Fürsorgestellen nicht 
behandelt werden soll, grundsätzlich ab, und zwar aus dem ein¬ 
fachen Grunde, weil die meisten der in Betracht kommenden 
Patientinnen nicht Mitglieder von Krankenkassen sind. Sie würden 
.sich sonst einer Behandlung nicht unterziehen, da ihnen die Mittel 
für eine längere Behandlung fehlen, und wir würden uns der son¬ 
stigen Vorteile der regelmäßigen Beobachtung begeben, Wenn 
wir so lange warten würden, bis Erscheinungen auftreten. Eine 
Einweisung in das Krankenhaus zur Vornahme einer vorbeugenden 
Kur würde aber erhebliche Kosten mit sich bringen. 

Stellt sich bei der Nachuntersuchung heraus, daß die Patien¬ 
tinnen Mitglieder von Krankenkassen sind, so werden sie der 
Fürsorgestelle der Landesversicherungsanstalt gemeldet und von 
dieser weiter bearbeitet und von ihr eventuell zur Behandlung 
dem zuständigen Kassenarzt überwiesen. Auf diese Weise be¬ 
kommen die Kassenärzte ihre Patientinnen zurück Und werden 
pekuniär nicht geschädigt. 

Durch regelmäßige Blutuntersuchungen, die für die Mittel¬ 
losen das hiesige hygienische Institut ausführt, wird das erzielte 
Resultat kontrolliert. Wöchentlich werden zwei Sprechstunden 
abgehalten, die in den ersten 4 Monaten einen durchschnittlichen 
Besuch von je 20 Patientinnen aufzuweisen hatten, jedenfalls ein 
Beweis dafür, daß sie nicht nur von den Patientinnen mit Er¬ 
folg besucht werden, sondern auch einem tatsächlichen Bedürfnis 
entsprechen. Die sämtlichen Kosten werden von dem Medizinal¬ 
amt getragen und aus dem Fonds zur Bekämpfung der Seuchen 
bestritten. 
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Diesen rein medizinischen Maßnahmen haben wir noch 
einige auf sozialem Gebiet liegende hinzugefügt. Erfahrungsgemäß 
können noch so manche derjenigen Personen, die sich der Prosti- 
t tution hingeben, besonders die Anfängerinnen, gerettet werden, wenn 
man ihnen Arbeit verschafft und ihnen so die Möglichkeit gibt, 
Geld zu verdienen. Dank dem Entgegenkommen des Kranken¬ 
hauskollegiums und der Herren Direktoren Professor Dr. Kumpel 
und von Sellin haben wir in dem Neubau der polizeilichen Ab¬ 
teilung zwei Nähstuben einrichten können, in denen diejenigen 
Mädchen, die arbeiten wollen, Gelegenheit zum Arbeiten finden 
Sie werden dort mit der Ausbesserung der Wäsche des Kranken¬ 
hauses beschäftigt. Die nötigen Näh-, Strick- und Stopfmaschinen 
sind der Abteilung vom Krankenhauskollegium zur Verfügung ge¬ 
stellt worden. Der Lohn beträgt 50 Pf. für den Tag und wird den 
Mädchen beim Abgang ohne jeden Abzug ausgezahlt. So manche 
Patientin hat während ihres Krankenhausaufenthaltes einige Spar¬ 
groschen verdient, mit deren Hilfe sie über die ersten beschäfti¬ 
gungslosen Tage nach ihrer Entlassung aus dem Krankenhause 
hinwegkam, so daß sie nicht nötig hatte, sich wieder zu prosti¬ 
tuieren. 

Schon seit Jahren besucht eine Dame des Deutschen Frauen¬ 
bundes, Fräulein Klingelhöffer, der wir an dieser Stelle unsem 
ganz besonderen Dank für ihre aufopfernde, mühevolle Arbeit 
aussprechen möchten, die polizeiliche Abteilung, um denen, die 
es wünschen, mit Kat und Tat beizustehen. So manche der fast 
Verlorenen hat durch sie den Weg ins Elternhaus und in geordnete 
Verhältnisse wiedergefunden. 

Des weiteren hat sich der Deutsche Frauenbund, Abteilung 
Hamburg, bereit erklärt, Arbeitsgelegenheit für die Entlassenen zu 
vermitteln; Plakate in den Krankensälen werden in kurzer Zeit 
angebracht, die die Patientinnen darauf hinweisen, daß sie Arbeit 
durch die Vermittlungsstelle des Deutschen Frauenbundes er¬ 
halten können. 

Aber noch in anderer höchst wirksamer Weise unterstützt 
der Frauenbund unsere Patientinnen. Sollten sich nämlich in den 
ersten Tagen nach der Entlassung aus dem Krankenhause für die 
Entlassene Schwierigkeiten wegen eines Unterkommens ergeben, 
so gibt der Frauenbund in seinem Heim, Alsterheim, am Mittel¬ 
weg, den Obdachlosen auf Wunsch so lange Unterkunft, bis sie 
Arbeit und Obdach gefunden haben. 
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Verhandlungen über einen weiteren Ausbau der sozialen Für¬ 
sorge für unsere Patientinnen sind mit dem Deutschen Frauen¬ 
bund, Abteilung Hamburg, und anderen Stellen eingeleitet und 
werden hoffentlich bald zu einem guten Ende führen. 

Wenn ich in vorstehenden Ausführungen etwas ausführlich 
über unsere Hamburger Einrichtungen berichtet habe, so habe 
ich zunächst einmal den Nachweis erbringen wollen, daß man 
bei der Bekämpfung der Prostitution und der untrennbar mit ihr 
zusammenhängenden Geschlechtskrankheiten sich nicht bei Theorien 
aufhalten, sondern frisch zupacken und mit praktischer Arbeit 
beginnen soll. Bei der Arbeit wird sich dann schon zeigen, nach 
welcher Richtung Einschränkungen zu machen sind und nach 
welcher Richtung weiter ausgebaut werden muß. Betrachtet man 
von diesem Gesichtspunkt aus die Beratungsstellen der Landes¬ 
versicherungsanstalt, d. b. sieht man in ihnen zunächst nichts 
anderes als einen Versuch, die Bekämpfung der Geschlechts¬ 
krankheiten praktisch zu lösen, so sollte, möchte ich meinen, den 
Ärzten die Mitarbeit nicht so schwer fallen, wie sie denken. Ist 
dieser Weg praktisch nicht gangbar, so hat man bei der Arbeit 
gewiß manches gelernt, was besser gemacht werden kann und 
manches, was durchaus brauchbar erscheint. 

Daß die Beratungsstellen, wie sie von den Landesversicherungs¬ 
anstalten eingeführt sind, nach den verschiedensten Richtungen 
ausbaufähig sind und zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten 
verwendet werden können, hoffe ich zum mindesten glaubhaft 
gemacht zu haben, um so mehr, als, wie nachstehend ausgeführt 
werden wird, ein Zusammenarbeiten mit anderen Behörden, deren 
Aufgabe es ist, ein dem unseren verwandtes Gebiet zu bearbeiten, 
nicht nur möglich ist, sondern auch höchst Ersprießliches leistet. 

n. 

Die Behörde für öffentliche Jugendfürsorge in Hamburg 
umfaßt die ganze öffentliche Jugendfürsorge mit Ausnahme des 
Schulwesens und des Fortbildungsschulwesens. Sie übt die Armen- 
Waisenpflege, die Aufsicht über das gesamte Kostkinderwesen, 
die Geschäfte des Gemeinde-Waisenrates um die Fürsorge- und 
Zwangserziehung aus; sie nimmt durch den Direktor der öffent¬ 
lichen Jugendfürsorge die Berufsvormundschaft im Stadtgebiet 
wahr, und zwar sowohl für diejenigen unehelichen Kinder, die unter 
seiner Aufsicht in einer von ihm ausgewählten Familie oder Koststelle 
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oder in der mütterlichen Familie erzogen öder verpflegt werden, 
wie auch für diejenigen der öffentlichen Waisenpflege überwiesenen 
Minderjährigen, die zu bevormunden sind oder unter Pflegschaft 
stehen. 

Die praktische Ausübung dieser vielseitigen Fürsorgetätigkeit 
erstreckt sich nicht nur auf die Sicherung der materiellen Lage 
der Kinder, auf ihre fachgemäße Unterbringung, Erziehung und 
Berufsbildung, sondern auch auf die Gesundheitspflege der Zöglinge 
und Beaufsichtigten. Dazu gehört als wichtiger Punkt die Ver¬ 
hütung von Infektionen gesunder Kinder durch kranke Eltern, 
Familienangehörige und auch durch kranke Pflegeeltern und Fami¬ 
lienangehörige und Einlogierer der Pflegeeltem. Neben der Tuber¬ 
kulose sind in dieser Hinsicht die ansteckende Geschlechtskrank¬ 
heiten, vor allem die Syphilis von großer praktischer Bedeutung. 

Bisher war die einzige Möglichkeit, den Schutz der Kinder 
wirksam durchzuführen, nur dadurch gegeben, daß sie durch die 
Behörde für öffentliche Jugendfürsorge aus der gefährlichen Um¬ 
gebung für die Dauer der Infektionsgefahr entfernt wurden. So 
wurden auch die gesunden Kinder nachträglich syphilitisch ge¬ 
wordener Eltern oder Eltemteile, so lange diese sich im Ansteckungs¬ 
fähigen Stadium der Krankheit befanden, erforderlichenfalles von 
der Polizeibehörde in Verwahrung genommen und der Behörde 
für öffentliche Jugendfürsorge zugeführt, die gegen die Eltern, 
wenn diese sich gegen die Abnahme der Kinder auf lehnten, Antrag 
auf Entziehung der Sorge für die Person des Kindes stellte. Dieses 
Verfahren, das auch heute noch in Anwendung kommt, wenn es 
sich darum handelt, ein Kind aus einer fremden, syphilisinfizierten 
Umgebung (Pflegeeltem, Familienangehörige und Einlogierer der¬ 
selben usw.) herauszunehmen, hatte ohne Zweifel große Härten, 
wenn es sich in seinen Konsequenzen gegen die leibliche Mutter oder 
gegen beide Eltern richtete. Besonders schwerwiegend war dabei 
immer der Umstand, daß die Infektionsgefahr der Syphilis mit 
ihren periodisch wiederkehrenden ansteckenden Rückfällen sich 
auf einen langen Zeitraum, auf 2—8 Jahre und oft auch noch länger 
erstrecken kann. Die Verhältnisse der Kriegszeit haben unter 
anderen Schäden leider auch den eingebracht, daß jetzt die Syphilis 
sehr viel häufiger wie früher in eheliche Familien eingeschleppt 
wird. Bald ist es die Schuld der Frau in der Heimat, bald diejenige 
des Mannes im Heeresdienste, manchmal aber auch ein unglück¬ 
licher Zufall (extragenitale Infektion, Rasierinfektion u. dgl), 
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'welche die Krankheit in die Familien tragen. Es ist klar, daß in 
solchen Fällen durch die einseitige Verfolgung der vom Standpunkt 
der Syphilisverhütung aus notwendigen Maßregel der Zusammen¬ 
hang zwischen Mutter und Kind, der Zusammenhalt der Familie 
zerrissen und auf die Dauer ganz zerstört werden kann. 

In dieser Schwierigkeit bot sich der Behörde für öffentliche 
Jugendfürsorge ein neuer Weg durch die Tätigkeit der Fürsorge¬ 
stelle für Geschlechtskrankheiten, zu der alsbald nähere Beziehungen 
angeknüpft wurden. Durch das Zusammenarbeiten der Behörde 
für öffentliche Jugendfürsorge mit der Fürsorgestelle für Geschlechts* 
krankheiten ist jetzt die Möglichkeit geschaffen, das bisherige 
Verfahren mit seinen unbestreitbaren Härten in geeigneten Fällen 
zu mildem und dahin abzuändern, daß man Eltern und Kinder zur 
regelmäßigen Kontrolle der Fürsorgestelle für G.-K. meldet. Unter¬ 
werfen sich die Mütter oder die Eltern gewissenhaft der Fürsorge¬ 
stelle für G.-K. und den Anordnungen derselben, so soll die Trennung 
der Kinder von den Eltern nur dann und nur für so lange gefordert 
werden, wie der gegenwärtige Zustand der kranken Eltern oder 
des kranken Elternteils die Trennung nach dem Gutachten des 
ärztlichen Leiters der Fürsorgestelle dringend erforderlich er¬ 
scheinen läßt. 

Voraussetzung für diese mildere Behandlung bleibt immer, 
daß die betreffenden Eltern den Anordnungen der Fürsorgestelle 
für G.-K. insbesondere hinsichtlich der Vorstellung zur Untersuchung 
und der Ausführung der angeordneten Kuren gewissenhaft und 
regelmäßig nachkommen. 

Einen unmittelbaren Zwang in dieser Bichtung kann die Behörde 
für öffentliche Jugendfürsorge allerdings nicht ausüben, weil ihr 
dafür die Zuständigkeit fehlt. Nur mittelbar, aber praktisch aus¬ 
reichend kann sie auf die syphiliskranken Eltern dadurch ein¬ 
wirken, daß sie denselben mit den bisher angewandten schärferen 
Maßnahmen (Abnahme der Kinder durch die Polizeibehörde, Sorge¬ 
entziehung durch die Vormundschaftsbehörde) für den Fall drohen 
kann, daß sie von der Einrichtung der Fürsorgestelle nicht oder 
nicht dauernd und regelmäßig Gebrauch machen. 

Selbstverständlich haben die syphiliskranken Eltern keinen 
Anspruch darauf, die Kinder unter allen Umständen zu behalten, 
weil sie sich der Fürsorgestelle für G.-K. unterstellen. Von einer 
Trennung der Kinder von den Eltern kann immer nur dann Abstand 
genommen werden, wenn auch die Fürsorgestelle dies für unbe- 
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denklioh hält. Die Trennung kann in manchen Fällen zunächst, 
manchmal auch wiederholt für die Dauer des Vorhandenseins 
ansteckender Erscheinungen bei den Eltern oder einem Eltemteil 
notwendig bleiben. Soviel sich bis jetzt übersehen läßt, erfüllt 
dieses Zusammenarbeiten der Behörde für öffentliche Jugendfürsorge 
mit der Fürsorgestelle für Geschlechtskrankheiten in völlig aus¬ 
reichender Weise seinen Zweck und hat die früheren Maßregeln in 
den meisten Fällen entbehrlich gemacht. 

Die Behörde für öffentliche Jugendfürsorge hat aber nicht 
nur Kinder vor der Syphilisfnfektion zu schützen; weit häufiger 
wird ihr die Aufgabe gestellt, die Außenwelt nach Möglichkeit 
vor der Infektion durch ihre syphiliskranken Zöglinge und die 
ihrer Aufsicht unterstellten Privatkostkinder zu bewahren. Diese 
syphilitischen Kinder und Zöglinge zerfallen in 2 Gruppen: 

1. Säuglinge und Kleinkinder, die an angeborener Syphilis 
oder Erbsyphilis in ihrem infektiösen Stadium leiden, 

2. Zöglinge, die an frischer, erworbener Syphilis erkrankt sind. 

Bei der ersten Gruppe der an angeborener Syphilis leidenden 

Säuglinge und Kleinkinder besteht die Gefahr, daß durch dieselben 
die Syphilis in die Plfegefamilien (Pflegemutter, eigene Kinder der¬ 
selben und andere Pflegekinder derselben) eingeschleppt werden 
kann. Es sind in der Tat in früheren Jahren der Behörde für öffent¬ 
liche Jugendfürsorge mehrfach Fälle dieser Art bekannt geworden. 

Bei den in voller öffentlicher Fürsorge stehenden Kindern sind 
zum Schutze gegen diese Gefahr folgende Maßregeln getroffen: 

1. Auf Grund ausdrücklicher Bestimmung der Behörde darf 
kein in voller öffentlicher Fürsorge stehender Säugling in Familien¬ 
pflege gegeben werden, bevor er nicht mindestens drei Monate alt 
ist. Bis dahin wird in den meisten Fällen sichergestellt sein, ob 
das Kind syphilisfrei ist oder nicht. Besteht ein Verdacht auf 
Syphilis auf Grund der klinischen Beobachtung oder auf Grund 
der Nachrichten über die Vorgeschichte (z. B. Mutter syphilitisch), 
so bleibt das Kind bis zum völligen Abschluß der Beobachtung 
auf der Säuglingsstation. 

2. Es ist ein sorgfältig organisierter Nachforschungsdienst 
eingerichtet, um über die Vorgeschichte der eingelieferten Kinder 
nach Möglichkeit etwas zu erfahren. Eine große Anzahl der Mütter 
ist in den staatlichen Entbindungsanstalten entbunden, in Kranken¬ 
häusern behandelt usw. Ein Teil der Kinder ist vor der Aufnahme 
in die öffentliche Fürsorge schon in Krankenhäusern behandelt. 
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Wir fragen an den beteiligten Stellen mit einem einfach gehaltenen 
Formular, das dem Befragten nur die Mühe weniger Federstriche 
zumutet, ob bei der Mutter Syphilis (Tuberkulose) festgestellt sei; 
erbitten uns in zweifelhaften Fällen Krankengeschichten, Polizei¬ 
akten usw. 

3. In allen Fällen, in denen entweder auf Grund der klinischen 
Beobachtung oder auf Grund der Vorgeschichte (z. B. bei den 
Kindern syphilitischer Mütter oder Väter) ein Syphilisverdacht 
besteht, wird die Blutuntersuchung nach Wassermann ausgeführt. 

Kein syphilisverdächtiges Kind wird in Familienpflege ge¬ 
geben, bevor nicht eine mehrfach in 4—6 wöchentlichen Inter, 
vallen ausgeführte Wassermannsche Probe dauernd negativ ausfiel, 
d. h. also, bevor nicht festgestellt ist, daß der Syphilisverdacht 
unbegründet war. 

4. Alle manifest oder latent syphilitischen Säuglinge 
(und kleinen Kinder) werden zunächst gründlich und wiederholt auf 
der Säuglingsstation antisyphilitisch behandelt. 

Dabei sind natürlich alle Vorkehrungen getroffen, um In¬ 
fektionen anderer Säuglinge oder des Personals zu verhüten. Sie 
sind in einem eigenen Syphiliszimmer unter der Pflege besonders 
zuverlässiger, genau instruierter Schwestern von den übrigen 
Kindern völlig getrennt. Sie haben alle zur Pflege nötigen Ge- 
brauchsgegens ände getrennt, sie bekommen rote Sauger, während 
die übrigen Säuglinge schwarze haben, für die älteren besonders 
gezeichnetes Eßgeschirr usw. Erbsyphilitische oder auch nur 
syphilisverdächtige Kinder dürfen unter keinen Umständen von 
den Ammen der Säuglingsstation angelegt werden; im Bedarfsfälle 
erhalten sie abgedrückte Frauenmilch. 

5. Nach gründlicher mehrmonatlicher Behandlung werden die 
erbsyphilitischen Kinder in der Regel in besondere, ausgesuchte 
Pflegestellen gegeben. Seitdem der Nachweis von Kostkindern 
und amtlich geprüften Koststellen, der bis 1910 von der Polizei¬ 
behörde betrieben wurde, von der Behörde für öffentliche Jugend¬ 
fürsorge übernommen wurde, erhalten wir direkten Einblick auch 
in die gesundheitlichen Verhältnisse in den Pflegefamilien. Bei 
der Prüfung der Konzessionsgesuche zum Halten von Kostkindem 
fanden sich nicht selten Gesuche von Bewerberinnen, die früher 
an Syphilis gelitten hatten. Stellte sich im übrigen heraus, daß 
dieselben zur Zeit in geordneten Familienvethältnissen lebten und 
sich eines gesitteten Lebenswandels befleißigen, so sahen wir kein 
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Bedenken, diesen Frauen die latent-syphilitischen Kinder in Pflege 
zu geben. In jedem Falle werden die betreffenden Pflegemütter 
vorher ausdrücklich befragt, ob sie gewillt sind, ein syphilitisches 
Kostkind in Pflege zu nehmen. Wir knüpfen an die Erlaubnis 
folgende Bedingungen: 

1. Es dürfen bei diesen Pflegemüttern sich keine anderen, 
gesunden Pflegekinder befinden. Dagegen kann bei Bewährung 
der Pflegestelle wohl erlaubt werden, daß mehrere erbsyphilitische 
Pflegekinder in derselben Aufnahme finden. 

2. Es sollen in der Pflegestelle keine eigenen Kinder der 
Pflegemutter vorhanden sein. Eine Ausnahme wird nur gemacht, 
wenn die vorhandenen eigenen Kinder sicher selbst Erbsyphilis 
gehabt haben. Diese Forderung war nötig, weil die Feststellung, 
ob etwa vorhandene Kinder von der syphilitischen Mutter oder 
aus einer früheren Ehe des Mannes stammen oder voreheliche 
Kinder von der einen oder anderen Seite sind, oder vor der Syphilis 
der Mutter geboren, also nicht syphilisimmun seien usw., praktisch 
nicht gut in jedem Falle durchführbar war. Die Mehrzahl dieser 
früher syphiliskranken Frauen ist kinderlos. Wie weit diese Kinder¬ 
losigkeit auf der Syphilis beruht, oder ob auch komplizierende 
frühe Gonorrhoe in vielen Fällen mit schuld ist, braucht hier nicht 
untersucht zu werden. 

Die Pflegemutter, die ein latent syphilitisches Pflegekind zu¬ 
gewiesen bekommt, wird über die Krankheit des Kindes, z. B. über 
die Wahrscheinlichkeit von Rückfällen usw. aufgeklärt und genau 
instruiert, das Kind bei irgend verdächtigen Erscheinungen dem 
Arzte der Behörde sofort vorzustellen. Sie erhält außerdem eine 
leicht verständlich gehaltene Vorschrift für die Pflege latent 
syphilitischer Kinder, deren Empfang sie durch ihre Unterschrift 
bestätigen muß. 

Das Kind wird zu regelmäßigen ärztlichen Untersuchungen in 
4wöchentlichen Zwischenräumen bestellt. Findet sich irgend ein 
frisches Zeichen eines Syphilisrückfalls oder auch nur der Verdacht 
desselben, so wird das Kind zu erneuter Behandlung sofort auf 
die Säuglingsstation des Waisenhauses zurückgenommen. Auch die 
von frischen Rückfällen verschont bleibenden Kinder werden von 
Zeit zu Zeit zu Wiederholungskuren auf dieselbe zurückgenommen. 

In der Familienpflege wird das Kind regelmäßig von der Kinder¬ 
pflegerin des Bezirks besucht und überwacht. Dieselbe ist von 
dem Sachverhalt schriftlich benachrichtigt und angewiesen, jede 
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nur irgend verdächtige Erscheinung bei dem Kinde sofortiger 
ärztlicher Untersuchung durch die Ärzte der Jugendfürsorge zu¬ 
zuführen. 

Diese ausgesuchte Familienpflege für die syphilitischen Kinder 
hat sich im allgemeinen recht gut bewährt. Die Kinder entwickeln 
sich körperlich und geistig viel besser als früher, wo sie bis zum 
Erlöschen des infektiösen Stadiums der Krankheit oft 2—8 Jahre 
in einer besonderen Gruppe vereinigt im Waisenhause bleiben 
mußten. Und das Wichtigste, Syphilisinfektionen in Pflegefamilien 
sind seitdem nicht mehr vorgekommen. 

Eine Schwierigkeit liegt nun darin, daß ausgesuchte Pflege¬ 
stellen, die allen Anforderungen sowohl nach der rein gesundheit¬ 
lichen, wie auch nach der ethisch-sozialen Seite hin genügen, bei 
gewissenhafter Prüfung nicht allzureichlich vorhanden sind. Wir 
nehmen deshalb die Kinder, die das infektiöse Stadium der Krank-: 
heit überwunden haben, in der Eegel aus den ausgesuchten Pflege¬ 
stellen heraus und geben sie in gewöhnliche Pflegestellen, die wir 
für die weitere Erziehung des Kindes natürlich vorziehen. In der 
Hegel wird das nach einer etwa 8jährigen Zeitdauer ohne Bedenken 
geschehen können, wenn durch 2 Jahre hindurch keine ansteckungs¬ 
fähigen Rückfälle mehr erfolgt sind. Es kommen allerdings Fälle 
, vor, in denen die ansteckungsfähigen Rückfälle von sekundär 
Syphilitischem Charakter sich in das 4. Jahr hinein erstrecken; in 
einem Falle haben wir bei einem von den ersten Lebenstagen an 
genau beobachteten Kinde mit 4*/ 4 Jahr breite Kondylome am After 
gefunden, denen dann noch im selben Jahr Spätererscheinungen 
von tertiärem Charakter (Keratitis parenchymatosa) folgten. Aber 
das sind seltene Ausnahmen. 

Kommt ein latent-syphilitisches Kind aus besonderen Gründen,, 
oder weil eine geeignete „ausgesuchte“ Koststelle nicht frei ist, 
ausnahmsweise in gewöhnliche Familienpflege, so wird nur eine 
Pflegestelle gewählt, in der weder eigene Kinder noch andere gesunde 
Pflegekinder vorhanden sind. Die Pflegemutter muß durch ihre 
Unterschrift bezeugen, daß sie über die Art der Krankheit des 
Kindes und die nötigen Vorsichtsmaßregeln genau unterrichtet ist 
und auf Schadenansprüche verzichtet. 

Schwieriger wie bei den in voller öffentlicher Fürsorge stehenden 
Kindern liegt die Sache bei den Privatkostkindem, die nur der 
Aufsicht der Behörde für öffentliche Jugendfürsorge unterstehen. 
Erstens kommen diese Kinder meist schon nach 8—12 Tagen in 

8 * 


Digitized by ejOOQie 



104 


Hahn und Manchot. 


Familienpflege, weil die Mutter nach Verlassen der Entbindungs¬ 
anstalt zum Erwerb des Unterhaltes für sich und ihr Kind auf 
Arbeit oder in eine Dienststelle gehen muß. Die Erbsyphilis wird 
also bei diesen Kindern in den meisten Fällen zum Ausbruch 
kommen, *wenn dieselben sich bereits in einer irgend Pflegestelle 
befinden. Nur die Kinder, die bereits mit manifester Syphilis 
geboren werden, oder alsbald nach der Geburt daran erkranken, 
werden vor dem Übergang in Familienpflege zum größten Teil 
abgefangen und den Krankenhäusern überwiesen. 

Zweitens läßt sich aus praktischen Gründen in der Kegel nicht 
erreichen, daß die Pflegemütter das Kind vor Erteilung der Erlaubnis 
um Übernahme in Pflege ärztlich untersuchen lassen, obwohl nach 
§ 8 des Gesetzes über die Beaufsichtigung des Kostkinderwesens 
die Behörde f. ö. J. befugt ist, vor Erteilung der Erlaubnis auch 
über das Kostkind ein ärztliches Gutachten herbeizuführen. Wenn 
auch manche erfahrene Pflegemütter, die aus langjähriger Zu¬ 
sammenarbeit Vertrauen zu dem Kate der Ärzte der Jugendfürsorge 
gewonnen hat, von sich aus neue Pfleglinge vor definitiver Über¬ 
nahme zur ärztlichen Untersuchung vorstellen, so sind das doch der 
großen Menge gegenüber seltene Ausnahmen. Die Mehrzahl der 
Kinder erscheint zum ersten Male zur Kostkinderuntersuchung, 
wenn sie bereits in eine Pflegefamilie Unterkunft gefunden haben. 

Drittens sind die Ärzte der Behörde den Privatkostkindem gegen¬ 
über in ihren Maßnahmen beschränkt. Während dieselben einen 
in voller öffentlicher Jugendfürsorge stehenden Säugling schon 
bei Verdacht auf Syphilis sofort aus der Pflegestelle herausnehmen 
können, dürfen sie bei den Privatkostkindem auch bei sicher fest¬ 
gestellter Syphilis nur raten, das Kind zur Behandlung einem 
Krankenhause zu übergeben. Wird dieser Rat nicht befolgt, so 
bleibt nur der immerhin zeitraubende Weg, das Kind durch die 
Polizeibehörde dem Krankenhause zuführen zu lassen und bei 
weiterem unverständigen Widerstand der Mutter oder der Eltern, 
z. B. bei vorzeitigem Abholen des Kindes aus dem Krankenhaus, 
diesen durch die Vormundschaftsbehörde das Sorgerecht für die 
Person des Kindes entziehen zu lassen. 

Es wird deshalb bei den Privatkostkindem mit denkbarster 
Sorgfalt darauf gefahndet, ob Erbsyphilis oder die Möglichkeit 
eines nachträglichen Erkrankens an Erbsyphilis vorliegt. Es werden 
deshalb auch bei ihnen, soweit irgend möglich, Erkundigungen bei 
den öffentlichen Krankenhäusern und Entbindungsanstalten ein- 
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gezogen, ob dort etwas über Erkrankung der Mutter oder des Kindes 
»n Syphilis bekannt geworden ist. Nicht möglich sind diese Nach¬ 
fragen allerdings bei den in nicht staatlichen Entbindungsanstalten 
und bei Hebammen geborenen unehelichen Kindern. Doch hat 
das Medizinalamt es übernommen, ebenso wie von anderen syphi¬ 
litischen Säuglingen, die zu seiner Kenntnis kommen, so auch von 
diesen der Behörde f. ö. J. Mitteilung zu machen. 

Wo sich nur ein Verdacht ergibt, werden die Kinder von den 
Ärzten der Behörde zur Untersuchung sobald als möglich vor¬ 
geladen, im Zweifelsfalle die Blutuntersuchung nach Wassermann 
gemacht und diese Extravorladungen in den nötigen kurzen Ab¬ 
ständen von 8—14 Tagen bis zur völligen Klarstellung des Falles, 
später in vierwöchentlichen Abständen wiederholt. 

Selbstverständlich wird auch bei den großen Kostkinderunter¬ 
suchungen auf das Vorkommen von Syphilis sorgfältig geachtet. 
Ferner sind die Kinderpflegerinenn, welche über die wichtigsten 
Symptome der Erbsyphilis unterrichtet sind, angewiesen, bei jedem 
Verdacht in dieser Bichtung die Kinder baldigst der Untersuchung, 
durch die Ärzte der Behörde zuzuführen. Sie erhalten auch Nachricht 
von den Fällen, wo nach der Vorgeschichte (z. B. Syphilis der 
Mutter) die Möglichkeit oder Wahrscheinlichkeit des Auftretens 
von Syphilis besteht und werden bei der Überwachung derselben 
zu verschärfter Aufmerksamkeit angewiesen. 

Die syphilitischen Privatkostkinder werden nach Möglichkeit 
ebenfalls in ausgesuchten Koststellen (s. o.) untergebracht. Wo 
das nicht möglich ist, dürfen sie während einer mindestens 8jährigen 
Beobachtungsdauer, jedenfalls aber, bis sie 2 'Jahre lang unter 
andauernder ärztlicher Beaufsichtigung frei von ansteckenden 
Syphilissymptomen geblieben sind, nicht bei Kostmüttem unter¬ 
gebracht werden, bei denen sich andere gesunde Kinder (eigene 
oder Pflegekinder) befinden. Auch hier werden die Kostmütter 
über die Krankheit des Kindes unterrichtet und mit besonderer 
Anweisung zum Schutz gegen Infektion versehen. Während der 
Dauer manifester Krankheitserscheinungen werden die Kinder in 
der Begel einer Krankenanstalt zur Kur überwiesen. Anderweitige 
Behandlung ist zulässig, wenn dieselbe von sachverständiger ärzt¬ 
licher Seite erfolgt und insbesondere eine Gefahr für andere Personen 
infolge des Verbleibens des Kindes in seiner Häuslichkeit nicht 
besteht. 

Wird ein syphilitisches Kind, das sich noch im ansteckungs- 
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fähigen Stadium der Krankheit befindet, von den Angehörigen 
nach auswärts in Pflege gegeben, so benachrichtigt die Behörde 
für öffentliche Jugendfürsorge die zuständige Stelle (Kostkinderamt, 
Gemeinde-Waisenrat usw.) von der Krankheit des Kindes mit der 
Anheimgabe, das Erforderliche zum Schutze der Umgebung zu 
veranlassen. 

Am schwierigsten liegen die Verhältnisse bei denjenigen unehe¬ 
lichen Kindern, die nicht in fremden Pflegefamilien, sondern in der 
Familie der Mutter oder auch, was gelegentlich vorkommt, des Vaters 
untergebracht sind. Widersetzt sich die Mutter oder die Ange¬ 
hörigen der Entfernung eines ansteckend-syphilitischen Kindes 
aus gesunder Umgebung, zumal wenn noch andere gesunde Kinder 
sich dort befinden, so bleibt nur die Möglichkeit der Entfernung 
des kranken Kindes durch die Polizeibehörde zur Überweisung 
des Kindes in volle öffentliche Jugendfürsorge für die Dauer der 
Gefährdung der Umgebung. 

Außer den bisher besprochenen erbsyphilitischen Kindern hat 
die Behörde für öffentl. Jugendfürsorge eine nicht geringe Zahl 
von Zöglingen, die an erworbener Syphilis leiden und dadurch 
zu einer Gefahr für die Umgebung werden können. 

Im Kleinkinder- und Schulalter sind diese Fälle glücklicher¬ 
weise nicht häufig; sie beruhen meist auf familiären Infektionen 
durch syphilitische Familienangehörige und Pflegekinder, selten 
auch einmal auf Stuprum u. dgl. Mit ihnen wird in ganz analoger 
Weise verfahren, wie bei den erbsyphilitischen Zöglingen im an¬ 
steckenden Stadium, denen sie bei den späteren Bückfällen und 
beim Fehlen deutlicher Beste eines Primäraffektes so gleichen 
können, daß die Entscheidung, ob angeborene oder erworbene 
Syphilis vorliegt, im Einzelfalle gelegentlich unmöglich wird. 

In erheblich größerer Zahl findet sich die erworbene Syphilis 
bei den schulentlassenen Zöglingen vom 14.—21. Jahr, und zwar 
ganz vorwiegend bei den weiblichen Zöglingen dieses Alters, während 
sie bei den männlichen Zöglingen dieser Altersgruppe nur ganz 
vereinzelt beobachtet wird. 1 ) Bei den schulentlassenen Mädchen 
liegen eben die Gründe der Überweisung in die öffentliche Jugend¬ 
fürsorge, wohl infolge der früheren Geschlechtsreife des weiblichen 
Geschlechts, ganz überwiegend auf dem Gebiete sexueller Ver- 


’) Für diese letzteren werden in jedem Einzelfalle die nötigen Vor¬ 
sichtsmaßregeln an geordnet 
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fehlungen; infolgedessen sind bei der Aufnahme schon eine erhebliche 
Zahl an Syphilis erkrankt, und zum Teil schon in öffentlichen 
Krankenhäusern deswegen behandelt. Von 1089 schulentlassenen 
Mädchen, die in den Jahren 1911—1917 bei der Aufnahme unter¬ 
sucht wurden, waren überhaupt geschlechtskrank 288=27,22% und 
zwar hatten Syphilis I und II, latent oder manifest 109 = 10,49% 
(davon 48 außerdem Gonorrhoe, 1 weichen Schanker), Gonorrhoe 
172 = 16,55%, weichen Schanker 2. 

Es hat sich deshalb als notwendig herausgestellt, daß bei der 
Aufnahme alle schulentlassenen Mädchen auf das Vorhandensein 
von Geschlechtskrankheiten untersucht werden. Bei denjenigen, 
bei denen die Untersuchung nichts ergibt und bei denen sich heraus¬ 
stellt, daß geschlechtlicher Verkehr offenbar noch nicht stattge¬ 
funden hat, hat es mit dieser einmaligen Untersuchung sein Be¬ 
wenden. Bei denjenigen, deren Befund einen stattgehabten ge¬ 
schlechtlichen Verkehr zweifellos erkennen läßt, werden die Unter¬ 
suchungen einmal wöchentlich wiederholt, weil zur Zeit noch 
latente Geschlechtskrankheiten nachträglich manifest oder rückfällig 
werden können und bei diesen Zöglingen nachträglich Erkrankungen 
bei Sonntagsurlaub usw. gelegentlich Vorkommen können. 

Alle frisch geschlechtskrank befundenen weiblichen Zöglinge 
werden der Krankenabteilung der Erziehungsanstalt für Mädchen 
in Ohlsdorf überwiesen, wo sie von Herrn Dr. Leistikow, einem 
anerkannten und erfahrenen Fachmann auf dem Gebiete der 
Geschlechtskrankheiten, behandelt werden. 

Ebenso werden alle mit latenter Syphilis (I und II) der Er¬ 
ziehungsanstalt für Mädchen überwiesen, um der Möglichkeit von 
Infektionen in dem Zusammenleben des stark belegten Waisen¬ 
hauses vorzubeugen. In der Erziehungsanstalt für Mädchen ist 
aus diesen latent-syphilitischen Mädchen eine eigene, für sich ab¬ 
gesonderte Gruppe gebildet, welche regelmäßige ärztlicher Aufsicht 
untersteht. Sie werden dort einer intensiven chronisch-intermit¬ 
tierenden Behandlung unterworfen. 

Bei der Entlassung aller an Syphilis erkrankt gewesenen Mädchen 
aus der Erziehungsanstalt bestimmt der Anstaltsarzt, ob, wann 
und in welcher Form das Mädchen sich einer Nachbehandlung 
unterziehen muß, ferner, ob besondere Vorsichtsmaßregeln bei 
der Unterbringung in Dienststellen zu beachten sind. Insbesondere 
hat er festzustellen, ob das Mädchen auch in einer Familie mit 
Kindern in Dienst gegeben werden darf. Als Richtschnur gilt 
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dabei, daß mindestens 2 Jahre seit dem letzten ansteckenden 
Eückfall der Syphilis verstrichen sein sollen. Die Mädchen, die 
noch einer Nachbehandlung bedürfen, werden mit kurzfristigen 
Kündigungsterminen vermietet, damit die Nachbehandlung recht¬ 
zeitig veranlaßt werden kann. So ist wohl alles geschehen, um eine 
Gefährdung der übrigen Zöglinge und der Außenwelt durch die 
syphilis-schulentlassenen Mädchen nach Möglichkeit zu vermeiden. 
Es wäre höchstens noch zu prüfen, ob es nicht zweckmäßig wäre, 
die Mädchen, welche aus anderen Gründen vor dem Erlöschen des 
ansteckenden Stadiums der Syphilis aus der öffentlichen Jugend¬ 
fürsorge ausscheiden, zur weiteren Beaufsichtigung der Fürsorge¬ 
stelle für Geschlechtskrankheiten zu melden. 
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Reformation oder Revolution? 

Von 

Dr. jur. Julius Werber (Mannheim). 

Durch die Liebenswürdigkeit des Herrn Professor Blasch ko 
ist der Verfasser in die Lage gekommen, sich etwas mehr mit den 
verschiedenen letzterschienenen Arbeiten zur Frage der Regelung 
der Prostitution zu beschäftigen. Da er trotz seines großen Inter¬ 
esses für die Sache — schon infolge seiner früheren amtlichen Tätig¬ 
keit — infolge anderweitiger Beschäftigung vorher zu einem ernsteren 
Studium der Angelegenheit nicht gekommen war, so tritt er an das 
Problem mit einer gewissen Unbefangenheit heran, von welcher er 
glaubt, daß sie gerade besonders geeignet ist, vorgefaßte Meinungen 
und Irrtümer aufzuklären. Nur aus diesem Gesichtspunkt allein 
sollen die nachfolgenden Ausführungen verstanden werden, und 
es liegt dem Verfasser vollständig fern, selbst Vorschläge machen 
zu wollen, welche als erstrebenswertes Ziel angesprochen werden 
wollen. 

I. 

Mit vielen anderen Bewegungen auf dem Gebiete der Sittlich¬ 
keitsgesetzgebung (ich erinnere hier nur an die Petition des Bundes 
deutscher Frauenvereine zur Reform des Strafgesetzbuches vom 
Jahre 1909) gehen die Vorschläge der Deutschen Gesellschaft zur 
Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten von der Ansicht aus, 
daß unsere bisherige Regelung in der Gesetzgebung, speziell der 
§ 861 Ziffer 6 des Strafgesetzbuches zum mindesten den praktischen 
Anforderungen nicht genügt, daß sie aber auch vom sittlichen, 
juristischen, sanitären und sozialen Standpunkt aus zu verwerfen 
ist. Vom juristischen Standpunkt aus will ich nun gern zugeben, 
daß die genannte Bestimmung nicht ganz glücklich ist. Es ist viel¬ 
leicht zweckmäßig, hier den Wortlaut vorauszuschicken, trotzdem 
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er allgemein bekannt sein dürfte. Er heißt: „Mit Haft wird bestraft, 
eine Weibsperson, welche wegen gewerbsmäßiger Unzucht einer 
polizeilichen Aufsicht unterstellt ist, wenn sie den in dieser Hinsicht 
zur Sicherung der Gesundheit, der öffentlichen Ordnung und des 
öffentlichen Anstandes erlassenen polizeilichen Vorschriften zuwider 
handelt, oder welche, ohne einer solchen Aufsicht unterstellt zu 
sein, gewerbsmäßig Unzucht treibt.“ 

Es soll von vornherein zugegeben werden, daß dieser Paragraph 
nicht das ergreift, was als schädliche Prostitution angesehen werden 
muß. Wenn man es richtig betrachtet, greift der Paragraph über 
den hergebrachten Begriff der Prostitution teilweise hinaus, teil¬ 
weise erfaßt er nicht einmal alle Fälle. Namentlich der praktische 
Polizeimann wird oft die Erfahrung gemacht haben, daß an dem 
Begriffsmerkmal der Gewerbsmäßigkeit manche Maßnahme scheitern 
muß. Prostitution bedeutet aber ja nicht gewerbsmäßige Hingabe, 
sondern Hingabe an die Öffentlichkeit, das beißt an jeden, der dazu 
geneigt ist (siehe Heumann-Seckel, Handlexikon zu den Quellen 
des römischen Rechts, s. v. prostituere). Daß ein Entgelt für die 
Hingabe gegeben wird, macht den Verkehr an sich nicht zu einem 
die Allgemeinheit gefährdenden. Die Gefahr liegt eben nur in der 
Ausübung des Geschlechtsverkehrs mit einer unbeschränkten 
Personenzahl, wodurch eben die Gefahr einer Übertragung der 
Krankheitsstoffe in besonders hohem Maße gegeben ist. Es ist 
von dem gesundheitlichen Standpunkt aus nicht zu verstehen, 
daß gerade die Personen, welche infolge ihrer materiellen Lage sich 
entgeltlich preisgeben, schlechter gestellt sein sollen als diejenigen, 
welche aus reiner Genußsucht den zügellosen Verkehr suchen, da 
gerade die letztere Sorte weit gefährlicher ist. 

Diesen Vorwurf unserer Strafgesetzgebung finde ich indes in 
den mir zugänglichen Veröffentlichungen nicht. Dagegen finde ich 
wiederholt, namentlich in den Arbeiten des Herrn Professor 
Blaschko, den Vorwurf, daß der §861 einerseits nicht die Gefähr¬ 
dung der öffentlichen Gesundheit, sondern nur die Prostitution an 
sich straft, daß er andererseits zwei Klassen von Prostituierten 
schafft, von denen die eine quasi mit einem Privileg ausgestattet 
wird. Diese Vorwürfe dürften aber auf einem Irrtum beruhen. 
Zunächst wird die Prostitution nicht bestraft, weil sie Prostitution 
ist, sondern sie wird nur soweit bestraft, als sie eine besonders hohe 
Gefahr für die Volksgesundheit darstellt. Diese Gefahr ist nun 
gegeben, wenn die Dirne überhaupt nicht kontrolliert wird, oder 
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wenn sie, sobald sie unter Kontrolle steht, den gegebenen polizei¬ 
lichen Vorschriften sich nicht fügt. Es ist das dasselbe, wasBlaschko 
in seinem Aufsatz: „Vorschläge zur Neuregelung des Prostitutions- 
wesens“ in der Zeitschrift für Bekämpfung der Geschlechtskrank¬ 
heiten 1916 Seite 189 von dem Lindenauschen Vorschlag rühmt. 

Daß mit der gesetzlichen Bestimmung eine Privilegierung 
der Kontrolldirne bezweckt war oder auch nur tatsächlich ein- 
tritt, ist unwahrscheinlich. Worin sollte dann diese Privilegierung 
liegen ? 

Derjenige, der diese Angriffe liest und die Verhältnisse nicht 
kennt, muß unbedingt annehmen, daß das Mädchen, welches unter 
Kontrolle steht, hiermit einen viel freieren Standpunkt in der 
Ausübung ihres Gewerbes erhält als das Mädchen, welches der 
Kontrolle noch nicht unterworfen ist. So wird in der oben angeführten 
Petition dei Frauenvereine ausgeführt: „Während die geheime 
Prostituierte ängstlich ihr Gewerbe zu verbergen sucht, ist dies 
für die Reglementierte überflüssig, sie zieht in auffallender Weise 
durch die Straßen und stellt vielfach schon durch ihr Erscheinen 
eine Provokation dar, da der Zustand tiefster, sittlicher Degene¬ 
ration, den die Reglementierung schafft, sich in Kleidung, Gang, 
Blick, Sprache usw. ausdrückt.“ Wenn derartige Feststellungen 
tatsächlich gemacht werden, so legt der Grund eben nicht an der 
gesetzlichen Bestimmung, sondern daran, daß die Verwaltungs- 
behörden ncht entsprechend radkal eingreifen. Dies geht am 
besten daraus hervor, daß dort, wo die Reglementierung am folge¬ 
richtigsten durchgeführt wird, z. B. hier in Baden, wo die Dirnen 
auf bestimmte Straßen angewiesen werden, wo also der sogenannte 
Strich wegfällt, die unter Kontrolle stehenden Mädchen sich bemühen, 
sobald sie mit der übrigen Bevölkerung in Berührung kommen, 
sich möglichst gesittet und unauffällig zu benehmen. Hier ist es 
gerade die fälschlich sogenannte geheime Prostitution, welche aus 
Geschäftsrücksichten sich besonders auffallend benehmen muß, 
um die Nachfrage von den Kontrollstraßen femzuhalten. Das 
Gesetz an sich macht keinen Unterschied für die Ausübung des 
Gewerbes an sich zwischen Kontrolle und Nichtkontrolle. Jedes- 
Mädchen, das sich zur Prostitution entschlossen hat, kann diesen 
Beruf ausüben, nur muß es eben die für die öffentliche Sittlichkeit 
und Gesundheit vorgeschriebenen Maßnahmen über sich ergehen* 
lassen, und das bedeutet eben die Kontrolle. Es wird doch keim 
Mensch, und wenn er noch so sehr gewohnt ist, auch in der Dime 
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die Krone der Schöpfung zu sehen, sich einbilden, daß diese Mädchen, 
ohne durch Zwang dazu angehalten zu werden, die gesundheitlichen 
Vorschriften freiwillig erfüllen. Eine Person, die sich über die Vor¬ 
schriften der Moral in dieser Weise hinwegsetzt, setzt sich noch viel 
leichter über Anordnungen der Verwaltungsbehörden hinweg, 
selbst über gesetzliche Bestimmungen. Es fehlt diesen Personen 
unbedingt das Gefühl der sozialen Schädlichkeit ihres Tuns, im Gegen¬ 
teil sind sie stolz darauf, der Gesellschaft, welche sie selbst ver¬ 
achtet, einen Possen zu spielen. 

Ich gebe gern zu, daß vielleicht der Ausdruck Kontrolle oder 
Reglementierung ein Schönheitsfehler ist. Wir sträuben uns eben 
immer noch dagegen, die Tätigkeit der Dime als Beruf aufzufassen, 
wie es z. B. die Orientalen tun, aber tatsächlich, hegen die Verhält¬ 
nisse doch nun so, daß es sich hier wirklich um Ergreifung eines 
Berufes handelt. Wenn Parent-Duchatelet in seinem Werke 
über die Pariser Prostitution (De la Prostitution dans la ville de 
Paris» Brüssel 1836, Seite 60/61) bei einer Statistik der 3248 in Paris 
inskribierten Dirnen feststellt, daß darunter zwei im Alter von 10, 
drei im Alter von 11, neun im Alter von 12 ünd 13 und schließlich 
einige waren, welche das 60. Lebensjahr überschritten hatten, 
so läßt das doch erkennen, daß hier das Gewerbe tatsächlich als 
Versorgung, das heißt als Beruf aufgefaßt wird. Die Dime selbst 
empfindet die Kontrolle ja nicht als einen Makel, sondern sie ist 
ihr nur deshalb lästig, weil sie eben die Feststellung einer Erkrankung 
erleichtert. Und dieser Umstand sollte doch zu denken 
geben. 

Was anstelle der bisher üblichen Reglementierung gesetzt 
werden soll, ist eben meistens doch auch wieder eine Reglemen¬ 
tierung, die nur diesen Namen nicht führt. Es kann hierbei von 
Vorschlägen abgesehen werden, welche wie derjenige des Herrn 
Dr. Sarason in Band 16 der Zeitschrift den Stempel des Un¬ 
erreichbaren an der Stirn tragen. Mit einer Propaganda für solche 
Utopien schadet man nur den an sich löblichen Bestrebungen, 
indem man nicht nur den bisherigen Zustand verbessern zu wollen 
scheint, sondern indem man die ganzen bisherigen Grundlagen 
nicht allein der Verwaltungstechnik, sondern auch der Moral zerstört. 
Der Sarasonsche Vorschlag bekämpft nicht die Prostitution, son¬ 
dern er reglementiert den gesamten Verkehr der Geschlechter außer¬ 
halb der Ehe und stempelt damit unzählige Mädchen zu Dirnen, 
welche diesen Namen heute mit Abscheu von sich weisen würden. 
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Aber auch die Vorschläge, wie z. B. diejenigen Blaschkos, 
welche man heute sehr wohl einer Diskussion unterstellen kann, 
sind nicht ohne weiteres in der Lage» eine Reglementierung unent¬ 
behrlich zu machen. Wenn Blaschko polizeilich überwachte 
Nachtkaffees als Marktstätten, hygienisch eingerichtete und poli¬ 
zeilich überwachte Gasthöfe als Absteigequartier vorschlägt, so 
setzt er eine Reglementierung an die Stelle einer anderen, er treibt 
den Teufel mit Beelzebub aus. 

Es ist für den Juristen und besonders für den Strafrechtler 
sehr interessant, und er sieht es mit einer halb schmerzlichen Freude, 
daß auf dem Gebiete der Prostitutionsbekämpfung die Herren 
Mediziner sich in gewissem Gegensatz zu den Kollegen bewegen, 
welche in der allgemeinen Verbrechensbekämpfung ihre Theorien 
entwickeln. Die Reformbewegungen auf dem Gebiete des Straf¬ 
rechts, welche unter dem Namen „positive Schule“ angefangen 
haben, und welche den Arzt Lombroso als geistigen Vater aner¬ 
kennen, werfen gerade der klassischen Strafrechtslehre vor, daß sie 
sich um die Person des Verbrechers nicht kümmere, sondern daß 
sie eben sich an die einzelne konkrete Tat bei ihrer Beurteilung 
klammere. Nicht die Tat, sondern der Täter soll gestraft werden. 
Wenn diese Behauptung auch falsch, zum mindesten irreführend 
ist, so müßte es in ihrer Konsequenz doch die andere Fakultät 
dazu bestimmen, auch in der Behandlung der Prostitutionsfrage 
ein gleiches Verfahren einzuschlagen. Dies scheint aber nicht der 
Fall zu sein. Man will die Prostituierte als Person völlig ausscheiden 
und will nur den Geschlechtsverkehr an sich, als natürlichen, allen¬ 
falls sozialen Vorgang ergreifen. Daß damit die Lage der Herren 
bei einer Reform des Strafgesetzbuches viel schwieriger wird, wird 
leider dabei übersehen. 

Wenn man die Angelegenheit als strafrechtliche Frage 
beantworten will und wenn man sie in einem Strafgesetzbuch regeln 
laßt, dann ist es imumgänglich notwendig, sich zunächst mit der 
Person, also mit der Prostituierten zu befassen, und sobald man 
sich auf diesen Standpunkt stellt, dann wird man finden, daß die 
Dermatologen nicht allein mit den Juristen und Verwaltungsbeamten, 
sondern auch mit ihren Kollegen von der Psychiatrie in Konflikt 
kommen. Ich hatte vor einiger Zeit Gelegenheit, mit einem ganz 
bekannten süddeutschen Psychiater über die Frage zu sprechen, 
und der Herr erklärte mir folgendes: „Selbstverständlich müssen 
die Dirnen kaserniert werden, aber nicht in Kontrollstraßen oder 
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Bordellen, sondern in Irrenanstalten; denn mindestens 90% dieser 
Mädchen sind geisteskrank und zeigen deutliche Spuren der dementia 
praecox.“ 

Aber es ist meines Erachtens gar nicht unbedingt notwendig, 
die Vorarbeiten zu unserem neuen Strafgesetzbuch mit der Frage 
der Prostitution zu belasten. Dazu sind die Meinungen und An¬ 
sichten der verschiedenen Gelehrten und Praktiker noch nicht reif 
genug, daß man annehmen kann, daß schon bei der Bedaktion 
des neuen Strafgesetzbuches eine endgültige Lösung gefunden 
werden wird. Eine flüssige Frage in ein Gesetzbuch aufzunehmen» 
gibt diesem schpn den Keim des Veraltens mit, und das möchte 
ich als Jurist dem neuen Gesetzbuch ersparen. Es dürfte vielleicht 
zweckmäßig sein, die ganze Frage als Spezialgesetz, ähnlich wie 
das Gesetz, betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher Krank¬ 
heiten vom 30. 6. 1900, zu behandeln. Wir müssen immer damit 
rechnen, daß unsere Verwaltungsbehörden selbst in sogenannten 
liberalen Ländern furchtbar konservativ sind, so daß jede plötz¬ 
liche allzu große Änderung nicht als Beformation, sondern als 
Bevolution empfunden wird. Der Verfasser hatte in einer ähnlichen 
Sache vor kurzem eine Korrespondenz mit einem der höchst¬ 
gestellten Verwaltungsbeamten eines Bundesstaates. Er hatte 
darauf hingewiesen, daß nach § 57 Ziffer 1 Gewerbeordnung der 
Wandergewerbeschein zu versagen ist, wenn der Nachsuchende 
mit einer ansteckenden Krankheit behaftet ist. Er wies darauf 
hin, daß unter den Besitzern der Wandergewerbescheine und auch 
der Legitimationsscheine (z. B. Schausteller auf Messen und Jahr¬ 
märkten, Sthießdamen, Hausierer) sich sehr viele Personen befinden, 
welche an Geschlechtskrankheiten leiden und wies auch auf ver¬ 
schiedene Erfahrungen, namentlich praktischer Ärzte hin, welche 
Ansteckungen seitens dieser Personen nachwiesen. Der Verwaltungs¬ 
beamte, welcher in seinem Bundesstaate an der Spitze des Gesund¬ 
heitswesens stand, und welchem man in keiner Weise nachsagen 
kann, daß er kein volles Verständnis für die Bedeutung der Be¬ 
kämpfung der Geschlechtskrankheiten besäße, wendet sich gegen 
die Vorschläge des Verfassers, welche dahingingen, in den Fellen 
des genannten Paragraphen eine Untersuchung auf Geschlechts¬ 
krankheiten anzuordnen. Er schreibt wörtlich: „Gleichwohl 
möchte ich davon absehen, weil ich den gemachten Vorschlag nicht 
für durchführbar, die daraus erwachsenden Belästigungen und 
Kosten für außer alleiü Verhältnis stehend mit dem zu erwar- 
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tenden Vorteil erachte. Die Zahl der jährlich ausgestellten Wander¬ 
gewerbescheine, Legitimationskarten und dergleichen sowie der 
bewilligten Ausdehnungen, bei denen nach Ihrem Vorschlag immer 
eine ärztliche Untersuchung nötig wäre, hat nach dem neuesten 
statistischen Jahrbuch im Jahre 1912 rund 15000 betragen. Dem¬ 
gegenüber werden die Fälle, in denen durch Handlungsreisende 
und Wandergewerbetreibende Geschlechtskrankheiten verbreitet 
werden, doch nur so minimal an Zahl sein, daß der praktische 
Verwaltungsmann eine derartige, jedes Jahr sich wiederholende 
Maßnahme nicht verantworten kann.“ Wenn man bedenkt, daß 
es sich hier um eine bestehende gesetzliche Vorschrift handelt, 
zu deren entsprechender Anwendung ein einfacher Erlaß der 
Zentralbehörde nötig ist, so kann man sich ungefähr die Schwierig¬ 
keiten vorstellen, welche erwachsen werden, wenn man das ganze 
System auf den Kopf stellen will. Wir wissen ja heute noch nicht, 
wie sich die Neuorientierung nach dem Kriege äußern wird. Es 
mehren sich aber die Stimmen, welche ein scharfes Aufeinander¬ 
prallen der Gegensätze Voraussagen. Deshalb dürfte es politisch 
richtiger sein, von den bestehenden Zuständen auszugehen und 
langsam aufzubauen. Nur so gewinnt die Bewegung an sich auch 
die innere Beife, welche für das hohe Ziel erforderlich ist. 

Um diese Zeit zu gewinnen, und um andererseits nicht alle 
Aussichten zu verlieren, mit dem richtigen Gedanken schließlich 
doch durchzudringen, dürfte es sich empfehlen, in das Strafgesetz¬ 
buch möglichst wenig Positives hineinzubringen. Will man die 
Angelegenheit nicht in einem Spezialgesetz regeln, so empfiehlt 
sich vielleicht eine Bestimmung in Form eines Blanketgesetzes 
etwa folgendermaßen: „Es wird mit Haft bestraft eine Weibs¬ 
person, welche den landesgesetzlichen Bestimmungen über die 
Prostitution zuwiderhandelt.“ Auf diese Weise wird es ermöglicht, 
sich nach den Anschauungen der einzelnen Landesteile zu richten, 
auf der anderen Seite ward die Begelung im einzelnen nicht gesetz¬ 
lich, sondern durch Verwaltungsverordnungen festgelegt, so daß 
auch Baum für praktische Versuche bleibt. Es kann ja dann im 
Ausführungsgesetz festgestellt werden, daß die landesgesetzlichen 
Bestimmungen nur nach Anhörung bestimmter Kommissionen, 
welche vielleicht aus zwei Dermatologen, einem Psychiater und zwei 
Verwaltungsbeamten zusammengesetzt sind, erlassen werden dürfen. 
Auf diese Weise hätte man eben dann die Möglichkeit, langsam 
aber sicher dem Übel zu Leibe zu gehen. 
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Eine andere Erage ist es, die Ansteckung mit einer Geschlechts¬ 
krankheit im Strafgesetzbuch zu regeln. Hier könnte ich mich 
ganz auf den Vorschlag Blaschkos, Seite 190 der Zeitschrift 1916, 
stellen, wenn nicht der Vorschlag von einer übergroßen Milde zeugen 
würde. Als ich diesen Vorschlag las, hatte ich unwillkürlich das 
Gefühl, daß hier eine gemeine Handlung privilegiert werden solL 
Wenn man einen Bauernburschen, der bei einem Baufhandel einem 
andern das Messer in den Leib sticht, unter Umständen auf Jahre 
hinaus ins Gefängnis sperrt, dann darf derjenige, welcher einen 
andern mit einer Geschlechtskrankheit infiziert, nicht mit der¬ 
artig milden Maßregelungen davonkommen. Wer weiß, daß er 
krank ist und trotzdem andere der Ansteckungsgefahr aussetzt, 
ist mindestens so schwer zu bestrafen wie derjenige, welcher einem 
anderen Gift beibringt. Es sind ja in vielen Fällen — leider — gerade 
Angehörige der sogenannten gebildeten Kreise, welche sich vor 
einer derartigen Verletzung anderer nicht fürchten. Für diese ist 
die schwerste Strafe noch zu milde. Derjenige, welcher eine gemeine 
Gesinnung an den Tag legt, soll auch die Ehrenrechte entzogen 
erhalten. 1 ) 

II. 

Wenn man bei einer künftigen Regelung der Fragen von den 
bestehenden Zuständen ausgehen soll, so ist damit natürlich nicht 
gesagt, daß man diese Zustände, wenn man sie als Grundlage benutzt, 
nicht einer eingehenden Kritik unterzieht, genau wie es ein Bau- 


*) Obwohl der Verfasser in seinem Aufsatz wiederholt gegen einige von 
mir vorgetragenen Anschauungen und Vorschläge polemisiert, nehme ich von 
einer Erwiderung Abstand, da er zumeist vieldiskutierte Fragen erörtert und 
die von ihm hierzu geäußerten Ansichten schon vielfach mit m. E. zutreffenden 
Beweisgründen widerlegt worden sind. Was aber den obigen Passus betrifft, 
so nimmt es mich Wunder, daß der juristisch vorgebildete Verfasser hier die 
Bestrafung der wirklich stattgehabten Infektion mit der des Beischlafs Ge¬ 
schlechtskranker, also der bloßen Gefährdung, durcheinanderwirft Ein Ge¬ 
schlechtskranker, der geschlechtlich verkehrt, kann doch füglich nicht einem 
Menschen, der einem andern Gift beibringt, verglichen werden, sondern höch¬ 
stens einem Apotheker, der unvorsichtigerweise eine nicht tödliche Vergiftung 
veranlaßt hat Denn es handelt sich doch in solchen Fällen niemals um eine 
gewollte, sondern stets um eine fahrlässige Schädigung eines andern. Wenn 
man sich nun vergegenwärtigt, daß dieses Vergehen jahraus, jahrein nicht 
hunderttausend-, sondern millionenfach begangen wird — die Statistik der 
wirklich stattgehabten Infektionen läßt das erkennen —, so sollte man schon 
aus praktischen Gründen nicht gleich so schweres Geschütz auffahren. A. BL 
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meister macht, der ein neues Gebäude auf dem alten Fundament 
aufführt. Bei einer Beurteilung des bisherigen Zustandes muß 
man sich aber vor den Fehlern hüten, welche je nach der Ansicht 
des Beurteilers bisher nach der einen oder anderen Richtung gemacht 
worden sind. Zunächst wird mit der Statistik in einerWeise operirt, 
wie sie einer wissenschaftlichen Beurteilung nicht immer angemessen 
erscheint. Eine Statistik hat nur dann Wert, wenn sie wirklich 
restlos die in Frage stehenden Vorgänge ergreift. Und das tut 
die Statistik über die Zunahme der Geschlechtskrankheiten in 
keiner Weise. Dieser Fehler der Statistik ist es wohl auch, der 
die durch den Weltkrieg auf diesem Gebiet geschaffene Lage so 
überaus pessimistisch auffaßt. Es wird dabei doch meistens über¬ 
sehen, daß eine gewisse Zunahme der Erkrankungsfälle schon daraus 
sich herleitet, daß infolge der militärischen Maßnahmen eine Fest¬ 
stellung der Erkrankungen viel lückenloser stattfindet wie im 
Frieden. Wenn jetzt die Musterungen der Jahrgänge 57—70 auf 
Grund des Hilfsdienstgesetzes stattfinden, wird sich dies jedenfalls 
auch in der Statistik der Geschlechtskrankheiten fühlbar machen. 
Damit ist aber weiter nichts bewiesen, als daß eben mehr Menschen 
zur Untersuchung kommen. 

Ein weiterer Fehler bei der Beurteilung der bestehenden Zu¬ 
stände liegt darin, daß man sich eben mehr in Extremen bewegt 
und immer solche Beispiele wählt, welche eine entsprechende Angriffs¬ 
fläche bieten. Hier möchte ich einfügen, daß es mir schon wieder¬ 
holt aufgefallen ist, daß gerade unsere badischen Zustände so wenig 
bei der Darstellung berücksichtigt werden. Da meine Tätigkeit 
bei der Mannheimer Polizeidirektion schon 7 Jahre zurückliegt, 
und da ich seit meiner Beschäftigung in der Industrie keine nähere 
Berührung mit den dem Ministerium des Innern nahestehenden 
Kreisen besitze, dürfte ich dem Vorwurf nicht verfallen, daß ich 
pro domo spreche. Die badische Regelung (eine Verbindung von 
Zwangseinschreibung und freiwilliger Einschreibung mit Ver¬ 
weisung in bestimmte Straßen) ist besonders auf die Initiative 
des jetzigen Ministers des Innern, Freiherm von Bodmann, zurück¬ 
zuführen, und es soll darauf im Laufe der nachfolgenden Aus¬ 
führungen noch näher eingegangen werden. 

Der Zweck, welcher bei der bisherigen Ordnung verfolgt 
worden ist, und welcher auch bei einer künftigen Regelung zu 
erstreben sein wird, ist zweierlei. Zunächst handelt es sich um 
die Bekämpfung und Verhütung der Geschlechtskrankheiten und 

Zeitachr. f. Bekämpfung d. Geschlechtskrankh XVIII. 9 
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in zweiter Linie um einen Schutz vor den sittlichen und sozialen 
Schädigungen, welche von der Prostitution drohen. 

Dem ersteren Zweck entsprechen nun theoretisch zunächst 
die periodischen Untersuchungen der eingeschriebenen Dirnen. 
Es wird nun niemand leugnen, daß diese Untersuchungen praktisch 
eine unbedingte Sicherheit nicht gewährt haben. Aber die Herren, 
welche aus diesem Grunde die Untersuchung verwerfen, sind nicht 
in der Lage, etwas Besseres an deren Stelle zu setzen. So richtig 
es ist, daß die Reglementierung nicht alle in Betracht kommenden 
Personen ergreift, und auch bei denjenigen, die erfaßt werden, 
nicht alle Fälle der Erkrankung, ebensowenig dürfte es aber auch 
bestritten werden, daß eine Überwachung, welche die Marktstätten 
und die Absteigequartiere ergreift, auch stets lückenbehaftet sein 
wird. Dasselbe, was man gegen die Kasernierung einwendet, da£ 
sie einen Teil der Nachfrage in anderer Richtung abdrängt , dasselbe 
kann man von der Kontrollierung der Absteigequartiere behaupten 
Der Verkehr an sich läßt sich eben nicht reglementieren, und wer 
die Absteigequartiere vermeiden will, hat Gelegenheit genug dazu. 
Erfahrungsgemäß finden die Aufgreifungen der Erstuntersuchten 
weniger in Wohnungen, als in öffentlichen Anlagen, Parks usw. 
statt. Dies kann auch in Zukunft nicht verhindert werden. 

Da nun die gesundheitliche Frage für die verwaltungstechnische 
Behandlung wenig in die Wage fällt, so wird man den Hauptwert 
auf den zweiten Zweck, auf die Verhütung der sittlichen und sozialen 
Schäden konzentrieren können. 

Wenn man von sozialen und sittlichen Schäden spricht, so 
hat man bisher auch auf das sogenannte Seelenleben der Dime 
Acht haben zu müssen geglaubt. Es ist dies ein Humanitätsgefühl, 
das ja sehr anerkennenswert ist, welches man aber bei der praktischen 
Durchführung nicht in die Wagschale werfen soll. Hier sind es 
namentlich die Bestrebungen der Frauenvereine, welche mit den 
Schlagworten: „Doppelte Moral — Herrenmoral“ operieren. Dabei 
wird übersehen, daß die Dirne ja nicht wie der Mann allein zur 
Befriedigung eines Naturbedürfnisses handelt, sondern daß sie 
ohne eigenes Bedürfnis die Bedürfnisse anderer zu Erwerbszwecken 
ausbeutet. Wenn man wirklich die Konzession machen will, wobei 
man die physiologischen Unterschiede ganz außer Betracht läßt, 
so muß man doch zugeben, daß das gleiche Recht der Frau auch 
in einer monogamischen Verbindung — wenn auch nicht standes¬ 
amtlichen Ehe — befriedigt werden kann. Auch ein Mann, welcher 
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sich wie die Dime verkaufen bzw. vermieten würde, würde der 
gleichen moralischen Verachtung der übrigen Männerwelt verfallen 
wie es die Dime tut. 

Dazu kommt die Behauptung, man solle der Dime nicht die 
Rückkehr in ein geordnetes Leben versperren. Nun ist die Zahl 
derjenigen Mädchen, welche von der Bahn des Lasters wieder zurück¬ 
kehren, so verschwindend gering, daß man sie ganz außer Acht 
lassen kann. Wenn ein Mädchen wirklich den Entschluß kundgibt, 
aus der Kontrolle entlassen zu werden, so liegt ebei* in 80% der 
Fälle die Sache so, daß das Mädchen befürchtet, bei der nächsten 
Untersuchung ins Krankenhaus eingewiesen zu werden, und nur 
die Gelegenheit benutzen will, ihre Tätigkeit nach einem anderen 
Schauplatz zu verlegen. Wenn die sogenannten Straßen- und 
Hausmissionen einsehen würden, daß sie mit ihren teilweise großen 
Mitteln so gut wie gar nichts erreichten — denn das Ausgelachtwerden 
von der Gegenseite ist kein Erfolg — so würden sie ihr Geschäft 
schon lang aufgegeben haben. Damit, daß die Mädchen sich tage- 
oder wochenlang von den Fürsorgestellen unterhalten lassen, ist 
weiter nichts bewiesen, als daß eben in dieser Zeit das Geschäft 
aus irgendwelchen Gründen schlecht gegangen ist. Sobald durch 
irgendein Ereignis die Nachfrage nach Mädchen wieder vergrößert 
wird, dann verlassen alle diese Damen gern wieder das gast¬ 
liche Heim. 

Dann wird auch soviel die Behauptung ins Feld geführt, daß 
die Dime, namentlich durch die Einrichtung der Bordelle, aus¬ 
gebeutet würde. Es ist ein altes Sprichwort: „Wie gewonnen, 
so zerronnen.“ Es handelt sich hier meistens um betrogene Be¬ 
trüger, eine Sorte Menschen, welche sonst im. Leben wenig Mitleid 
finden. Die Mädchen begeben sich meistens freiwillig in ihre Lage, 
denn irgendeine Arbeit läßt sich heute bei ehrlichem Willen überall 
finden. Und davon, wie die Dime ihr Opfer ausbeutet, welches 
ihr doch meistens durch eine durch Alkohol verminderte Wider¬ 
standskraft in die Hände fällt, davon ist leider nie die Rede. Wenn 
das Bordell im eigentlichen Sinne wirklich das Ideal der Regelung 
wäre, dann dürfte man aus Rücksicht allein auf die Dime nicht vor 
seiner Anwendung zurückschrecken. Daß man allerdings; den- 

, selben Zweck auch anderweitig erreichen kann, das mag ihr zugute 
kommen. 

Um nun im einzelnen dieses Thema zu behandeln, so soll hier 
zunächst die Zwangseinschreibung und die freiwillige Einschreibung 

9 * 
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behandelt werden. Die Zwangseinschreibung bedeutet, daß das 
Mädchen, welches sich der Prostitution ergibt, zwangsweise unter 
Kontrolle gestellt wird, während dies bei der freiwilligen Ein¬ 
schreibung nicht der Fall ist. Nun ist die Einschreibung tatsächlich 
doch etwas Hinzukommendes, der erste Akt des Dramas ist doch 
die Hingabe an die Prostitution und diese ist bei beiden Rege¬ 
lungen freiwillig. Damit soll gesagt sein, daß auch die Zwangs¬ 
einschreibung tatsächlich auf eine freiwillige Entschließung der 
Betroffenen zurückzuführen ist, womit die Angelegenheit erledigt 
sein könnte. 

Welche Folgen nun die Einschreibung hat, das sagen die 
Unterschiede mit oder ohne Bordell. Die Einschreibung ohne Be¬ 
schränkung auf eine bestimmte Wohnung, der sogenannte Strich, 
ist jedenfalls das, was aus sittlichen und sozialen Gründen am 
meisten zu verurteilen ist. Die Dirne ist hier im Interesse des 
Geschäftes darauf angewiesen, sich möglichst auffallend zu be¬ 
nehmen, und dieses Benehmen allein bietet den Anlaß zu weiterer 
Verführung. Es ist nicht einzusehen, warum man den Zugang zur 
Prostitution erleichtern soll. Jeder Mensch lebt doch ein Zweck- 
leben in der Richtung, daß er seine Entscheidungen im allgemeinen 
vernünftigen Zwecken unterordnet. Es ist ja nun nicht richtig, 
daß man sich bei jeder Entscheidung überlegt, ob das Resultat 
gut oder böse ist; jeder vernünftige Mensch wird sich aber vor 
Vornahme einer Handlung fragen, ob ihm dies ein Lust- oder 
Unlustgefühl bereitet und wird sich bei vernünftiger Prüfung für 
das Lustgefühl entscheiden. Je mehr man das Leben der Dime 
mit Unlustfolgen belastet, um so geringer wird der Zufluß zu diesem 
Gewerbe sein. Es handelt sich hier nicht um geknickte Rohre, 
welche man wieder aufrichten kann, sondern es sind gebrochene 
Rohre. Besondere Rücksichtnahme ist also nicht mehr geboten; 
und wenn die vorhandenen Dirnen darunter leiden müssen, daß 
andere Mädchen vor diesem Werdegang bewahrt werden, so ist 
dies kein Fehler, im Gegenteil finden sie so Gelegenheit, durch 
ein Martyrium zugunsten ihrer Mitschwestern ihr antisoziales 
Handeln zu büßen und wieder gutzumachen. 

Ziemlich allgemein wird heute der Kasernierung in sogenannten 
Kontrollstraßen das Wort geredet. Dieser Zustand besteht z. B. 
auch in Baden. Daß die Regelung hier ziemlich einwandfrei ist, 
wurde mir auf einer Reise von einem Mitreisenden zu meiner großen 
Freude lange nach meinem Verlassen des badischen Staatsdienstes 
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bestätigt. Der Herr sagte mir wörtlich folgendes: „Bei ihnen in 
Mannheim ist gar nichts los, auf der Straße findet man kein Mädel 
und in die Gutemannstraße ist es eine ganze Tagesreise.“ Die 
Kasernenstraßen liegen hier in Baden größtenteils weit außerhalb 
der Stadt; es sind Einrichtungen dahin getroffen, daß die Insassen 
sich nicht unnötigerweise mit der Außenwelt in Verbindung setzen. 
Natürlich kann man die Sache auch anders machen. (NB. scheint 
auch in Baden während des Krieges etwas zu wenig Energie ent¬ 
faltet zu werden.) Ich erinnere mich hier mit Schaudern an die 
Zustände, wie ich sie in Dresden gefunden habe. Hier liegen die 
Kontrollstraßen im Innern der Stadt, direkt hinter dem Rathaus. 
Durch die Straßen geht ein ziemlich lebhafter Verkehr, namentlich 
die Schulkinder kommen in Scharen vorbei. Die Fenster der 
öffentlichen Häuser sind nicht mit Läden versehen. Die Damen 
zeigen sich am hellichten Tage im Evakostüm am Fenster oder 
wandeln in den Abendstunden mit Nachtgewand und aufgelösten 
Haaren bekleidet durch die Straßen. Das ist natürlich noch viel 
schlimmer wie ein richtiggehender Strich, beweist aber wieder, 
daß des Pudels Kern nicht in dem System, sondern 
in der Ausführung liegt. Ich glaube, daß z. B. hier in Mann¬ 
heim Tausende an den Kontrollstraßen Vorbeigehen können, ohne 
irgend etwas zu merken. Infolge der entfernten Lage wird nament¬ 
lich die Jugend ferngehalten und das ist doch mit das Wertvollste 
an der ganzen Regelung. 


III. 

Nachdem nun gezeigt worden ist, inwieweit man bei einer 
künftigen Regelung auf die bestehenden Zustände zurückgreifen 
kann, sollen nun kurz die Ansichten gestreift werden, welche den 
Kampf nicht gegen Prostitution und Geschlechtskrankheiten, 
sondern gegen die sozialen Faktoren unternehmen wollen, welche 
jene angeblich verursachen. Daß der Verfasser über die sogenannten 
Sittlichkeitsfanatiker mit Stillschweigen hinweggehen kann, braucht 
er nicht erst zu verteidigen. 

Diejenigen, welche die Prostitution aus den sozialen Zuständen 
ableiten, welche also die bessernde Hand an diese Zustände legen 
müssen, vergessen ganz, daß soziale Zustände sich im Laufe der 
Jahrtausende geändert haben, daß aber Prostitution und Ge¬ 
schlechtskrankheiten geblieben sind. Das scheint darauf schließen 
zu lassen, daß es sich hier wohl um Ereignisse handelt, welche dem 
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Werber. 


menschlichen Geschlecht eigentümlich sind. Wer die Frage unvor¬ 
eingenommen behandelt, wird sich auch aus der Praxis davon 
überzeugen können, daß dies so ist. Der Verfasser hatte die letzten 
6 Jahre als Industrieller innerhalb einer reinen Arbeiterbevölkerung 
mit namentlich sehr viel weiblichen Arbeitskräften Gelegenheit 
genug, die Behauptung nachzuprüfen, daß hauptsächlich das Elend 
die Frauen zwinge, sich zu prostituieren. Und da mußte man nun 
immer mehr die Wahrnehmung machen, daß dies tatsächlich ein 
Irrtum ist. Die Mehrzahl der Prostituierten, und das war vorher 
schon statistisch festgestellt, setzt sich aus Dienstboten und sonstigen 
häuslichen Angestellten zusammen. Von diesen kann man doch 
sicher nicht behaupten, namentlich nicht in der Großstadt, daß 
ihre materielle Lage mit Elend bezeichnet werden kann. Sie haben 
ihr auskömmliches Essen und Wohnung, so daß sie der Hunger 
nicht auf den Abweg treibt. Vielmehr könnte man das dann be¬ 
haupten, wenn die Zugänge aus der reinen Arbeiterbevölkerung 
stärker wären. Da kann man aber die Erfahrung machen, daß von 
den Fabrikarbeiterinnen nur diejenigen zur Prostitution übergehen, 
welche vorher Dienstboten waren, welche also den Arbeiterinnen¬ 
beruf schon erwählt hatten, weil ihnen die Dienstbotenstellung 
zu viel Arbeit und zu wenig Freiheit brachte. (Damit ist natürlich 
nicht gesagt, daß die Fabrikarbeiterin nicht auch einer zügel¬ 
losen Befriedigung ihres Geschlechtstriebes geneigt ist. Das tut sie 
aber meistens in monogamischer Verbindung und empfindet den 
Vorwurf der Prostitution als entehrend.) Die Gründe, welche das 
Mädchen zur Prostitution bringen, sind nicht Mangel an Arbeit, 
sondern im Gegenteil Arbeitsscheu. Daraus erklärt sich es aber 
auch, daß sich unter den Kontrollierten auch Mädchen aas besserer 
Familie finden. (Die offenbar geistig Erkrankten müssen bei der 
Betrachtung naturgemäß ausscheiden.) Es sind aber meistens 
solche, bei denen die Eltern aus falschem Stolze der Ansicht waren, 
es sei nicht nötig, die Tochter einen Beruf ergreifen zu lassen, wo 
auch die Betätigung im Haushalt ziemlich minimal und die Be¬ 
tätigung in Vergnügungen den weitesten Raum einnimmt. Da 
solche Eltern im großen und ganzen auch gleich geartet sind und 
infolgedessen wenig für ihre Kinder zurücklegen können, so treibt 
eben jede Katastrophe die Tochter, wenn es ihr nicht gelingt, noch 
im letzten Augenblick in der Ehe eine Versorgung zu bekommen, 
zur Prostitution, also zu dem Beruf, wo man am wenigsten ernst 
zu arbeiten braucht. Und wenn man sich von diesem Standpunkt 
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aus die ganze Regelung betrachtet, dann nimmt man dem Problem 
an sich eine ganz andere Stellung gegenüber ein und wird es jeden¬ 
falls aufgeben, die sozialen Ursachen zu bekämpfen, welche an 
der Sache absolut unschuldig sind. Gerade die heutige Zeit mit 
der ungeheuren Nachfrage nach weiblichen Arbeitskräften müßte 
doch die Listen der Sittenpolizei reinigen, da heute jede weibliche 
Person bei einigermaßen gutem Willen entweder in der Landwirt¬ 
schaft oder in der Industrie ein sehr auskömmliches Brot finden kann. 
Jetzt könnte man zeigen, inwieweit die Dirne einer Besserung fähig 
ist, aber man wird es auch jetzt nicht zeigen, weil dies einfach nicht 
der Fall ist. 

Da jetzt von den sozialen Faktoren gesprochen worden ist, 
so kann dabei auch gleichzeitig ein Faktor kurz erledigt werden, 
welcher nach Ansicht des Verfassers auch vielleicht bisher etwas 
schief behandelt worden ist. Es ist das die Behauptung, daß die 
Nachfrage auch auf diesem Gebiete das Angebot bedinge, daß also 
auf diese Weise der Markt sich von selbst reguliere. Hierbei wird 
aber übersehen, daß das Angebot in den Großstädten die Nach¬ 
frage um ein wesentliches übersteigt. Wäre dies nicht der Fall, 
dann würden diese skandalösen Zustände, wie sie bei der Straßen¬ 
prostitution sich offenbaren, wie man sie noch in Berlin zu Friedens¬ 
zeiten, wenn man mit den Frühzügen aus der Provinz kam, in der 
Nähe der Bahnhöfe beobachten konnte, dann würden die Auktionen 
in den Dresdener Bordellstraßen, wo man sich bis zu 25 Pfennig 
herunter unterbietet, nicht vorhanden sein. Dies Überangebot 
bewirkt auch mit, daß die erkrankte Dirne trotz ihrer Erkrankung 
ihren Beruf weiter ausübt, da sie in normalen Zeiten nur in den 
seltensten Fällen Gelegenheit hat, Rücklagen zu machen. Und 
wenn man nun schon die ganze Angelegenheit vom praktischen 
Standpunkt aus regeln will, so würde gar nichts im Wege stehen, 
durch Aufenthaltsbeschränkung usw. auch die Markt¬ 
lage etwas zu regeln. Man kommt allerdings damit immer mehr 
dahin, daß man die Prostitution wirklich als Beruf auffaßt, aber 
damit würde man doch wirklich niemand unrecht tun. 


Digitized by CjOOQle 




1 


124 


Referate. 

Hecht, H.| Ein Vorschlag zur Sanierung der Prostitution. Dermat. Wochenechr. 

Bd. 64, Nr. 9. 

Die Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten scheitert bis jetzt an 
zwei Faktoren, erstens an der Verknüpfung materieller Interessen mit 
dem Prostitutionsbetrieb und ferner an den herrschenden Moralan¬ 
schauungen. Die Sanitätskontrolle der Prostituierten ist vor allem deshalb 
mangelhaft, weil sie von einer Polizeibehörde durchgeführt wird, überdies 
erfaßt sie nur einen kleinen Teil der in Betracht kommenden Frauen. 
Eine Neuorientierung muß eine allgemeine freiwillige gesundheitliche 
Überwachung beider Geschlechter erstreben. Hecht macht den originellen 
Vorschlag, den ganzen Prostitutionsbetrieb einer gemeinnützigen 
Gesellschaft zur Durchführung zu übeTgeben, damit der Zwischen¬ 
handel (Mädchenhändler, Bordelle, Kuppler) ausgeschaltet werde. Er 
lehnt sich dabei an die in Schweden bestehenden Einrichtungen zur 
Bekämpfung des Alkoholmißstandes an. Natürlich müßte auch in allen 
Betrieben, die der Prostitution als Deckmantel dienen, die Beschäftigung 
weiblicher Angestellter (Kellnerinnen) verboten werden. Die Prosti¬ 
tuierten sollen zwar frei wohnen können, dürfen aber ihre Tätigkeit nur 
in (von der Gesellschaft verwalteten) Absteigequartieren odeT in Kontroll- 
straßen nach Bremer System ausüben. Als Sanitätskontrolle empfiehlt 
H. ein aus Fachärzten gebildetes Gesundheitsamt, während die Polizei 
sich darauf zu beschränken hätte, äTgerniserregendes Treiben in der 
Öffentlichkeit zu verhindern, Renitente vorzuführen oder eventuell eine 
Zwangskontrolle zu übernehmen. Wenn Verfasser glaubt, daß viele 
Prostituierte sich durch diese Aussicht einer diskreten Kontrolle leichter 
zu regelmäßigen Untersuchungen bewegen lassen werden, so stehen 
dem doch die Erfahrungen zahlreicher Polizeiärzte entgegen, die sich 
praktisch mit der Überwachung der Dirnen befaßt haben. Seine An¬ 
schauung, daß das Urteil über die Schwierigkeit oder Möglichkeit der 
Durchführbarkeit neuer Vorschläge nicht Sache des Arztes sei, der 
gleich dem Gesetzgeber nur die Verordnungen schafft und deren Durch¬ 
führung anderen überläßt, wird kaum allgemein Anklang finden. Nichts 
stiftet bekanntlich mehr Schaden als schlechte Gesetze, die sich eben 
nicht durchführen lassen. W. F. 
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Zeitschrift 

für 

Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten 

Baad 18. 1917. Nr. 5 a. 6. 


IV. Sitzung der Sachverständigenkommission 

am Sonnabend, den 10. Februar 1917, nachm. 5 Uhr und Sonntag, 
den 11. Februar 1917, vorm. 10 Uhr, im Kaiserin Friedrich-Haus, 
Berlin NW., Luisenplatz 2/4. 1 ) 

Tagesordnung: 

Beratung über den Entwurf von „Grundsätzen“ für eine 
Bundesrats Verordnung. 

Referent: Herr Blaschko. 

Teilnehmerliste: 

Prof. Dr. Blaschko-Berlin, San.-Rat Dr. Block-Hannover, 
Dr. E. Delbanco-Hamburg, Frau Dr. med. Ferchland-Berlin, 
Prof. Dr. Fiesch-Frankfurt a. M. z. Zt. im Feld, Frau Fritsch- 
Königsberg, Prof. Dr. Goldschmidt-Berlin, Prof. Harttung-Bres 
lau, Polizeipräsident Koettig-Dresden, Prof. Dr. Mahling-Char- 
lottenburg, Prof. Dr. Mittermaier-Gießen. Frl. Paula Müller- 
Hannover, Prof. Dr. Pinkus-Berlin, Frau Scheven-Dresden, 
Benatspräsident Schmölder-Hamm, Dr. med. Struve-Kiel, M. 
d.R., Pastor Thieme-Berlin, Rechtsrat Dr. Wölzl-München. 

Ferner waren als Gäste anwesend: 

Geh. Reg .-Rat Breger als Vertreter des Kaiser!. Gesundheits¬ 
amts, Berlin, Frl. Margarete-Friedenthal-Berlin, Geh. Reg.-Rat 
Fritz, Präsident Dr. Kaufmann vom Reichsvers.-Amt Berlin, 
lüc. Mumm, M. d. R., Gräfin Münster-Dessau, Amtsrichter 
Dr. Schäfer als Vertreter des Reichs-Justizamts Berlin. 


*) Die Protokolle der früheren Sitzungen siehe Diese Zeitschrift Bd. XVII, 
Heft 1—4 und Heft 10—12. 
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Sachverständigenkommission der D.G.B.G. 


Wir lassen den Entwurf der Subkommission von „Grund¬ 
sätzen, gedacht als eine Bundesratsverordnung zur 
Überwachung der Prostitution“, wie er der Sachverständigen¬ 
kommission vorgelegt worden ist, neben dem von der Sachver¬ 
ständigenkommission in ihren Sitzungen am 10. und 11. Februar 
angenommenen endgültigen Wortlaut hier zunächst folgen. Es 
sind die entsprechenden Paragraphen in gleicher Höhe verzeichnet 
und neben einander gestellt, um den Vergleich der beiden Fas¬ 
sungen zu erleichtern. 

Die Verhandlungen der Kommission sind teils zusammen¬ 
fassend, teils mit mehr , oder weniger gioßen Kürzungen wieder¬ 
gegeben, da der ungekürzte Wortlaut für viele Leser kein all¬ 
gemeines Interesse haben dürfte. Die wortgetreue Fassung (Steno¬ 
gramm) des Verhandlungsberichts ist in zwei Exemplaren in der 
Geschäftsstelle der D.G.B. G. aufbew r ahrt und kann von Inter¬ 
essenten dortsei bst eingesehen werden. 


Entwurf der Subkommission von 
„Grundsätzen“, gedacht als eine 
Bundesratsverordnung, betr. die 
Überwachung der Prostitution. 

1. Einer Person, die gewerbs¬ 
mäßig Unzucht treibt, ist ver¬ 
boten : 


a) in einer Familie mit schul¬ 
pflichtigen Kindern Wohnung zu 
nehmen, 

b) zu unerwachsenen Personen 
in nähere Beziehung zu treten, 

c) sich von einer Person, die 
ihr als Zuhälter bekannt ist, öf¬ 
fentlich begleiten zu lassen, eine 
solche Person zu beherbergen oder 
sich von ihr beherberger zu lassen, 

d) auf Straßen, Plätzen oder 
in den von der zuständigen Be¬ 
hörde bezeichneten öffentlichen 


Von der 

Sachverständigenkommission 
angenommene Fassung. 

1. lliner Person, die gewerbs¬ 
mäßig Unzucht treibt, ist ver¬ 
boten : 

a) sobald und solange sie ge - 
schlecktskrank ist , der Unzucht 
nachzugehen , 

b) in einer Familie mit schul¬ 
pflichtigen Kindern Wohnung zu 
nehmen, 

c) zu uneiwachsenen Personen 
in nähere Beziehung zu treten, 

d) sich von einer Person die 
ihr als Zuhälter bekannt ist oder 
bekannt sein muß, öffentlich be¬ 
gleiten zu lassen, eine solche Per¬ 
son zu beherbergen oder sich von 
ihr beherbergen zu lassen, 

e) auf Straßen, Plätzen oder 
in den von der zuständigen Be¬ 
hörde bezeichneten öffentlichen 
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Bäumen der Unzucht nachzu¬ 
gehen, 

e) sich in einer den öffentlichen 
Anstand verletzenden Weise be¬ 
merkbar zu machen, 

f) in Gast-, Schank- und Spei- 
sewirtschaften eine Stellung an¬ 
zunehmen, 

g) die Gesündheits- oder Kör¬ 
perpflege auszuüben oder sich da¬ 
zu zu erbieten, 

2. Eine Person, die gewerbs¬ 
mäßig Unzucht treibt, ist ver¬ 
pflichtet : 

a) zur Wahrung ihrer Gesund¬ 
heit die von der zuständigen Ge¬ 
sundheitsbehörde angeordneten 
Schutzmaßnahmen zu treffen, 

b) sobald sie krank oder krank¬ 
heitsverdächtig befunden ist, sich 
den von dieser Behörde erlassenen 
Beobachtungs- und Absonderungs¬ 
vorschriften zu unterwerfen. 


8. Einer Person, die Bäume zum 
Unzuchtsbetriebe hergibt, ist ver¬ 
boten: 

a) in diesen oder damit in Ver¬ 
bindung stehenden Bäumen schul¬ 
pflichtige Kinder aufzunehmen, 


b) zu den Gewerbsunzucht trei¬ 
benden Personen oder deren Be¬ 
suchern in andere Bechtsbezie- 


Bäumen der Unzucht nachzu¬ 
gehen, 

f) den Unzuchtsbetrieb in einer 
den öffentlichen Anstand ver¬ 
letzenden oder gefährdenden 
Weise bemerkbar zu machen. 

g) in Gast-, Schank- und Spei¬ 
sewirtschaften eine Stellung an¬ 
zunehmen oder zu wohnen, 

h) die Gesündheits- oder Kör¬ 
perpflege auszuüben oder sich da¬ 
zu Isu erbieten, 

2. Eine Person, die gewerbs¬ 
mäßig Unzucht treibt, ist ver¬ 
pflichtet : 

a) die von der zuständigen 
Gesündheits behörde angeordneten 
Schutzmaßnahmen zu treffen, 

b) sobald und solange sie ge - 
schlechtskrank oder einer Ge¬ 
schlechtskrankheit verdächtig ist, 
sich den von dieser Behörde er¬ 
lassenen Beobachtungs- und Ab¬ 
sonderungsvorschriften zu unter¬ 
werfen, 

8. Einer Person, die gewöhn- 
heits - oder gewerbsmäßig Bäume 
zum Unzuchtsbetriebe hergibt, ist 
verboten: 

a) in diesen oder damit in 
Verbindung stehenden Bäumen 
Minderjährige zu beherbergen , 

b) daselbst Zuhälter zu dulden , 

c) daselbst geistige Getränke aus¬ 
zuschenken , 

d) zu den Gewerbsunzucht trei¬ 
benden Personen oder deren Be¬ 
suchern in andere Bechtsbezie- 

10 * 
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Sachverständigenkommission der D.G.B.G. 


hungen zu treten, als sich aus 
dem Mietsverhältnis ergeben. 

4. Eine Person, die Räume 
zum Unzuchtsbetriebe hergibt, ist 
verpflichtet, in diesen Räumen 
für die von der zuständigen Ge¬ 
sundheitsbehörde vorgeschriebe¬ 
nen Einrichtungen zum Schutze 
der Gesundheit Sorge zu tragen. 

ß. Weitergehende Beschränkun¬ 
gen, als die zu 1—4 auf geführten, 
dürfen nicht auferlegt werden, ins¬ 
besondere kann die Eigenschaft 
als unzuchttreibende oder Räume 
zum Unzuchtbetriebe hergebende 
Person nicht polizeilich beigelegt 
werden. 


6. In größeren Ortschaften sol¬ 
len für die Durchführung der ge¬ 
sundheitlichen Überwachung be¬ 
sondere Gesundheitsämter er¬ 
richtet werden. Die Überwachung 
krankheitsverdächtiger und die 
Behandlung erkrankter unzucht¬ 
treibender Personen kann von der 
zuständigen Behörde besonders 
zugelassenen Fachärzten über¬ 
tragen, sowie von den Organen 
der staatlichen Versicherung über¬ 
nommen werden. 

7. Bei jeder Behörde, die mit 
der Beaufsichtigung der gewerbs- 
unzuchttreibender Personen be¬ 
faßt ist, sind mit den Rettungs¬ 


hungen zu treten, als sich aus 
dem Mietsverhältnis ergeben, 

4. Eine Person, die gewerb&~ 
oder gewohnheitsgemäß Räume 
zum Unzuchtsbetriebe hergibt, ist 
verpflichtet, in diesen Räumen 
für die von der zuständigen Ge¬ 
sundheitsbehörde vorgeschriebe¬ 
nen Einrichtungen zum Schutze 
der Gesundheit Sorge zu tragen. 

5. Weitergehende Beschrän¬ 
kungen, als die zu 1—4 aufge¬ 
führten, dürfen nicht auf erlegt 
werden, insbesondere kann die 
Eigenschaft als unzuchttreibende 
oder Räume zum Unzuchtsbetrieb 
hergebende Person nicht polizei¬ 
lich beigelegt werden. Den Per¬ 
sonen, die gewerbsmäßig Unzucht 
treiben, darf keine amtliche Be¬ 
scheinigung über eine stattgehabte 
gesundheitliche Untersuchung oder 
deren Ergebnis ausgehändigt werden . 

6. In größeren Ortschaften sol¬ 
len für die Durchführung der ge¬ 
sundheitlichen Überwachung be¬ 
sondere Ämter errichtet werden. 
Die Überwachung krankheitsver- 
dächtiger und die Behandlung er¬ 
krankter unzuchttreibender Per¬ 
sonen kann von der zuständigen 
Behörde besonders zugelassenen 
Fachärzten übertragen, sowie von 
den Organen der staatlichen Ver¬ 
sicherung übernommen werden. 

7. Bei jeder Behörde, die mit 
der Beaufsichtigung gewerbsun- 
zuchttreibender Personen befaßt 
ist, sind mit den Rettungs- und 
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und Fürsorge bestre bungen ver¬ 
traute Frauen anzußtellen. Auch 
haben die Übeiwachungsbehörden 
sich mit den Organen der staat¬ 
lichen und freiwilligen Fürsorge¬ 
bestrebungen, mit den Organen 
der staatlichen Sozialversicherung 
und — soweit solche bestehen — 
mit den Organen der Wohnungs¬ 
aufsicht in dauernde Verbindung 
zu setzen. 

8. Für die Unterbringung der ge- 
wer bsunzuch ttrei benden jugend¬ 
lichen Personen hat jeder Bun¬ 
desstaat die geeigneten Maßnah¬ 
men zu treffen. 


Fürsorge bes tr e bungen vertraute 
Frauen anzustellen. Auch haben 
die Überwachungsbehörden sich 
mit den Organen der staatlichen 
und freiwilligen Fürsorgebestre¬ 
bungen, mit den Organen der 
staatlichen Sozialversicherungund 
— soweit solche bestehen — mit 
den Organen der Wohnungsauf- 
sicht in dauernde Verbindung zu 
setzen. 

8. Für die Unterbringung der 
Gewerbsunzucht treibenden ju¬ 
gendlichen Personen hat jeder 
Bundesstaat die geeigneten Maß¬ 
nahmen zu treffen. 


I. Sitzung. Sonnabend, 10. Februar, fc* 

* OTV. 


Allgemeine Besprechung. 

Prof. Blaschko begrüßt zunächst als Gäste vom Reichs versiche¬ 
rungsamt Herrn Präsident Kaufmann und Herrn Geh. Reg.-Rat 
Fritz, als Vertreter des Reichsgesund heitsamts Geheimiat Breger, 
als Vertreter des Reichsjustizamts Amtsrichter Dr. Schäfer. 

Der Bericht über das, was seit der letzten Sitzung vorgegangen 
ist, kann recht kurz sein, da wir einen gedruckten Bericht Ihnen 
haben zugehen lassen, in dem unsere Beschlüsse zusammengefaßt 
sind. Seit Druck dieses Berichtes hat sich die Situation etwas ge¬ 
ändert. Wie aus einer kürzlich erschienenen Zeitungskorrespondenz 
hervorging, haben die verbündeten Regierungen sich entschlossen, 
ihrerseits dem Reichstag den Entwurf eines Gesetzes zur Be¬ 
kämpfung der Geschlechtskrankheiten vor zulegen. In einem Vor¬ 
trage, den Ministerialdirektor Kirchner am letzten Dienstag an 
einem kriegsärztlichen Abend gehalten hat. hat er in großen 
Zügen mitgeteilt, welchen Inhalt dieses Gesetz haben soll. Da¬ 
nach soll dieser Gesetzentwurf im wesentlichen nur enthalten Ab¬ 
änderungen des §180 und §861,6, ferner Vorschriften, betreffend 
die Kurpfuscherei, einen Zusatz zum § 800, welcher die Meldung 
kranker Mädchen an die Zivil behörden ermöglicht und gewisse 
Vorschriften über die Beaufsichtigung des Ammenwesens. Außerdem 
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soll der Entwurf einer Bundesratsverordnung über die Regelung 
der Prostitution vorgelegt werden. Daraus scheint hervorzugehen, 
daß die Regierung die Maßnahmen zur Überwachung der Pro¬ 
stitution und der Geschlechtskrankheiten größtenteils aüf dem 
Verwaltungswege erledigt wissen möchte. 

Nun war ja unsere ganze Arbeit gewissermaßen als Vor¬ 
arbeit für die gesetzgeberische Tätigkeit des Reichstags gedacht, 
und es fragt sich, ob es opportun ist, daß wir jetzt, wo die Re¬ 
gierung selbst dem Reichstag einen solchen Entwurf vorlegt, einen 
Gesetzentwurf von unserer Seite aus gewissermaßen als Gegen¬ 
entwurf gegen den Regierungsentwurf publizieren und dem Reichs¬ 
tag unterbreiten. Vielleicht wird es am besten sein, die Entwick¬ 
lung der Dinge abzuwarten. 

Wie dem aber auch sein mag, wir können heute ruhig an die 
Arbeit gehen und ich denke, wir werden gleich in die Tagesord¬ 
nung eintreten und zunächst den Entwurf von „Grundsätzen 44 
für die Überwachung der Prostitution behandeln, den wir Ihnen 
unterbreitet haben. 

Zunächst möchte ich selbst sagen, daß wir in der Unter¬ 
kommission begrifflich getrennt haben einmal die Vorschriften für 
die Personen, die gewerbsmäßig Unzucht treiben und zweitens 
die Vorschriften für die, die Räume zum Unzuchtsbetriebe her¬ 
geben. Dazu waren wir veranlaßt, weil wir in dem von uns vor¬ 
geschlagenen §861,6 die Formulierung beschlossen hatten: ..Be¬ 
straft wird, wer bei Ausübung der gewerbsmäßigen Unzucht oder 
bei Hergabe von Räumen zum Unzuchtsbetrieb den Vorschriften 
zuwider handelt, welche zur Sicherung der öffentlichen Ordnung 
erlassen werden. 44 Da sind in Nr. 1, 2, 8 und 4 die Verbote und 
die Gebote für diese beiden Gruppen der Bevölkerung aufgezählt, 
dann ist in Nr. ß geäußert, daß weitergehende Beschränkungen 
als die vorher genannten nicht auferlegt werden sollen und in 
Nr. 6, 7 und 8 ist dann noch darüber hinaus einiges über die ge¬ 
sundheitliche Überwachung der Prostitution gesagt, ferner in Nr. 7 
die Frage der Rettungs- und Fürsorgebestrebungen, in Ziffer 8 
die Frage der jugendlichen Personen kurz gestreift worden. Wir 
haben diese Grundsätze möglichst kurz gefaßt, weil wir dachten, 
daß man den einzelnen Landeszentralbehörden und auch den ört¬ 
lichen Behörden möglichst freie Hand in der Exekutive lassen muß. 
Die Hauptfrage ist nun die, und in diesem Sinne ist der Entwurf 
antireglementaristisch, wenn auch nicht abolitionistisch gehalten: 
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er macht keine Zweiteilung von eingeschriebenen Prostituierten 
und nicht eingeschriebenen Prostituierten. Da aber haben wir 
Vorgänger, und zwar schon in dem Entwurf der Strafgesetzbuch¬ 
kommission und auch in dem Entwurf, der schon von der Re¬ 
gierung selbst seinerzeit den Parteien im Reichstag vorgelegt 
worden ist in einer Sitzung im Mai vorigen Jahres, wo die Re¬ 
gierung sich diesen Entwurf der Strafgesetzbuchkommission zu 
eigen gemacht hatte. Auch dort gibt es eigentlich nur Vorschriften 
für „gewerbsmäßig Unzucht treibende Personen.“ Freilich war 
damit noch nicht gesagt, wie die Tatsache, daß jemand gewerbs¬ 
mäßig Unzucht treibt, festgestellt werden soll. Wir haben uns 
in der Kommission dahin geeinigt, daß nicht von vornherein 
eine Abstempelung einer ganz bestimmten Gruppe von Personen 
als gewerbsmäßig Prostituierte und auch keine Konzessionierung 
als Hurenwirte für eine ganz bestimmte Gruppe von Personen 
ßtattfinden soll, sondern daß das immer eine Sache der tatsäch¬ 
lichen Feststellung sein soll. Große Kreise der Bevölkerung sehen 
in einer solchen Abstempelung und Konzessionierung gewisser¬ 
maßen eine Beteiligung des Staates an dem ganzen Prostitutions¬ 
betrieb, und für diese ist damit eine gewisse Herzenserleichterung 
geschaffen, weil nun der Staat als solcher überhaupt weder eine 
Konzession erteilt, noch von vornherein jemand als Prostituierte 
erklärt. Es ist das ja für den Geschäftsgang eine gewisse Er¬ 
schwerung; denn wenn die Polizei eine gewisse Gruppe von Per¬ 
sonen von vornherein zu Prostituierten erklärt, dann braucht 
nicht jedesmal, wenn gegen eine Prostituierte verhandelt wird, 
der Nachweis geliefert zu werden, daß sie Prostitution treibt, 
während unter der Form, wie sie von uns gewählt ist, dieser 
Nachweis immer erbracht werden muß. Aber die Vorteile der 
Fassung hielten wir doch für so groß, daß wir uns auf diese Form 
geeinigt haben. 

Ich möchte nun gleich die Diskussion darüber eröffnen. 

Senatspräsident Sehmolder: Die Frage, ob wir mit der Zwei¬ 
teilung in Reglementierte und Nichtreglementierte brechen sollen, 
ißt unendlich wichtig. Wenn der Vorschlag, den wir für §861, 6 
und für die Grundsätze bringen, Gesetz wird, dann soll die ge¬ 
werbsmäßige Unzucht nicht mehr strafbar sein, es sollen hinzu¬ 
kommen Qualifikationsfälle, und zwar zweierlei Art, einmal wirk¬ 
liche Qualifikationsfälle: „Bestraft soll werden eine Person, wenn 
sie gewerbsmäßig Unzucht treibt und in den öffentlichen An*- 
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Btand verletzender Weise sich bemerkbar macht oder ihren Be¬ 
trieb fortsetzt, nachdem sie erkrankt ist und wenn sie nicht die 
Schutzmaßregeln, die die Polizei anordnet, beobachtet/' Diejenigen 
Prostituierten, die sich der Prostitution ganz hingegeben haben, 
werden sich, wenn sie verständig sind, diesen Bestimmungen fugen 
und auch den weitergehenden Bestimmungen, daß sie nämlich 
nicht in einer Familie Wohnung nehmen, wo schulpflichtige Kinder 
vorhanden sind, daß sie in keine nähere Beziehung treten mit un¬ 
erwachsenen Personen, und daß sie sich den allgemeinen Anord¬ 
nungen fugen, die in gesundheitlicher Beziehung erlassen sind. 
Die regelmäßig wiederkehrenden Untersuchungen werden ganz in 
der alten Weise bestehen bleiben. Wir haben also eine Kategorie 
von Prostituierten, die sich selbst zur Prostitution bekennt, die 
sich bei der Polizei meldet: gebt mir meine Untersuchungstage. 
Wir haben also dann vollständig die Zweiteilung wieder, der einzige 
Unterschied gegen jetzt ist nur der, daß die Zwangseinschreibung 
fortfällt. Wir kommen damit auf den alten preußischen Zustand 
des allgemeinen Landrechts zurück: „Eine Person, die mit ihrem 
Körper Gewerbe treibt, muß sich bei der Polizei melden.“ 

Was wird aber weiter mit den Frauen, die an der äußersten 
Peripherie der Prostitution sind? Also ein Ladenmädchen oder 
ein anderes Mädchen, das sonst ein ehrliches Gewerbe treibt und 
nur gelegentlich der Versuchung verfällt oder aus Not, weil si© 
für ein uneheliches Kind zu sorgen oder ihre Arbeitsstelle ver¬ 
loren hat, zur Prostituierten wird, die wird bestraft, weil sie noch 
nicht so tief gesunken ist, also noch nicht eine Dauerprostituierte 
geworden ist und sich daher auch noch nicht bei der Polizei zur 
Untersuchung gemeldet hat, aber weil sie nun mit einer jüngeren 
Schwester zusammen wohnt und damit Beziehungen zu nicht er¬ 
wachsenen Personen hat oder in einem Hause wohnf, wo Kinder 
sind. Das bezieht sich also auf die fluktuierende Prostitution, 
die in Berlin sich wohl auf 60000 Frauen erstreckt. Nur ein kleiner 
Prozentsatz davon, 4—6000 werden sich bei der Polizei melden 
und werden so auf eigenen Antrag reglementiert, die andere gioße 
Masse macht sich strafbar, weil sie gelegentlich mal im Prostitu¬ 
tionsbetrieb fluktuierend ist und sich gleichzeitig nicht unterstellt 
hat. Man zwingt also die große Masse der Frauen, die nur ge¬ 
legentlich Prostitution treiben, sich nun auch bei der Polizei zu 
melden und um eine Untersuchung zu bitten. Das sind meine 
Bedenken. 
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Böichsrat Dr. Wölzl: Gerade die Masse dieser fluktuierenden 
Prostituierten ist die gefährlichste für die Verbreitung der Ge¬ 
schlechtskrankheiten. 

Senatspräsident Sehmölder: Eis ist ein Ding der Unmöglich¬ 
keit, alle diese Frauen zu reglementieren. Wo wollen wir auch 
die Ärzte herbekommen, um die alle regelmäßig zu untersuchen? 

Prof. Blaschko: Daß sich tatsächlich eine Scheidung voll¬ 
ziehen wird, unterliegt gar keinem Zweifel, denn es gibt eben Per¬ 
sonen, die durch ihren Lebenswandel sich selbst so als gewerbs¬ 
mäßig Prostituierte charakterisieren, daß sie durch die Eigenart 
ihrer Lebensführung sich von der ganzen übrigen Gesellschaft und den 
übrigen weiblichen Personen unterscheiden. Aber erstens ist es als Vor¬ 
teil zu begrüßen, daß sie in Zukunft nicht mehr von Staats wegen 
als Prostituierte bezeichnet werden sollen, und zweitens ist es 
doch schon ein Vorteil, wenn diese Personen, die nun wirklich 
zweifellos gewerbsmäßige Prostituierte sind, durch diese Bestim¬ 
mungen veranlaßt werden, die Gesetze innezuhalten. Und was 
die andern betrifft, die am Bande der Prostitution stehen, die 
Anfängerinnen der Prostitution, die wird man natürlich nicht alle 
lassen können. Man wird nur da, wo sie ganz offenbar mit den 
Polizeivorschriften in Konflikt kommen, wo diese Zuwiderhand¬ 
lungen offenbar werden, gegen sie Vorgehen können. Es ist an 
und für sich für diese Personen eine einmalige Verurteilung sicher 
noch kein Anlaß dazu, sich nun freiwillig allen diesen Vorschriften 
zu fügen und gewissermaßen Prostituierte zu werden, wenn anders 
sie nicht durch ihre ganze Lebensführung dazu prädestiniert waren. 
Eine einmalige Velurteilung wird im Gegenteil solche Mädchen 
©her von der Prostitution abschrecken, als sie dazu treiben. 

Dann noch eins. Auch die ärztliche Untersuchung haben wir 
uns doch ganz anders gedacht. Heute, wo es eingeschriebene Pro¬ 
stituierte gibt, wird diese ärztliche Untersuchung in einer Wtise 
vorgenommen, die doch rein polizeilich schematisch ist. Ob ein 
Mädchen ein Jahr oder ob es dreißig Jahr unter Kontrolle steht, 
es muß regelmäßig und wenn es längst gegen Syphilis immun ge¬ 
worden ist, ihre Visiten machen. Das ist doch nur eine Art „Fleisch¬ 
beschau“, die nicht durch den Arzt bestimmt wird, sondern ein 
rein polizeilicher Akt. Wenn nun bei dieser Untersuchung im 
Sinne des Beichsseuchengesetzes zwischen Kranken und Krank¬ 
heitsverdächtigen unterschieden wird, dann ist das Sache des 
Arztes, je nach der Gefahrenklasse der einzelnen Person zu be- 
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stimmen, wer regelmäßig untersucht werden soll, wie oft^die Unter¬ 
suchung und wie lange sie stattzufinden hat. Dann hat der Arzt 
zu entscheiden: dies Mädchen ist ganz gesund, es liegt kein Anlaß 
vor, sie zu untersuchen oder es liegt augenblicklich keine Gefahr 
vor. Und er kann und soll mit der Untersuchung eine Behandlung 
verbinden. Kommt nach einiger -Zeit die Polizei und sagt, dies 
Mädchen treibt sich herum, sie ist ansteckungsverdächtig, dann 
führt sie sie dem Arzt von neuem wegen Krankheitsverdacht wieder 
zu; die ganze Sache würde sich doch auf rein sanitärem Gebiet 
abspielen. Ich halte also diese Bedenken des Herrn Schmölder 
nicht für stichhaltig. 

Geheimrat Mahling: Ich teile die Bedenken des Herrn Schmöl¬ 
der nicht, weil wir in dem Gesetzentwurf den Punkt 5 aufgenommen 
haben, worin es ausdrücklich heißt: „ Weitergehende Beschränkungen 
als die unter 1—4 auferlegten, dürfen nicht auferlegt werden, ins¬ 
besondere kann die Eigenschaft als Unzucht treibende oder Bäume 
zum Unzuchtbetriebe hergebende Personen nicht von der Polizei 
beigelegt werden.“ Im übrigen aber wird die Feststellung, ob 
eine Person gewerbsmäßige Unzucht treibt, ausdrücklich dem Ge¬ 
richt überlassen, nicht mehr der Polizei. Also kann doch eine 
Person, die vorübergehend durch eine Notlage dazu geführt worden 
ist, den Unzuchtbetrieb auszuführen, absolut nicht als eine ge¬ 
werbsmäßig Unzuchttreibende von vornherein angesprochen werden, 
ehe nicht ein gerichtliches Urteil über sie vorliegt. Bei diesem 
gerichtlichen Urteil wird natürlich der besondere Fall klargestellt 
werden müssen. Ich halte dafür, daß der Entwurf dieser Grund¬ 
sätze uns in der Tat auf der Linie hält, auf der wir die Begleinen- 
tierung mit der Zwangseinschreibung in die Dimenliste verlieren 
werden, und das ist allerdings ein großer Schritt vorwärts gegen¬ 
über dem bisherigen System. 

Geheimrat Mittermaier: Die ganze Frage ist die: Wer wird von 
der Polizei als Person, die gewerbsmäßig Unzucht treibt, angesehen? 
Wir können das nicht in den Grundsätzen festlegen, das ist eine 
praktische Verwaltungsfrage. Und die andere Seite ist die: Wie 
werden die behördlichen Schutzmaßnahmen von der Gesundheits- 
behörde aus getroffen werden ? Werden die so getroffen werden, 
daß sie nur die der Polizei bekannten Prostituierten betreffen, 
oder wird die Gesundheitsbehörde auch Schutzmaßnahmen den 
Frauen vorschreiben, die der Polizei nicht bekannt sind ? Wird 
sie nicht sagen — und das kann sie ganz gut sagen: Personen, 
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<lie von der Prostitution gelegentlich leben, haben sich bei einem 
Privatarzt untersuchen zu lassen; werden sie krank befunden, 
kommt es heraus, daß sie sich keinerlei Schutzmaßnahmen unter¬ 
zogen haben, dann sind sie eben m. E. strafbar, dann sehe ich 
nicht ein, warum wir solche Personen, die doch nun tatsächlich die 
Menschheit gefährden, nicht für diese Gefährdung bestrafen sollen. 
Ich sehe praktisch in dieser Hervorhebung einer Klasse von Pro¬ 
stituierten, die der Polizei bekannt sind, also keinen Nachteil. 

Senatspräsident Schmölder: Ich mache nur darauf aufmerksam, 
daß diese Ausführungen im Widerspruch stehen zu dem Bericht 
der Unterkommission, den auch Prof. Mittermaier unterschrieben 
hat, wo es heißt: „ob eine Person Unzucht getrieben hat oder nicht, 
ist in jedem Palle Sache der richterlichen Entscheidung“ und im 
weiteren Widerspruch mit Nr. 5 des Entwurfs der Grundsätze, 
auf den Herr Mahling Bezug genommen hat, wo es heißt: „ins¬ 
besondere kann die Eigenschaft einer Unzucht treibenden Person 
nicht polizeilich beigelegt werden.“ 

Prof. Goldschmidt: Wenn wir diese polizeiliche Einschreibung 
haben beseitigen wollen, so doch wesentlich aus dem Grunde, weil 
sie das Haupthindernis ist für die ihr Unterstellten, sich wieder 
herauszuarbeiten, wieder einen anständigen Lebenswandel zu führen. 
Das wird ihnen in dem Augenblick ermöglicht, wo die Zwangs¬ 
einschreibung wegfällt. Aber selbstverständlich wird die Polizei 
nach wie vor die Personen, welche gewerbsmäßig Unzucht treiben, 
bis zu einem gewissen Grade beobachten müssen. Diese Personen 
sind doch — das dürfen doch gerade wir als Gesellschaft zur Be¬ 
kämpfung der Geschlechtskrankheiten nicht verkennen — eine Ge¬ 
fahr für die öffentliche Gesundheit. Ich vermag also auch in den 
Einwendungen des Herrn Präsidenten Schmölder keine aus¬ 
reichenden Gegengründe gegen den Entwurf zu sehen. 

Prof. Blaschko: Ich möchte zunächst betonen, daß wir hier 
über die „Grundsätze 4 *, nicht über den Mittermai ersehen Ge¬ 
setzentwurf diskutieren. Beides ist von einander doch bis zu 
einem gewissen Maße unabhängig. Dann möchte ich auf folgendes 
aufmerksam machen. Herr Schmölder hat gesagt: Personen, 
die der Polizei als Unzucht treibend bekannt sind, das ist natürlich 
ganz etwas anderes als reglementierte Prostituierte. Es würde 
auch dem Geist dieser Grundsätze nicht widersprechen, wenn sich 
die Polizei für ihre internen Zwecke Listen anlegte von solchen 
Personen, genau wie sie sie anlegt von Homosexuellen, von 
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Spielern, Dieben usw. Trotzdem sind diese Homosexuellen da¬ 
durch keine öffentlichen Homosexuellen usw. Derartige Listen 
sind für den Betrieb der polizeilichen Überwachung sehr wichtig, 
haben aber gar keiner öffentlich rechtliche Bedeutung. 

Nun meint Herr Schmölder, ein Mädchen, das 2, 8mal sich 
prostituiert hat, wird bestraft. Ja, erstens hat die Polizei genau 
wie nach ihrem bisherigen Verfahren das Becht, ein solches Mäd¬ 
chen vorläufig zu vefwamen und sie — im Gegensatz zum jetzigen 
Rechte — nicht einmal dem Richter anzuzeigen. Sie wird nach 
unsem Grundsätzen dem Richter überhaupt nur angezeigt, wenn 
sie außerdem noch eine andere Kontravention begangen hat, - 
während sie heute schon dem Richter angezeigt wird, weil sie 
Prostituierte ist. Insofern ist also schon eine wesentliche Besse¬ 
rung gegen heute vorhanden. 

Dann ein Zweites: Wenn nun solch einem Mädchen gesagt 
wird, sie müsse ärztlich untersucht werden, dann sind zwei Dinge 
möglich: entweder sie ist gesund, dann entläßt sie der Arzt einfach, 
oder sie ist krank, dann ist es, obwohl sie nicht eingeschriebene 
Prostituierte wird, sehr zweckmäßig, daß sie untersucht worden 
ist. Ich glaube also, diese Einwendungen des Herin Schmölder 
sind von ganz besonderm Wert, weil sie erst recht klar werden 
lassen, was doch für ein wesentlicher Fortschritt darin liegt, wenn 
wir so Vorgehen, wie das vorgeschlagen wird. Eine Bestrafung 
findet nur statt, wenn zwei Tatbestände vorljegen, und diese 
beiden Tatbestände müssen in einer richterlichen Verhandlung er¬ 
wiesen sein. Es kommt uns ja doch bei der ganzen Sache viel 
weniger auf die Bestrafung an, als darauf, wie sich die Ver¬ 
waltungspraxis gestaltet, wie die Dinge in Wirklichkeit aussehen 
werden, und da muß ich sagen, ich habe die feste Überzeugung, 
daß die Einsicht der Polizeiverwaltungen dazu führen wird, daß, 
wie bisher, Anfängerinnen der Prostitution einfach vei warnt werden. 
Die Polizei kann gerade nach diesen Bestimmungen viel eher 
sagen: wenn du gewerbsmäßige Unzucht treibst, dann verfällst 
du all diesen Strafbestimmungen und du mußt dich gesundheitlich 
untersuchen lassen; ja, noch mehr, die Polizei kann, olme dies 
Mädchen dem Gericht anzuzeigen, sagen: du bist kiankheits- 
verdächtig; wenn ich dich auch nicht dem Richter anzeige, so 
mußt du dich doch gesundheitlich untersuchen lassen. Das ist 
das, was der preußische Ministerialerlaß vom Dezember 1907 ver¬ 
langt hat: die rein sanitäre Untersuchung. 
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Pastor Thieme: Ich halte es für sehr wertvoll, wenn wir Men¬ 
schen, die fallen, den Weg zur Rückkehr möglichst erleichtern. Nach 
meiner Meinung kann man aber gar nicht scharf genug die Grenze 
ziehen zwischen solchen, die sich wieder zurecht finden wollen 
und denen, die mit vollem Bewußtsein aus der ganzen Sache einen 
Lebensberuf machen. Ich halte es für notwendig, daß diejenigen, 
die sich dauernd der Sache hingeben, der Polizei fast ganz aus¬ 
geliefert werden. Ich glaube, die Anfängerinnen der Prostitution 
sind vor allem ein Objekt für die Ärzte und dann für diejenigen, 
die sie retten wollen, für die Pädagogen. Ich glaube, je mehr wir 
den Begriff der Prostitution in der Öffentlichkeit durch den Zwang 
abstempeln, desto mehr dokumentieren wir, was doch das Ge¬ 
werbe für eine schändliche Sache ist. Deshalb bedaure ich eigentlich 
die große Milderung der Nr. ß in unseren Grundsätzen. 

Geheimrat Mahling: Zu den Einwänden des Herrn Schmölder 
möchte ich noch bemerken: Seit 1898 glaube ich, ist Herr Präsident 
Schmölder mein verehrter Lehrer in der Sittlichkeitsfrage. Er 
ist derjenige gewesen, der uns immer gelehrt hat, die zwangs¬ 
weise Eintragung in die Polizeilißte ist ein fremdes Gewächs und 
muß aus unserer Gesetzgebung heraus, wir wollen die qualifizierte 
Unzucht treffen. Diese Forderung ist mir allmählich in Fleisch 
und Blut übergegangen, ich habe ihre Berechtigung eingesehen, 
und sie ist auch in diesem Entwurf von Grundsätzen enthalten, 
denn diese Grundsätze wollen eben die qualifizierte Unzucht treffen, 
und zwar so, daß, wie seinerzeit Herr Schmölder das ausgeführt 
hat, eine Person, die den Anstand und die Ordnung oder die ge¬ 
sundheitlichen Bestimmungen verletzt, eben wegen dieser Ver¬ 
letzung sich strafbar macht. Daher muß auch ganz genau fest¬ 
gelegt werden: hier sind Verletzungen, die ich greifbar machen 
kann, deren Übertretung bestraft werden kann. Daß dabei die 
gesundheitlichen Punkte mit auf geführt und in erster Linie ge¬ 
stellt werden, und daß da nicht mehr die Polizei, sondern die Ge¬ 
sundheitsämter oder die beamteten Ärzte entscheiden, halte ich für 
einen Fortschritt. Ich finde also gerade, wir sind mit dem Ent¬ 
wurf der Grundsätze auf dem Wege, den uns Herr Schmölder 
seit 98 gezeigt hat, und ich glaube, daß, wenn wir diese Grund¬ 
sätze so annehmen, wir wirklich ein Stückchen weiter aus der 
[Reglementierung herauskommen in eine Art Neureglementierung 
hinein vom ethischen oder medizinischen Standpunkt aus, vom 
ethischen auch insofern, als die Bestimmungen des Ministerial- 
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erlasses von 1907 hier festgelegt sind in Punkt 7, daß eine Für¬ 
sorge hier eingreifen soll. Nach Punkt 8 sollen die Jugendlichen 
unter allen Umständen besonders unterzubringen sein, usw. Das 
sind doch Dinge, die entschieden einen Fortschritt darstellen. 

Senatspräsident Schmölder: Ich habe mich nur gewehrt gegen 
die Zusammenfassung von ganz verschiedenen Qualifikationsfällen. 
Die Qualifikationsfälle zu lc und 2 b sind ganz verschieden von 
denen zu la und lb. Diese Zusammenstellung halte ich nicht für 
richtig. Gewiß, es sind meine alten Vorschläge, daß die gewerbs¬ 
mäßige Unzucht straffrei bleibt und nur strafbar ist, wenn sie 
gleichzeitig in Rechte der Allgemeinheit eingreift, also wenn die 
Prostituierte den öffentlichen Anstand verletzt, die gewerbsmäßige 
Unzucht fortsetzt, nachdem sie erkrankt ist oder Zuhälter und 
andere Verbrecher um sich duldet und begünstigt. Aber es ist 
etwas ganz anderes, wenn eine Person in einer Familie Wohnung 
hat, wo schulpflichtige Kinder sind. An dieser Zusammenstellung 
stoße ich mich. 

Prof. Blaschko: Bevor wir die Einzelheiten beraten, hätte ich 
noch eine Frage an Herrn Pastor T hie me. Er bedauerte, daB 
in Pünkt 5 steht: ,,Weitere Beschiänkungen dürfen nicht auf¬ 
erlegt werden.“ Es wäre doch von großem Interesse, zu wdssen, 
welche Beschränkungen er meint, die in den von uns vorgeschlagenen 
Beschränkungen noch fehlen. 

Pastor Thieme: Zunächst würde ich für die Anfängerinnen 
als nötig erachten, daß sie nach der Anzeige nach weisen müssen, 
daß sie mit einer Fürsorgestelle in Verbindung getreten sind, um 
Arbeit zu bekommen und um aus ihren Verhältnissen herauszu¬ 
kommen. Ich glaube, daß damit auch eine Überweisung nicht 
nur der Jugendlichen, sondern aller Anfängerinnen in eine ge¬ 
eignete Anstalt sich sehr bald an bahnen würde. Ist eine Anfängerin 
der Prostitution durch eine Bettungsanstalt hindurchgegangen, ohne 
daß dadurch Erfolg erzielt worden ist, dann, glaube ich, kann man 
mit den Verw r altungsmaßnahmen gar nicht hart genug sein. Eine 
weitere Einschränkung bestände dann darin, daß für die dauernd 
Prostituierten die Überweisung an das Arbeitshaus viel inten¬ 
siver ausgeführt werden sollte, als das bisher geschieht. Das wäre 
nach meinem Urteil eine Sache der Polizei. Nach meiner Praxis 
sehe ich in der gewerbsmäßigen Unzucht das Gefährliche darin, 
daß einmal die Unzucht und zweitens die Trägheit, die Arbeits¬ 
losigkeit Hand in Hand gehen. Nicht nur aus sinnlichem Trieb, 
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sondern sehr oft aus Bequemlichkeit wird die Unzucht, die viel 
Geld einbringt, aufgegriffen und das muß durch das Arbeitshaus 
bekämpft werden. 

Frau Scheven: Ich habe den Eindruck, daß durch diese 
Grundsätze, wie sie hier dem Bundesrat vorgeschlagen werden 
sollen, eine Neureglementierung geschaffen wird, die alle charak¬ 
teristischen Merkmale der heutigen aufweist. Prof. Blaschko hat 
sich allerdings Mühe gegeben, die Einschreibung und besonders 
die Zwangseinschreibung fortzulassen. Das ist ja wohl auch der 
Form nach geglückt, aber dem Wesen nach eigentlich nicht. Er 
hat bereits selbst zugegeben, daß die Polizei sich wird Listen an- 
legen müssen. Das geht ja aus allem hervor. Wenn die Polizei 
Personen, die gewerbsmäßig Unzucht treiben, kennen und be¬ 
obachten soll, so muß sie auch Listen haben, aus denen sie sie 
immer wieder kenntlich macht, denn sie kann sie ja nicht nur 
hach dem Gesicht kennen. Es sind ferner in Ziffer 2 die Personen, 
die gewerbsmäßig Unzucht treiben, verpflichtet, zur Wahrung ihrer 
Gesundheit die von der zuständigen Gesundheitsbehörde angeord¬ 
neten Schutzmaßnahmen zu treffen, und sobald sie krank oder 
krankheitsverdächtig gefunden werden sich den von dieser Behörde 
erlassenen Beobachtungs- und Absonderungsvorschriften zu unter¬ 
werfen. Das ist auch weiter nichts als die heutige Präventiv¬ 
kontrolle. Sie werden natürlich auch wieder präventiv unter¬ 
sucht werden, wenn das auch vielleicht nicht auf der Polizei statt¬ 
finden wird, sondern in irgendeinem anderen Gebäude oder bei 
einem Privatarzt, jedenfalls wird hier offiziell etwas ganz Ähn¬ 
liches veranlaßt. Diese Personen müssen doch auch wieder Bücher 
besitzen, um die Resultate ihrer Untersuchung einzutragen, denn 
sonst können sie ja niemals der Polizeibehörde gegenüber aus- 
weisen, daß sie wirklich behandelt sind. (Zwischemuf: Nein, 
das ist nicht nötig!) Ich würde gar nichts dagegen einzuwenden 
haben, daß eine derartige Aufsicht vom Gesundheitsamt über alle 
Geschlechtskranken ausgeübt wird, während das hier für die Pro¬ 
stituierten wieder in besonderer Weise gehandhabt werden soll. 
Ich hätte nichts gegen eine gleiche Behandlung aller geschlechts- 
kranken Männer und Frauen, auch derer, die nicht als gewerbs¬ 
mäßige Prostituierte anzusprechen, die aber vielleicht genau so 
gefährlich sind. Wenn man hier wieder für die gewerbsmäßige 
Unzucht besondere Maßnahmen festlegt, so schafft man wieder 
eine Prostituiertenkaste und dagegen sind wir eben im Prinzip. 
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Im übrigen hätte ich gegen die ersten Punkte von a—d prinzi¬ 
piell nichts einzuwenden, weil diese Bestimmungen sich nicht auf 
die einzelnen Prostituierten beziehen, sondern auf den Prostitu¬ 
tionsbetrieb. Wir Abolitiönisten legen großen Wert darauf, daß 
bei jedem neuen Gesetz der Betrieb ins Auge gefaßt wird und nicht 
die Prostituierte, daß man nicht das einzelne weibliche Wesen 
herausgreift und sie zur gewerbsmäßigen Prostituierten stempelt, 
gerade weil dieser Begriff heute so fließend und schwankend ist. 

Prof. Blasehko: Wenn niemand das Wort zur Generaldebatte 
mehr wünscht, können wir nun in die Beratung der einzelnen 
Punkte eintreten. 


Spezielle Besprechung. 

Ich stelle die Punkte la bis lg zur Debatte. 

Prof. Flesch wünscht Streichung der Punkte d und e des 
Subkommissionsentwurfs, würde auch auf f und g verzichten, 
bittet aber, daß an Stelle des Ausdrucks gewerbsmäßige Unzucht 
das seinerzeit von Blasehko vorgeschlagene „Käufliche Unzucht“ 
gewählt wird. Ein Punkt, der noch fehlt, ist, daß den Personen, 
die gewerbsmäßige Unzucht treiben, verboten sein sollte, ihre 
Wohnung zu nehmen bei solchen Personen, die gewerbsmäßig Al¬ 
kohol vertreiben, denn diese Verbindung würde immer wieder Um¬ 
stände ermöglichen, die dem Bordell anhaften. 

Geheimrat Mahling: Bei den Punkten d und e des Entwürfe 
der Subkommission handelte es sich darum, ob man es zulassen 
soll, daß eine Person, die gewerbsmäßige Unzucht betreibt, hin¬ 
geht, wo sie will und die Leute belästigt. Sie ist allein schon 
durch ihr Dasein auf der Straße ein beständiges Ärgernis. Sollen 
wir in keiner Weise uns dagegen wehren, daß etwa an Plätzen, 
vor einer Kirche, vor dem Theater oder in einem Theater oder 
Konzertsaal oder auch in der Kirche sich diese Persönlichkeiten 
breit machen, und zwar nicht als Persönlichkeiten, sondern im 
Zusammenhang mit ihrem Unzuchtsbetrieb, d.h. daß sie etwa in 
eine Kirche gehen, wo Konfirmandenandacht gehalten wird, wo 
die jungen Konfirmanden herauskommen und sich gerade diesen 
zeigen und so mit ihren Verlockungen die jungen Gemüter in ihre 
Netze hineinziehen wollen. Da müßten wir also eine Bestimmung 
haben, die das nicht möglich sein läßt. Darum ist der Punkt d 
gewählt. Wir haben uns sodann gesagt, wenn wir das ganze 
Treiben der Prostitution von der Straße weg haben, sie auch in 
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öffentlichen Lokalen nicht haben 'wollen, irgendwohin wird eie 
sieh dann wahrscheinlich doch zurtiokziehen, und das werden dann 
wahrscheinlich Kaffees oder ähnliche öffentliche Bäume sein, in 
denen sich ein gewisser Markt der Unzucht breit machen wird. 
Vom prinzipiellen Standpunkt aus ist mir die Sache entsetzlich, 
aber in Wirklichkeit ist es doch von allen das kleinere Übel. Wir 
haben das dann wenigstens nicht auf der Straße und nur bei denen, 
die absolut die Sache aufsuchen wollen. Der Punkt e entsprang 
aus folgenden Erwägungen. Es wurde in der Kommission gesagt, 
es besteht die Möglichkeit, daß etwa das Unzuchtskepital auf der 
Friedricbstraße in Berlin ein großes Haus mietet und in dies Haus 
hinein lanter Prostituierte setzt, daß diese Prostituierten nun in 
dem Hause weiter nichts zu tun haben, als etwa am Tage oder 
Abend die Fenster zu belagern und beständig mit verschränkten 
Armen die Vorübergehenden anzusehen. Das ist in keiner Weise 
ein Anspreohen, das ist auch nichts, was man direkt Heraus- 
fordern nennen kann, aber es würde doch ein großes Ärgernis sein. 
Daher glaube ich, daß wir eine solohe Vorschrift bei dem Punkte 
nicht entbehren können. 

Prof. GoMsehmMt: Fortan soll die Polizei nicht mehr un¬ 
bedingt gewisse Straßen und Plätze verbieten können, sondern es 
ist ein für allemal allen Prostituierten verboten, auf Straßen usw. 
der Unzucht naohzugehen, also der sogenannte Strich. Dagegen 
sollen die öffentlichen Bäume von der zuständigen Behörde be¬ 
sonders bezeichnet werden, in denen sie nicht will, daß die Pro¬ 
stituierte daselbst der Unzucht nachgeht. Es ist damit ein Ventil 
geöffnet, d. h. es soll möglioh sein, daß die Prostituierten in ge¬ 
wissen, von der öffentlichen Behörde nicht besonders bezeichnten 
Bäumen ihrem Gewerbe nachgehen, weil man sich gesagt hat 
irgendwo müssen sie schließlich der Unzucht naohgehen. 

Frl. Paula Müller wünsoht eine genauere Fassung von b (Bub- 
kommisionsentwurf). Ist der Verkehr mit Jugendlichen Angehörigen 
auch verboten ? 

Geheimrat Mahling: Dieser Punkt b war ursprünglich von 
uns so gefaßt: „mit unerwachsenen Personen Verbindungen an- 
suknüpfen". Da aber hieß es in den Beratungen, dieser Aus¬ 
druck „Verbindung anknüpfen" ist ein so weiter Begriff, daß er 
gesetzlich nicht gut gefaßt werden kann, darum haben wir es 
schließlich etwas präziser gefaßt und gesagt „in nähere Beziehung 
zu treten". 

ZtttHkr. f. Baktmpfaac d. GwefalMhttlmaHi. xvm. 11 
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Prof, Goldsebmidt: Was Frl. Müller anführte, daß davon 
auch Angehörige der Prostituierten betroffen werden könnten, ist 
natürlich bedenklich. Barum begrüße ich diese Anregung he* 
sonders und meine, es könnte zum Ausdruck gebracht werden, 
daß -Angehörige damit nicht getroffen werden sollen. 

* Frau Scheven bittet um genauere Definition des Begriffes 
„gewerbsmäßige Unzucht“. Es besteht heute eine geradezu per¬ 
verse Gerichtspraxis, Mädchen, die gar kein Geld genommen haben, 
deswegen zu bestrafen, daß sie sich nur haben traktieren lassen. 
Mitunter wissen die Mädchen gar nicht, daß sie sich damit der 
gewerbsmäßigen Unzucht schuldig machen. Zu diesem Punkte 
sprechen die Herren Blascbko, Goldschmidt, Mahling, Sdti-fli ol¬ 
der* Delbanco, Br ege r. 7 7 ' 

Polizeipräsident ICoettig fragt, ob der Ausdruck „schulpflichtig*. 4 
in la (Subkommissionsentwurf) absichtlich gewählt wäre, and nicht 
„minderjährig“ oder überhaupt ,,Kinder“, ohne eine bestimmte 
Altersbegrenzung. In dem Alter von 14—46 Jahren sind gerade 
die Mädchen, wenn ihr sexuelles Leben ei wacht, der Verführung 
viel mehr ausgesetzt als im schulpflichtigen Alter. 

Er fragt ferner, weshalb die Polizei nicht mehr die Befugnis 
haben soll, den Prostituierten das Wohnen auf bestimmten Straßen 
und Plätzen zu verbieten. Die Subkommission hat düse Be¬ 
fugnis als zu weitgehend angesehen. 

Senatspräsident ScbmffUler schließt sich-dieser zweiten Frage 
an. Er bringt, zu Nr. 8 einen Untersatz c; „Einer Person, die 
Bäume zum Unzuchts betriebe abgibt, ist es verboten, eine Woh¬ 
nung in einer J>age zu w f ählen, die von der Polizeibehörde als un¬ 
geeignet bezeichnet wird.“ 

Prof. GoUUehmidt: Der Ausdruck ..Unerwachsene“ ist bei »h 
absichtlich gewählt, weil man den Prostituierten sonst zumuten 
müßte, sich genau nach dem Alter zu erkundigen. Der Ausdruck 
„Unerwachsene“ bezeichnet eine Person, der man es nach ihrem 
Äußeren ansieht, daß sie eine unerwachsene Person ist, es kann 
ja unter Umständen jemand sein, der älter ist. 

M. d. R. Lic. Mumm: Das Wort „ Jugendliche“ faßt nach der Ge¬ 
werbeordnung nur das Alter von 14—16 Jahren, es würden döch 
hier auch die Kinde)' von 6—14 Jahren in Betracht kommen. 

Prof. GoMschmMi hat es im Sinne des Strafgesetzbuches aus-? 
gelegt, und da deckt es alle bis zu den 18jährigen. ; ; ; ; 

Frau Fritsch bittet zu la (Subkommissionsentwurf) „Kinder 
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und Jugendliche“ zu sqgen, denn die Mädchen zwisch^ ^4* ^nd 
lß, auch noch bis zu 18 Jahren .sind .ajn schwersten ^erfährdet* 
aber auch die Mädchen von 12 Jahren, denn schon in dpes^r Zeit, 
wo sie selbst noch gar kein Urteil haben, sind sie außerordentlich 
neugierig. Ferner bittet sie, beim Punkt b den Begriff, „in nähere 
Beziehung treten“ recht scharf zu präzisieren; Es muß auch den 
Prostituierten verboten sein, überhaupt junge Mädchen an sich 
heranzuziehen. . . . c 

Prof. Blasehko: Je mehr man einzelne Fälle faßt, desto mehr 
schließt man andere Fälle, die man nicht vorausgesehen hat, aus, 
darum muß man eben einen möglichst weiten Begriff wählen. 

Fiau Fritsch: Die Fassung „Eirie Person,; die Räume zum 
Unzüchtsbetrieb hergibt 44 wird nicht genügen, da dann ein ganges 
Haus zum Unzuchtsbetrieb benutzt werden kann. ' 

„ * Prof. ÜlaschkoT Ich glaube, daß es wirklich kaum Vorkommen 
dtufte, solch ein Haus voller Prostituierte, die gar keine Prostitution 
treiben. Das ist ein erdachter Fall. Was die Prostituierten nach 
einem solchen Hause zieht, ist einzig und allein die Möglichkeit, 
dort den Unzuchtsbetrieb auszuüben. Kein Wirt wird Prostituierte 
massenhaft bei sich beherbergen, wenn er nicht durch den Un- 
zuchtsbfetrieb eine entsprechend erhöhte Miete ihnen abverlangen 
kann usw. Wir können also bei der Formulierung bleiben, 
v: -Frau Fritsch: In Königsberg gibt es in bestimmten Straßen 
Wirtinnen, die sogenannte Ausgehmädchen haben- Da wohnen 
in ganzen Etagen die Prostituierten, aber der Betrieb ist nicht 
im Hause, sondern es sind eben Ausgehmädchen. Ich muß doch 
sagen, daß ich dieses Zusammenwohnen der Ausgehipädchen für 
sehr schlimm halte.. 

Prof. Blasehko: Wenn in ,den Häusern nicht Unzucht be- 

..... • - 

trieben wird, so erregt das keine großen Bedenken. Was das Veit 
führerische ist, ist eben der Betrieb! Irgendwo müssen die Mäd¬ 
chen ja wohnen, und selbst wenn mehrere zusammenwohnen, 
liegt kein; großes öffentliches Interesse vor, wenn das nicht die 
Stätte des Unzuchtsbetriebes ist. 

Senatspräsident Schmäldcr. möchte die beiden Ziffern a und b 
zusammenfassen uncl sägen : „. . r ’... „verboten, mit jugendlichen 
Personen in depselben Räumen zu wohnen oder mit jugendlichen 
Personen; sonst in nähere Beziehungen zu treten.“ Es kann doch 
leicht der Fall Vorkommen, daß eine Prostituierte eine Wohnung 
mietet, wo, keine schulpflichtigen Kinder sind. Nachdem sie ein- 

11 * 
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gesogen ist, nimmt der Vermieter noch Jugendliche zu sich. Da 
wäre die Prostituierte nicht getroffen. Deshalb ist die allgemeinere 
Fassung besser „mit jugendlichen Personen in einem Baum zu 
wohnen“ und dann könnte man die beiden Ziffern zusammenfassen 
und gleich fortfahren „oder sonst mit Jugendlichen in n&here Be¬ 
ziehungen zu treten“. Dann sind die nftheren Beziehungen auch 
schon erkl&rt als etwas Ähnliches wie mit ihnen zusammenwohnen. 

Pastor Thiemes Die verschiedenen Auslegungen zeigen, daß 
der unzweideutige Ausdruck, wie er hier steht, doch einfacher ist. 

Geheimrat Mttermaier: Der Begriff „Jugendliche“ ist in ver¬ 
schiedenen Gesetzen zu verschieden gemeint. Wir müssen eine 
Altersgrenze angeben, aber „Minderjährige“ geht praktisch zu weit. 
Wir können den Prostituierten gar nicht verbieten, in Familien zu 
wohnen, in denen Mädchen oder junge Leute von 20 1 /*» 20*/« Jahren 
sich aufhalten. Wir müßten dann sagen „Jugendliche bis zu 
18 Jahren". Es gibt eine ganze Beihe Prostituierte, die selbst 
minderjährig sind. Man würde also damit verbieten, daß zwei 
Prostituierte, die minderjährig sind, zusammen in einer Familie 
wohnen. 

Pastor Thieme: Es heißt „Wohnung nimmt“, also daß die 
eine nicht bei der andern Wohnung nimmt, 

Prof. Blasehko: Die Frage der Angehörigen ist wichtig. Wenn 
ein Mädohen bei ihren Eltern wohnt und beginnt, Prostitution 
zu treiben, ist ihre Stelle da nioht mehr, dann soll sie ausziehen. 
Sie wäre sonst ein gefährliches Beispiel für die Geschwister. 

Prof. Harttung- Breslau: Man sollte in dieser Beziehung nicht 
zu rigoros sein. In dem Moment, wo man dem Mädchen ver» 
bietet, bei ihren Angehörigen zu wohnen, nimmt man ihnen jeden 
Halt und wirft sie geradezu auf die Straße hinaus. 

Senatspräsident SehmOldCr: Diese Gedanken haben ihn dazu 
gebracht, die Wohnungsstätte von der Betriebssttäte bei der ge¬ 
werbsmäßigen Unzucht streng zu trennen. Er will die Wohnungs¬ 
kuppelei reglementieren. Dann würden alle solche Bedenken fort- 
fallen! Bedenken bestehen gerade bei den Anfängerinnen der Pro* 
stitution; solange .sie bei ihren Eltern in ihrer Wohnung hausen, 
stehen die Mädchen, noch auf einer gewissen sittlichen Höhe, 
aber wenn sie dann reglementiert wurden, den Befehl bekamen, 
dort auszuziehen, irgendwo Wohnung zu nehmen, von der Zeit an 
konnte man beobachten, wie sie von Tag zu Tag tiefer sanken. 
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Das läßt sieh nicht verhindern, wenn wir nicht die Betriebestatte 
von der Wohnungsstätte trennen. 

Prof. BlMehko: Ich möchte vorschlagen, daß wir es vielleicht 
nicht der Prostituierten verbieten, sondern den Wirten, und diese 
ganze' Frage des Wohnungsnehmens einfach bei Punkt 8a be¬ 
handeln. Da steht also: „Einer Person, die R&ume zum Unzucht¬ 
betrieb hergibt, ist verboten a) in diesen oder damit in Ver¬ 
bindung stehenden Räumen schulpflichtige Kinder" — und nun 
müßte man einfügen: „und Minderjährige“ oder überhaupt 
„Minderjährige" aufzunebmen." Das ist der Gedanke von Schmöl- 
der: Reglementierung nicht der Prostituierten, sondern Regle¬ 
mentierung der Wirte. ' 

Pastor TMeme rät, es so zu lassen, wie es hier ist. Denn jemand, 
der in der Unzuchtssphäre lebt, atmet die Miasmen aus mit jedem 
Wort, mit seinem ganzen Dasein. Es ist durchaus nicht der Be¬ 
trieb das Gefährliche, sondern der ganze Mensch. Mag es sein 
für die, die in der eigenen Familie einen gewissen Halt hätten, 
für die Jugendlichen ist es doch' nötig, sie ganz fern zu halten. 

Prof. GoMschmldt schlägt vor, es bei Ziffer la und b zu 
belassen, also das Wohnungsverbot zu beschränken auf die schul¬ 
pflichtigen Kinder, dagegen in Ziffer 8a an Stelle „schulpflichtige 
Kinder" zu sagen „Minderjährige", dann würde dem weitergehenden 
Gedanken insofern Rechnung getragen, als in Räumen, die zum 
Unzuchtsbetriebe dienen, Minderjährige überhaupt nicht aufgenom¬ 
men werden dürfen. Das Wohnungsverbot aber beschränkt sich 
dann bloß auf die schulpflichtigen Kinder. Ich glaube, das ist 
die gegebene Diagonale. 

Frau Fritsch ist dafür, daß es bleibt, wie es jetzt ist, aber 
nicht nur „Schulpflichtige“ stehen zu lassen, denn die Mädchen 
von —18 Jahren sind die gefährdetsten. Es ist wirklich picht 
der Betrieb an sich, der die Jugendlichen gefährdet, denn der 
pflegt sich hinter verschlossenen Türen abzuspielen, sondern das 
ganze Leben, die äußere Pracht und der Glaq?, dag Nichtstun, 
was so furchtbar auf die Jugendlichen einwirkt. In Danzig ist 
der Fall vorgekommen, daß eine Lehrerin in der Schule gefragt 
hat, was wollt ihr werden, und da hat ganz ruhig ein junges 
Mädchen gesagt: ich will Freudenmädchen werden, und als die 
Lehrerin ganz entsetzt war und frggt, warum, hat das Mädchen 
gesagt: ja, bei uns wohnt so eine und geht immer aus und erzählt. 


Digitized by t^ooQle 



1:40 Sachverständigenkommission der D.G.li.G. 

wiff herrlich sie lebt, sie geht so hübsch aüsgeputzt, warum soll 
ich das nicht auch werden! 

., Geheimrat Mahling: Der Begriff „schulpflichtig^ Ist em ganz 
klarer Begriff, dagegen bei dem Begriff „Jugendliche“ ist der 
Übertretung Tür und Tor geöffnet. Um dieser sicheren Durch¬ 
führung der Bestimmungen willen, ist er für den Ausdruck „schul¬ 
pflichtig“. Im übrigen soll Ziffer ha und b stthen bleibend und 
bei Ziffer & „Minderjährige“ gesagt werden. 

Prof. Fleseh erinnert zu f an den Zusatz wegen des Wohnens in 
■Häusern, in denen Alkoholbetrieb stattfindet, mit der Formulie¬ 
rung „in Häusern Stellung oder eine Wohnung zu. nehmen, in 
denen alkoholische Getränke vertrieben werden.“ . 

Prof. Blasehko: Das wird doch nicht zu umgehen sein. Es 
gibt in Berlin ganze Straßen, wo kaum ein Haus ohne Kneipe ist, 
wo in manchen Häusern 2, 8 Kneipen, rechts ein Kaffee, links 
eine Kneipe ist, also das wird nicht durchzuführen sein. Nein, 
direkt bei einem Wirt wohnen, darauf kommt es an. 

Frau Fritsch schließt sich Herrn Fleseh an, in Ziffer f nicht 
bloß zu sagen „eine Stellung anzunehmen“, sondern einzufügen „oder 
in einem solchen Haushalt Wohnung zu nehmen“. Wir haben in 
Königsberg die Erfahrung gemacht, als jetzt der Gouverneur das 
Kellnerinnenwesen verboten hat, daß die Wirte zum Teil die Mäd¬ 
chen in die Wohnungen genommen haben, und wenn jemand 
hinkam, haben sie einfach erklärt, das Mädchen wohnt bei ihnen. 

Prof. Goldschmidt: „In Gast-, Schank- und Speisewirtschaften 
eine Stellung anzunehmen, oder zu wohnen.“ (Zustimmung). 

Prof. Blasehko: Man müßte unter 8 noch aufnehmen: „ist ver¬ 
boten . . c) in diesen oder damit in Verbindung stehenden Bäumen 
Alkohol auszuschenken.“ 

Man müßte überhaupt bei jeder mit der Gewerbsunzücht ver¬ 
bundenen Straftat nicht nur die Prostituierte, sondern auch den 
Wirt zu fassen suchen. Bei dem Alkoholausschank wird das ent¬ 
schieden nötig sein. 

5 Es werden noch einmal zusammenfassend die einzelnen Punkte 
erörtert. 

Gegen lound ld sind keine Bedenken. Gegen le auch nicht. 
Bei lf soll es heißen: „in Gast-, Schank- und Speisewirtschaften 
Stellung anzunehmen oder zu wohnen.“ lg will die sogenannten 
Masseusen treffen. Dann könnten wir vielleicht erst zu 8 über¬ 
gehen, 
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Prof. (MdiielnMt formuliert 3 folgendermaßen: „Einer Person, 
die Räume »zum Un züchte betrieb hergibt, ist verboten: a) in 
diesen oder damit in Verbindung stehenden Bäumen schulpflichtige 
Kinder aufzunehmen, b) daselbst Zuhälter zu dulden, c) daselbst 
Alkohol auszuschenken/' 

Prof. Blasehko: Nun kommt d: „zu den gewerbsmäßig 
Unzucht treibenden Personen oder deren Besuchern in andere 
Rechtsbeziehungen zu treten, als sich aus dem Mietsverhältnis 
ergeben. 41 Das ist die bekannte Formulierung aus dem Erlaß 
von 1907, die will, daß die Prostituierten nicht von den Wirten 
äusgebeutet werden. 

Senatspräsident SehmSlder: Dann müßte es heißen: „ihre 
Wohung in einer Lage zu wählen, die von der Polizeibehörde als 
ungeeignet bezeichnet wird. 14 Die Polizei erläßt ja dann auf Grund 
dieser Grundsätze Vorschriften. 

Prof. Goldsebmidt: Das kommt dann wieder hinaus auf das 
Verbot gewisser Straßen, das wir bei ld gerade vermeiden wollten. 

Prof. Blasehko: Dann käme das wieder auf Hamburg hinaus. 
In Hamburg ist es den Prostituierten verboten, in anderen Straßen 
zu wohnen als in drei bestimmten Straßen. Da in diesen drei 
Straßen nur Bordelle sind, ist ihnen verboten, anders als in Bor* 
deilen zu wohnen. 

Prof. Goldsehmidt: Das wäre eine vollkommene Preisgabe all 
unserer Grundsätze. 

Prof. Blasehko: Auf der andern Seite muß man der Polizei 
die Möglichkeit geben. Wohnungsauswüchse zu bekämpfen. 

M. d. R. Dr. Struve: Die Polizei oder irgendein Organ muß nicht 
nuifdie Möglichkeit haben, Wohnungsauswüchse in Hamburg, Ber¬ 
lin usw. zu bekämpfen, sondern man muß ihr auch die Möglichkeit 
geben, das Land und die kleinen Städte von Prostituierten frei 
zu halten. Wir bekommen doch jetzt die grundsätzliche. Änderung, 
daß gewerbsmäßige Unzucht als solche kein strafbares Delikt ist. 
Da muß doch nach meiner Meinung die Deutsche Gesellschaft 
zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten Vorsorge dafür treffen, 
daß diese Personen, von denen wir wissen, daß sie neben 
anderen unangenehmen Eigenschaften auch die Eigenschaft haben, 
daß sie Geschlechtskrankheiten verbreiten, nicht auf das Land 
und nicht in die kleinen Städte kommen, wo sie bisher noch nicht 
waren. Bis jetzt würden all diese Dinge sie nicht hindern, auf 
das Land zu kommen. Daher müssen wir jetzt irgendeine Fas- 


Digitized by ^ooQle 



148 


Sachverständigenkommission ötr D.G.B.G. 


supg ßaoheAi' um g^na allgemein der Behörde das Recht «ti geben» 
sje vom. Land und den Kleinstädten fefrnznhalten. Wenn wir keine 
^ndepre Fassung fipd^n, dann muß die Polizei in jedem BinseliaD 
verbieten gönnen, sie dort und dort wohnen zu lassen. 

Senatspräsident SehmSlder: Die Bordelle lassen wir schon 
mit 8a und b, daß der Wirt zu den Mädchen in kein anderes Ver¬ 
hältnis treten darf, als sich aus dem Mietsverhältnis ergibt. 

Pröf. Blasehko: Und außerdem haben wir schon den § 180 
Wo das Anwerben, Anhalten und Ausbeuten verboten ist. 

Senatspräsident SehmSlder: Sollen wir uns hier im Prinzip 
gegen die Bremer Helenenstraße aussprechen? 

Prof. Blaseliko: Nein. Es ist vielleicht ganz richtig, daß 
Herr Schmölder noch einmal auf die Frage der Helenenstraße 
kommt. Wir haben damals immer nur gesagt, das ist ein mög¬ 
licher oder unter Umständen ganz nützlicher Weg, aber wir wollen 
nicht etwa die Polizei in die Lage versetzen, daß sie diese Dinge 
zwangsweise einführt. Wo ökonomisch und wirtschaftlich die 
Möglichkeit besteht, die Prostituierten irgendwohin zu dirigieren, 
soll die Polizei das tun können, aber ich glaube nicht, daß man 
so jweit gehen kann, der Polizei das Recht zu geben, die Prosti¬ 
tuierten zu zwingen, in eine solche Straße zu ziehen. Es wohnen 
in Bremen außerhalb der Helenenstraße massenhaft Prostituierte, 
aber die Helenenstraße ist so begehrt, daß sich die Mädchen um 
diese Wohungen direkt reißen. Also wo solche Gelegenheiten be¬ 
stehen, wird der Zustrom der Prostituierten ge'wiß reichlich sein. 
Wir wurden jedoch in einen Fehler verfallen, wenn wir der Polizei 
das - Recht geben wollten, die Prostituierten zu zwingen, in^ be¬ 
stimmte Straßen zu ziehen. Eine geschickte Polizei kann sehr 
gut dirigieren — wenn überhaupt die Möglichkeit ist, daß eire 
Straße für den Zweck benutzbar ist —, daß die Mädchen da auch 
wirklich hingehen. Ich glaube nicht, daß sie da so leicht aus- 
ziehen würden, denn sie haben davon sehr viel Vorteile. So ist 
es ^uch.in Essen: die Mädchen sind nicht gezvrungen, dort zu 
wohnen, aber weil jedermann weiß, in dieser Straße findet er Pro¬ 
stituierte, sind diese Häuser so gesucht von den Prostituierten, 
und diese elenden Baracken haben einen hohen Preis, der Grund 
und Boden hat einen ungeheuren Wert bekommen. 

Polizeipräsident Kättig: Ich,möchte nur das Recht für die Polizei 
yindizieren, den Prostituierten zu verbieten, daß sie in bestimmten 
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Straßen and Häusern wohnen; einen Zwang, an wohnen, soll die 
Polizei nicht aasüben. 

Frau Fritsch: Die Polizei maß aach meiner Meinung nach 
das Hecht des Einspruchs haben, sonst fällt es einem ein, eine 
Helenenstraße an einer Stelle einzarichten, wo es der Polizei gar 
nicht paßt. 

Geheimrat Makting macht darauf aufmerksam, daß wir jetzt 
in Ziffer 8 mehrfach Parallelen zu 1 gehabt haben. Was hier 
zuletzt Torgelegen hat, war eine Parallele zu ld: „auf Straßen, 
Plätzen Usw. der Unzucht nachzugehen“. Eine Parallele zu le 
wäre der Vorschlag „Wohnungen oder Häuser dazu zu benützen, 
durch welche sich der Unzuchtsbetrieb in einer den öffentlichen 
Anstand verletzenden Weise bemerkbar macht.“ Denn das wollen 
wir treffen. Dann können wir die Möglichkeit treffen, daß die 
Polizei sagt: Der Kaserne gegenüber darf es nicht sein. Sie hat 
dann eine vollständige Machtbefugnis, und wir haben die Sache 
so gefaßt, daß wir der Polizei nicht die Hände gebunden, aber 
ihr auch nichts vorgeschrieben haben. 

Prof. Blaschko: Wenn ich Geheimrat Mahling recht ver¬ 
stehe, meint er, daß die Polizei nicht bloß in der Lage Bein soll, 
eine bestimmte Wohnung als ungeeignet zu bezeichnen, sondern 
daß sie auch die Gründe anzugeben hat, weshalb sie eine solche 
Wohnung als ungeeignet bezeichnet. 

Geheimrat Mahling: Ja, ich möchte auch vermeiden, daß 
etwa die Polizei sagt, bei sozial schlechter gestellten Kreisen, in 
Arbeiterkreisen dürfen die Prostituierten wohnen, im M>Uionär- 
viertel dürfen sie nicht wohnen. Das ist kein Gesichtspunkt, der 
ausschlaggebend sein dürfte. Darin läge eine Zurücksetzung der 
ärmeren Bevölkerung. Dagegen ist ein Punkt, der wirklich maß¬ 
gebend ist: wenn der öffentliche Anstand irgendwie verletzt wird 
oder wenn eine Kaserne oder Schule usw. in der Nähe ist. Dann 
dürfen solche Bäume, solche Häuser zum Unzuchtsbetrieb nicht 
benutzt werden, denn dann würde der öffentliche Anstand in be¬ 
sonderem Maße verletzt sein. 

Geheimrat Mittermaier: „In einer den Anstand verletzenden 
Weise“ genügt dann nicht, es müßte heißen: „den öffentlichen 
Anstand verletzenden oder gefährdenden Weise“. Ich möchte also 
vorschlagen: „Einer Person, die Bäume zum Unzuchtsbetrieb her¬ 
gibt, ist verboten, ..... ihren Betrieb in einer den öffentlichen 
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Anstand verletzenden, oder gefährdenden Weise bemerkbar zu 
maehen.“ 

Prof. Blasebko: Ich glaube, der Gedanke dessen, was Herr 
Mahling will, ist ganz richtig, nur die Formulierung scheint mir 
noch nicht richtig. Her Gedanke ist also: die Prostitution soll 
Wohnungen oder Häuser nicht benutzen, durch welche sich der 
Unzuchtsbetrieb in einer den öffentlichen Anstand verletzenden 
Weise bemerkbar macht. Hie Polizei soll nur aus bestimmten 
Gründen bestimmte Wohungen verbieten können, soll nicht ein¬ 
fach sagen können, die ist ungeeignet, sondern es sollen ihr be¬ 
stimmte Gründe vorgeschrieben werden, also eben Verletzung oder 
Gefährdung des öffentlichen Anstandes. 

Senatspräsident Schmolder: Ich möchte der Polizei das Becht 
geben, an gewissen Orten überhaupt ein derartiges Wohnen zu 
verbieten; also an kleinen Orten, wo ein Bedürfnis nicht vor¬ 
handen ist. 

• Hr. Delbaneo: Ich möchte vor Hamburg warnen. In Ham¬ 
burg wird dann von der Polizei die Sache so dirigiert, daß es ab¬ 
solut wieder zu bordellartigen Straßen kommt. Hamburg wird 
das ganz weit fassen, Hamburg steht und fällt mit seinen Bor¬ 
dellen. 

Prof. Blasebko: Ich glaube, das ist durch §180 so verbarri¬ 
kadiert. das wird nicht mehr möglich sein. 

Schlägt noch einer der Herren eine Formulierung für Num¬ 
mer 4 vor ? 

Geheimrat Mitterni&ier: ,,Eine Person, die Bäume zum Unzuchts¬ 
betrieb hergibt“ — sollten wir da nicht einschalten: ..die gewerbs¬ 
mäßig oder gewohnheitsmäßig Bäume zum Unzuchtsbetrieb her¬ 
gibt“? Denn nach der jetzigen Fassung wird jeder strafbar, der 
seinem Freunde einen Baum zum Unzuchtsbetrieb hergibt. 

Prof. Goldsehmidt: Das stände im Widerspruch mit dem 
ßlahkett von § 861: Bestraft wird, wer bei Ausübung der ge¬ 
werbsmäßigen Unzucht oder bei Hergabe von Bäumen zum Un¬ 
zuchtsbetrieb“ — dies sind nur Ausführungsbestimmungen dazu. 
Wir können nicht von der gegebenen Grundlage abweichen. 

Prof. Blasebko: Ich glaube, das können wir insofern ganz 
gut, als die Absicht besteht, gar nicht die ganze Sache auf § 861 
in der bisherigen Form aufzubauen. Wir müßten uns höchstens 
an unsern vorgeschlagenen §861 halten. 

. Geheimrat Mahling: Das würde erreicht werden, wenn wir 


Digitized by ^ooQle 



I. Sitsuog. 


151 


das Wort „gewerbsmäßig“ ein schieben: „eine Person, die Räume 
zum gewerbsmäßigen Unzuchtsbetrieb hergibt“. (Zustimmung.) 

Frl. Möller: Ich habe eine Frage zu der Fassung Mittermaier: 
„in einer den öffentlichen Anstand, gefährdenden Weise bemerkbar 
machen.“ Kann damit z. B- getroffen weiden, wenn ein Unzucht*- 
betrieb neben einer Schule ist und die Schülerinnen darauf auf¬ 
merksam werden — mir steht ein ganz konkreter Fall vor Augen 
— dadurch, daß nun fortgesetzt Herren in dies Haus eintreten, 
daß massenhaft Autos Vorfahren usw. ? An del* Fenstern ist aber 
nichts zu sehen. Kann das damit gefaßt weiden oder nicht? 

Prof. Blasehko: Das ist eine Tatfrage, die der Richter- zu 
entscheiden hat. 

Polizeipräsident KSttigr Wir haben unter la schon ein Woh- 
nungsverhot drin, ad könnte man ganz gut anfügen: „ist ver¬ 
boten b) Wohnung zu nehmen, wo die Behörde aus Gründen des 
öffentlichen Anstandes das beanstandet.“ 

Prof. Goldschmidt: Es wird immer wieder der Polizei die Be¬ 
fugnis eingeräumt, bestimmte Straßen zu verbieten, und das wollten 
wir nicht. 

M. d. R. l)r. Struve: Das sind die alten Besorgnisse, die wir 
früher hatten gegen dies Recht der Polizei. Das ist aber doch 
vollständig hinfällig, weil wir wissen, daß §180 geändert werden 
soll. Wir schaffen doch Ausführung*btStimmung*n füi: das neue 
Recht. 

M. d. R. Lic. Mumm: Diese Bestimmung, die der Polizei auch 
hinsichtlich der Fernhaltung von Piostituierten von bestimmten 
Oyten ein weitgehendes Recht gibt, ist auch gerade unter dem Ge¬ 
sichtswinkel gegen die Massierung zu begrüßen. Die Polizei hat 
dann die Möglichkeit, gegen die Massierung .aufzutreten, sie k&nn 
'die N^chbaistraßen schützen. 

Gäheimrat Mittermaier: Das Rtcht bekommt sie durch Ziffer e, 
wo den Prostituierten verboten wird, in einer den öffentlichen 
Anstand verletzenden Weise sich bemerkbar zu machen. 

Frau Fritsch: „Bemerkbar machen“ - genügt nicht allein, wir 
wollen doch auch, daß Absteigequartiere nicht geradezu neben 
einer Kaserne aufgemacht werden. Diese brauchten sich nicht 
besonders bemerkbar zu machen: glatte Fiont, alles hübsch zü- 
gem&cht, aber die Soldaten wissen es doch. 

Piof. Blasehko: Das wissen sie auch so. Die jungen Soldaten 
von 21 Jahren finden daa Bordell, auch wenn- es drei Straßen 
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weiter ist, ebensogut, wie wenn es daneben ist. Wenn es sich nicht 
bemerkbar macht, ist es wirklich ganz gleichgültig, wö es ist. 

Prof. ftoMsthmidt: Wir können uns vielleicht doch mit 8e 
begnügen, wenn es auch nicht ganz das trifft, was Herr Bchmölder 
wollte. „Einer Person, die Bäume zum Unzuchtsbetrieb 
hergibt, ist verboten e) den Unzuchtsbetrieb in einer 
den öffentlichen Anstand verletzenden oder gefährdenden 
Weise bemerkbar zu machen.“ 

Prof. Blasehko: Dann war von Herrn Flesch vorgeschlagen: 
„Eine Person, die Räume zum Unzucbtsbetrieb hergibt, ist ver¬ 
pflichtet, bei der Ortswahl die Möglichkeit der Erregung öffent¬ 
lichen Ärgernisses oder die Verleitung zur Unzucht zu vermeiden. 
Über die Zulässigkeit entscheidet bei Einspruch die zuständige 
Behörde unter Berufung an das Verwaltungsgericht.“ 

Es liegen also vor dieser Flesch sehe Vorschlag und dann 
der Vorschlag Goldschmidt-Mittermaier. > - 

Geheimrat Mahling: Ginge es so: bei Punkt 4 einzufügen: 
„Eine Person, die Bäume zum Unzuchtsbetrieb hergibt, ist ver¬ 
pflichtet, die Maßregeln der Behörde zum Schutze der öffent¬ 
lichen Gebäude und ihrer Insassen für den Unzuchtsbetrieb zu 
beobachten und in diesen Bäumen für die .... . .“, wie bisher. 

Prof. Blasehko: Also es liegen drei Vorschläge vor: der eben 
gehörte Vorschlag Mahling, der Vorschlag Flesch und dann der 
Vorschlag Goldschmidt-Mittermaier. 

Der Vorschlag Goldschmidt-Mittermaier wird angenommen. 
Er lautet: 

8. „Einer Person, die Räume zum Unzuchtsbetrieb hergibt, 
ist verboten: 

e) den Unzuohtsbetrieb in einer den öffentlichen An¬ 
stand verletzenden oder gefährdenden Weise be¬ 
merkbar zu machen. 

M. d. R. Lic. Mumm: Der Vorschlag Struve, von bestimmten 
Orten die Prostitution fernzubalten, ist bisher noch nicht berück¬ 
sichtigt. 

M. d. B. Dr. Struve: Dieselbe Befürchtung habe ich zu Prof. 
Mittermaier geäußert, der mir aber erklärt hat, auf Grund der 
eben angenommenen Ziffer 3e könnten das Land und die kleinen 
Orte gesohützt werden. Es muß eine solche Bestimmung drin 
stehen, sonst wüßte ich nicht, wie wir die Mehrheit der gesetz- 
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gebenden Körperschaften dafür bekommen sollen, denn die will, 
daß das Land und die kleinen Städte frei bleiben. 

Prof. Blasehko: Auf dem Lande macht sich die Prostitution 
Ja sehr leicht bemerkbar. Da kann die Behörde sofort sagen: weil 
sich das hier bemerkbar macht, wird es verboten. - 


Zweite Sitzung. Sonntag, 11. Februar. 

Prof. Blasehko: Es ist noch ein Antrag eingelaufen. Es wird 
ein Zusatz 8d beantragt: „Bordelle und Kasernierung sind ver* 
boten," — Frau Scheven, Gräfin Münster. 

Die Frage der Bordelle ist meiner Meinung nach von uns durch 
§ 180, wo das Anwerben, Anhalten und Ausbeuten verboten ist, 
erledigt. Diese Fassung ist sehr viel weitgehender, als wenn wir 
von Bordellen sprechen. Auf einem andern Blatt steht die Frage 
der Kasernierung. Ich würde vorschlagen, diese beiden Punkte 
zu trennen. 

Frau Sehoven: Ich halte es nicht für überflüssig, daß das 
Verbot der Bordelle noch einmal hier klipp und klar ausgesprochen 
wird, weil doch eben das Bordell nicht nur dadurch charakterisiert 
ist, daß es eine Ausbeutestätte ist, sondern auch dadurch, daß 
es eine Zusammenhäufung von Personen in einem engen Baum, 
in einem Hause oder in bestimmten Straßen ist. Man könnte, 
wenn es nicht angängig erscheint, zu sagen „Bordelle und Kaser¬ 
nierung“ sagen: „bordellartiges Zusammenwohnen und Kasernie¬ 
rung ist verboten“. Gerade’ in dem Zusammenwohnen und Zu* 
sammenhäufen vieler Prostituierter unter der Ägide eines Wirtes 
wird diesen Wirten immer wieder die Möglichkeit geboten, diese 
Personen auch auszubeuten. Mit der Kasernierung ist es ein ganz 
anderes Ding. Eine Kasernierung wie in Bremen, wo die Prostitu¬ 
ierten ihre eigene Wirtschaft führen, wo gar kein Wirt in Frage 
kommt, bietet weniger Ausbeutungsmöglichkeit. Deshalb ist das auch 
damals von den Sachverständigen mit großer Mehrheit empfohlen 
worden. Frau Scheven weist darauf hin, daß von ihr in der 1. Sach¬ 
verständigenkommission nicht für diesen Vorschlag gestimmt worden 
sei, wie aus dem Protokoll der Sitzung fälschlich entnommen werden 
könnte. Sie legt Wert auf die Aufnahme dieser Feststellung in 
das jetzige Protokoll. 


Digitized by t^-ooQle 



144 


Sachverständigenkommission der D.G.B.G. 


Geheimrat MahKng ist für eint? Bestimmung, da4U jedesBo*- 
clell und jede bordellärtige Ansammlung verboten werdeti soU. ^ 

Prof .fioldschmhlt: Die-Fassung .des §180 genügt, um jedes 
Bordell und jede bordellartige Ansammlung zu verbieten, denndaba 
findet immer ein Anwerben, Anhalten, oder Ausbeuten der Unzucht 
statt. 

Frau Scheven glaubt nicht, daß durch die Änderung des § 180, 
der doch eine größere Freiheit in bezug auf das Wohnen der Pro¬ 
stituierten schaffen soll, plötzlich die bordellartigen Institute ver¬ 
schwinden werden. 

Geheimrat Mittermaier: Wir wollen durch §180 die .Bordelle 
treffen und beseitigen. Wenn wir aber hier nochmals ausdrücklich 
von Bordellen sprechen, wird man uns entgegenhalten: was wollt 
ihr dann mit § 180? Dann hat § 180 keinen rechten .Zweck mehr. 
Zudem ist der Begriff „Bordell“ nicht scharf definierbar. Das Wort 
ist in gewissem Sinne ein Schlagwort, jeder gebraucht es in seinem 
Sinn. Das Wort Bordell nützt uns nichts, denn die Polizei sagt 
immer: das hier ist kein Bordell. Die Ansammlung allein kamx jiichi 
verboten werden. Wenn 4, 5, 6 in einem Hause zusammenwohnen, 
sehe ich darin kein Unglück, wenn sie anständig und ruhig zusammen¬ 
wohnen. Und wenn 40 zusammenwolmen, dann treffen dafür 
unter Umständen andere Bestimmungen unserer Grundsätze zu, 
z. B. 8e, daß der Unzuchtsbetrieb sich in einer „den öffentlichen 
Anstand verletzenden oder gefährdenden Weise bemerkbar macht.“ 
Damit haben wir vollständig die Möglichkeit, wirklich bordellartige 
Ansammlungen zu verbieten. Dann wird auch Alkohol dort aus? 
geschenkt, dann kommen Zuhälter hinein, all das würde die Mög¬ 
lichkeit zum Verbote geben. Die Mädchen würden sich in einer den 
öffentlichen Anstand verletzenden Weise bemerkbar machen usw r . 
Der Gedanke ist ja gewiß gut, ich bin entschieden dafür, die Bor? 
dejüe nicht zu dulden, aber wir haben den Gedanken in § 180 scharf 
ausgedrückt. • * 

Senatspräfcident Schmölder hält diesen f Satz auch für über¬ 
flüssig, aber, den Hamburger Verhältnissen gegenüber würde er 
vielleicht doch praktisch sein, schaden kann s. E. der Satz nichts. 

; P*of. Flesch: Es kann nichts schaden, wenn wir hier irgendwie 
fmnmljeren^ daß wir für das Wohnen die Grundsätze unserer Vor¬ 
schläge in §.180 festgehalten -zu wissen wünschen. Vielleicht können 
wir hier das einfach sagen, daß für das Wohnen die Grundsätze 
des von uns vorgeschlagenen § 180 maßgebend sein sollen-. • .. 
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Prof.'JMasehko: Der §180 ist schon von dem Ausschuß-des 
Reichstags angenommen und hat die beste Aussicht, im Reichs* 
tag angenommen zu werden, weil nicht mir-alle Parteien dafür 
sind, sondern auch die^ Regierung, die das in ihren jetzigen 'Vor¬ 
schlag hineinbringt. Das ist eine so seltene Übereinstimmung 
aller gesetzgebenden Teile, von Regierung und Reichstag, daß ich 
glaube, wir verwässern das, was präzise begrifflich festgelegt ist, 
wenn wir hier ein Wort nehmen. Das Wort sagt lange nicht das, 
was der Begriff sagt: ,,Anwerben, Anhalten, Ausbeuten, sich be¬ 
merkbar machen.“ Ich möchte wissen, w'as. da noch von bordell- 
artigen Betrieben übrig bleibt. ^ 

Mit der Kasernierung ist esj wie gesagt, eine andere Präge, 
aber in der Frage der Bordelle bitte ich nichts zu ändern. 

Geheimrat MaUing schlägt vor: „Einer Person, die Räume 
zum Unzucht«betrieb hergibt, wobei auf Grund von § 180 jedes 
Bordell und jede bordellartige Ansammlung ausgeschlossen sein 
muß, ist verboten.“ 

Frau Scheven: Ich' würde sehr gern meinen Antrag zugunsten 
des von Herrn Mahling zurückziehen, aber ich möchte noch einmal 
darauf hinweisen, daß durch § 180 gerade das, was wir treffen 
wollen, das Zusammenwohiien, nicht gertoffen wird. Das ist doch 
auch nicht nur ein Wort, sondern ein Begriff „bordellartiges Zu¬ 
sammenwohnen“ oder eine „Ansammlung.“ Damit trifft man etwas, 
was mit Ausbeutung an sich nicht getroffen wird. Daß so etwas 
vorkommt, ist ganz sicher. Ich weiß z. B. daß in Görlitz vor 
wenigen Jahren von der Stadt, ein großes Bordell eingerichtet werden 
sollte, wo 86 Prostituierte zusammenwohnen sollten. Wir haben 
es dann durch unsere abolitionistische Propaganda dazu gebracht, 
daß das Bordell nicht eröffnet wurde. 

Geheimrat Mittermaier: Frau Scheven sagt selbst, das war 
dort ein Bordell. 

Frau Scheven: Ich nenne das natürlich so, für die Stadt war 
es gar kein Bordell. (Prof. Blaschko: Dann nützt das Wort ja 
auch nichts!) Ich will ja sagen „bordellartiges Zusammenwohnen.“ 

Geheimrat Mittermaier: Aber auch da wissen wir nieht, wafc 
das heißt. 

JProf. Blaschko: Die Frage ist also: wollen wir überhaupt 
das Zusammenwahnen der Prostituierten verbieten? Das wollen 
wir nicht. Ob nun eine große Anzahl von Prostituierten in lauter 
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kleinen Häusern in einer geschlossenen Straße ist oder in einem 
großen Hause wohnen, — Wenn diese Mädchen ganz freie Mieter sind 
mit eigener Wirtschaft und gar nicht von einem Unternehmer ange¬ 
worben werden, wenn sie nicht dauernd von diesem Unternehmer 
zur Ausübung der Unzucht angehalten werden, wenn sie von keinem 
Unternehmer ausgebeutet werden, wenn sich der Betrieb nicht 
äußerlich bemerkbar macht, dann sollen sie in Gottes Namen da 
wohnen, dann ist das besser, als wenn sie in eine Familie gehen, 
wo kleine Kinder sind und da die Jugend moralisch vergiften. 
Warum ist das bloße Zusammenwohnen schädlich ? Das ist es doch 
nur dann, wenn es sich äußerlich bemerkbar macht. Ich bin also 
nioht bloß formell, sondern direkt saohlich dagegen. Meiner Mei¬ 
nung nach wird kein Mensch so töricht sein, in einem Hause Mäd¬ 
chen aufzunehmen, denen er nicht gehörige Preise abnehmen kann, 
wo er keinen Alkohol ausschenken darf, wo er Mädchen nicht en¬ 
gagieren darf duroh eine Frau, die sie ihm von außerhalb heran- 
sohafft. Das ist dann ein Mietshaus wie jedes andere, wo sich die 
Mädchen zusammenfinden, weil sie eben lieber mit ihresgleichen 
zusammenwohnen. Sie sehen also schon daraus, daß wir nicht 
genau wissen, was „bordellartiges Zusammenwohnen“ ist. Ick 
halte das nicht für ein bordellartiges Zusammenwohnen. Das ist 
es nur dann, wenn Anwerben, Anhalten, Ausbeuten, Alkoholaus¬ 
schank stattfindet. Wo das nicht stattfindet, ist es ein Zusammen¬ 
wohnen, gegen das man nichts sagen kann. 

Geheimrat Mahling: Ich wollte demgegenüber nur betonen 
psychologisch ist es so, daß das Zusammenwohnen die Möglich¬ 
keit des Unzuchtsbetriebes kolossal steigert. Das haben wir in 
Hamburg erlebt, in diesen Bordellstraßen, wo durch das Hinein¬ 
drängen in wenige Straßen die Intensität des ganzen Betriebes 
unendlich gesteigert wird. 

Prof. GoMsehmMt: Wir dürfen uns aber nicht in Widerspruch 
setzen mit dem Beschluß, den wir das vorige Mal gefaßt haben. 
Frau Scheven muß sich fügen, wenn sie Mitglied einer Körper¬ 
schaft ist und überstimmt worden ist. Sie muß dann mit dieser 
Tatsache rechnen und kann nioht immer wieder kommen und 
immer wieder ihre Ansicht durchzusetzen versuchen und dadurch 
die Körperschaft auf das Schwerste kompromittieren. ' 

Prof. Blasehko: Es ist ja das Prinzip unserer Sachverständi¬ 
genkommission, daß man, wenn man abweicht von einem Beschluß, 
sagt, daß man damit nioht einverstanden ist. Über die Kasemie- 
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,.rupg haben wir uns-schon ausgesprochen dahin, daß das Bremer 
Systeonim Interesse der öffentlichen Gesundheit usw. möglichst 
Ausdehnung finden sollte. Die Frage der Kasernierung ist er¬ 
ledigt. . 

Die Frage mit den Bordellen ist eine reine Formfrage, ob 
wir außer dem § 180, den wir beschlossen haben, nun noch dar¬ 
über hinaus hier in die Grundsätze das in irgendeiner Form hinein- 
. bringen solleii. 

Prof. Goldsehmidt: Wenn alle die Einschränkungen, die wir 
beschlossen, haben, festgehalten werden, dann bleibt eben von dem 
sogenannten. Bordell nur das bloße Zusammenwohnen übrig, und 
für das Zusammenwohnen hat sich die Sachverständigenkommis¬ 
sion schon einmal ausgesprochen. Der Widerspruch von Frau 
Scheven ist zu Protokoll erklärt worden. 

Frau Scheven: Es ist das Zusammenwohnen in der Kaser¬ 
nierung gefordert worden, aber als selbständige Mieterinnen mit 
eigener Wirtschaftsführung. Das ist aber nicht das „bordellartige 
Zusammenwohnen“, wo die Mädchen unter Ägide eines Wirtes 
wohnen und bei ihm in Pension sind. 

Prof. Goldsehmidt: In 8b ist den Personen, die Bäume zum 
Unzuohtsbetneb hergeben, verboten, zu- den Gewerbsunzuoht 
treibenden Personen in andere Rechtsbeziehungen • zu treten, als 
sioh aus dem Mietsverhältnis ergeben! Miete ist nichts als Woh- 
nnngsmiete. Der;Wirt darf ihnen keine Kost verabfolgen, das ist 
verboten, : - > .* 

Frau Seheven: Das ist furchtbar dehnbar. loh habe große 
Befürchtung, daß diese Pensionswirtschaft wieder einreißt.' 

Prof. Blasehko: Die Damen halten sich immer an Worte, 
während wir immer die Begriffe scharf präzisieren. Da ist für 
dem Richter kein Entrinnen und auch für die Verwaltungsorgane 
nicht, Herr Goldsehmidt hat ganz recht, wenn all das, was 
wir beschlossen haben, nicht erlaubt und nur das. Wohnungsmieten 
erlaubt ist, dann ,ist wirklich kein Entrinnen, sofern nicht ganz 
flagrante Gesetzesverletzungen Vorkommen. Ich bin überzeugt, daß 
gegenüber dem Wort „bordellartiges Zusammenwohnen“ sehr viel 
. häufiger Gesetzes Verletzungen Vorkommen können, Herr Mahling 
hat recht damit, daß eine gewisse Intensität bei dem- Zusammen¬ 
wohnen stattfindet, aber in Bremen spielt' sich doch alles.-so. ab, 
daß die übrige Stadt sehr wenig davon belästigt wird. Was die 

ZelUobr. f. Bektmpfung d. OeKhlecht'krankh. XVITT. 18 


Digitized by t^,ooQLe 



158 


Saohrerotändigenkommission der D.G.B.Gr. 


Perversitäten betrifft, -i- Berlin hat gar kein Bordell und kein 
bordellartiges Zusammenwohnen, aber die Verbreitung der Perver¬ 
sitäten ist auch hier eine haarsträubende. 

Der Antrag Mahling, daß noch ein besonderes Verbot von Bor¬ 
dellen und bordellartigem Zusammenwohnen in die Grundsätze 
Aufgenommen wird, wird abgelehnt. 

Geheimrat Mahling, Frl. Müller, Frau Scheven und 
Gräfin Münster stimmen dafür, daß das Verbot der Bordelle 
und des bordellartigen Zusammenwohnens noch ausdrücklich er¬ 
folgen soll, Frau Fritsch enthält sich der Abstimmung. 

Geheimrat Mahling: Es würde gut sein, festzustellen, wie 
Punkt 8 jetzt geworden ist: 

„Einer Person, die Räume zum rnzuchtsbetrieb hergibt 14 , 
— ich bemerke, zurückgestellt ist die Frage von Herrn Prof; 
Mittermaier, daß hier „gewerbsmäßig und gewohnheitsmäßig“ 
ebenso wie bei Nr. 1 eingeschoben werden soll — „ist verboten: 

a) in diesen oder damit in Verbindung stehenden Räumen 
Minderjährige zu beherbergen, 

b) daselbst Zuhälter zu dulden, 

c) daselbst Alkohol auszuschenken, 

d) zu den Gewerbsunzucht treibenden Personen oder deren 
Besuchern in andere Rechtsbeziehungen zu treten, ab 
sich aus dem Mietsverhältnis ergeben, 

e) den Unzuchtsbetrieb in einer den öffentlichen Anstand 
verletzenden oder gefährdenden Weise bemerkbar zu 
machen. 

Prof. GoMsehmidt schlägt vor, statt „Alkohol“ zu sagen „gei¬ 
stige Getränke“. 

Geheimrat Mittermaier: Ich möchte noch auf die Einfügung 
von „gewohnheitsmäßig 44 zurückkommen. Zwar heißt ts im § 861, 6, 
„wer Räume zum Unzuchtsbetrieb hergibt 14 . Aber wenn wir die 
Bestimmung in § 861, 6 nicht auf das Gebiet des gewohnheitsmäßigen 
Handelns einschränken. so kommen wir zu recht bösen Polizei¬ 
schikanen , 7. B. in Fällen, wo einmal eine Mutter ihrer Tochter 
gestattet, mit ihrem Bräutigam zu verkehren. Da würden all diese 
Polizeimaßregeln von Ziffer 8 eintreten. Sie gibt dann Räume 
zum Unzuchtsbetriebe her, und da darf sie dann alles das nicht tun, 
was wir unter Ziffer 8 verboten haben, keine Minderjährigen auf- 
nehmen usw. 
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Prol. Blasehko: Widerspruch hat sich hiergegen gestern 
eigentlich nur von juristischer Seite erhoben. Wenn juristische Be¬ 
denken nicht bestehen, tatsächliche Bedenken bestehen, glaube 
ich, bei uns auch nicht. 

. Geheimrat Mitteraaier: Nach § 861, 6 wird bestraft, wer bei 
Hergabe von Bäumen usw. den Vorschriften zuwiderhandelt. Gut, 
jet^t geben wir die Vorschriften mit der Einschränkung, daß sie 
sich auf Personen, die gewerbs- und gewohnheitsmäfiig ihre Bäume 
hergeben, beziehen sollen. Das können wir ruhig tun. 

Prof. Goldsehmidt: Formell ist es möglich, aber wir geben 
offen zu, dafi wir bei der Fassung von §861,6 eine Ungenauig¬ 
keit begangen haben. Ich habe das, glaube ich, damals schon her¬ 
vorgehoben. Es wurde mir entgegengehalten, Unzuchtsbetrieb sei 
nur Betrieb gewerbsmäfiiger Unzucht, nicht einmaliger Unzucht. 
Mir ist das damals schon bedenklich gewesen; wenn jetzt das Be¬ 
denken wieder geltend gemacht wird, so kann ich ihm nicht wider¬ 
sprechen, man müßte nur: den Beschlufi zu § 861, 6 ändern und 
sagen: „in gewerbsmäfiigen Betrieben den Vorschriften zuwider 
handelt". ' 

Geheimrat Mittemaier: Es darf nicht heifien: „einer Person, 
die Bäume zum gewerbsmäfiigen Unzuchtsbetriebe“, sondern „einer 
Person, die gewohnheitsmäfiig oder gewerbsmäßig Bäume zum Un¬ 
zuchtsbetriebe hergibt“. 

Prof. Blasehko: Dann ist das überhaupt keine Einschränkung 
von § 861, 6, denn da bleibt ja das Wort Unzuehtsbetrieb stehen. 
Da können wir gewiß sagen: „einer Person, die gewohnheitsmäßig 
oder gewerbsmäßig Bäume zum Unzuchtsbetriebe hergibt.“ (Zu¬ 
stimmung.) ^ 

Prof. GoMsehmMt will der Fassung „sich von einer Person, 
die ihr als Zuhälter bekannt ist usw.“ hinzufügen: „oder bekannt 
sein muß“, um auch die fahrlässige Handlung zu treffen, die ein 
Polizeidelikt darstellt. 

Geheimrat Mittemaier bekämpft diese Änderung, weil dann die 
Dime jedem unteren Polizeibeamten preisgegeben sein kann, der 
ihr Unannehmlichkeiten bereiten will. 

Weiterhin sprechen zu diesem Punkte die Herren Gold- 
schmidt, Mittermaier und Schmölder. 

V Prof! Blasehko: Für den Zusatz: „bekannt sein muß“ werden 
7 Stimmen, dagegen 4 abgegeben. Bei einer untergeordneten 
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Frage können wir wohl durch Majorität abstimmen. Also es ix 
beschlossen, einzuftigen in lo „oder bekannt sein muß“. Tat¬ 
sächlich liegen die Dinge ja so, daß die Mädchen die Zuhälter 
kennen. 

Prof. Blasehkot Nun kämen wir zu den hygienischen Vor* 
Schriften: 

2. „Eine Person, die gewerbsmäßig Unsucht treibt, ist ver¬ 
pflichtet: 

a) zur Wahrung ihrer Gesundheit die von der zuständigen 
Gesundheitsbehörde angeordneten Schutzmaßnahmen u 
treffen; 

b) sobald sie krank oder krankheitsverdäohtig befunden ist, 
sich den von dieser Behörde erlassenen Beobachtung*- 
und Absonderungsvorschriften zu unterwerfen. 

4. Eine Person, die Bäume zum Unzuohtsbetrieb hergibt, 
ist verpflichtet, in diesen Bäumen f&r die von der zuständiges 
Gesundheitsbehörde vorgeschriebenen Einrichtungen zum Behüt» 
der Gesundheit Borge au tragen.“ 

Wenn ein Gesetz zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten 
.kömmt, müssen diese Bestimmungen aus den Grundsätzen heraus 
in das Gesetz kommen. Die Form, die wir gewählt haben, is.t'nieht 
geeignet, eine Beglementierung anzubahnen. 

Aber wegen einer andern Sache sind mir Bedenken auf¬ 
gestoßen. Es heißt: sobald sie krank oder krankheitsverdächtig 
befunden wird. Befunden, •— durch wen? Durch den beamteten 
Arzt, dhrch die Polizei oder durch einen Privatarzt? Man muß 
bedenken l, wie liegen die Dinge, wenn das Mädchen ru einem Privat¬ 
arzt geht und der erklärt: du bist krank. Besteht da sfhon für 
sie eine Verpflichtung, sich den von dieser Behörde erlassenen Vor¬ 
schriften zu unterwerfen? Und dann: wie kommt der beamtete 
Ar^t znr Kenntnis dieser' Erkrankung ? Ich weiß nicht, ob nicht 
da noch etwas hinein muß, um diese Dinge zu verdeutlichen. Heute 
ljtegt, die Sache sp, daß der beamtete Arzt in gewissem Sinne An¬ 
gestellter der Polizei an vielen, Orten ist, der Sittenarzt z. B. 
hat einen Vorgesetzten, der Polizeibeamter ist, der Kriminalkom¬ 
missar, der Abteihupgschef. In kipinen Orten liegt die Sache anders, 
dort führt die Polizei sie nur dem beamteten Arzt zu, der nicht 
direkt Angestellter der Polizei ist, sondern er übt nur eine Funk¬ 
tion aus, dip der Polizei in gewissem Maße gleichwertig ist. Also 
hier liegt in der Formulierung noch eine Unvollkommenheit. 


1L Sitstrag. 


1«1 


Frau Fritsch: Wir haben hier Grundsätze für die Prosti¬ 
tuierten und für die Vermieter, aber es scheinen mir zu fehlen Grund» 
sfttze für die Polixei und für die Gesundheitsämter, oder 'wie wir 
die Behörde nennen. Darüber wissen wir noch nichts. 

Prof. Blasehko: In der preuBischen Dienstanweisung für die 
Kreisärzte heißt es: 

Überwachung der Prostitution. 

J90. Ztir Verhütung der Verbreitung übertragbarer Geschlechts¬ 
krankheiten bilden regelmäßige Untersuchung der gewerbsmäßig Un¬ 
zucht betreibenden Weibspersonen und ärztliche Behandlung der 
Erkrankten die wirksamste Regel. Entzieht sich eine geschlechts- 
kranke Dirne dieser Behandlung oder besteht begründeter Verdacht, 
daß sie den Betrieb der gewerbsmäßigen Unzucht fortsetzt, bo ist ihre 
unverzügliche Überführung in ein geeignetes Krankenhaus durch die 
Ortspoliseibehörde zu veranlassen. 

Bei der Einriohtung öffentlicher ärztlicher Sprechstunden zur 
Untersuchung und Behandlung der Dirnen sowie bei der Durchfüh¬ 
rung sittenpolizeilicher Überwachung von Dirnen hat der Kreisarzt 
die Polizeibehörden nach Kräften zu .unterstützen. Der Untersuchung 
durch den Sittenarzt hat er auf Erfordern und unaufgefordert, wenig¬ 
stens einmal im Jahre beizuwohnen; er hat sich bei dieser Gelegen¬ 
heit von der vorschriftsmäßigen Ausführung der ärztlichen Unter¬ 
suchung, der ordnungsmäßigen Beschaffenheit der Instrumente usw. 
zu überzeugen (vgl. Min.-Erl. vom 11. Dezember 1907, Min.-Bl. f. Med. 
Ang. Q. 56). 

Frau Fritsch: Das genügt doch aber jetzt gar nicht! Ich wollt« 
nur den tatsächlichen rechtlichen Zustand darlegen.' - 

Frau Scheven hat materielle Bedenken gegen diese Vor¬ 
schläge, da sie fürchtet, daß hier Handhaben gegeben sind, durch 
die eine sanitäre polizeiliche Reglementierung der Prostitution 
wieder eingeführt werden kann. Sie ist dagegen, daß für Pro¬ 
stituierte besondere gesundheitliche Vorschriften erlassen werden 
und steht auf dem Standpunkt, daß die sanitäre Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten eine Frage ist, die das ganze Volk un- 
geht, wir dürfen das Hauptaugenmerk nicht immer auf die Pro¬ 
stituierten richten, sondern wir müssen möglichst alle Kreise er¬ 
fassen, die geschlechtskrank sind und die die Gefahr.in sich tragen, 
die Geschlechtskrankheiten gewissenlos weiter zu verbreiten. Dazu 
gehören eben noch andere Kreise, auch die Männer verbreiten 
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häufig gewissenlos die Geschlechtskrankheiten, gegen die m6sE€D 
wir dann auch Handhaben bekommen. Erhalten wir ein solch« 
Gesetz, dann können wir damit auch die Prostituierten erfassen. 
Es ist natürlich, dass sich das Gesetz besonders scharf gegen diese 
Klasse richten wird, weil sie immer die höchste Gefahrenklasse 
gewissermaßen darstellt. Aber hier brauchen wir keine besonderen 
Vorschriften für die gesundheitliche Behandlung der Prostituierten. 

Prof. Blmschko: Bestimmungen über die Bekämpfung der Ge¬ 
schlechtskrankheiten in der Gesamtbevölkerung wollen wir ja auch 
— entweder im Beichsseuchengesetz oder in einem Sondergesetz — 
treffen, aber hier, wo wir bloß von der Prostitution reden, wäre 
es doch sonderbar, wenn die Gesellschaft zur. Bekämpfung der 
Geschlechtskrankheiten Grundsätze zur Überwachung der Prosti¬ 
tution vorschlägt, bei welchen eine hygienische Überwachung der 
Prostitution fehlt. 

Prof. Fleseh: Es handelt sich nicht bloß um ihre Gesundheit, 
sondern auch um die Gesundheit ihrer Besucher. Ich bitte also 
einzufügen hinter „zur Wahrung ihrer Gesundheit“: „und der Ge¬ 
sundheit ihrer Besucher“. Außerdem bittet er, außer „bank 
©der krankheitsverdächtig befunden“ einzufügen „ansteokungsver- 
dächtig“. 

Geheimrat Mahling: Genügt es nicht, wenn wir sagen „zur 
Wahrung der Gesundheit“ ? 

Prof. Bläschko will das ganz weglassen und sagen: „ist ver¬ 
pflichtet, die von der zuständigen Gesundheitsbehörde usw.“ 

Diese Fassung wird angenommen: 

Zu b) wird dann beantragt, „ansteckungsverdäohtig“ hinein¬ 
zubringen. Ich würde dann vorschlagen: „Sich während der Dauer 
der Krankheit oder des Krankheitsverdachts den von der Behörde 
erlassenen Beobachtungs- und Absonderungsvorschriften zu unter¬ 
werfen“. Dann ist das zeitlich begrenzt. Es muß dann immer nach* 
gewiesen werden, daß der Verdacht noch besteht. 

Geheimrat Mittermaier: Oder wir sagen „sobald und solange“ 
sie krank oder krankheitsverdächtig befunden ist. 

Frl. Paula Müller: Und wer soll diesen Befund abgeben? Wie 
soll festgestellt werden,'ob das Mädchen krankheitsverdächtig ist? 
Oder soll Präventivkontrolle eintreten? 

An diese Bemerkung knüpft sich eine lange Diskussion an über 
die Art der Feststellung der Krankheit, ob die Feststellung durch 
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beamtete Arzte erfolgen müsse, ob die Feststellung der Krankheit 
einer angezeigten Person durch Privatärzte ebenfalls die ^Unter¬ 
werfung unter die Vorschriften der hier beratenen Grundsätze 
bedinge. Es wird die Notwendigkeit festgestellt, daß das Be¬ 
treiben gewerbsmäßiger Unzucht durch richterliche Entscheidung 
bewiesen werden muß. Danach erst dürfen Beobachtungs- und 
Absonderung*Vorschriften in Kraft treten, wie sie das Beichs- 
seuchengesetz vorscbreibt. 

Nach den bisherigen Bestimmungen ist dies aber nicht möglich. 
Wenn wir eine derartige Einrichtung schaffen wollen, müssen wir 
dazu ein besonderes Gesetz schaffen. Durch Polizei Verordnung, durch 
Grundsätze des Bundesrats läßt sich das nicht machen.' Erst die 
Feststellung der Tatsache, daß gewerbsmäßige Unzucht betrieben 
ist, ermächtigt die Behörde, auch die Untersuchung zwangsweise 
vornehmen zu lassen. Erfolgt diese Feststellung nicht, so verlangt 
keine Behörde diese Untersuchung. 

Die Notwendigkeit der richterlichen Feststellung des Treibens 
gewerbsmäßiger Unzucht legt der hier vorliegende Bericht der 
Subkommission an die Sachverständigenkommission dar, wo es 
heißt: „Ob jemand Unzucht getrieben hat und diese Verbote und 
Verpflichtungen auf ihn Bezug haben, muß und kann, wenn es zu 
einer Verhandlung und eventuellen Bestrafung kommen soll, in 
jedem einzelnen Falle erst durch den Bichter festgestellt weiden.“ 

An dieser Debatte beteiligen sich Frau Fritsch und Frau 
Scheven, die Herren Blaschko, Delbanco, Goldschmidt, 
Mittermaier, Schmölder und Struve. 

Dr. Block hält es bei der Aufhebung der scharfen Scheidung 
zwischen gewerbsmäßigen und nicht gewerbsmäßigen Prostituierten 
für notwendig, alle Geschlechtskranken, Männer wie Frauen, einem 
Behandlungszwang zu unterwerfen. 

Frau Sehevcn steht auf dem Standpunkt des Herrn Block. 
Aber dann ist auch die allgemeine offizielle Meldepflicht der Ge¬ 
schlechtskrankheiten die Voraussetzung, wenn wir den allgemeinen 
Behandlungszwang haben wollen. 

Prof. Flesch: Die logische Folge des Behandlungszwanges ist 
allerdings die allgemeine Meldepflicht, die ich seit 18 Jahren ver¬ 
treten habe. 

Prof. Ctaldsehmidt führt auf den Ausgangspunkt der Diskussion 
zuiück. Er meint, wenn wir uns zunächst mit dem begnügen, was 
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vorgesoj^lägen ist Und die Verpflichtung 1 beschränken auf solche 
Prostituierten, die krank -oder : krankheitsverdächtig sind, dann’ 
ist das Allerschlimmste, was passieren kann, daß das schon eine Vor* 
Wegnahme des allgemeinen 'Behandlungszwangs vorläufig für die 
Prostituierten, die ja auch eine ganz besondere Gefahrenklasse lüden, 
ist. Die Prostituierte wird nur dann besonders scharf betroffen,' 
wenn wir noch hinzufügen „ansteckungsverdäohtig ist“, denn däiiii 
besteht natürlich die große Gefahr, daß schlechtweg jede Prosti¬ 
tuierte unter die Bestimmung gebracht werden kann. Er schlage 
vor, es bei der alten Fassung zu lassen. 

Prof. BUwchko hält fes auch für viel besser, man läßt ,;äri- 
steckungsverdächtig“ weg. Könnte dies nicht in die Grundsäts^ 
hinein, daß bei Anfängeriännen der Prostitution möglichst Schihell 
vorgegangen Werden soll in zweifelhaften Fällen? 

Prof. Goldsehmidt: Frau Fritsch sagte/ daß eigentlich die 
Grundsätze für die Polizei fehlen.' Sie war logischer als wir in der 
Subkommision. Wir hätten eigentlich sagen müssen : „1. einer 
Person, die gewerbsmäßig Unzucht betreibt, ist zu Verbieten; 
2. einer Person, die Bäume zum Unzuchts betriebe hergibt, ist zu 
verbieten“, denn das soll Jetzt erst verboten werden, und das sind 
die Grundsätze für die Polizei« 

Geheimrat Mittermaier: Das ist etwas ganz anderes. 

Prof. Blaschbo: Man darf nur sagen, es ist der Person, die ge¬ 
werbsmäßig Unzucht treibt, verboten, da und dort Wohnung 
zu nehmen, denn „einer Person ist zu verbieten“, das wäre 
eine polizeiliche Vorschrift und das ist gerade das, was wir. ver¬ 
meiden wollen. Ich glaube, wir können es ruhig so lassen. 

Geheimrat Mahling: Pie ganzen Schwierigkeiten, die sich in der 
Diskussion herausgestellt haben, liegen darin, daß wir den Punkt 2 b 
viel zu stark belastet haben mit dem Wort „befunden“. In dem 
Augenblick, wo wir sagen, „sobald sie krank oder krankheitsver¬ 
dächtig befunden ist“, taucht die Frage auf, auf welche Weise soll 
der Befund gemacht werden? Wir müssen also die Sache verein¬ 
fachen, und ich möchte Vorschlägen, den Punkt b) zii fassen: „sobald 
und solange sie krank ist“ und die Worte „oder ki*ankheitsverdäch- 
tig befunden“ zu streichen und dann einZuschieben: „sich jeden 
Geschlechtsverkehrs zu enthalten“. Dann geht es weiter: „und den 
von der Behörde erlassenen Beobachtung*- uhd Absonderungs- 
Vorschriften .zu unteiwerfen“. Also ich schlage vor: „sobald und so- 
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lange sie Krank ist, sich jede« Geschlechtsverkehrs zu enthalten 
nnd den von der Behörde erlassenen Beobachtung«- und Ahsonde- 
rungsvorschriften zu unterwerfen.“ 

Prof. GoMsehmidt: Ich wollte nur dem widersprechen, daß 
da hineinkommt: „jedes Geschlechtsverkehrs zu enthalten.“ Die 
Gefährdung, deren Bestrafung wir beim Beichstag verlangt haben, 
ist schon ausdrücklich verboten. Wir haben uns gerade aüf den Stand¬ 
punkt gestellt, daß Personen, die wissentlich geschlechtskrank sind 
und trotzdem geschlechtlich Verkehren, bestraft werden seilen. 
Das' köhnen : wir nicht hier nochmals verbieten, damit erregen wir- 
den Anschein, als ob es noch nicht verboten ist, während wir sogar 
die Bestrafung mit Gefängnis selbst beantragt haben. 

Prof. Blasehko: Ich würde vorschlagen: „der Unzucht nach- 
zugehen“. Dann ist schon das auf den Strichgehen strafbar (Zu¬ 
stimmung). Wir bringen es wohl besser unter Ziffer 1. Wir als Ge-' 
Seilschaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten sind sogar' 
verpflichtet, als ersten Punkt voranzustellen: „einer Person, die 
gewerbsmäßig Unzucht treibt, ist verboten, sobald oder solange 
sie geschlechtskrank ist, der Unzucht nachzugehen. Und dann 
müssen, wir statt „krank“ sagen: „sobald und solange sie ge- 
schlechtskrank ist.“ (Zustimmung.) Dann würde 2b ' lauten: 
„sobald upd solange sie geschleohtskrank ist, sich den von dieser 
Behörde (also von der zuständigen Gesundheitsbehörde) erlassenen 
Absqnderungs- und Beobachtungsvorschriften zu unterwerfen.“ 

Als Fassung des §2 wird angenommen: , 

„2. eine Person, die gewerbsmäßige Unzucht treibt, ist verr») 
pflichtet: • > 

a) die von der zuständigen Gesundheitsbehörde angeordneten 
- Schutzmaßnahmen zu treffen, 

b) sobald und solange sie r geschlechtskrank oder einer Ge¬ 
schlechtskrankheit verdächtig ist, sich den von der Behörde 
erlassenen Beobachtung«- und Absonderungsvorschriften zu unter¬ 
werfen.“ 

Prof. Blasehko: Dann kommen wir zu Punkt 6. 

Frau Fritsch: Ich bitte, daran zu denken, daß unter allen 
Umständen ausgeschlossen ist eine Überwachung der Prostituierten’ 
in der Weise, daß ihnen eine sogenannte Gesundheitskarte ausge¬ 
stellt wird. 

Prof. Blasehko: In Berlin gibt es schon seit Jahrzehnten keine 
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Gesundheitskarte. (Schmölder: Sie fällt mit der Prfcventn* 
Untersuchung!) 

Prof. Blasehko: Wir haben dann folgenden Vorschlag su 6: 
,,In größeren Ortschaften sollen für die Durchführung der gesund¬ 
heitlichen Überwachung besondere Gesundheitsämter errichte 
werden usw. „Bei erstmalig wegen des Verdachts der gewerbe 
mäßigen Unzucht angehaltenen Personen hat das regelmäßig a 
geschehen. 4 * 

Geheimrat Mahling: Nach den neuen Bestimmungen kann doci 
aber niemand mehr wegen gewerbsmäßiger Unzucht festgenommtf 
werden. 

Prof. Blasehko: Aber ungehalten. Er kann nur nicht bestraft 
werden, angehalten werden kann er doch. 

Senatspräsident Schmölder: Wäre es dann nicht praktischer 
wenn wir zu der Frage, ob Präventivkontrolle stattfinden soll 
oder nicht auch Stellung nehmen und sagen: „Präventivkontrolt 
und Ausstellung von Gesundheitskartell ist unzulässig.“ 

Prof. Blasehko: Wir haben uns sogar für eine Präventivbou- 
trolle in bestimmtem Umfange erklärt, nämlich solange die PersoneD 
krankheitsverdächtig sind. Nur sind wir nicht weiter gegangen, zw 
Präventivkontrolle aller Prostituierten. 

Senatspräsident Sehmölder: Aber die Polizei wird sieb auf dt*n 
Standpunkt stellen, jede Prostituierte ist krankheitsverdächtig 

Geheimrat Mahling: Gestern hat Pastor Thierne die Bitte 
ausgesprochen, 2c zu ergänzen durch die Worte: „sich mit einer mit 
der Fürsorge betrauten Frau in Verbindung zu setzen und darüber 
den Nachweis zu erbringen.“ In Punkt 7 ist dann die Bede von 
diesen Fürsorgefrauen. Sie soll also genötigt werden, von vorn¬ 
herein irgendeine soziale Hilfe zu suchen und den Beweis er¬ 
bringen, daß sie das getan hat. Also: „sich mit einer mit der Für¬ 
sorge betrauten Frau in Verbindung zu setzen und darüber den Nach¬ 
weis zu erbringen.“ 

Prof. Blasehko: Das ist eigentlich alles schon in Punkt 7 ent¬ 
halten. Es sind ja doch nur Grundsätze, und die Landespolizei¬ 
behörde wird im Rahmen dieser Grundsätze noch Detailvorschrifteu 
geben. Ich glaube, wir können davon absehen und können nnn 
zu Punkt 4 übergehen: 

„Eine Person, die Räume zum Gewerbsunzuchtsbetriebe 
hergibt, ist verpflichtet, in diesen Bäumen für die von der zu- 
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ständigen Gesundheitsbehörde vorgeschriebenen Einrichtungen 
zum Schutze der Gesundheit Sorge zu tragen.“ 

Frau Fritsch: Da ist wieder sehr wichtig* daß diese Person* 
auch verpflichtet ist, der Polizei sofort zu melden, wenn sie eine 
Wohnung an einzelne oder mehrere Prostituierte vermietet hat usw. 

Gräfin Münster: Ich habe überhaupt dagegen gtoße Bedenken, 
daß man die Personen, die solche Bäume vermieten, dazu verpflich¬ 
ten will, diese Maßnahmen «zu treffen. Es würde doch genügen, 
die Prostituierte selbst dazu anzuhalten, die Schutzmaßnahmen zu 
treffen, die von der Gesundheitsbehörde verlangt werden. Wenn 
die Vermieter dazu verpflichtet werden, dann bekommen wir wieder 
tolerierte Häuser, die von Fachärzten beaufsichtigt werden, der 
Wirt steht also unter einer gewissen Kontrolle, er vermietet nur an 
Prostituierte. Dadurch wird sein Haus, seine Wohnung an sich 
schon etwas entwertet, und dadurch, daß der Facharzt es unter¬ 
sucht, wird es gestempelt zu einem Haus, in dem Unzuchtsbetrieb 
vorgenommen wird. Ich würde eine große Gefahr darin sehen, daß 
damit der Kuppelei wieder die Hand geboten wird, daß wieder 
ein richtiger organisierter Unzuchtsbetrieb darin stattfindet. Das 
wird dadurch aufgehoben, was wir wollen, daß die Prostituierten 
selbst freiwillig das in ihren Wohnungen haben. 

M. d. B. Lic. Mumm: In etwas anderer Weise und in weiterem 
Bahmen hat der Unterausschluß des Beichstages beschlossen, eine 
gesetzliche Begelung des Schlafstellenwesens in dem Sinne, daß 
die Aufnahme von Personen weiblichen Geschlechts in Schlafstellen 
nur solchen Personen gestattet wird, die polizeiliche Genehmigung 
dazu besitzen. Da ist also nichts von einem Spezialfall gesagt, son¬ 
dern ganz allgemein eine Konzession gefordert. Vielleicht würde 
uns das über die Schwierigkeiten hinwegbringen. 

Prof. Blasehko: Ich habe möglichst immer den Gedanken des 
Herrn Schmölder in diese Grundsätze hineinzu bringen versucht, 
daß der Wirt verantwortlich gemacht wird, daß ihm die Lasten 
auferlegt werden. Das ist noch lange keine Konzessionierung, wenn 
z. B. verlangt wird, daß, wenn jemand Bäume zum Unzuchtsbetrieb 
hergibt, da Gelegenheit zum Waschen vorhanden sein soll. Es ist 
Sache des Wirts, dafür zu sorgen, und dafür muß er verantwortlich 
gemacht werden können. Bisher wird ja eine ganz deutliche Kon¬ 
zession erteilt. Das ist hier gar nicht nötig. Es kann kontrolliert 
werden, genau so wie Schlafstellen kontrolliert werden. Wenn Sie eine 
Ahnung hätten, welcher Mangel an Hygiene namentlich in den Woh- 
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»ungenbesteht, wo dieMädohen bei Privatleuten 'wohnen, dann 
-würden Sie sicher zu dieser Forderung kommen. Da fehlt es an den 
elementarsten Reinigungemaßnahmen. Das muß gefordert werden 
ohhe einen Sehatten von Konzessionierung. 

Gräfin Münster: Wenn es sich'nur um Reinigung handelt, 
ist es selbstverständlich. Ich hatte an all die Einrichtungen beim 
Bremer System gedacht, daß Schutzmittel angeboten werden usw. 
Wenn der Wirt verpflichtet wäre, für all die Dinge zu sorgen, würde 
ich das für eine große Gefahr ansehen. 

Prof. Blasehko: Da es heißt, der Wirt darf nicht in andere 
als - mietsrechtliche Beziehungen treten, kann ich mir nicht denken, 
daß verlangt wird, er soll Automaten mit Schutzmitteln aufstellen. 
Dann müßte der Wirt sie bezahlen, und müßte daB dann auf die 
Miete aufschlagen. 

Ich denke zum Beispiel, daß die Polizei vorschreibt, es muß 
fließendes Wasser in solchen Räumen sein. (Zuruf: Das gibt es 
ja nicht mal in vielen Wohnungen des Westens!) Die Polizei kann 
aber die Forderung stellen, und wenn sie nicht erfüllt wird, kann 
der’Wirt bestraft werden, dann darf er dort keinen Unzuchtsbetrieb 
zulassen.' Fließendes Wasser in diesen Räumen halte ich für eine 
durchaus notwendige Forderung. (Zuruf: Wo finden Sie denn 
das ?) 

• Frau Fritsch: Ich bin auch entschieden dafür, daß für'die Woh¬ 
nung gewisse Verpflichtungen auferlegt werden, damit es nicht 
dazp- kommt, daß unternehmungslustige Leute mehrere Etagen 
als Absteigequartiere einrichten. Das würde durch solche Bestim¬ 
mungen sehr erschwert. In den Zimmern, wo Prostitutionsverkehr 
sich abspielt, müssen die Mittel gegen Ansteckung und die Schilder, 
die darauf hinweisen, vorhanden sein. 

'. Senatspräsident SehmSMer: Bei dieser Frage müssen wir tms 
immer vergegenwärtigen, daß wir eine Gesellschaft zur Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten sind. Daher müssen wir verlangen, 
daß alle Einrichtungen getroffen werden, die diesem Zweck dienen, 
und müssen solche Bedenken, wie sie geäußert wurden, deren Be¬ 
rechtigung ich durchaus anerkenne, zurückstellen. 

Prof. Blasehko: Der Wirt verkauft der Prostituierten ja nichts. 
Er hat z. B. einen Automaten, der nur zufällig in ihrem Zimmer 
steht, aber er bekommt das Geld nachher. Sie hat gar nichts damit 
zu tun, er hat die Schlüssel. Es gibt ja auch sonst z. B. Gasometer 
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in Wohnungen, die dem Wirt gehören und zu denen nur er den 
Sohlüssel bat. Dadurch werden die mietsrechtlichen Beziehungen 
nicht geändert. Wir können das also ruhig so lassen. 

Frl. Paula Müller: Ich bin natürlich gegen die Aufstellung solcher 
Automaten. Ich möchte aber hier nur ausdrücklich feststellen, 
daß, wenn wir hier sagen, daß der Wirt Sorge zu tragen hat für die 
von der Behörde vorgeschriebenen Einrichtungen zum Schutze der 
Gesundheit und es vorher heißt, daß der Wirt zu den Gewerbsunzucht 
treibenden Personen in keine anderen Bechtsbeziehungen treten 
darf, als sich aus dem Mietsverhältnis ergeben, das öffenbar em 
Widerspruch ist. ' ^ 

Senatspräsident Sehnttildcr: Der Wirt bleibt straffrei, wenn 
er eine Wohnung zum Unzuchtsbetrieb vermietet. Das ist also 
eine Wohnung, die für den Unzuchtsbetrieb geeignet sein muß. 
Wenn eine Wohnung zum Fabrikbetrieb vermietet wird, danü rhuß 
die Wohnung für den Fabrikbetrieb geeignet sein. Also der Staat 
stellt sich auf den Standpunkt : der Vermieter ist nur dann straf¬ 
frei, wenn er eine Wohnung zum Unzuchtsbetrieb vermietet, die auch 
für den Unzuchtsbetrieb geeignet ist. Dann sind diese Einrichtungen 
notwendig. f - 

Prof. Flcteh: Ich möchte nur dos weiter ausführen, was .yorbi.n 
gesagt worden ist: wenn heute ein Laden zpr Metzgerei eingerichtet 
wird, so bedarf es keiner Konzession, aber es müssen gewisse Dinge 
g(für den Metzgereibetrieb vorhanden sein, upd das kontrolliert.^lie 
, Polizei. Es ist nichts weiter, als daß jeder Raum, der bestimmten 
Zwecken dient, hygienisch diesen Zwecken angejjaßt werden muß. 

Prof. Bloschko: Wenn man nicht gewisse MSndestmaßnahpien 
für die Hygiene fordert, kommt man zu den {entsetzlichsten Zu¬ 
ständen. Denken Sie an die Hafenstädte, da wenden die elendesten 
Löcher, wo kein Licht ist, wo von Waschgelegenheit keine Rede 
ist, wo die Möglichkeit einer Desinfektion nicht besteht, für diese 
Zwecke benutzt, und dagegen wäre nichts zu machen. Also dafür 
muß der Wirt mit verantwortlich gemacht werden. , . ; 

Prof. Bloschko: Wir können wohl abstimmen und werden die 
Kamen derer feststellen, die dagegen sind. . 

Dagegen stimmen Frl. Paula Müller, Frau Scheven, Gräfin . 
Münster und Dr. Delbanco. 

Prof. Bloschko: Mit Ziffer 5 sind wir wohl alle einverstanden ? 

Wir kommen dann Zu Ziffer 6. •- •• 
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Prof. Flesch: Es heißt hier : es sollen besondere GeeundhaW- ft 
ämter errichtet werden. Würde nicht genügen „besondere Ämter 6 *'* 1 
Prof. Blaschko schließt sich dieser Fassung an. ( 

M. d.R. Liic. Mumm: Ich möchte auf Ziffer 5 noch zurück- I 
kommen. Es wurde gestern Herrn Pastor Thieme der Auftrag 1 
gegeben, einen von ihm gestellten Antrag zu formulieren. Irr 
möchte diese Formulierung in seinem Namen vortragen: 

„Die Polizei hat das Recht, bei der Feststellung dauernder 
Gewerbsunzucht die Aufnahme und Beibehaltung nachgewiesene! 
Arbeit zu überwachen oder die Überweisung an das Arbeitshaus sc 
beantragen.“ Pastor Thieme hat dabei die Kau tele geschaffen, 
daß die Feststellung dauernder Geweibsunzucht vorausgesetzt wird, 
nicht nur gewerbsmäßiger Unzucht. 

Prof. Goldschmidt: Juristisch habe ich erhebliche Bedenken 
dagegen. Der Ausdruck „dauernde Gewerbsunzucht** läßt den/ 
Einwand die Tür offen, als ob eine Gewerbsunzucht kein dauernder 
Zustand sein muß, und wir müssen gerade scharf daran festhalten. 
daß Gewerbsunzucht ein dauernder Zustand ist. Auch können wir 
der Polizei unmöglich die Befugnis geben, daß sie die Mädchen dem 
Arbeitshaus überweist. (Lic. Mumm: Sie soll es nur beantragen!) 
Das kann die Polizei nicht tun. Im Strafverfahren wegen Gewerbs¬ 
unzucht ist unter gewissen Voraussetzungen die Überweisung in j 
das Arbeitshaus zulässig; die wird selsbtverständlich vom Gericht | 
ausgesprochen. Also das steht jetzt schon im Gesetz. Auch ist das | 
nichts, was man als Erfolg erstreben sollte. Umgekehrt geht die 
Tendenz schon lange dahin, jugendliche Dirnen auf keinen Fall m | 
das Arbeitshaus zu schicken. Also ich sehe keine Veranlassung dazu, 
und jedenfalls gehört das nicht in die Grundsätze für- den Bundesrat. | 
Frau Scheven: Ich bitte auch, den Antrag abzulehnen. Ich 
halte es für außerordentlich gefährlich und auch gar nicht für I 
wünschenswert, daß eine ältere Prostituierte, wenn sie vielleicht ( 
sonst gar keinen großen Anlaß zu Klagen nach außen gegeben hat, 
dem Arbeitshaus überwiesen wird. Es würden nur desto gaehr 
jugendliche Rekruten der Gewerbsunzucht in diesen Strudel hinein¬ 
gerissen werden, denn es ist klar, daß der kolossalen Nachfrage ein 
gewisses Angebot entsprechen muß. Ich habe mehrfach gefunden, 
daß in Pastorenkreisen die Herren wünschen, es soll immer alles 
zur Strafe ins Arbeitshaus kommen und habe schon öfter dagegen 
anzukämpfen gehabt. Das sollte nur geschehen, wenn Vagabundage, 
Alkoholismus, Diebstahl usw. vorliegt, w'enn eine Person wirklich 
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durch ihre Lebensweise kolossalen Anstoß erregt, wenn sie vielleicht 
betranken auf der Straße gefunden wird usw. 

Prof. Blasehke: Ich glaube, wir können uns dem anschließen, 
loh halte das auch für sehr gefährlich. Wenn niemand sonst für den 
Antrag ist, so fällt er. 

Punkt 7 und 8 geben wohl au keinen Weiterungen Anlaß. Die 
Beiohstagskommission hat beschlossen, entsprechend unserer Fassung: 
„Gegen Jugendliche sind ausschließlich Erziehungsmaßnahmen 
zulässig", und damit nun diese Erziehungsmaßnahmen möglich 
werden, soll nach Ziffer 8 jeder Bundesstaat die geeigneten Maß¬ 
nahmen treffen. 

Ich schlage die Fassung vor: „Einer Person, die Gewerbsunzucht 
' treibt, darf keine amtliche Bescheinigung über eine statt« 
gefundene ärztliche Untersuchung oder deren Ergebnis 
ausgehändigt werden 

M. d. R. Dr. Strnve: Ich bitte, daß darüber abgestimmt wird. 

Diese von Prof. Blasohko vorgeschlagene Fassung wird ein« 
stimmig angenommen. Frau Scheven enthält sich der Stimme. 

Prof. Blaschko: Damit wären wir mit den Grundsätzen fertig. 
Wir werden den Mittermaierschen Entwurf heute nicht mehr 
beraten können; vielleicht ist es auch zweckmäßiger, damit zu warten, 
bis die Regierung ihren Gesetzentwurf vorlegt. 

Frau Seheven: Ich möchte folgende Erklärung zu Protokoll 
geben: 

„Die Unterzeichneten erklären zu Protokoll, daß sie dem 
„Entwurf von Grundsätzen“ nicht zustimmen, da sie die Befürch¬ 
tung haben, daß Punkt 2 und 4 eine neue Reglementierung für 
viel weitere weibliche Kreise als bisher bedeutet, der Polizei zu große 
Machtbefugnisse einräumt, und da sie die gesundheitliche Seite der 
Frage durch ein besonderes Gesetz, das alle Geschlechtskranken 
in gleicher Weise trifft, geregelt haben wollen.“ 

Kath. Scheven, Paula Müller. 

Dr. Delbaneo reicht folgende Erklräung ein: 

„Der Unterzeichnete gibt im Anschluß an die Erklärung von 
Frau Scheven und Frl. Paula Müller zu Protokoll, daß er die 
Befürchtung der Damen verständlich findet. Ein wirklicher Fort* 
schritt kann auch s. E. nür durch eine Meldepflicht und einen Be¬ 
handlungszwang aller Geschlechtskranken erzielt werden." 


Digitized by t^.ooQLe 



172 


Sachvorstäudigenkomini&Biou der D. GL B. GL 


.*•% Zu einer kurzen Erklärung zu dem Mittermäierschen Ent¬ 
wurf erhält das Wort 

. Prof. Fleseh: Ich möchte nur auf eins aufmerksam machen. 
Ein, ’ Sondergesetz zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten 
ist gerade von dem Standpunkt, den die Gesellschaft zur Bekämp¬ 
fung der Geschlechtskrankheiten immer vertreten hat, daß man 
die Geschlechtskranken entlasten müsse von ihrer Sonderstellung, 
unzweckmäßig. Ich möchte dringend bitten, daß wir solche Be¬ 
stimmungen nur im Bahmen des Reichsseuchengesetzes regeln. 

Die Reichstagsabgeordneten Dr. Struve und Mumm werden 
von der Gesellschaft gebeten, dahin zu wirken, daß die Bundes¬ 
regierungen mit : dieser Gesetzgebung so schnell als möglich Vor¬ 
gehen, und ihnen das Material der Gesellschaft bekannt zu machen« 

Schluß der Sitzung. 
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Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten 
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Beitrag zur Frage der Bekämpfung der Volkseeuchen.' 

Von 

Dr. Hans Mühsam (Berlin). 

I. Die Aufsuchung der Seuchenherde. 

Die Zunahme der Geschlechtskrankheiten während des furcht¬ 
baren Weltkrieges hat berechtigte, ernste Befürchtungen für den 
Bestand und die Zukunft des deutschen Volkes hervorgerufen. 
Eine Reihe von Vorschlägen ist gemacht worden, um die Weiter¬ 
verbreitung und-dD für den einzelnen wie für die Gesamtheit gleich 
verhängnisvollen Folgen der Seuchen zu verhindern, ohne daß 
sich bisher die Ansichten geklärt hätten. Es scheint, daß viele 
Ärzte und Volkswirtschaftler von einer Ausdehnung der für einige 
andere ansteckenden Krankheiten bestehenden Bestimmungen auf 
die genitalen Infektionen sich einen Erfolg versprechen. Unter 
anderen hat insbesondere Blaschko, der Vorsitzende der „Gestll- 
sclaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten“ sich mit ein¬ 
leuchtenden Gründen gegen die Anzeigepflicht, die einen Bruch 
mit unserem höchsten ethischen Prinzip, dem der Schweigepflicht, 
zur Voraussetzung hätte, ausgesprochen. Bevor ich auf das Thema 
näher eingehe, möchte ich noch die Schwierigkeit betonen, welche 
der Anzeigepflicht entgegensteht und meines Wissens noch nicht 
erörtert wurde. Sie betrifft die Identifizierung der er¬ 
krankten Person. 

Solange Arzt und Patient sich einander als Privatperson 
gegenüberstehen, hat der letztere ohne Frage das Recht, seine 
Personalien zu verschweigen, oder, soweit es nicht in betrügerischer 
Absicht geschieht, falsche Angaben über Namen, Adresse usw. zu 
machen. Er würde sich nur dann durch solche Unterlassung oder 
Handlung strafbar machen, wenn der Arzt ihm in Beamteneigen¬ 
schaft gegenüberstände. Es scheint doch aber recht zweifelhaft, 
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ob es möglich ist, dem Arzt ausschließlich für die Behandlung 
von Geschlechtskrankheiten Beamteneigenschaft beizulegen. Dieser 
Umstand spielt bei der Anzeigepflicht der übrigen Infektions¬ 
krankheiten, soweit sie meldepflichtig sind, keine Rolle, weil sie 
den Kranken an sein Haus fesseln. Auch besteht für sie viel 
weniger der Anreiz zur Verheimlichung. Schon diese naheliegende 
Möglichkeit, das Gesetz zu umgehen, muß seinen Wert in der 
Praxis beeinträchtigen. 

Die Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten stößt aus dem 
Grunde auf scheinbar so unüberwindliche Schwierigkeiten, weil sie 
nur einen Teil des großen Problems der Vernichtung der Volks¬ 
seuchen darstellt, das Teillösungen nicht zuläßt, sondern in seiner 
Gesamtheit angepackt werden muß. Unter Volksseuchen sind 
Krankheiten zu verstehen, welche leicht übertragbar sind, deren 
Übertragungsbedingungen häufig erfüllt werden, für welche die 
Disposition eine allgemeine ist, und welche geeignet sind, den 
Volkskörper als Ganzes zu schädigen. Die Schädigung des Volks¬ 
körpers aber ist zu erblicken in dem zeitweiligen oder dauernden, 
jedenfalls längeren Ausfall einer beträchtlichen ZaTil- von Arbeits¬ 
kräften, in der Herabsetzung der Zahl oder der Qualität-der Nach¬ 
kommenschaft der Befallenen und endlich in der gesundheitlichen 
Gefährdung der Volksgenossen. 

Demnach sind Volksseuchen die meisten chronischen In¬ 
fektionskrankheiten vor allen: die Tuberkulose, die Lepra, das 
Trachom, die Syphilis, die Gonorrhoe. 

Bei der geringen Bedeutung, welche die Lepra in unserem 
Lande spielt, war es ohne Aufwendung eines großen Apparates 
möglich, alle von ihr Befallenen aufzufinden und zu isolieren. 
Der lepröse Herd ist gewissermaßen radikal aus dem Volkskörper 
herausgeschnitten worden. Auch das Trachom hat nur örtliche 
Bedeutung in Deutschland, wenngleich periodisch hier und da 
auftauchende Fälle es angezeigt erscheinen lassen, diese Krank-^ 
heit zur Begründung des folgenden Vorschlages mit heranzuziehen. 
Ganz anders ist es mit der Tuberkulose, insbesondere der Lungen¬ 
tuberkulose. Sie ist eine ausgesprochene Volksseuche; ihre Be¬ 
kämpfung ist im Interesse der Gesamtheit ebenso wichtig wie die 
der Geschlechtskrankheiten. Aber welcher Art ist zurzeit ihre 
Bekämpfung? Der Kranke geht, wenn er will, zum Arzt; wenn 
er nicht will, läßt er es bleiben. Er tröstet sich vielleicht damit, 
daß sein Vater und sein Großvater auch gehustet haben, er geht 
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zum Schäfer, zur weisen Frau oder läßt sich vom Drogisten allerlei 
innere und äußere Quacksalbereien aufschwatzen und streut dabei 
den bazillenhaltigen Auswurf munter in der Welt herum. Er 
spuckt auf die Straße und in den Schalterraum der Post, er hustet 
in der elektrischen Bahn sein Gegenüber an und reicht seine be- 
hustete und infektiöse Handfläche zur Begrüßung. Zwar v ird 
durch Flugschriften und Vorträge für Aufklärung gesorgt, und 
überall hängen Mahnungen, nicht auf den Boden der Droschke, 
des Bahnsteiges usw. zu spucken — aber alle diese Aufklärungen 
sind doch rein platonischer Art. Niemand zwingt den Mann, sich 
behandeln zu lassen, niemand überwacht ihn und niemand schützt 
seine Umgebung. Und mit den Geschlechtskrankheiten ist 
es ebenso. Dem guten Willen des Kranken ist die In¬ 
itiative überlassen. Von ihm allein hängt es ab, ob 
er den Volkskörper schonen oder schädigen will. Und 
darin liegt der Kern des Problems. Man kann es auch 
als den Konflikt des Gemeinwohls mit der individuellen 
Freiheit bezeichnen. 

Dieses Problem erkennen, heißt aber schon es lösen. Kann 
wirklich ein Widerspruch zwischen der Freiheit des Einzelmenschen 
und dem Wohle des Gesamtorganismus, dem er angehört, bestehen? 
Sowenig wie zwischen dem Wohle des Körpers und der Selb¬ 
ständigkeit seiner Organe! Es fragt sich nur, was unter der ,,Frei¬ 
heit“ zu verstehen ist. Wenn die Freiheit die Erlaubnis für den 
(inzelnen bedeutet, jederzeit und jeden Ortes jedem Trieb, jeder 
Laune ohne Umstände hemmungslos Folge zu leisten, so wäre aller¬ 
dings ein Zusammenleben der Menschen miteinander nicht mög¬ 
lich. Auf eine solche Freiheit, die vielmehr eine Schrankenlosig¬ 
keit wäre, kann aber niemand Anspruch erheben, der mit anderen 
Menschen — und sei es nur rein körperlich — zusammen lebt. 
Bezeichnen wir als „äußere“ Freiheit (im Gegensatz zu der auf dtr 
sittlichen Vernunft begründeten „inneren“ Freiheit) die Zulässig¬ 
keit der Betätigung nach außen im weitesten Sinne, so ist deren 
Maß und Art im wesentlichen eine Funktion der sozialen Gemein¬ 
schaftsform. Für die äußere Freiheit lassen sich daher allgemein 
gültige Gesetze nicht geben; sie wechselt mit der Zeit, mit dem Ort, 
mit den Verhältnissen. Die äußere Freiheit des Gesellschafts¬ 
gliedes läßt sich am besten negativ definieren: sie umfaßt den 
Kreis derjenigen Handlungen, welche eine Person ausführen kann, 
ohne dem sozialen Organismus, dem sie angehört, zu schaden. 

13* 
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Daß sich dieser Kreis nicht ein für allemal umgrenzen läßt, mögen 
Beispiele dartun: ich darf heute einen in der Nähe menschliche 
Niederlassungen belegenen Baum mit Licht betreten; aber nicht 
morgen, weil er dann mit explosivem Gas gefüllt ist lind ich da¬ 
durch meine Mitmenschen in Gefahr bringen würde; ich darf meinen 
Kevolver abschießen, aber erst,, wenn alle Menschen aus der 
Schußrichtung fortgegangen sind. Diese Beispiele, die sich natür¬ 
lich ins Endlose vermehren ließen, sind recht banal, und doch 
stellen sie eine vollkommene Parallele zu dem Beispiel des oben 
erwähnten Pflichtkreises dar. Der Schwindsüchtige darf seinen 
Auswurf in der Wüste Sahara auf freiem Felde entleeren, aber 
er darf es nicht an Stätten tun, die von Menschen begangen sind. 
Der Luetiker darf heiraten, aber erst, wenn er ausgeheilt ist und 
für Frau und Nachkommenschaft keine Gefahr mehr birgt. Es 
kann demnach nicht zweifelhaft sein, daß der fahrlässige Kranke 
genau so antisozial handelt wie derjenige, der durch Mutwillen 
eine Explosion herbeiführt oder Mitmenschen erschießt. 

Hier wie dort hat der Staat, als der Repräsentant des Volks¬ 
ganzen, das Recht, die äußere Freiheit des einzelnen 
durch Vorschriften zu beschränken und Schaden für 
die Gesamtheit zu verhüten. Und dieses Recht wird Pflicht, 
wenn die Gefahr dringlich ist. 

Haben wir somit festgestellt, daß der Staat die Pflicht zur Be¬ 
kämpfung der Volksseuchen und das Recht zur Beschränkung 
der äußeren Freiheit des Einzelmenschen für diesen Zweck hat, 
so erhebt sich nunmehr die Frage, ob er auch die Macht dazu hat. 

Offenbar läßt sich diese Frage nicht beantworten, ehe wir den 
in diesem Sinne gültigen Begriff der Macht näher bestimmt haben. 
Er sagt aus, daß der Staat, will er seiner Pflicht genügen, die 
Fähigkeit haben muß, die Herde der Volksseuchen vollzählig auf¬ 
zufinden und unschädlich zu machen. Was den letzten Punkt be¬ 
trifft, so soll er in diesem Aufsatz außer Betracht bleiben. Die 
Aufsuchung der Volksseuchenherde, als notwendige Voraussetzung 
ihrer Beseitigung stellt uns vor eine Aufgabe, welche wir uns 
durch ein Beispiel anschaulich machen können: Vor mir steht 
ein großer Sack mit feinem Seesand; er enthält aber auch eine . 
große Anzahl von erbsengroßen Steinen, und ich erhalte den Auf¬ 
trag, diese vollzählig herauszusuchen. Da bieten sich zur Lösung 
zwei Wege: ich kann die Steine einzeln, so wie ich sie gerade sehe 
oder fühle, aus dem Sand herausholen, oder ich kann den Sack 


Digitized by vjjOOQ 10 



Beitrag eur Frage der Bekämpfung der Volksseuchen. 


177 


über einem feinen Handsieb in einen unter diesem stehenden Be¬ 
hälter ausschütten, wobei die Hteine von den Hiebmaschen zurück¬ 
gehalten werden. Offenbar gibt die zweite Methode eine ungleich 
größere Gewähr für die Vollständigkeit der Lösung der Aufgabe 
als die erste, da ich nur bei ihr den gesamten Inhalt des Hackes 
kontrolliere. Genau so verhält es sich mit der Aufsuchung der 
Verseuchten, insbesondere der Geschlechtskranken. Die zurzeit 
vorliegenden Vorschläge — ich kann allerdings hier draußen an 
der Front die Literatur nicht so genau verfolgen — befolgen 
durchweg die zuerst genannte Methode, so daß der Staat auf die 
Beeinflussung derjenigen Seuchenkranken beschränkt wäre, welche 
die Ärzte zufällig in die Hand bekommen. Alle nach diesem Prinzip 
arbeitenden Verfahren zur Aufsuchung der Seuchenherde müssen 
ihrer Natur nach unvollständige Ergebnisse liefern. 

Es gibt nur eine einzige Methode, welche es ermög¬ 
licht, alle Seuchenkranken ans Tageslicht zu ziehen: 
das ganze Volk muß periodisch durchgesiebt werden! 
In regelmäßigen Zwischenräumen ist von Staats wegen 
jeder Einwohner des Landes, ohne Rücksicht auf Alter 
und Geschlecht, auf den Stand und Rang, von Kopf 
zu Fuß zu untersuchen, ob er seuchenkrank und eine 
Gefahr für den Volksorganismus ist, von der er ein 
Glied darstellt. 

Nach den vorausgegangenen Ausführungen muß dem Staate 
zu einer derartigen Maßregel das Recht unbedingt zugesprochen 
werden. Überdies stellt sie kein völliges Novum dar; wird doch 
die körperliche Beschaffenheit jedes männlichen Bürgers bei der 
Musterung geprüft und später — während der militärischen Dienst¬ 
zeit — dauernd beaufsichtigt. Es würde sich demnach nur um 
die Erweiterung und Ausgestaltung einer schon bestehenden staat¬ 
lichen Kontrolle handeln. 

Der Staat kann diesen Schritt um so eher tun, als er in be¬ 
sonders hohem Maße das persönliche Interesse des ein¬ 
zelnen mit dem Nutzen für die Gesamtheit verbindet*. 
Es ist doch zu berücksichtigen, daß sich die Mehrzahl unseres 
Volkes oder auch nur ein nennenswerter Bruchteil sonst ohne 
dringende Veranlassung überhaupt nicht einer Untersuchung zu 
unterziehen pflegt. Sogar, wenn Veranlassung dazu vorliegt, ge¬ 
schieht es noch keineswegs immer. Der Schmerz, die Geschwulst, 
die Abnahme der Sehfähigkeit wird meist zuerst nicht beachtet, 
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später häufig verquacksalbert, bis endlich die Inoperabilitat eine« 
Karzinoms oder dk Sehnervenatrophie nach Neuritis optica dk 
Folge ist! Da ist es doch zweifellos von Nutzen für den Kranken, 
wemi als Nebenergebnis bei der Untersuchung ein beginnendes 
Leiden aufgedeckt wird, dessen Behandlung später aussichtslos 
wäre. Wie oft mag es auch Vorkommen, daß durch die Be¬ 
seitigung eines bisher nicht beachteten Fehlers die Arbeitsfähig¬ 
keit des Untersuchten gesteigert und damit sein Verdienst ge¬ 
mehrt werden könnte! Daß der Einzelne Nutzen von den regel¬ 
mäßig wiederholten Untersuchungen haben müßte, braucht nicht 
an weiteren Beispielen dargelegt zu werden. Kann ihm auch 
Schaden daraus erwachsen? Die Möglichkeit soll nicht geleugnet 
werden, daß jemand, der bisher auf eine geringfügige Anomalie 
nicht geachtet hat, einmal darauf aufmerksam gemacht, zum 
Kopfhänger wird. Aber ein vernünftiger Arzt wird nicht, ohne eine 
nützliche Absicht damit zu verbinden, jede Einzelheit seines Unter¬ 
suchungsbefundes dem Patienten mitteilen, und ein hypochondrisch 
veranlagter Mensch wird auch ohne ärztliche Untersuchung sich 
allerlei Leiden einbilden. Ein weiterer Einwand ließe sich wohl 
vom Standpunkt der Frauen aus geltend machen. Gewiß wäre 
es untunlich, alle verheirateten Frauen und junge Mädchen auf das 
Vorhandensein von Geschlechtskrankheiten zu kontrollieren. Wenn 
aber der ganze Körper: Augen und Lungen, Haut und Mund der 
Nachschau unterworfen wird, so bedeutet die Mit Untersuchung 
der Genitalien weder eine Verletzung der Scham, noch der Würde 
der Untersuchten. Auch diese Erwägung zeigt nur wieder, daß 
die isolierte Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten weder durch¬ 
führbar noch zweckmäßig, sondern nur im Rahmen der all¬ 
gemeinen Volksscuchenbekämpfung möglich ist. Es ist selbstver¬ 
ständlich, daß auf Wunsch — oder vielleicht auch ex officio — 
die Untersuchung der Frauen und Mädchen Ärztinnen übertragen 
werden muß. Auch würden, wenn die Untersuchung erst zu einer 
regelmäßigen staatlichen Einrichtung geworden sind, Bedenken der 
Prüderie wohl immer mehr verschwunden. Wir können daher zu¬ 
sammenfassen, daß die regelmäßige, halbjährliche Untersuchung für 
den einzelnen geringe Unbequemlichkeiten, aber niemals einen 
Schaden und häufig großen Nutzen bringen w 7 ird. 

Was die Erkennung der Volksseuchen betrifft, so sind 
Schwierigkeiten w r ohl nur bei der latenten Lues zu befürchten; ob 
es möglich sein w 7 ird, diese zu umgehen, muß die Erfahrung lehren. 
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Die ganze Bevölkerung halbjährlich serologisch zu untersuchen, 
ist nicht angängig. Die Zulässigkeit der Blut Untersuchung in 
verdächtigen Fällen ist aber ohne weiteres zuzugeben. Weiterhin 
muß die regelmäßige Durchführung der Untersuchungen vom rein 
medizinischen, vom hygienischen, vom anthropologischen und 
zahlreichen anderen Gesichtspunkten aus unschätzbar wertvoll 
sein. Das ganze Gebiet der sozialen Hygiene, die Lehre von der 
Verteilung der Krankheiten auf die verschiedenen Alters- und 
Bevölkerungsgruppen, ihre örtliche Verteilung und viele andere 
Wissensgebiete werden auf eine breite, statistische Basis gestellt 
und die praktischen Konsequenzen werden den Untersuchten 
wieder zugute kommen. 

Steht demnach die Berechtigung zur Einführung solcher regel¬ 
mäßigen Volksuntersuchungen, ebenso wie ihr Nutzen, von jedem 
Standpunkt aus gesehen, außer Frage, so ist doch noch ein wich¬ 
tiger Punkt zu erwägen: Die Durchführbarkeit der Maßregel. 

In unserem Heere kennen wir die Massenuntersuchungen 
schon lange; jeder Truppenarzt wird es bestätigen können, daß 
selbst, wenn einige hundert Gestellungspflichtige in kurzer Zeit 
gemustert werden müssen, grobe Irrtümer selten sind. Um eine 
so große Leistung wie bei den militärischen Untersuchungen 
handelt es sich aber bei meinem Vorschlag für den einzelnen Arzt 
gar nicht. Nehmen wir die deutsche Bevölkerung mit 66 Millionen 
Einwohnern an, und sollen diese alle 6 Monate einmal durchunter¬ 
sucht werden, so ergibt sich — von Sonn- und Feiertagen abgesehen 
— als Tagesaufgabe die Untersuchung von nicht ganz 446000 Per¬ 
sonen, stehen für deren Untersuchung 2500 Ärzte (s. u.) zur Ver¬ 
fügung, so kommen auf jeden Arzt 180 Kandidaten täglich; 
d. h. bei 8 ständiger Arbeitszeit Stehen für jede zu untersuchende 
Person fast 8 Minuten zu Gebote. Wenn man in Betracht zieht, 
daß bei der Mehrzahl der zu Untersuchenden normale Verhält¬ 
nisse vorliegen, deren Feststellung ja meist sehr schnell erfolgen 
kann, so bleibt für zweifelhafte und verdächtige Fälle entsprechend 
mehr Zeit übrig. Es ist dann Aufgabe der Erfahrung und Routine, 
durch Übertragung von bestimmten Funktionen an das möglichst 
zahlreich anzusetzende Hilfspersonal, die Zeit noch besser aus¬ 
zunützen. 

Die Zahl der zum medizinischen Studium Drängenden hatte 
schon in den letzten Jahren vor dem Kriege in fast geometrischer 
Progression zugenommen und prozentual bei weitem den Zu- 
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wachs der Bevölkerung überstiegen. Im Kriege wuchs die Zahl 
noch mehr, und außerdem wandte sich eine immer steigende Zahl 
von Frauen dem Studium der Medizin zu. Wenn man diesem 
Umstand die Ausdehnung des Versicherungszwanges auf immer 
weitere Volkskreise gegenüberstellt, so sind ernste Sorgen um die 
wirtschaftliche Zukunft des Ärztestandes gerechtfertigt. -Zweifel¬ 
los wird deshalb stets eine gewisse Zahl von Ärzten die Gelegenheit 
gerne ergreifen, längere oder kürzere Zeit im Staatsdienste zu 
arbeiten und gleichzeitig Kenntnisse und Erfahrungen zu ver¬ 
mehren. Ich habe die Zahl auf 2500, wie ich zugebe, sehr will¬ 
kürlich, für ganz Deutschland geschätzt ; ich bin aber überzeugt 
davon, daß sie eher zu niedrig als zu hoch gegriffen ist. Einzel¬ 
bestimmungen zur Durchführung der Anordnungen werden er¬ 
lassen werden, und unsere Standesorganisation wird Maßregeln 
treffen müssen, welche Konflikte zwischen Ärzten ausschließen 
(z. B. Verbot der Behandlung, Verbot am .Orte der Niederlassung 
als Untersuchungsarzt zu fungieren, usw.). Auch viele Spezial¬ 
ärzte und Anthropologen werden sich sicherlich zur Verfügung 
stellen, und bei dem wissenschaftlichen Eifer der deutschen Ärzte 
möchte ich eher glauben, daß dem Staate ein zu reiches Angebot 
von Kräften zur Verfügung stehen wird, als daß er an Mangel an 
Arbeitskräften auf die Durchführung der halbjährlichen Unter¬ 
suchungen Verzicht leisten müßte. 

Zusammenfassung: Es wird vorgeschlagen, daß die ge¬ 
samte Bevölkerung Deutschlands in halbjährlichen Zwischenräumen 
von Staats wegen untersucht wird, um die Volksseuchenherde 
vollständig festzustellen. Die Untersuchungen würden gleich wert¬ 
voll sein für den Staat, den Untersuchten, die Wissenschaft und 
die praktische Heilkunde. 

II. Die Beseitigung der Seuchenherde. 

Sind auf diese Weise die Seuchenherde möglichst vollzählig 
festgestellt, so tritt an den Staat die Hauptaufgabe heran, sie un¬ 
schädlich zu machen. 

Der Schaden, den ein seuchenkranker Mensch dem Staate 
zufügen kann, ist persönlicher und sachlicher Natur. In orsterem 
Falle ist er in der Gesundheitsschädigung der Mitbürger und in 
der Verminderung oder Verschlechterung der Nachkommenschaft 
begründet, in letzterem Falle in der Schädigung des Volks¬ 
vermögens durch den Ausfall von Arbeitskräften und die Steige- 
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rung der Ausgaben für die Wiederherstellung der Erkrankten und 
Erhaltung der invalide gewordenen Bürger. 

Das Recht des Staates, sich gegen diese Schädigung zu wehren, 
folgt aus der Formulierung des Staats begriff es, wie man ihn auch 
fassen mag, ohne weiteres. Wir haben oben entwickelt, wie aus 
diesem Recht die Pflicht für den Staat erwächst, im Interesse der 
Gesamtheit die „äußere“ Freiheit des einzelnen Staatsbürgers zu 
beschränken. 

Aus der obigen Aufstellung ergeben sich als Objekt des 
Schutzes* die Mitbürger des Seuchenkranken, seine zu erwartende 
oder schon vorhandene Nachkommenschaft und der Staat als der 
Inbegriff der gemeinsamen Volksinteressen; endlich der Erkrankte 
selbst, insofern für den Staat in diesem Sinne Leben und Gesundheit 
jedes seiner Glieder von Wert ist. 

Als Träger der Schutzmaßregeln werden demnach in Betracht 
kommen: der Seuchen kranke, der sich Vorschriften gefallen lassen 
muß, welche seine Gesundung herbeiführen und verhindern sollen, 
daß Infektionskeime aus seinem Körper in Nichtinfizierte gelangen; 
und die — genannten — Gefährdeten, deren Schädigung verhütet 
werden soll. 

Daß der Staat tatsächlich im Interesse der Allgemeinheit zu 
prophylaktischen und therapeutischen Eingriffen in die freie Ver¬ 
fügungsfähigkeit des t inzelnen über seinen Körper einzugreifen 
berechtigt ist, wird schon lange nicht mehr bestritten. Auf dieser 
Erkenntnis fußt das Pocken-Impfgesetz, die zwangsmäßige Inter¬ 
nierung gemeingefährlicher Geisteskranker, die zwangsmäßige Be¬ 
handlung geschlechtskranker Prostituierter und endlich die beim 
Militär bestehenden Verfügungen zur obligatorischen Wieder¬ 
herstellung der Gesundheit oder Leistungsfähigkeit Verwundeter 
und Kranker und zur Vorbeugung von Krankheiten. Es kann 
daher kein Zweifel bestehen, daß der Staat die Heilung 
der Seuchenkranken und alle Vorbeugungsmaßregeln 
gegenüber der Weiterverbreitung seiner Krankheit ohne 
Zustimmung des Kranken und des zu Schützenden an¬ 
wenden darf. Für dieses Recht ist Voraussetzung, daß der Be¬ 
troffene durch die Maßregeln keinen Schaden an Leben, Gesund¬ 
heit oder Eigentum erleidet ; diese Forderung folgt aus der grund¬ 
sätzlichen Gleichwertigkeit aller seiner Glieder für den Staat. 

Betrachten wir nun die Maßnahmen, welche der Staat zu 
treffen hat, im einzelnen, so zeigt sich, daß sie je nach der zu 
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verhütenden Krankheit verschieden sind. Wir wollen uns auf die 
für unser Land wichtigen beschränken, auf die Tuberkulose 1 ), die 
Syphilis und die Gonorrhoe. Die Tuberkulose wird durch Keime 
verbreitet, welche in der Mehrzahl letzten Endes aus der Lunge 
eines Kranken stammen. Die Provenienz der Bazillen aus anderen 
Organen spielt demgegenüber keine Bolle. (An zweiter Stelle 
kommt als Infektionsquelle die Kuhmilch in Betracht; davon soll 
aber hier nicht die Bede sein, weil die einschlägigen Maßregeln 
nicht in den Bahmen dieses Aufsatzes gehören und weil überdies 
die schon vorhandenen Vorschriften ausreichend erscheinen.) Dem 
Staat fällt demnach die Aufgabe zu, den tuberkulösen Lungenherd 
zu heilen und bis das erreicht ist, die Übertragung der aus ihm 
stammenden Krankheitskeime auf andere Menschen zu verhüten. 

Bekanntlich wird die Aussicht auf Heilung der Lungentuber¬ 
kulose um so geringer, je größer der schon erkrankte Teil der 
Lungen ist. Umgekehrt bieten beginnende Erkrankungen eine relativ 
günstige Prognose. Es kommt also alles darauf an, den initialen 
Spitzenkatarrh so frühzeitig wie nur irgendmöglich zu erkennen 
und zu behandeln. Weitaus die meisten Fälle von Lungentuber¬ 
kulose kommen heutzutage zu spät in ärztliche Behandlung. Der 
Kranke pflegt sich mit seiner „hartnäckigen Erkältung“ so lange 
herumzuschleppen, bis der Prozeß beträchtliche Ausdehnung ge¬ 
wonnen hat. Entweder ist es dann zu spät für die Heilung, oder 
der Heilungsprozeß dauert sehr viel länger, als er bei rechtzeitig 
einsetzender Behandlung gedauert hätte. In beiden Fällen ist 
die Arbeitskraft des Erkrankten für längere Zeit ausgeschaltet, 
hat die Krankenkasse oder Invalidenversicherung für längere Zeit 
Krankengeld und Heilungskosten zu zahlen, als notwendig ge¬ 
wesen wäre, und die wirtschaftlichen Verhältnisse des Kranken 
sind dadurch unter Umständen so zurückgegangen, daß er der 
Allgemeinheit zur Last fällt. Überdies kann er in der zwischen 
der Erkrankung und der Erkennung der Krankheit verstrichenen 
Zeit zahlreiche Menschen infiziert haben, mit denen er den Wohn- 
oder Arbeitsraum teilte. So ist eine Beihe von Schädigungen der 


x ) Es ist für die Absichten dieses Aufsatzes nicht notwendig, die Pro¬ 
phylaxe oder gar die Therapie der Lungentuberkulose sowie der anderen 
Krankheiten ausführlich zu erörtern. Da ich hier, an der Front, in den Be¬ 
sitz der einschlägigen Literatur nicht gelangen kann, wäre das auch unmög¬ 
lich. Kur solche Schutz- und Heilungsmaßregeln sollen besprochen werden, 
bei deren Durchführung der Staat mitzureden hat 
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Allgemeinheit durch die verspätete Entdeckung der tuberkulösen 
Natur der Lungenerkrankung bewirkt worden — Gründe genug 
für das Einschreiten der Staatsgewalt. 

Wird bei Gelegenheit der halbjährlichen Unter¬ 
suchungen oder durch die pflichtmäßige Anzeige ein 
beginnender Spitzenkatarrh festgestellt, so erwächst 
dabei dem Staate die unabweisbare Pflicht, seine Aus¬ 
heilung sofort und gründlich zu bewirken. Will der 
Kranke das von sich aus tun, so kann sich der Staat nur in dem 
Falle darauf einlassen, daß ausreichende Gewähr für die sach¬ 
gemäße Durchführung der Behandlung und Schutz der Umgebung 
geboten wird. In der Mehrzahl der Fälle wird er den Kranken 
sofort in eine, unter staatlicher Aufsicht stehende 
Lungenheilstätte zwangsmäßig zuw r eisen, in der dieser mit 
allen Hilfsmitteln, welche dem derzeitigen Stande der Medizin ent¬ 
sprechen, ohne Rücksicht auf die Kosten, von Staats wegen be¬ 
handelt wird. Dabei ist es grundsätzlich gleichgültig, ob der Staat 
sich an dem Vermögen des Behandelten oder der Kranken¬ 
kasse usw. schadlos hält. 

Das Ziel der Behandlung soll natürlich nach Möglichkeit die 
Heilung sein. Wird diese in angemessener Zeit erreicht, so ist der 
Nutzen der aufgewendeten Kosten für den Kranken wie für die 
Allgemeinheit gleich groß. 

Muß aber die Behandlung in der Lungenheilstätte als ver¬ 
geblich abgebrochen werden, schreitet der tuberkulöse Prozeß in 
der Lunge fort, so stellen wir den Kranken in die zweite Kategorie 
ein, die ich zum Unterschied von der schon angeführten die der 
„chronischen“ Lungentuberkulosen nennen will. Bei der sehr 
langen Zeit, welche bis zum Tode oder der schließlich doch noch 
eintretenden Heilung vergehen kann, ist die dauernde Isolierung 
dieser Kranken in Lungenheilstätten nicht angängig. Hier muß 
der Staat den Kranken die Initiative zum Versuch der Wieder¬ 
herstellung seiner Gesundheit überlassen, und sich selbst auf den 
Schutz der Bevölkerung vor der Ansteckung durch den Kranken 
beschränken. Zu diesem Zweck sind alle einschlägigen 
Maßregeln, welche jetzt in behördlichen Mahnungen 
nur empfohlen werden, ‘durch Verordnung zu befehlen, 
und die Zuwiderhandlung mit Strafe zu bedrohen. 
Vor allen Dingen ist also das Bespucken der Straßen und der 
Fußböden unter Strafe zu stellen. Als letztes Mittel muß die 
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zwangsweise Internierung Renitenter in Lungenkrankenhäuser zu 
Gebote stehen, wie man ja auch die Bevölkerung vor gemein¬ 
gefährlichen Geisteskranken durch deren Unterbringung in Irren¬ 
anstalten schützt. Liegt die Ausführung dieser Schutzmaßregeln 
dem Kranken ob, so haben eine zweite, die zu Schützenden zu be¬ 
folgen. Das Ziel dieser Bestimmungen ist, die gesunden Mitbürger 
vor der Aufnahme der vom Kranken ausgehenden Keime zu 
schützen. Da die Infektion wohl meistenteils in geschlossenen 
Räumen erfolgt (die Gründe dafür sind zu bekannt, als daß sie 
hier wiederholt zu werden brauchten), so ist die Beschäftigung 
Kranker zusammen mit Gesunden in denselben Arbeits¬ 
räumen, ebenso die Vermietung derselben Wohn räume 
gleichzeitig an Gesunde und Kranke (Schlafburschen!) 
zu untersagen. Einige Beschäftigungszw r eige müssen solchen 
Kranken überhaupt verschlossen sein; vor allen Dingen dürfen 
sie nicht als Ammen und Kindermädchen beschäftigt 
werden. Es wird nicht schwer sein, die notwendigen Bestim¬ 
mungen im einzelnen festzusetzen und an Hand der durch die 
halbjährlichen Untersuchungen gewonnenen Resultate ihre Durch¬ 
führung zu kontrollieren. 

Am schwierigsten wird es sein, die Familie des Kranken zu 
schützen. Zu diesem Zwecke ist nach Möglichkeit zu ver¬ 
hüten, daß ein „chronisch“ Tuberkulöser eine Familie 
gründet. Bekanntlich wird in einigen Staaten Amerikas un¬ 
heilbar Kranken die Fortpflanzung unmöglich gemacht. Ich halte 
das für eine grausame Übertreibung des Staatsgedankens. Aber 
einen gewissen Schutz vor den Kranken erfordert nicht nur die 
Sorge um das Gemeinwohl, sondern auch das Interesse des oft recht 
ahnungslosen anderen Ehekandidaten. Schon jetzt fordern viele 
Eltern ein Gesundheitsattest von dem zukünftigen Schwiegersohn. 
Es würde schon viel gewonnen sein,- wenn von Staats wegen 
der Untersuchungszwang für beide Ehekandidaten ein¬ 
geführt würde, und wann, ebenfalls von Staats wegen, 
das Untersuchungsergebnis mit einem, zutreffenden¬ 
falls eine Warnung enthaltenden, Gesamturteil der 
Gegenseite zuginge. Es ist anzunehmen, daß in der Mehrzahl 
der Fälle der gesunde Mensch vor der Ehe mit einem Kranken 
abstehen wird, wenn ihm deren w-ahrscheinliche Folgen in einem 
behördlichen, also uninteressierten, Gutachten klar vor Augen ge¬ 
führt werden. Einer schwangeren Tuberkulösen ist in ihrem eigenen 
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und im allgemeinen Interesse der Abort anzuraten. Dagegen ist die 
Tuberkulose des Vaters allein keine Indikation zur Entfernung 
der Frucht, weil die Gefahr der Infektion durch diesen in den ersten 
Kindesjahren nicht so groß ist, wie die durch die Mutter. Ist erst 
die Familie vorhanden, so wird der Staat kein wirksames Mittel 
haben, diese vor dem kranken Mitglied zu schützen. Denn wirklich 
durchgreifende Maßregeln würden den Bestand der Familie zer¬ 
stören und dadurch dem Staatsinteresse zuwiderlaufen. 

Die Pflichten des Staates zum Schutz seiner Glieder gegenüber 
der Syphilis ist gemäß der Eigenart dieser Erkrankung viel ein¬ 
facher zu formulieren. Sie kann nur lauten: Behänd lungs- 
zwang unter staatlicher Kontrolle bis zur Heilung. 
Dadurch scheidet von selbst die unsachgemäße oder kurpfusche¬ 
rische Behandlung aus. Diese Forderung ist aus den gleichen 
Gründen w r ie bei der Tuberkulose vom Standpunkt des Kranken 
aus, von seiten der zu schützenden Umwelt und von seiten des 
Volksvermögens'gerechtfertigt . Es gehört nicht in den Bahmen 
dieses Aufsatzes, die Keimzeichen der Heilung zu besprechen. 

Ferner ist der Staat ohne Zweifel aus den erwähnten Gründen 
befugt, ein zeitweiliges Heiratsverbot auszusprechen, dessen 
Dauer von sachverständiger Seite ein für allemal oder für jeden 
Fall besonders ausgesprochen wird. 

Sowohl bei der Lues wie bei der Gonorrhoe müssen vom 
Staate Vorkehrungen dagegen getroffen werden, daß der Kranke 
bewußt oder fahrlässig seine Krankheit auf Gesunde überträgt. 

Bekanntlich muß der angesteckte Soldat die Infektionsquelle 
angeben. So zweckmäßig und wirkungsvoll diese Maßregel auch 
ist, so wird sie sich auf bürgerliche Verhältnisse nicht übertragen 
lassen. Es muß schon dem Geschädigten die Initiative überlassen 
bleiben. Dann aber soll der Staat ihm kräftig zur Seite stehen, 
indem er exemplarische Strafen demjenigen androht, der absicht¬ 
lich oder fahrlässig einen Mitmenschen krank macht. Auch muß 
dem Erkrankten natürlich volle Entschädigung von seiten des 
Ansteckenden geleistet werden. 1 ) 

Im übrigen sind Behandlungszwang unter staatlicher 

] ) Es sei dabei bemerkt, daß solche EntschädigungsbestimmuDgen auf 
gewisse Kreise der Bevölkerung so lange ohne abschreckende Wirkung bleiben 
werden, als die Gesetze gutem Willen des Schuldners so weiten Spielraum 
lassen wie zurzeit- 
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Kontrolle und zeitweiliges Heiratsverbot ebenso wie bei 
der Lues so auch bei der Gonorrhoe gerechtfertigt. 

Was nun die Durchführbarkeit der Maßregeln bei der Be¬ 
kämpfung der Geschlechtskrankheiten betrifft, so gilt der Haupt¬ 
einwand, der gegen den Behandlungszwang erhoben wird, der mög¬ 
lichen Kompromittierung des Kranken und der damit verbundenen 
familiären, gesellschaftlichen oder wirtschaftlichen Schädigung. Eine 
solche zu vermeiden, ist durch entsprechende Modalitäten leicht zu 
erreichen. Es könnte zu diesem Zwecke folgender Weg versucht 
werden: Jeder Staatsbürger bekommt für die sechsmonatlichen 
Untersuchungen eine Kennzeichnungsnummer, z. B. Berlin, F. 874. 
Die Liste der zu jedem Namen gehörigen Kennzeichennummer 
wird auf der Polizei geführt. Die von der Polizei völlig unab¬ 
hängige Behörde, welche die halbjährlichen Untersuchungen vor¬ 
nimmt und die Durchführungen der Behandlungen kontrolliert, 
kennt die Einwohner des Bezirkes nur nach ihrer von der Polizei 
ausgehändigten Nummer. Wird nun Berlin, F. 3?4 eine anti- 
lut tische Kur aufgetragen, so schickt der behandelnde Arzt jede 
Woche der Aufsichtsbehörde eine Meldung darüber ein, ob der 
Patient mit dieser Nummer zur Behandlung gekommen ist oder 
nicht. Ist er einige Male ausgeblieben und taucht seine Nummer 
nicht wieder in der Meldung eines anderen Arztes auf, so 
schickt die aufsichtführende Behörde eine Mahnung an die Nummer 
in verschlossenem Briefe zu der die Liste führenden Abteilung der 
Polizei; durch diese geht der verschlossene Brief dem Empfänger 
zu. Dadurch ist erreicht, daß die aufsichtführende Behörde die 
Krankheit, aber nicht den Namen des Kranken, die Polizei seinen 
Namen, aber nicht die Krankheit kennt und der Brief kann sich 
ebensogut auf die Impfung, die Vorladung zur halbjährlichen 
Untersuchung, wie auf eine polizeiliche Anordnung: Beseitigung 
des Schnees, Anmeldung usw. beziehen. 

Ist der Patient durch wichtige Umstände verhindert, einige 
Behandlungstermine wahrzunehmen, so muß er das dem Arzt 
oder der Aufsichtsbehörde mitteilen. Nimmt er aber die Be¬ 
handlung — wie das ja so oft geschieht, nicht ernst, so muß ihn 
die Furcht vor dem Brief und den angedrohten Zwangsmaßregeln 
zur gewissenhaften Durchführung der Behandlung zwingen. Bei 
einem derartigen Verfahren bedeutet die Anzeigepflicht des 
Arztes für jeden neu in seine Behandlung tretenden 
Fall von Tuberkulose und Geschlechtskrankheiten, die 
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sich ja nur auf die Kennzeichennummer zu erstrecken 
hat, keine Indiskretion und ist entschieden zu fordern. 

Um das Gesagte zusammenZUfassen, so kann die Bekämpfung 
der Volksseuchen mit Aussicht auf Erfolg nur durchgeführt werden, 
wenn sie sich auf radikale, durchgreifende Gesetze stützt. Wird 
— wie bei der als einzigen Maßregel bisher vorgeschlagenen An¬ 
zeigepflicht — nur ein Bruchteil der Kranken gefaßt, wird es 
letzten Endes der Entscheidung der Kranken überlassen, ob er 
sich behandeln lassen will oder nicht — wie es trotz aller Auf¬ 
klärungen und Ermahnungen seitens der Beratungsstellen zurzeit 
der Fall ist, so wird nichts erreicht w r erden. Denn die nicht ver¬ 
schütteten Infektionsquellen werden vollauf genügen, um die Ver¬ 
seuchung des Volkes aufrecht zu erhalten. Einen lehrreichen 
Beweis dafür liefern die Statistiken über Erkrankungen an Pocken 
in den Ländern mit obligatorischer allgemeiner Impfung und 
denen ohne solche. Es ist die Pflicht des Staates, die Gesamtheit 
der Staatsbürger zu schützen und alle Mittel dazu anzuwenden, 
auch wenn gewisse Unbequemlichkeiten in Kauf genommen werden 
müssen. Solche wirksamen Mittel sind aber gegeben in der halb¬ 
jährlichen Gesundheitskontrolle der gi samten Bevölkerung, der 
Anzeigepflicht der Ärzte, der zwangsweisen Behandlung der Seuchen¬ 
kranken unter staatlicher Aufsicht, in der zwangsweisen Unter¬ 
suchung der Ehekandidaten und Mitteilung des Untersuchungs¬ 
befundes an beide Seiten — und eventuell eine Warnung — im 
zeitweiligen Eheverbot für Geschlechtskranke, sowie in Einzel¬ 
bestimmungen über den Schutz Gesunder vor Lungen- und Ge¬ 
schlechtskrankt n. 

Es ist lediglich Sache der Ausführungsbestimmungen, Härten 
für den einzelnen nach Möglichkeit zu mildern. 
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Die Wirtschaftslage der Familie und die Bevölkerungsfrage. 

Von 

A. Zeiler, I. Staatsanwalt in Zweibrücken. 

Was sich innerhalb der Familie im kleinen äußert, summt 
sich in der Volksgesamtheit zum Großen. Dort ein bedenkliches, 
immer stärkeres Zuriickgehen der durchschnittlichen Kopfzahl, 
hier ein empfindliches Sinken der Geburtenzahl. Innerhalb des 
Volksganzen vermag auch das gleichzeitige, an sich so erfreuliche 
Sinken der Sterblichkeit die Wirkung der sinkenden Geburten¬ 
zahl nur zu mildern, doch keineswegs auszugleichen, und wird 
dies immer weniger können, je mehr sich die Zurückdrängung 
der Sterblichkeit der ihr gezogenen natürlichen Grenze nähert. 

Ich brauche an dieser Stelle nicht auf die Gefahren des Ge¬ 
burtenrückgangs hinzuweisen — jene Gefahren, die ebenso sehr 
einer gedeihlichen Weiterentwicklung unserer Volkswirtschaft in 
den Werken des Friedens drohen wie der Zukunft von Volk und 
Reich an politischer Geltung und militärischer Sicherheit. Darum 
gilt es, jenen Schwund der Familie zu bekämpfen und mit ihm 
den Rückgang der Geburtenzahl. Mit allen Mitteln, die sich uns 
hierfür bieten. Ich brauche sie nicht im einzelnen aufzuführen. 
Es ist ja eine ganze Anzahl von Wegen, die sich zeigen, und keiner 
darf unbeschritten bleiben, sofein er nur geeignet scheint, uns dem 
Ziele näher zu bringen. Daß die Bestrebungen volksgesundheit¬ 
licher Art hier besondere Erfolge versprechen, und unter ihnen 
namentlich auch die Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten, 
steht außer Frage. Es ist aber eine leidige Erfahrung, daß das 
heiße Bemühen um solche Verbesserungen nicht selten daran 
scheitert oder zum wenigsten dadurch erschwert ist. daß beengte 
wirtschaftliche Verhältnisse der Durchfühiung der gebotenen Maß¬ 
nahmen im Wege stehen. Darum wäre viel damit gewonnen, 
wenn es möglich w r äre, die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der 
Familie in zureichendem Grade zu heben. 
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Auch an sich freilich schon, d.h. ohne solchen Zusammen¬ 
hang mit der Förderung gesundheitlicher Maßnahmen, wäre eine 
Stützung und Stärkung der Familie für die Bevölkerungsfrage 
von hohem Werte. Denn schon ganz unmittelbar führt wirt¬ 
schaftliche Schwäche zum Niedergang der Volkszahl. 

Die Entwicklung der Jahrzehnte hat bekanntlich einen immer 
allgemeineren und giünfilicheren Übergang von der Naturalwirt¬ 
schaft zur reinen Geldwirtschaft gebracht, und zumal bei der 
städtischen Bevölkerung ist dieser Übergang schon weithin restlos 
vollzogen. Darin scheint ein Hauptgrund der Tatsache zu liegen, 
daß die Familie in eine immer schwierigere Lage geraten ist, wo 
ihr die Aufgabe obliegt, den Unterhalt eines reichlichen Nach¬ 
wuchses zu bestreiten. Jeder neue Zuwachs äußert sich in einer 
empfindlichen Vermehrung der baren Aufwendungen für Haus¬ 
halt und Erziehung, und damit ist mit Notwendigkeit Anlaß und 
Zwang gegeben, mit der Kopfzahl der Familie zu rechnen, und 
hieraus wiederum ergibt sich die Beschränkung der Kinder¬ 
zahl von selbst, so daß wir schon von einer verbreiteten Neigung 
zur „Zweikinderehe“ sprechen und fast froh sein müssen, daß 
die Bewegung nicht schon allgemein selbst darüber hinaus ge¬ 
gangen ist. Zweifellos läuft hier ein Stück Übertreibung mit 
unter; aber in der Hauptsache ist es doch eine in Wirklichkeit 
bestehende ernsthafte Ursache, die zur Kinderzahlbeschiänkung 
führt. Kein Wunder auch, daß immer weniger Ehen den Mut 
zu einem natürlichen Familienwachstum finden, da daB Beispiel 
der kinderreichen Nachbarn abschreckt und warnt. Ist dpch mit 
der Pflicht zur Aufzucht eines einigermaßen zahlreichen Nach* 
wuchses ein gerüttelt Maß von Sorgen und Entbehrungen mit 
Notwendigkeit verbunden, und zugleich ein Rückgang der Lebens¬ 
haltung erheblich unter die Stufe, die der Einkommenschicht 
jedes Einzelnen entspräche. 

Haben wir diesen Zusammenhang erkannt, so ergibt sich die 
Folgerung von selbst: der Familie, die aus eigener Kraft ihre Auf¬ 
gabe nicht mehr vollständig zu leisten vermag, einen Teil ihrer 
Lasten abzunehmen und sie auf die breiteren Schultern der All¬ 
gemeinheit zu legen, da dieser doch auch die Segnungen eines 
an Zahl und Güte tüchtigen Nachwuchses zustatten kommen. 
Die beste Form dieser wirtschaftlichen Stützung und Stärkung 
aber liegt darin, daß der Familie ausgiebige Geldzulagen 
gewährt werden nach dem Maße ihrer Lasten. 

Zclttchr.f. Bekämpfung d. OesohlecbtskroiiKh. XVIII. 14 
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Dies ist auch das Ziel meiner bei Heß in Stuttgart erschienenen 
Schrift „Gesetzliche Zulagen für jeden Haushalt“ (1916, 1,20 M.), 
worin ich den Versuch unternommen habe, einen förmlichen Bei¬ 
hilfenplan zu entwerfen und an der Hand eines der Wirklichkeit 
entnommenen tüchtigen Zahlenstoffes eingehend zu begründen. 
Die Schrift berichtet über die Ergebnisse der mannigfachen Ver¬ 
suchsberechnungen und veranschaulicht %ie auf zwanzig Zahlen¬ 
tafeln und Zeichnungen. Ein näheres Eingehen auf Einzelheiten 
verbietet leider die Knappheit des Raumes; doch mag in aller 
Kürze das Wesentlichste mitgeteilt werden. 

Der Zweck fordert eine möglichst anpassungsfähige Gestaltung 
der Beihilfen. Es muß also zunächst eine grundlegende „Haus¬ 
haltungsbeihilfe“ gewährt werden und neben ihr eine Anzahl von 
„Kinderbeihilfen“ von mancherlei Stufung nach Erziehungsait 
und Alter der Kinder. Die erforderlichen Mittel wären selbst¬ 
verständlich sehr hoch — auch hierüber gibt meine Schrift Be¬ 
rechnungen — und müßten durch ein eigenes Umlegungs¬ 
verfahren aufgebracht werden. Wegen der Einzelheiten und 
des Ergebnisses der angestellten Berechnungen muß ich auf meine 
Schrift verweisen. Nur an einem schematischen Beispiel mag 
gezeigt werden, welches ungefähr die Wirkungen des Beihilfen¬ 
planes auf die Wirtschaftslage der Familie wäre. Nehmen wir 
als Beispiel vier Einkommenslagen! Nach der heute geltenden 
Ordnung bleibt die Einkommenshöhe von dem Umfange der 
Familienlasten unberührt; sie gilt also gleichmäßig für den Jung¬ 
gesellen, wie für den Familienvater mit acht Kindern. Nehmen 
wir also als Einkommenlagen an: M. 1000 2000 4000 6000 

so würden künftighin, nach Abglei¬ 
chung der Deckungsumlage mit den 
gegebenenfalls treffenden Beihilfenbe¬ 
trägen, als „berichtigtes Einkom¬ 
men 14 verfügbar sein: 

a) für den Unverheirateten . . . . M. 904 1664 8184 4704 

b) für ein kinderloses Ehepaar . . „ 1054 1964 3784 5604 

c) für eine Familie mit (beispiels¬ 
weise) fünf Kindern von 6,7, 10, 

11, 14 Jahren.„ 1444 2859 4496 6672 

Damit wäre, wie man sieht, der Familie nach dem Maße 
ihrer Lasten eine erhebliche wirtschaftliche Stärkung gewährt, 
also das hauptsächlichste Hemmnis weggeiäumt (oder wenigstens 
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in seiner Kraft geschwächt), das sich heute dem Familienwachstum 
entgegenstemmt. Zugleich aber wäre dadurch einer Forderung 
innerer gesellschaftlicher Gerechtigkeit genügt, insofern als wenig¬ 
stens ein Teilausgleich geschaffen würde für die starken Gegen¬ 
sätze, die heute zwischen den Wirtschaften des Unverheirateten, 
der kinderlosen Ehe, der starken Familie bestehen. 

Ich habe vorhin darauf hingewiesen, wie solche Beihilfen 
sowohl unmittelbar als mittelbar auf die Hebung der Volks¬ 
zahl einwirken müßten. Es mag erlaubt sein, hier noch den be¬ 
sonderen Zusammenhang mit der Bekämpfung der Geschlechts¬ 
krankheiten zu betonen. Abgesehen davon, daß durch eine bessere 
wirtschaftliche Lage der Familie viele junge Mädchen vor dem 
Lose bewahrt blieben, der Gewerbsunzucht zu verfallen, könnte 
es nicht ausbleiben, daß schon durch die Gewährung einer Haus¬ 
haltungsbeihilfe, dann aber auch durch die Geldbeihilfe zur Aus¬ 
stattung der heiratenden Tochter (eine der von mir geforderten 
Kinderbeihilfenarten) die Eheschließung an sich und im beson¬ 
deren die Frühehe gefördert würde. Daß aber hiermit wiederum 
den Geschlechtskrankheiten wirksam entgegengearbeitet würde, ist 
offensichtlich. So greift eins ins andere. So nüchtern die Auf¬ 
fassung ist: auch für die Gesellschaft gilt das Dichterwort: Es 
ist ihr ewig Weh und Ach, so tausendfach, aus einem Punkte zu 
kurieren — vom Geldstandpunkt aus! 

Mögen über die Art der Beihilfengewährung die Meinungen 
auseinandergehen; mag freudiger Zustimmung entschiedene Ab¬ 
lehnung entgegentreten und mancher Zaghafte und Unentschlossene 
von Bedenken und Zweifeln nicht loskommen können: so wird 
die Lösung der Aufgabe doch ungefähr in der Richtung gesucht 
werden müssen, nach der meine Arbeit weist. 


14* 
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Holcomb, Ist die venerische Prophylaxe ein Fehlschlag? (The Urologie and 

Cutaneous Review, März 1916, Referat aus dem Military Surgeon.) 

Der amerikanische Marinearzt Holcomb kommt im „Military 
Surgeon“ zu dem Resultat, daß die venerische Prophylaxe bisher recht 
erfolglos gewesen sei. Eine Bestrafung der Infektion sei ganz zwecklos. 
Schon im Jahre 1778 wurde im amerikanischen Kongreß eine Resolu¬ 
tion eingebracht, wonach jeder Offizier mit 10 Dollar und jede Mann¬ 
schaft mit* 4 Dollar Strafe belegt wurde, wenn er das Unglück hatte, 
sich eine Infektion zuzuziehen. An der Hand von statistischen Tabellen 
zeigt Holcomb den Fehlschlag der Propaganda der venerischen Pro¬ 
phylaxe in der Marine und kommt zu folgendem Schluß: Die medi¬ 
zinische Prophylaxe in der Marine hat in der Beschaffung einer Stelle 
bestanden, wo die Leute, wenn sie von Land kamen, sich untersuchen 
und behandeln lassen konnten, wenn sie sich einer Infektion ausgesetzt 
hatten. Die Mittel wurden nicht unmittelbar, sondern oft viel zu spät 
appliziert und die Erfahrung lehrte, daß gerade diese Verzögerung 
schuld daran war, daß das Gift von dem Blut und den Lymphdrüsen 
aufgenommen war, bevor die Antiseptica wirken konnten. Schon 1912 
berichtete Holcomb mit Dr. D. C. Cather zusammen über 3268 Fälle, 
welche unter den obigen Umständen gesammelt waren. Unter diesen 
waren 64 Gonorrhoen, 3ö Schanker und ein Fall von Syphilis. Die Zeit¬ 
umstände waren folgende: In 1385 Fällen wurde die Behandlung in der 
ersten bis achten Stunde nach dem Verkehr eingeleitet, darunter waren 
19 Infektionen (12 Gonorrhoen, 7 Schanker) oder 1,37%. Im Zwischen¬ 
raum von der ersten bis zwölften Stunde nach dem Verkehr waren unter 
741 Fällen 25 Infektionen (18 Gonorrhoen, 7 Schanker, 1 Syphilis) oder 
3,31%. Zwischen der 12. zur 24. Stunde nach dem Verkehr wurden 
in 920 Fällen 47 Infektionen festgestellt (20 Schanker, 27 Gonorrhoen) 
oder 5,1%. 222 Leute warteten mit der Behandlung vom 1. bis 10. Tag 
nach dem Verkehr und wurden zur Prophylaxe gezwungen; diese 
Zahl 222 zeigt den Mangel an Interesse und ist ein Beweis für die Gleich¬ 
gültigkeit gewisser Leute gegen jedwede Maßregel der Prophylaxe oder 
Vorbeugung, die zu ihrem Nutzen unternommen wurde. M. B. 

N< B. Karman, Der Einfluß der Dyphilit auf die Nachkommenschaft. (Brit. Med. 

Journ. 5. Febr. 1916. Ref. in The Urologie and Cutaneous Review 

März 1916.) 

Har man berichtet, daß, während die Folgen der Syphilis auf die 
Gebärfähigkeit der Frau wohlbekannt sind, doch noch einige genaue 
Zahlen existieren, welche diese allgemeine Kenntnis in einer leicht faß¬ 
lichen Form darstellen. In einer Umfrage über die Geschichten von 
1100 Kindern machte der Autor in 150 Fällen genaue Familienangaben 
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besonders in bezug auf die Mutter (eheliches Leben, Schwangerschaften 
usw.). Die Resultate sind folgende: 


Anzahl der | 
Schwanger¬ 
schaften ' 

Anzahl 

der 

Familien 

! 

Gesunde 

Kinder 

1 

1 

Fehl¬ 

geburten 

Tot- j 
geboren 

In den ersten^ Mit 
Lebenstagen 1 Syphili 
gestorben 1 behafte 

18 

1 

10 1 

_ 

i 

7 

1 

17 

1 

6 

2 

7 

1 

1 

16 

1 

1 

— 

— 

14 

1 

15 

1 

6 

2 

1 

5 

1 

14 

3 

11 

5 

7 

13 

6 

13 

5 

17 

4 

10 

26 

8 

12 

4 

21 

6 

7 

1 11 

3 

11 

10 

50 

1 8 

6 

! 33 

31 

10 ' 

7 

32 

8 

3 

18 

9 

0 

10 

33 

11 

7 

, 22 

17 

8 

16 

54 

24 

7 

, 17 

27 

7 

15 

50 

1 9 

4 

1 18 

24 

6 

14 

24 

3 

; 8 

14 

25 

5 

11 

23 

3 

1 6 

6 

17 

4 

17 

22 

4 

! 5 

19 

18 

3 

13 

I 16 

2 

1 

3 

17 

2 

10 

i 4 1 

1 

1 

3 

U 

1 I 

11 

— 

— 

— 

— 

11 

Summa 

150 

| 380 

| 92 

80 

230 

| 228 


Die folgende Tabelle zeigt zum Zwecke des Vergleichs die Resultate in 
150 gesunden Familien: 


150 gesunde Familien, von denen nicht genau bekannt ist, daß sie 
mit Syphilis behaftet sind. 


Anzahl der 1 
Schwangerschaft, 
für jede Mutter | 

Anzahl 

der 

Familien 

Gesunde ( 
Kinder 

Fehl¬ 

geburten 

' Tot- 
gebürten 

. - 1 

In den ersten 
Lebens tagen 
gestorben 

17 

i ' 

9 

3 

___ 1 

5 

16 

1 

11 

3 

— 

2 

15 

2 

19 

1 

3 

7 

14 

1 

12 

2 

— 

— 

13 

3 

28 

4 

— 

7 

12 

3 

25 

4 

*3 

4 

11 

6 

55 

2 

2 

7 

10 

6 

40 

6 

3 

8 

9 

7 j 

öl ! 

4 

1 

7 

8 

9 1 

55 

8 

— 

9 

7 

8 1 

31 

5 

— 

6 

6 

17 1 

83 l 

6 

1 

12 

5 

15 

62 

5 

2 

6 

4 

17 i 

57 

4 

— 

7 

3 

25 1 

68 

3 

1 

3 

2 

20 

35 

1 

1 

3 

1 

11 

10 

— ! 

— 

1 

Summa I 

150 1 1 

651 1 

61 1 

17 1 

94 


= 826 Schwangerschaften. 
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Referat«. 


Maßstab auf 1000 Geburten. 


Elternschaft ( 

Gesunde 

Fehl- 1 

Tot- 1 

Säuglings- 

a n Sypküi 

Kinder 

gebürten 

gebürten 

Sterblichkeit , 

gestorba 

syphilitisch 

345 

1 84 

73 

211 | 

210 

gesund 

791,7 

1 73,8 

20,5 

113,8 i 

— 


HB. 


Henriette Fflrthp Die Frauen und die Bevölkerung*- und die ScMzalMnpL 

Archiv für soziale Hygiene und Demographie. XI. Band, 1. Heft 191 j 

24 Seiten. 

Der bekannte Antrag der Reichstagsfraktionen, der den Erlaß eine? 
Gesetzes gegen den Verkehr mit Mitteln zur Verhinderung von Geburtei 
bezweckte, veranlaßt die Verfasserin gegen die Tendenz des Antrages 
Protest zu erheben. In dem Artikel, der mehr publizistischen Charakter 
hat, wird der Gedanke vertreten, daß an der Verminderung der Ge¬ 
burtenhäufigkeit wirtschaftliche und soziale Momente die ausschlag¬ 
gebende Bedeutung üben. Auf die Bevölkerungsstatistik der Stadt 
Frankfurt a/M. wird hierbei im besonderen Bezug genommen. Inter¬ 
essant ist die Feststellung des Geburtenrückganges in den Jahren 1907 
und 1910 um je 2 vom Tausend, den die Verfasserin auf die mit dem 
neuen Zolltarif (1906) und der Finanzreform (1909) eingetretene Steige¬ 
rung der Lebensmittelteuerung zurückführt. Unseres Erachtens un¬ 
angenehm wirkt das in einer derartigen Abhandlung wenig angebrachte 
Pathos, dessen Probe gleich der Anfangssatz abgibt: „Wir werden dk 
Mütter sein, deren das Vaterland bedarf“ usw. R.G. 

Dr. J. Rutgers, Ist die Prostitution ein notwendiges Obel? Übersetzt von Anne 

Adelaar- Fürth. Aus der Sammlung „Kultur und Fortschritt“ Nr. 529,30. 

30 Seiten in 8°. Gautzsch bei Leipzig, Verlag Felix Dietrich. Preis 50 Pf. 

In dem Nachwort zu seiner Broschüre sagt der Verfasser: „Indem 
ich Obenstehendes nochmals nachlese, schäme ich mich beinahe, die 
Literatur über diesen Gegenstand noch vergrößert zu haben: Worte, 
Worte!“ Na, zum Schämen liegt durchaus kein Anlaß vor. Ganz aus¬ 
gezeichnete, überaus menschenfreundliche Absichten und sehr wohl¬ 
wollende Gedanken erfüllen die kleine Schrift. Doch ist in ihr zu viel 
von dem enthalten, was man als — sagen wir — allzu geradlinige Auf¬ 
fassung bezeichnen kann. Der Verf. sieht die Dinge durch eine stark 
idealisierende Brille und natürlich sieht er sie oft entstellt. Trotz häufiger 
Schilderungen aus der Vergangenheit und Zukunft bleibt nach dem Lesen 
der Broschüre das Gefühl, als wenn dem Verf. unter dem Begriff „Pro¬ 
stitution“ fast nur die kasernierte Prostitution vorschwebt. Er ist offenbar 
Anhänger des Abolitionismus, des Neo-Malthusianismus und der Ge¬ 
wissensehe, „der freien Ehe“. Überhaupt ist in der Broschüre eher zu 
vielerlei berührt als zu wenig. Doch wird sich manches vielleicht dadurch 
erklären, daß sie nicht für das deutsche, sondern für das holländische 
Publikum ursprünglich geschrieben ist. R.G. 
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Herr Dr. Dreuw schickt uns unter Berufung auf den § 11 eines 
von ihm nicht näher benannten Gesetzes eine Notiz, in der er die 
Urheberschaft für die von Herrn Geheimrat Mittermaier in Nr. 2/3 
publizierten Gesetzesvorschläge in Anspruch nimmt. 

Unsere Leser wissen, daß Herr Geheimrat Mittermaier mit 
seinen Vorschlägen keineswegs etwas inhaltlich Neues, sondern nur seit 
Jahren von verschiedenen Seiten gemachte Vorschläge in die Form 
eines Gesetzes bringen wollte. Alles, was Dr. Dreuw in den Jahren 
1915, 1916 und 1917 in zahlreichen Zeitschriften und Zeitungen als 
sein neues System in die Welt hinausposaunt, sind längst bekannte 
und viel ventilierte Forderungen: das Gesundheitsamt, die Anzeige - 
pflicht und der Behandlungszwang für alle Geschlechtskranke; 
diese Forderungen sind z. B. in dem norwegischen Gesetzentwurf ent¬ 
halten, den ich 1900 in meiner ,,Hygiene der. Prostitution“ abgedruckt 
habe. Sie sind in den Kreisen der Frauen- und Sittlichkeitsvereine 
seit vielen'Jahren an der Tagesoidnurg gewesen. Zum Überfluß bringe 
ich noch aus Neissers Buch „Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten“ 
wörtlich folgende Zitate: 

S. 62: „Die Forderung eines Gesundheitsamtes habe ich (Neisser) 
bereits 1898 auf dem I. Internationalen Kongreß in Brüssel erhoben. 
Sie ist sodann von Block auf genommen und neuerdings wieder 
von Strömberg, Camillo Schneider, Bettmann, Blaschko, Dreuw 
u. a. erhoben worden.“ 

S. 121: „Die Frage der Anzeigepflicht oder des Anzeigerechts ist 
eine vielumstrittene. Gegner sind die meisten deutschen Autoren, 
die sich zu dieser Frage geäußert haben (Bernstein, Bettmann, 
Blaschko, Goldwater, Gottheil, Korn, Lesser, Siebert). Anhänger 
sind u. a. Flesch, Jellinek, Kiefer, Lenz, Maude, MeTck, Morrow. 
In Newyork und im Staate Jowa (Nordamerika) ist die Anzeige¬ 
pflicht sogar schon eingeführt.“ 

S. 276: „Block, Felix. Welche Maßnahmen können behufs Steuerung 
der Zunahme der Geschlechtskrankheiten ergriffen werden? Samm¬ 
lung klinischer Vorträge, Nr. 317, Leipzig 1901, Breitkopf & Härtel. 
„Ich halte zur Bekämpfung der venerischen Krankheiten für not¬ 
wendig den Erlaß eines besonderen Gesetzes gegen die Ver¬ 
breitung der ansteckenden Geschlechtskrankheiten, etwa folgenden 
Inhalts 

„Personen, die an ansteckenden Geschlechtskrankheiten leiden, 
sind bei Strafe verpflichtet, sich entweder in öffentlichen 
Anstalten oder von einem approbierten Arzte so lange behandeln 
zu lassen, bis der behandelnde Arzt die Ansteckungsfähigkeit 
für wahrscheinlich erloschen erklärt. Die Ärzte sind ver¬ 
pflichtet, ansteckende Geschlechtskranke, falls sie sich 
vorzeitig ihrer Behandlung entziehen oder ihnen verdächtig er¬ 
scheinen, Geschlechtsverkehr zu treiben, der Behörde behufs 
zwangsweiser Unterbringung in ein Krankenhaus anzuzeigen. 
Als Behörde zur Überwachung der Ausführung dieses Gesetzes 
denke ich mir besondere Gesundheitsräte, vielleicht zwei 
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Instanzen, aus Richtern, Verwaltungsbeamten und Ärzten zu¬ 
sammengesetzt . ‘ ‘ 

S. 277: „Lic. Bohn tritt in seiner Schrift: Was dann? Positive Vor¬ 
schläge zur Lösung der Prostitutionsfrage (Berlin 1914, Verlag 
des Deutschen Sittlichkeitsvereins) für folgende Punkte ein: 1. Ein 
grundlegendes Reichsseuchengesetz muß geschaffen werden, 
mit Einbeziehung der Geschlechtskrankheiten. Sie sollen unter 
Anzeigepflicht und Heilzwang gestellt werden. Für die Über¬ 
wachung der Krankheit kann eine diskrete Form gefunden 
werden.“ 

Diese Zitate könnten noch vermehrt werden, aber sie genügen 
wohl, um darztun, wie wenig berechtigt die Ansprüche des Dr. Dreuw 
sind. 
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für 

Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten 

Baad 18. 1917/18. Nr. 8. 

V. Sitzung der Sachverständigenkommission der D.G.B.G. 

am 24. Februar 1918. 

Tagesordnung: 

Beratung des Gesetzentwurfes zur Bekämpfung der Geschlechts- 

kiankbciten urd der „Richtlinien“. 

Anwesend vom Vorstand die Herren: Prof. Blaschko, 
Prof. Pinkus, Geh. Reg.-Rat Dr. Freund; ferner: Dr. Block- 
Hannover, San. Rat Chotzen-Breslau, Dr. Delbaneo-Hamburg, 
F au Dr. Ferchland-Berlin, Frau Profi Fritsch-Königsberg, 
Frau Fürth-Frankfurt a. M., Dr. Hahn-Hambuig, Geh. Med.- 
Rat Jadassohn-Breslau, Geh. Konsist.-Rat Prof. Mahling- 
Berlin, Dr. Marcuse-Ebenhausen, Dr. Max Müller-Metz, Frl. 
Paula Müller-Hannover, Frl. Pappritz-Berlin, Dr. Sanneman J 
Hamburg, Senatspräs. Schmölder-Hann.-Münden, Frau Schnei¬ 
de win-Magdeburg, Pastor Thieme-Berlin, sowie als Gäste: die 
Herren Prof. v. Calker (M. d. R.), Davidsohn (M. d. R.), Ge¬ 
heimrat Hitze (M. d. R.), Lützel (M.d. R.), Dr. Quarck (M.d.R.) 
und Reg.-Rat Campe-Hamburg, Polizeirat Weyand-Essen. 


Entwurf eines Gesetzes zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten. 

§ 1. Geschlechtskrankheiten im Sinne dieses Gesetzes sind Syphilis, 
Tripper und Schanker, ohne Rücksicht darauf, an welchen Körper¬ 
teilen die Krankheitserscheinungen auf treten. 

§ 2. Wer den Beischlaf ausübt, obwohl er weiß oder den Um¬ 
ständen nach annehmen muß, daß er an einer mit Ansteckungsgefahr 
verbundenen Geschlechtskrankheit leidet, wird mit Gefängnis bis zu 
drei Jahren bestraft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 

§ 3. Die Behandlung von Geschlechtskrankheiten und Krank¬ 
heiten oder Leiden der Geschlechtsorgane, die nicht auf Grund eigener 

Zeitsclir. f. Bekämpfung d. Geschleclitskrankh. XVII. 15 


Digitized by ^ooQle 







198 Sachverständigenkommission der D.G.B.G. 

Wahrnehmung an der zu behandelnden Person erfolgt (Fernbehandlung) 
ist verboten. 

Personen, welche die staatliche Anerkennung als Arzt (Appro¬ 
bation) nicht besitzen, ist auch jede andere Behandlung der im Abs. 1 
bezeichneten Krankheiten oder Leiden verboten, sofern die Behand¬ 
lung gewerbsmäßig erfolgt. 

Wer einem der in Abs. 1, 2 enthaltenen Verbote zuwiderhandelt, 
wird mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldstrafe bis zu zehn¬ 
tausend Mark oder mit einer dieser Strafen bestraft. Ebenso wird be¬ 
straft, wer sich zu einer Behandlung, die ihm nach Abs. 1, 2 verboten 
ist, öffentlich oder durch Verbreitung von Schriften, Abbildungen oder 
Darstellungen, wenn auch in verschleierter Form, erbietet. 

§ 4. Es ist verboten, Mittel, Gegenstände oder Verfahren zur 
Heilung oder Linderung von Geschlechtskrankheiten sowie von Krank¬ 
heiten oder Leiden der Geschlechtsorgane öffentlich oder durch Ver¬ 
breitung von Schriften, Abbildungen oder Darstellungen, wenn auch 
in verschleierter Form, anzukündigen oder anzupreisen oder solche 
Mittel oder Gegenstände an Orten, die allgemein zugänglich sind, aus¬ 
zustellen. 

Zuwiderhandlungen werden mit Gefängnis bis zu sechs Monaten 
nnd mit Geldstrafe bis zu dreitausend Mark oder mit einer^ dieser 
Strafen bedroht. 

Straflos ist das Ankündigen oder An preisen der im Abs. 1 be¬ 
zeichnten Mittel oder Gegenstände an Ärzte oder Apotheker oder an 
Personen, die mit solchen Mitteln oder Gegenständen erlaubter weise 
Handel treiben, oder in ärztlichen Fachzeitschriften. 

§ 5. Weibliche Personen, die gewerbsmäßig Unzucht treiben, 
.können einer gesundheitlichen Beobachtung unterworfen und zwangs¬ 
weise auf das Vorhandensein von Geschlechtskrankheiten ärztlich unter¬ 
sucht werden. Leiden sie an einer Geschlechtskrankheit, so können 
sie zwangsweise einem Heilverfahren unterworfen, insbesondere auch 
in ein Krankenhaus überführt werden, wenn dies zur wirksamen Ver¬ 
hütung der Ausbreitung der Krankheit erforderlich erscheint. 

Die Aufbringung der entstehenden Kosten regelt sich nach Landes¬ 
recht. 

§ 6. Das Strafgesetzbuch wird abgeändert, wie folgt: 

1) Als § 180a wird folgende Vorschrift eingestellt: 

D e Vorschrift des § 1-80 findet keine Anwendung auf das Ge¬ 
währen von Wohnung an Personen, die das achtzehnte Lebens¬ 
jahr vollendet haben, wenn damit weder ein Ausbeuten der Person, 
der die Wohnung gewährt ist, noch ein Anhalten dieser Person 
zur Unzucht verbunden ist. 

2) Im § 361 erhält die Nr. 6 folgende Fassung: 

6. eine weibliche Person, die gewerbsmäßig Unzucht treibt, wenn 
sie die zur Überwachung der gewerbsmäßigen Unzucht er¬ 
lassenen Vorschriften Übertritt. Die Vorschriften erläßt der 
Bundesrat; soweit der Bundesrat solche Vorschriften nicht 
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erläßt, können sie von der obersten Landesbehörde oder der 
von ihr bestimmten Behörde erlassen werden; 

3) Im §362 Abs. 2 wird als Satz 3 folgende Vorschrift eingestellt : 
Im Falle des § 361 Nr. 6 ist die Überweisung an die Landes¬ 
pol ; zeibehörde auch dann zulässig, wenn die Strafe gemäß § 73 
auf Grund eines anderen Gesetzes zu bestimmen ist. 

§ 7. Mit Gefängnis bis zu sechs Monaten und mit Geldstrafe bis 
zu dreitausend Mark oder mit einer dieser Strafen oder mit Haft wird 
bestraft: 

1) eine Amme, die ein fremdes Kind stillt, ohne im Besitz eines un¬ 
mittelbar vor Antritt der Stellung ausgestellten ärztlichen Zeug¬ 
nisses darüber zu sein, daß sie nicht an einer Ge sch recht skrank- 
heit leidet; 

2) eine weibliche Person, die wissend, daß sie an einer Geschlechts¬ 
krankheit leidet, ein fremdes Kind stillt; 

3) wer ein syphilitisches Kind, für dessen Pflege er zu sorgen hat, in 
Kenntnis der Erkrankung von einer anderen Person als der Mütter 
stillen läßt; 

4) wer ein geschlechtskrankes Kind in Kenntnis der Erkrankung in 
Pflege gibt, ohne die Pflegeeltern von der Krankheit des Kindes 
zu benachrichtigen. 

Straflos ist das Stillen oder Stillenlassen eines syphilitischen 
Kindes durch eine weibliche Person, die selbst an Syphilis leidet. 

Der Entwurf eines Gesetzes gege die Verhinderung von 
Geburten enthält folgende Bestimmungen: 

§ 1. Das gewerbsmäßige Herstellen oder Vorrätighalten, die Ein¬ 
fuhr, das Verkaufen, Feilhalten oder sonstige Inverkehrbringen von 
Mitteln oder Gegenständen, die geeignet sind, die Empfängnis zu ver¬ 
hüten oder die Schwangerschaft zu beseitigen, ferner das Aufsuchen 
von Bestellungen auf solche Mittel oder Gegenstände kann durch Ver¬ 
ordnung des Bundesrats verboten oder beschränkt werden. 

Soweit solche Mittel oder Gegenstände auch .geeignet sind, die 
Entstehung von Krankheiten, insbesondere Geschlechtskrankheiten, zu 
verhüten, soll die Verordnung des Bundesrats auf die Bedürfnisse des 
Gesundheitsschutzes Rücksicht nehmen. 

Die Verordnung des Bundesrats ist dem Reichstag, wenn er ver¬ 
sammelt ist, sofort, andernfalls bei seinem nächsten Zusammentritte 
zur Kenntnis zu bringen. 

§ 2. Wer der Verordnung des Bundesrats (§ 1) vorsätzlich zu¬ 
widerhandelt, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geld¬ 
strafe bis zu zehntausend Mark oder mit einer dieser Strafen bestraft. 
Der Versuch ist strafbar. 

Ist die Zuwiderhandlung fahrlässig begangen, so tritt Geldstrafe 
bis zu sechshundert Mark oder Haft ein. 

§ 3. Wer Mittel, Gegenstände oder Verfahren zur Verhütung der 
Empfängnis oder zur Beseitigung der Schwangerschaft öffentlich oder 

15* 
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durch Verbreitung von Schriften, Abbildungen oder Darstellungen, 
wenn auch in verschleierter Form, ankündigt oder anpreist oder solche 
Mittel oder Gegenstände an Orten, die allgemein zugänglich sind, aus¬ 
stellt, wird mit .Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldstrafe bis 
zu zehntausend Mark oder mit einer dieser Strafen bestraft. Straflos 
ist das Ankündigen oder Anpreisen dieser Mittel oder Gegenstände, 
soweit nicht ihre gewerbsmäßige Herstellung vom Bundesrat überhaupt 
verboten ist (§ 1), an Ärzte oder Apotheker oder an Personen, die mit 
solchen Mitteln oder Gegenständen erlaubterweise Handel treiben, oder 
in ärztlichen Fachzeitschriften. 

§ 4. Wer öffentlich oder durch Verbreitung von Schriften, Ab¬ 
bildungen ©der Darstellungen, wenn auch in verschleierter Form, seine 
eigenen oder fremde Dienste zur Vornahme oder Förderung der Be¬ 
seitigung der Schwangerschaft anbietet, wird mit Gefängnis bis zu 
einem Jahre und mit Geldstrafe b’s zu zehntausend Mark ode£ mit 
einer dieser Strafen bestraft. 

Ebenso wird bestraft, wer gewerbsmäßig Mittel, Gegenstände oder 
Verfahren zur Verhütung der Empfängnis bei anderen Personen an¬ 
wendet oder seine eigenen oder fremde Dienste zu ihrer Anwendung 
anbietet. 

§ 5. In den Fällen der §§ 2 bis 4 kann neben der Strafe auf Ein¬ 
ziehung der Mittel oder Gegenstände erkannt werden, auf die sich die 
strafbare Handlung bezieht, ohne Unterschied, ob sie dem Täter ge¬ 
hören oder nicht. Ist die Verfolgung oder Verurteilung einer bestimmten 
Person nicht ausführbar, so kann auf die Einziehung selbständig er¬ 
kannt werden. 

Neben Gefängnis kann auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte 
sowie auf Zulässigkeit von Polizeiaufsicht erkannt werden. 

Herr Blasehko gibt eine kurze Übersieht über Vorgeschichte 
und Inhalt des Entwuifs und eröffnet die Diskassion. Da eine all¬ 
gemeine Diskussion icht gewünscht wird, tritt die Sachverständigen¬ 
kommission alsbald in Diskussion der einzelnen Paragraphen ein. 

Za § 1 keine Besprechung. 

Za § 2 fordert Herr von Calker, daß die Tat nicht als Antrags¬ 
delikt, sondern als Offizialdelikt verfolgt werden soll, nur bei 
Ehegatten auf Antrag. Eine Verfolgung auf Grund dieses Para¬ 
graphen werde in Wirklichkeit nur sehr selten eintreten; es handle 
sich mehr um eine prävenierende Bestimmung. Es müsse in das 
Bewußtsein des Volkes eingehämmert werden, daß die Ansteckung 
mit Geschlechtskrankheiten ein strafwürdiges Verbrechen sei. 

Herr Marcuse glaubt, daß durch die Umänderung der Be¬ 
stimmungen des § 2 in ein Offizialdelikt der Erpressung Tür 
und Tor geöffnet würde; deshalb ist er mehr für die im Gesetz 
vorgeschlagene Fassung. 
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Auch Herr von Calker glaubt, daß vereinzelte Denunziationen 
zu erwa ten sein werden; aber es soll eben eine gewisse Beun¬ 
ruhigung durch dieses Gesetz erregt werden. 

Herr Blaschko ist entgegengesetzter Meinung. Er glaubt 
nicht, daß viele Denunziationen zu befürchten seien, zumal eine 
Verurteilung selten zu erwarten sei, vor allem schon deswegen, 
weil nicht nur der Nachweis einer bestehende Geschlechtskrank¬ 
heit, sondern vor allem der Beweis, daß der Kranke sich deren 
bewußt gewesen ist, außerordentlich schwer zu erbringen sei. Es 
komme aber auch nicht auf die Verurteilung, sondern auf die 
Warnung an, die durch den § 2 erzeugt werde. 

Frau Fritsch, Gräfin Münster, Frl. Müller und Herr Jadas- 
sohn fordern die Bestrafung ohne Antrag, während Frl. Pappritz 
und Herr Chotzen für den bisherigen Wortlaut des Paragraphen sind. 

Herr Quarek regt an, in den Paragraphen die Schadenersatz¬ 
pflicht aufzunehmen. Diese schrecke am besten ab, während das 
ethische Moment allein keinen ausreichenden Nutzen schaffe. Er 
verlargt die Meldepflicht wegen drohender Verbreitung der Krank¬ 
heit, namentlich für den Augentripper. 

Für die Bestrafung auf Antrag bei Eheleuten sprechen Herr 
Mahling, Frau Fritsch und Herr Jadassohn. Letztere beantragt: 
„Die Arzte sollen verpflichtet sein, die Patienten über 
die Bedeutung der Geschlechtskrankheiten aufzuklären; 
die Kranken sollen über den Empfang solcher Auf¬ 
klärungsbelehrung quittieren. In die Belehrung hinein 
muß der Satz: Wann die Kranken nicht mehr ansteckend 
sind, kann nur der Arzt feststellen. Sie können nicht 
selbst wissen, wann sie gesund sind.“ 

In der Abstimmung wird die Fassung angenommen: 

„Die Verfolgung tritt bei Ehegatten auf Antrag ein.“ 

Es stimmen dafür: alle außer Herrn Block und Marcuse. 

Der Antrag Jadassohn wird einstimmig angenommen; es ist 
zu empfehlen, daß er in die Ausführungsbestimmungen auf¬ 
genommen wird. 

Einstimmig wird der Zusatz Chotzen angenommen: 

„Neben der Gefängnisstrafe kann auf Geldstrafe er¬ 
kannt werden.“ 

Zu § 8 und 4 keine Besprechung. 

Zu § 5 bemerkt Herr Blaschko, daß es unklar sei, wie fest¬ 
gestellt werden soll, welche Personen „gewerbsmäßig Unzucht 
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treiben“. Gerade die Anfängerinnen, bei denen der Beweis dieser 
Betätigung nach den üblichen Methoden (Bestrafung durch den 
Richter, längere Beobachtung durch die Polizei) noch nicht ge¬ 
führt ist, sind die in gesundheitlicher Beziehung Gefährlichsten: 
die Polizei muß sie rasch unter freiere gesundheitliche Beob¬ 
achtung bringen können. Es muß heißen: „Personen, die drin¬ 
gend verdächtig sind, geschlechtskrank zu sein und ihre Erkran¬ 
kung weiter zu verbreiten.“ Dadurch kommt die Behörde in die 
Lage, in vereinzelten Fällen auch männliche Schädlinge der ge¬ 
sundheitlichen Überwachung zu unterwerfen: Zuhälter, als In¬ 
fektionsquellen Gemeldete, wegen Vergehen gegen § 2 dieses 
Gesetzes Bestrafte uswv Zu diesem Paragraphen'dindet eine sehr 
ausgedehnte Diskussion statt, in welcher Frl. Pappritz auf die 
Notwendigkeit der Erweiterung der Frauenfürsorge (erzieherische 
und fürsorgerische Überwachung) hinweist, Frau Fürth die Not¬ 
wendigkeit betont, diese offensichtlich nur auf die Überwachung 
der Frau sich beziehende Bestimmung auch auf den Mann aus 
.zudehnen; sie hält den Zwang, die Erkrankung der beim Heere 
an Geschlechtskrankheit Behandelten in die Heimat zu melden, 
für notwendig, ebenso wie den Ausbau der Beratungsstellen. Herr 
Block spricht für die Überwachung und zwangsweise Behandlung 
der Männer. H rr Weyand bestätigt die Ausführungen Blaschkos: 
zum Polizeiarzt kämen nur die älteren Prostituierten; die Herum 
treiberinne aller Art müssen unter die Obhut der Fürsorgedamen 
und dann der Beratungsstellen. Herr Davidsohn findet, daß der 
Antrag Blaschko nicht auf die Männer wirke; der letzte Ab¬ 
schnitt seines Antrages sei eine Abschvächung. Es sei nicht 
nachzuweisen, daß jemand verdächtig sei, die Ansteckung zu ver¬ 
breiten. Herr Blasehko gibt zu, daß die Bestimmungen des § 5 
in 95% nnd vielleicht noch mehr aller Fälle auf Prostituierte 
Anwendung finden werde; das liege aber an den tatsächlichen 
Verhältnissen. Er wendet sich aber gegen die vom Vorredner 
vorgeschlagene Überwachung aller Geschlechtskranken. Bei der 
ungeheuren Zahl derselben sei es unmöglich, sie alle zu kontrol¬ 
lieren. Herr von Calker regt eine Bestimmung an, daß mit Ge¬ 
fängnis bestraft werde, wer wisse, daß er geschlechtskrank 
s i und es unterließe, sich von einem approbierten Arzt 
behandeln zu lassen. Herr Hahn betont die Schwierigkeit, 
den Zwang zur Behandlung durchzuführen. In Hamburg erscheine 
auf Aufforderung der Beratungsstelle nur etwa die Hälfte der 
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Vorgeladenen. Die Freiwilligkeit ist nicht besonders erfolgreich. 
Zwang ist erforderlich. Er ist für den Beba:dlungszwang in Fällen, 
die nicht freiwillig sich der Behandlung unterziehen. 

Herr Freund wünscht, daß das Prinzip des Behandhmgs- 
zwanges ein geführt werde. 

Herr Chotzen glaubt nicht, daß dies durchführbar wäre, aber 
es verlohne sich wohl, es zu versuchen, 

Frau Fritsch empfiehlt an Stelle des ersten Sötzes des § 5 
einfach zu sagen: „wer geschlechtskrank ist . . 

Herr Quarek glaubt, daß die einfache Aufforderung der 
Kranken, sich ärztlich behandeln zu lassen, unwirksam sein werde. 
Dieses individualistische Prinzip ist in der Gesundheitspflege erfolg¬ 
los. Man muß dazu zwingen. Die Ärzte sollen die Verpflichtung 
auferlegt bekommen, jeden Kranken zu melden. 

Herr Hitze mahnt, den Behandlungszwang ja nicht mit 
Meldezwang zu vermengen. 

Bei der Abstimmung über die Anregung von Calker stimmen 
alle Anwesenden für den ärztlichen Behandlungszwang, außer den 
Herren Blaschko und Pinkus. 

Abstimmung über die Änderung des § 5: Der Antrag Blaschko 
wird einstimmig angenommen, so daß als Fassung des § 5 emp¬ 
fohlen wird: „Personen, die dringend - verdächtig sind, 
geschlechtskrank zu sein und ihre Erkrankung w.iter 
zu vj breiten, können...“. 

Zu § 6, 1 bemerkt der Vorsitzende, daß dieser Absatz dem 
Vorschlag der Sachverständigenkommission der D.G.B.G. ent¬ 
spricht (Sitzung Okt. 1916). Nach kurzer Besprechung (die Herren 
Schmölder, Campe, Mahling, Weyand, Müller, Frau Fürth) 
wird der Paragraph unverändert gebilligt. 

Zu § 6, 2 wünscht Frau Fürth statt „gewerbsmäßig“ * zu 
sagen „gewohnheitsmäßig“. 

Herr Davidsohn wünscht gleichmäßige Vorschriften für das 
ganze Beich. Weiterhin sprechen hierzu die Herren Blaschko, 
Hitze, Müller, Quarek. 

Die Fassung wird aber durch keinen Beschluß verändert. 

Zu § 6, 3 macht Herr Max Müller die Bemerkung, daß 
der § 300 des StrGBs. in der früher besprochenen Form („Eine 
unbefugte Offenbarung liegt nicht vor, wenn eine Behörde, eine 
Krankenkasse oder ein Arzt einen Kranken an die von den Landes¬ 
versicherungsanstalten eingerichteten Beratungsstellen meldet.“) 
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Terändert werden müsse. Ganz besonders wichtig wäre die Be¬ 
stimmung, daß zur Meldung geschlechtskranker Soldaten an die 
Beratungsstellen das Einverständnis der Kranken nicht nötig 
wäre; doch ist diese Bestimmung nur nach gesetzlicher Änderung 
des § 800 möglich. 

Zu diesem Punkt bringt Herr Chotzen folgenden" Antrag ein. 

„Die Sachverständigenkommission der D. G. B. G. 
richtet an den Herrn Kriegsminister das Ersuchen, 
die zurzeit geltende Meldevorschrift für geschlechts- 
kranke, versicherungspflichtige Heeresentlassene an die 
Beratungsstellen der Land es Versicherungsanstalten da¬ 
hin abzuändern, daß diese Meldung der Heeresverwal¬ 
tung von Amts wegen erfolgt und daß diese Meldung 
nicht von der Zustimmung des Erkrankten abhängig 
gemacht wird.“ 

Der Antrag wird angenommen und es wird beschlossen, mit 
allen Stimmen gegen eine (Max Müller) diesen Antrag an den 
Reichstag und das Kriegsministerium zu senden. 

Zu § 7 beantragt Herr Müller, den Schutz gegen syphili¬ 
tische Hebammen dazu zu nehmen. 

Herr Freund beantragt, den Kreis noch weiter zu ziehen. 

Herr Jadassohn. fordert ein Zeugnis nicht nur für die 
Amme, sondern auch für das zu stillende Kind, daß es 
nicht syphilitisch ist. 

Die Vorschläge Jadassohn und Müller werden angenommen. 

Weiterhin wird über die Richtlinien beraten, die die vom 
Bundesrat auf Grund des § 861/6, 2 StrGB. in der Fassung 
des § 6, 2 des neuen Gesetzes zu erlassenden Vorschriften zur 
Überwachung der gewerbsmäßigen Unzucht betreffen. 

Der Wortlaut der Richtlinien ist folgender: 

Richtlinien 

für die vom Bundesrat auf Grund des § 361 Nr. 6 Satz 2 des Straf¬ 
gesetzbuchs in der Fassung des § 6 Nr. 2 des Gesetzes zur Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten zu erlassenden Vorschriften zur Überwachung 
der gewerbsmäßigen Unzucht. 

Vorschriften zur Sicherung der Gesundheit. 

I. 

Jede weibliche Person, die gewerbsmäßig Unzucht treibt, ist ver¬ 
pflichtet, sich in regelmäßigen Zwischenräumen ärztlich daraufhin unter- 
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suchen zu lassen, ob sie frei von einer mit Ansteckungsgefahr ver¬ 
bundenen Geschlechtskrankheit ist. 

Die Untersuchung erfolgt entweder unentgeltlich in einer öffent¬ 
lichen Sprechstunde (Nr. II) oder auf Kosten der weiblichen Person 
durch einen von der Polizeibehörde zur Vornahme solcher Untersuchungen 
zugelassenen Privatarzt. 

Der untersuchende Arzt bestimmt, in welcheh Zwischenräumen die 
Untersuchungen zu wiederholen sind. 

II. 

In Gemeinden, in denen eine Überwachung der gewerbsmäß : gen 
Unzucht erforderlich erscheint, sind öffentlich^ ärztliche Sprechstunden 
eirzurichten, in denen die nach Nr. I Abs. 1 vorgeschriebenen Unter¬ 
suchungen unentgeltlich vorgenommen werden. 

Die Gemeinden, in denen solche Sprechstunden einzurichten sind, 
b:8timmt die oberste Landesbehörde oder die von ihr bezeicknete 
Behörde. 

Die Aufbringung der entstehenden Kosten regelt sich nach Landes¬ 
recht. 

III. 

Jede weibliche Person, die gewerbsmäßig Unzucht treibt, hat einen 
Auswe s darüber, daß die vorgeschriebenen Untersuchungen regelmäßig 
vorgenommen worden sind, bei sich zu führen und auf Verlangen den 
Beamten des Polizei- und Sicherheitsdienstes vorzuzeigen. Der Aus¬ 
weis wird den weiblichen Personen in der öffentlichen Sprechstunde 
oder von dem in Anspruch genommenen Privatarzt bei der ersten ärzt¬ 
lichen Untersuchung ausgehändigt. 

Dar Ausweis muß enthalten: 

1. Die zur Feststellung der Persönlichkeit der Inhaberin erforder¬ 
lichen Angaben nebst einem vom Arzte abzustempelnden L : cht- 
bilde; 

2. Raum für die Bescheinigungen über die in Nr. II vorge¬ 
schriebenen ärztlichen Untersuchungen und deren Ergebnis; 

3. einen Abdruck der für die Überwachung der gewerbsmäßigen 
Unzucht erlassenen Vorschriften. 

Das Muster für den Ausweis wird von der obersten Landesbehörde 
festgestellt. In öffentlichen Sprechstunden und von den nach Nr. I 
Abs. 2 zugelassenen Privatärzten sind dem Muster entsprechende Vor¬ 
drucke vorrätig zu halten. 


IV. 

Bei jeder Untersuchung ist der Ausweis vorzulegen. 

Der untersuchende Arzt hat Zeit und Ort der Untersuchung, den 
Zeitpunkt der nächsten Untersuchung sowie im Falle.der Erkrankung 
die der erkrankten Person gegebenen Weisungen in den Ausweis ein¬ 
zutragen; die Eintragung ist von dem Arzte durch Unterschrift unter 
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Beifügung eines Dienst- oder Namensstempels zu bescheinigen. Der 
untersuchende Arzt ist ferner verpflichtet, dafür zu sorgen, daß die 
einer erkrankten Person gegebene Weisung, sich ärztlich behandeln 
zu lassen, befolgt wird. 

V. 

Jede weibliche Person, die gewerbsmäßig Unzucht treibt, ist ver¬ 
pflichtet, sich ärztlich behandeln zu lassen, wenn sie an einer mit An¬ 
steckungsgefahr verbundenen Geschlechtskrankheit leidet. Die Be¬ 
handlung durch einen Privatarzt ist zulässig. 

Die Behandlung muß bis zur Beseitigung der Ansteckungsgefahr 
fortgesetzt werc e n. 

VI. 

Jede weibliche Person, die gewerbsmäßig Unzucht treibt, ist ver¬ 
pflichtet, den ärztlichen Weisungen des untersuchenden und des be¬ 
handelnden Arztes Folge zu leisten. 

Ist die Behandlung in einem Krankenhause erforderlich, so ist 
der erkrankten Person von dem untersuchenden oder dem behandelnden 
Arzte aufzugeben, sich in ein Krankenhaus aufnehmen zu lassen. Ein 
Vermerk hierüber ist in den Ausweis einzutragen. 

VII. 

Bestehen Bedenken gegen die Echtheit einer von der weiblichen 
Person vorgezeigten Bescheinigung über die ärztliche Untersuchung 
oder besteht Verdacht, daß der Ausweis zu Unrecht geführt wird, oder 
daß die ärztlichen Untersuchungen nicht vorschriftsmäßig stattgefunden 
haben, so kann die Polizeibehörde die Untersuchung in einer von ihr 
bestimmten öffentlichen Sprechstunde anordnen. 

Vorschriften zur Sicherung der öffentlichen Ordnung. 

VIII. 

Weiblichen Personen, die gewerbsmäßig Unzucht treiben, ist vc 1 - 
boten: 

1. Zuhälter bei sich aufzunehmen, mit einem Zuhälter in der¬ 
selben Wohnung zu wohnen oder sich von einem Zuhälter 
beherbergen oder öffentlich begleiten zu lassen; 

2. an ihre Besucher alkoholische Getränke oder ähnlich wirkende 
berauschende Genußmittel abzugeben oder die Abgabe solcher 
Getränke oder Genußmittel in ihren Wohnungen durch Dritte 
zu gestatten; 

3. in Gast-, Schank- und Speisewirtschaften, Fremdenheimen, 
Kaffeehäusern, Vereins- und Gesellschaftshäusern eine Stel¬ 
lung anzunehmen oder bei Inhabeni oder Geschäftsführern 
solcher Wirtschaften oder Betriebe oder in Häusern, in denen 
sich solche Betriebe befinden, zu wohnen; 

4. die Gesundheits- oder Körperpflege an anderen auszuüb.n 
oder sich dazu öffentlich zu erbieten. 
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IX. 

Weiblichen Personen, die gewerbsmäß g Unzucht treiben, kann von 
der Polizeibehörde verboten werden, auf bestimmten Straßen und Plätzen 
sowie in bestimmten öffentlich zugänglichen Räumen der Unzucht nach¬ 
zugehen. 

X. 

Weiblichen Personen, die gewerbsmäßig Unzucht treiben, kann 
von der Polizeibehörde das Wohnen in bestimmten Straßen und Häusern 
verboten werden. 

Weitere Beschränkungen hinsichtlich der Wahl der Wohnung sind 
nicht zulässig. 

XI. 

Weiblichen Personen, die gewerbsmäßig Unzucht treiben, kann das 
Wohnen sowie der Aufenthalt in den von der obersten Landesbehörde 
oder der von ihr bestimmten Behörde bezeichneten Gemeinden durch 
die höhere Verwaltungsbehörde verboten werden. 

XII. 

Weiblichen Personen, die gewerbsmäßig Unzucht treiben, ist verboten: 

1. bei Familien zu wohnen, in denen Minderjährige unter acht¬ 
zehn Jahren vorhanden sind; 

2. mit Minderjährigen Beziehungen anzuknüpfen, die zu einer sitt¬ 
lichen Gefährdung der Minderjährigen zu führen geeignet sind; 

3. öffentlich ein auffallendes. Anstoß erregendes oder zur Un¬ 
zucht anreizendes Benehmen zur Schau zu tragen. 

Besondere Vorschriften für weibliche Personen, die unter 
polizeiliche Aufsicht gestellt sind. 

XIII. 

Eine weibliche Person, die wegen einer Zuwiderhandlung gegen 
§ 361 Nr. 6 des Strafgesetzbuchs rechtskräftig verurteilt ist und nach 
Verbüßung der Haftstrafe sich wieder einer solchen Zuwiderhandlung 
Bchuldig gemacht hat und hierwegen rechtskräftig verurteilt ist, kann 
einer polizeilichen Aufsicht unterstellt werden. 

Auf weibliche Personen, die nach den bisherigen Vorschriften oder 
gemäß Abs. 1 einer polizeilichen Aufsicht unterstellt sind, finden die 
Vorschriften der Nrn. XIV bis XVII und soweit sich aus diesen nicht 
ein anderes ergibt, auch die Vorschriften der Nrn. I bis XII Anwendung. 


XIV. 

Weiblichen Personen, die wegen gewerbsmäßiger Unzucht unter 
polizeilicher Aufsicht stehen, wird ein von der Polizeibehörde aus¬ 
gestellter Ausweis ausgehändigt. Die Polizeibehörde führt eine Liste 
über die Personen, denen ein solcher Ausweis ausgestellt ist. 

Die regelmäßigen Untersuchungen und die Eintragung der Unter- 
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suchungen und ihres Ergebnisses in den Ausweis werden von dem Polizei- 
arzfc vorgenommen. 

Die Polizeibehörde kann in geeigneten Fällen erlauben, daß die 
Untersuchungen in einer öffentlichen Sprechstunde oder auf Kosten 
der Person durch einen von der Polizeibehörde bezeichneten Privatarzt 
vorgenommen werden; die Erlaubnis kann jederzeit widerrufen werden. 

Die Person, der diese Erlaubnis erteilt ist, hat der Polizeibehörde 
auf Verlangen nachzuweisen, daß sie den Anordnungen der Polizei¬ 
behörde und des untersuchenden Arztes Folge geleistet hat. 

XV. 

Weiblichen Personen, die wegen gewerbsmäßiger Unzucht unter 
polizeilicher Aufsicht stehen, kann das Betreten bestimmter Straßen 
und Plätze sowie bestimmter öffentlich zugänglicher Bäume von der 
Polizeibehörde verboten werden. 

Die Vorschrift der Nr. X Abs. 2 findet auf solche Personen keine 
Anwendung. 

XVI. 

Eine weibliche Person, die wegen gewerbsmäßiger Unzucht unter 
polizeilicher Aufsicht steht, kann von der Polizeibehörde auf Antrag 
aus dieser Aufsicht entlassen werden, wenn anzunehmen ist, daß sie 
nach der Entlassung die in den Nrn. I bis XII enthaltenen Verpflich¬ 
tungen erfüllen wird. 

Die Entlassung wird in den polizeilichen Listen vermerkt. 

Nach der Entlassung finden die Vorschriften der Nm. I bis XII 
mit der Maßgabe Anwendung, daß die weibliche Person der polizei¬ 
lichen Aufsicht wieder unterstellt werden darf, wenn sie wegen einer 
Zuwiderhandlung gegen § 361 Nr. 6 des Strafgesetzbuchs rechtskräftig 
verurteilt ist. 

XVII. 

Eine weibliche Person, die wegen gewerbsmäß ger Unzucht unter 
polizeilicher Aufsicht steht, kann ihre Entlassung aus dieser Aufsicht 
verlangen, wenn sie glaubhaft macht, daß sie die gewerbsmäßige Un* 
zucht nicht mehr ausübt. Der Ausweis ist der Polizei zurückzugeben 
und zu vernichten. 

Die Entlassung wird in den polizeilichen Listen vermerkt. 


Besondere Vorschriften 

für weibliche Personen unter achtzehn Jahren. 

XVIII. 

Die Vorschriften dieser Verordnung finden keine Anwendung auf 
Minderjährige, die das achtzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet haben. 

Treiben solche Personen gewerbsmäßige Unzucht, so sind sie der 
Vormundschaftsbehörde zuzuführen. Die Vormundschaftsbehörde hat 
die erforderlichen Erziehungs- und Besserungsmaßregeln anzuordnen. 
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Der Vorsitzende setzt auseinander, daß die Richtlinien drei 
Gruppen von Personen unterscheiden: 

1. Jugendliche Personen. 

2. Ältere als 18 Jahre, die unter Polizeiaufsicht stehen. 

8. Ältere als 18 Jahre, die nicht unter Polizeiaufsicht stehen. 

Hauptgegenstand der Beratung ist die Frage, ob den unter¬ 
suchten, gewerbsmäßig Unzucht treibenden Personen eine Aus¬ 
weiskarte und mit welchem Inhalt in die Hand gegeben werden soll. 

Herr Blasehko erklärt sich gegen einen solchen Ausweis und 
ist dafür, daß, wie dies jetzt schon in Berlin üblich ist, der Nach¬ 
weis über das Ergebnis von der Untersuchten (oder von dem 
untersuchenden Arzt) regelmäßig der Gesundheitsbe örde ein- 
gesandt wird. 1 ) 

Geht nämlich kein regelmäßiger Bescheid an die Gesundheits¬ 
polizei, so erfährt diese nichts von etwaigen Erkrankungen. Die 
Prostituierte kann trotz ihrer Erkrankung ihrem Beruf weiter 
nacbgehen, sofern ihr nicht zufällig einmal von einem Beamten 
auf der Straße der „Ausweis“ abverlangt wird. 1 ; Der Ausweis 
ist entbehrlich und schädlich; er verführt die Polizei zu Razzien, 
er gewährt der Prostituierten anscheinend eine Betriebs konzess ion, 
und die Eintragungen geben ihr in den Augen des Publikums 
eine Gesundheitsgarantie. — Das Berliner System der grauen 
Karten ist viel besser; die Behörde ist dauernd informiert. 

Herr Jadassohn: Die Befürchtungen mit der Karte gehen zu 
weit. Die Karte kann nichts schaden, sogar nützen. Allerdings 
müßte sie einen Vermerk tragen, etwa: „Nicht geheilt“. 

Frau Fritsch: In die Hand der Prostituierten darf keine Karte 
gegeben werden, die sie dem Publikum gegenüber benutzen kann. 

Herr Hahn: Den Ausweis braucht die Prostituierte gegenüber 
der Behörde. Er erklärt sich für den Meldezwang. 

Herr Blasehko: Eine Meldung durch den untersuchenden Arzt 
an die Gesundheitsbehörde ist dringend notwendig, da sonst eine 
krank Befundene ihr Gewerbe dauernd fortsetzen kann. Dann 
aber ist der Ausweis entbehrlich. 

Herr Campe: Die Ausweise sind bei dem in Hamburg in Aus¬ 
sicht genommenen System nicht zu entbehren. Sie sind das not¬ 
wendige Bindeglied zwischen der Sittenpolizei einerseits und den 
Dirnen und Ärzten andererseits. Das Mädchen, das auf den in 


') Siehe Nachträgliche Bemerkungen. 
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Zukunft erlaubten Strich gehe, muß einen Nachweis darüber be¬ 
sitzen, ob sie sich ärztlicher Aufsicht unterworfen habe oder nicht. 
Ist der Ausweis in Ordnung, wird sie nicht behelligt werden, 
andernfalls fällt sie der Sittenpolizei anheim. Eine Reklame könnte 
vielleicht durch die Vorschrift verhindert werden, daß die Aus¬ 
weise eine an die Männer gerichtete Warnung vor den immer 
bestehenden gesundheitlichen Gefahren im außerehelichen Ge¬ 
schlechtsverkehr enthalten müßten. In den Bundes rats Vorschriften 
sind gewisse Mindestanforderungen an den Inhalt der Ausweise 
gestattet worden. Weitere könnten in dieser Beziehung von den 
obersten Landesbehörden erlassen werden. 

Ein ausdrücklicher Beschluß wird nicht gefaßt; doch erblickt 
die Kommission eine Gefahr darin, daß eine solche Karte als 
Garantieschein für die geschlechtliche Gesundheit dieser Frauen 
angesehen werden könne. Für den Fall, daß auf den Ausweis 
nicht verzichtet wird, müsse das auf jeden Fall durch einen aus¬ 
drücklichen Hinweis verhindert werden. 

Es wird dann noch als wünschenswert erklärt, daß Prostituierte, 
die sich unter Schutzaufsicht begeben, von der polizeilichen Über¬ 
wachung befreit sein sollen. Nach § 18 der Richtlinien ist Ähn- 
lichas für Personen unter 18 Jahren vorgesehen. Aber auch für 
die älteren, noch nicht ganz verdorbenen Prostituierten hat sch 
diese Schutzaufsicht an verschiedenen Orten (Bielefeld) sehr be¬ 
währt. 

Die Sachverständigenkommission schlägt daher vor, beim 
Gesetz und bei den Richtlinien als § 17a oder 18a einzufügen: 

„Eine weibliche Person, die gewerbsmäßig Unzucht 
treibt oder die verdächtig ist, gewerbsmäßig Unzucht 
zu treiben, kann mit ihrer Zustimmung unter Schutz¬ 
aufsicht gestellt werden. Während der Dauer der 
Schutzaufsicht ist die Beaufsichtigte den Vorschriften 
Ziffer I—XII dieser Verordnung nicht unterworfen. 
Eine polizeiliche Aufsicht gemäß Ziffer XIII findet 
nicht statt. 

Die Schutzaufsicht ist aufzuheben, wenn die Be¬ 
aufsichtigte aufs neue gewerbsmäßig Unzucht treibt 
oder wenn sie sich der Schutzaufsicht entzieht.“ 
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Nachträgliche Bemerkungen. 

Von A. Blascbko. 

Zu § 2 de s Ge*t t zt s. 

Der § 2 in der von dem Ausschuß für Bevölkerungspolitik 
angenommenen Fassung ist etwas zu eng gefaßt; er trifft nicht 
die Fälle von fahrlässiger Ansteckung außerhalb des Beischlafes. 
Andererseits ist er zu weit gefaßt; eine Strafe muß fortfallen: 

1. In den nicht ansteckenden Stadien einer Geschlechts¬ 
krankheit ; 

2. wenn der Patient alle erforderlichen Maßregeln angewendet 
hat, um eine Ansteckung zu verhüten; 

8. wenn ein syphilitisch Infizierter mit einem ebenfalls syphi¬ 
litisch Infizierten, der bekanntlich gegen eine Ansteckung 
gefeit ist, verkehrt. 

Der Wortlaut müßte also besser lauten: „Wer einen anderen 
der Gefahr einer Ansteckung mit einer Geschlechtskrankheit aus¬ 
setzt usw.“ 


Zur Frage der „Ausschaltung der Polizei“. 

Der Fehler der Reglementierung in hygienischer Beziehung— 
beruht darauf, daß sie besonders kranke Jugendliche und An¬ 
fängerinnen der Prostitution nicht genügend erfaßt. Dem will 
der Gesetzentwurf abhelfen, tut es aber nicht. 

Wenn nach § 5 nur „gewerbsmäßige“ Prostituierte einer 
Untersuchung und Zwangsbehandlung unterwarfen werden sollen, 
so entsteht, abgesehen von der unklar gelassenen Frage, wie und 
durch wen die Tatsache der Gewrerbsmäßigkeit festgestellt werden 
soll, eine sehr schädliche Verzögerung der erforderlichen Maß¬ 
nahmen bis zu dieser Feststellung. Zur Einleitung der Unter¬ 
suchung muß schon der Verdacht genügen, und zwar ist es als 
ein großer Fortschritt zu begrüßen, daß der Ausschuß für Bevölke- 
rungspolitik einen prinzipiellen Standpunkt eingenommen und 
ganz allgemein gefordert hat, der Verdacht der Verbreitung einer 
Geschlechtskrankheit solle den Anlaß zur gesundheitlichen Über¬ 
wachung geben. 

Die Praxis wird sich dann in Zukunft so gestalten, daß ein 
Polizeibeamter die Persönlichkeit einer Üerumtreiberin oder eines 
Mädchens, das in der Öffentlichkeit durch anstößiges Benehmen 
auffällt, an Ort und Stelle oder auf der nächsten Polizeiwache 
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feststellt, ihr die Liste der öffentlichen Sprechstunden überreich 
und sie veranlaßt, sich dort zu melden und das Ergebnis der Unki- 
suchung der Gesundheitsbehörde (bzw. der Gesundheitspoliz*: 
mitzu teilen. 

Wenn, wie es die „Richtlinien“ vorsehen, eine solche Mit¬ 
teilung an die Gesundheitsbehörde nicht ergeht, sondern dt- 
Ergebnis der Untersuchung nur in einem dem Mädchen zu erU:- 
lenden „Ausweis“ vermerkt wird, so besteht die Gefahr, daß ul 
krankes Mädchen, obw T ohl ts von einem polizeilich zugelasstnei 
Arzt für krank und ansteckungsfähig befunden worden ist, wochen¬ 
lang im geheimen ihr Gewerbe fortsetzt, bis sie zufällig wiedci 
einmal einem Polizei beamten in die Arme läuft. Also eine wesent¬ 
liche Verschlechterung gegen bisher, gerade das Gegenteil von dem. 
was beabsichtigt w r urde, der schnellen Erfassung der Infektions¬ 
quellen, tritt ein. 

Nun ist der Gesetzgeber von der Vorstellung ausgegangtn. 
daß viele Mädchen gar nicht von der Polizei in die öffentlich 
Sprechstunde geschickt werden, sondern diese freiwillig aufsucbtL 
weiden, um einen Ausweis gegenüber der Polizei zu haben. Pas 
ist aber im höchsten Grade unwahrscheinlich. Heute, wo die ge¬ 
werbsmäßige Unzucht an sich strafbar ist und ein Mädchen durch 
freiwillige Unterstellung unter Kontrolle sich den Vorteil vw- 
schaffen kann, die Unzucht straflos auszuüben, ist eine solch 
freiwillige Meldung denkbar, nicht aber unter den neuen Bestim¬ 
mungen, w r elche die gewerbsmäßige Unzucht an sich straflos lassen, 
wo also das Mädchen durch freiwilligen Besuch der öffentlichen 
Sprechstunden — der ja gleichbedeutend mit freiwilliger Unfei- 
stellung unter Kontrolle ist — sich nur in eine schlechtere Position 
bringt. Durch das Aufsuchen dieser Sprechstunden würde sic 
sich ja selbst der gewerbsmäßigen Unzucht bezichtigen, sie würde 
sich auch freiwillig allen anderen in den „Richtlinien“ vorgesehenen 
Beschränkungen unterwerfen und sich mutwillig in die Gefahr 
begeben, wegen jedes einzelnen Vorstoßes gegen § 861, 6 sowie 
weiterhin auf Grund des § 362 verurteilt zu w r erden. Begibt sic 
sich nicht freiwillig in die öffentliche Sprechstunde, so fallen alle 
diese Gefahren weg, selbst bei einem offenbaren Verstoß gegen 
die Gebote und Verbote der „Richtlinien“ muß ihr erst vor Ge¬ 
richt nicht nur dieser Verstoß nachgewiesen werden, sondern auch 
die Tatsache, daß sie gewerbsmäßig Unzucht treibt, was bekannt¬ 
lich außerordentlich schwer ist. 
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Es wird also kaum jemals ein Mädchen freiwillig die öffent¬ 
liche Sprechstunde aufsuchen. Aber selbst wenn das einmal ge¬ 
schehen sollte, so unterwirft sie sich doch dann mit Bewußt¬ 
sein einer gesundheitlichen Kontrolle, deren ganzer Sinn nur 
sein kann, daß sie — wenn krank und ansteckend befunden — 
isoliert und behandelt werden muß. Also: eine Mitteilung des 
Arztes an die Gesundheitsbehörde, die ja mit ihrem Wissen erfolgt, 
oder die Einsendung des Untersuchungsergebnisses durch sie selbst 
an die Behörde (ein Verfahren, wie es zurzeit in Berlin üblich ist), 
könnte für sie nichts Überraschendes und Unangenehmes bedeuten. 
Wird die Tatsache, daß ein Mädchen krank und ansteckend ist, 
nur auf dem „Ausweis“ Vermerkt, so ist das auch eine Meldung 
an die Polizei ; es ist gewissermaßen ein Uriasbrief, der ihr ge¬ 
geben wird, und den sie, wenn sie seinen Inhalt kennt, dem Polizei¬ 
beamten, der sie auf der Straße anhält, gewiß nicht zeigen wird. 
Sie wird also gerade dann, wenn sie weiß, daß sie krank ist, suchen, 
ihr Gewerbe so zu treiben, daß sie der Polizei nicht in die Arme 
läuft, während die Polizei, um der vielen nicht gemeldeten Kranken 
habhaft zu werden, ihre Anstrengungen, verdoppeln und dauernd 
Razzien abhalten wird. Der Versuch, die Polizei auszuschalten, 
endet also damit, daß die Prostituierte zwar der ständigen Kon : 
trolle der Gesundheitsbehörde entzogen, aber in einen dauernden 
Kampf mit dem Sittenschutzmann hineingedrängt wird. 

Will man eine wirksame gesundheitliche Überwachung er¬ 
zielen, so geht es nicht anders, als daß der Arzt jedes krank be¬ 
fundene Mädchen sofort der Gesundheitspolizei, besser einem Ge¬ 
sundheitsamt, meldet. Der Arzt der öffentlichen Sprechstunde 
gibt der Erkrankten einen Aufnahmeschein für das Krankenhaus 
und sagt ihr, daß, wenn sie sich dort binnen 24 Stunden freiwillig 
aufnehmen lasse, sie in die freie Abteilung des Krankenhauses 
komme, während sie sonst Zwangseinweisung durch die Polizei 
in die geschlossene Abteilung zu gewärtigen habe. Die Gesund¬ 
heitsbehörde wird gleichzeitig benachrichtigt und hat sich nach 
Ablauf von 24 Stunden zu vergewissern, ob die Erkrankte der 
Weisung des Arztes nachgekommen ist. 

Eine Behandlung außerhalb des Krankenhauses — am 
besten in der öffentlichen Sprechstunde und nicht durch einen 
beliebigen, vielleicht unzuverlässigen Privatarzt — kommt nur 
in Frage 

" 1. bei nicht ansteckenden Krankheiten; 

ZeltMhr. f. Bekämpfung d. Qcechlecbtikrmnkfa. XVHI. 
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2. im nicht ansteckenden Stadium der Syphilis; 

3. bei Gonorrhoefällen, bei denen durch noch solange foit- 
gesetzte Krankenhausbehandlung eine Heilung nicht erzielt 
werden konnte. 


Und nun noch ein wichtiger Punkt: Nach § 18 der Richt¬ 
linien finden die Vorschriften dieser Verordnung keine Anwendung 
auf Jugendliche unter 18 Jahren. Nun sind aber bekanntlich 
gerade unter diesen Ix sondern viele Geschlechtskranke (in München 
z. B. waren von 1909—1917 von 2276 Aufgegriffenen unter 
18 Jalirtn 37,4%; geschlcchtskrank, von den 315 unter 16 Jahren 
sogar 50,5%!). Wenn man daher diese Jugendlichen anstatt 
einer polizeilichen Aufsicht be sser Zwangsei Ziehungsmaßnahmen 
oder einer freiwilligen Schutzaufsicht unterstellt, so müssen trotz¬ 
dem die gesundheitlichen Maßnahmen — Untersuchung in 
der öffentlichen Sprechstunde und Behändlungszwang im Er¬ 
krankungsfalle — auch für sie gelten. Die Gesundheitsbel örde 
muß das Rtcht haben, diese Mädchen, wenn sie krank sind, vor 
Überweisung in die Schutzaufsicht, bzw. an die Vormund Schafts- 
behörde, einer Krankenhausix Handlung zu unterwerfen. Auf der 
änderen Seite sollte die Verhängung von Strafen auf Grund der 
§§361, 6 und 362 R.Str.G.B. auch bei Mädchen über 18 Jahren 
aufgeschoben werden können, sobald und solange sie sich frei¬ 
willig einer Schutzaufsicht unterstellen. (Beschluß der Sach¬ 
verständigenkommission, s. o.) 
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Eine kurze Bemerkung zur Proetitutionsfrage- 

Von Dr. Rau (Essen). 

Unter den Prostituierten gibt es viele, die geneigt und geeignet 
sind, zu einem bürgerlichen Beruf zurückzu kehren, wenn ihnen dazu 
Gelegenheit geboten wird. Von bürgerlichen Familien werden sie als 
Arbeitskräfte nicht aufgenommen, um so weniger, als sie nach polizei¬ 
licher Abmeldung noch 6 Wochen unter Kontrolle stehen. 

Eigene Familien scheuen ebenfalls davor zurück, Töchter mit solchem 
öffentlichen Makel bei sich wieder aufzunehmen. Es fehlt hier eine 
Zwischenstation, in der die Prostituierten nach polizeilicher Ab¬ 
meldung 6 Wochen verbleiben können, zu nützlicher Arbeit und ordnungs¬ 
mäßigem Leben wieder angeleitet und so für einen bürgerlichen Beruf 
wieder vorbereitet werden. Zwischenstationen nach Art von Arbeite¬ 
rinnen- und Mädchenheimen. 

Wenn Vereine, wie z. B. die Gefängnishilfsvereine, sich bemühen, 
Strafgefangenen nach Verbüßung ihrer Strafe durch Verschaffung von 
Arbeitsgelegenheit wieder die Rückkehr ins bürgerliche Leben zu er¬ 
möglichen und zu erleichtern und sie so wieder zu Mitgliedern der bürger¬ 
lichen Gesellschaft Zu machen, so erscheint es angezeigt, diese Möglich¬ 
keit, modernen humanen Anschauungen, entsprechend, auch den Ge¬ 
fallenen zu gewähren, insbesondere den jungen, mehr Jugendlichen, 
die durch Leichtsinn, Mangel an Einsicht und Erfahrung zur Prostitution 
hinabglitten. 

Daß Prostituierte wieder nützliche Mitglieder der bürgerlichen 
Gesellschaft werden können, zeigt die tägliche Erfahrung wie auch die 
Literatur (Parent-Duchatelet). 

Möglich Wäre es auch, daß mit der Verringerung der Zahl der Pro¬ 
stituierten auch die Prostitution an Ausdehnung abnimmt. Ferner 
erscheint es zweckmäßig, den Prostituierten die Möglichkeit zu ge¬ 
währen, unter polizeilicher Aufsicht freiwillige Spareinrichtungen zu 
treffen, deren Einlagen ihnen erst dann zurückerstattet werden, wenn 
sie polizeilich abgemeldet sind und sich zur Rückkehr in einen bürger¬ 
lichen Beruf vorbereiten. 

Schon vor mehr als einem Jahrzehnt habe ich die Essener (städtische) 
Polizeiverwaltung auf die Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit, den 
Prostituierten die Rückkehr in die bürgerliche Gesellschaft zu erleichtern, 
hingewiesen und für diese Bestrebungen ortsansässige charitative Ver¬ 
eine zu interessieren gesucht; leider ohne jeglichen Erfolg (s. Dr. Rau, 
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Die Prostitutionsverhältnisse in Essen-Ruhr, Zeitschr. f. Bek. d. Geschl. 
1909, Bd. 12). 

Inzwischen ist die Kolonie Gottesbrück bei Berlin gegründet worden, 
die gesunkene und gefallene Mädchen aufnimmt, sie zu regelmäßiger 
nützlicher Arbeit anleitend erzieht und sie so zur Rückkehr in die 
bürgerliche Gesellschaft tauglich macht. In der JahresVersammlung 
der D.G.B.G. zu Leipzig im Jahre 1913 und auf dem Kongreß in London 
im Jahre 1913 hat man eingehend die Prostitutionsverhältnisse be¬ 
handelt, und in dem Maße, wie man sich mit der Frage beschäftigt hat, 
ist» die Scheu vor derselben gewichen und ihre große Bedeutung für die 
Volksgesundheit erkannt und anerkannt worden. In der Sitzung der 
D.G.B.G. im Januar 1916 hat Dr. Hahn-Hamburg darüber berichtet, 
wie er an seiner Krankenhausabteilung die Einrichtung getroffen, daß 
die zur Behandlung überwiesenen Prostituierten, soweit sie arbeitsfähig 
sind, dort zu nützlicher Arbeit, insbesondere zum Nähen, angeleitet 
werden, und, wenn sie dauernd fleißig, eine, wenn auch geringe, geld¬ 
liche Belohnung erhalten. 

Es dürfte nun auch an der Zeit sein, daß in einem Staatswesen, 
das seit mehr als drei Jahrzehnten in sozialpolitischer Beziehung führend 
an erster Stelle steht, eine Einrichtung, die sich seit einem Jahrhundert 
fast imverändert und von dem modernen sozialpolitischen Geiste un¬ 
beeinflußt, wie ein Petrefakt in die Gegenwart hineinragt, jetzt von 
mehr Verständnis und Erkenntnis getragen, dem Geist der Neuzeit 
entsprechend eine Änderung erfährt. 

Die Prostitution, zwar ein Übel, eine „plaie sociale“, aber doch 
notwendig; in ihren verschiedensten Nuancierungen vielfach ein Sur¬ 
rogat der Ehe, gewährt sie den jungen, körperlich und geistig gesunden, 
kräftigen und lebensfrohen Männern die notwendige sexuelle Befriedigung 
und gibt ihnen die Möglichkeit, von den Fesseln und Sorgen eines früh¬ 
zeitigen Ehe- und Familienlebens ungehindert, ihre intellektuellen Fähig¬ 
keiten zur größtmöglichen Ausbildung gelangen zu lassen und so zur 
hohen und höchsten (geistigen und technischen) Leistungsfähigkeit des 
ganzen Volkes mit beizutragen. 

Nach den bisherigen Versuchen und den Erfahrungen in Gottes¬ 
brück darf man wohl annehmen, daß der Geist der Hilfsbereitschaft, 
der ja an Verbrechern nicht gefühl- und lieblos vorübergeht, ohne zu 
versuchen, sie dem bürgerlichen Leben zurückzugewinnen, auch in 
großen, leistungsfähigen Gemeindeverwaltungen und charitativen Ver¬ 
einen sich regen wird, um jungen, durch Mangel an Einsicht und Er¬ 
fahrung gesunkenen und gefallenen Mädchen die Wege zur Rückkehr 
ins bürgerliche Leben zu ebnen und sie im jugendlichen Leichtsinn be¬ 
gangene Fehltritte nicht mit dauernder Verstoßung aus dem bürger¬ 
lichen Leben büßen zu lassen. 
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E. Lcimpi Die Bekämpfung der GeschlecMskrtnkhettee. Barl. klin. Wochen sehr. 

1917, Nr. 13. 

Wenn man die Lebensarbeit von Lesser, der jetzt von uns ge¬ 
gangen ist, überschaut, so tritt uns in seiner Beurteilung sowohl rein 
medizinischer als auch sozial-hygieniscfier Probleme stets ein wohl¬ 
tuend nüchterner, von jeder Utopie freier Sinn für die Wirklichkeit 
und das praktisch Erreichbare entgegen. Das zeigt auch wieder der 
kleine Artikel über den Kampf gegen die Geschlechtskrankheiten aus 
dem Jahre 1917, der sich in der Hauptsache mit der Sanierung der 
Prostitution und mit einzelnen Fragen befaßt, welche durch die Ein¬ 
richtung der Beratungsstellen aktuell geworden sind. Will man wirk¬ 
liche und baldige Erfolge erzielen, so muß zuerst der Hebel bei der 
Prostitution angesetzt werden, da diese im wesentlichen, ja fast aus¬ 
schließlich für die Verbreitung der Geschlechtskrankheiten in Betracht 
kommt. An Stelle der bisherigen völlig ungenügenden gesetzlichen 
Grundlagen muß eine zweckentsprechende Basis geschaffen werden, 
um die Gefährlichkeit der Prostitution in ethischer und gesundheit¬ 
licher Hinsicht herabzumindern. L.s Vorschläge basieren auf seinem 
Reformprogramm von 1900 und fordern die Schaffung ärztlicher Unter- 
suchungs- und Behändlungsstellen für nicht inskribierte Mädchen unter 
völliger Unabhängigkeit von der Poljzei. Wenn Versuche in dieser 
Hinsicht, speziell die im Rahmen des Erlasses von 1907 unternommenen, 
keinen Erfolg gehabt haben, so liegt das einmal daran, daß eben eine 
völlige Trennung von der Sittenpolizei fehlte und daß ferner die Be¬ 
stimmungen nicht richtig durchgeführt wurden. Von den Beratungs¬ 
stellen verspricht sich L. anscheinend nicht sehr viel. Für die Pro¬ 
stitution sollten sie aus verschiedenen Gründen nicht herangezogen 
werden. Falls nur Untersuchungen und dann eventuelle Überweisung 
an Ärzte oder Krankenhäuser ausgeführt werden, so ist das schließlich 
nichts anderes als die Methode, die jeder tüchtige Facharzt stets bei 
seinen Kranken anwendet; es wird also nur eine mit Zeitverlust ver¬ 
bundene Komplikation geschaffen. Ein weiteres Bedenken ist, daß 
der behandelnde Arzt die von der Beratungsstelle für nötig befundene 
Behandlung ausführen soll; Differenzen werden sich besonders dann 
ergeben, wenn der an der Beratungsstelle tätige Kollege das Fach nicht 
in dem Maße beherrscht wie der erstere. L. vertritt, im Gegensatz zu 
einer ihm von autoritativer Seite bekaimt gewordenen Äußerung, daß 
der beratende Arzt nicht notwendig eine besondere Erfahrung auf dem 
Gebiete der Haut- und Geschlechtskrankheiten zu haben brauche, den 
Standpunkt, daß für diese Stellen die Besten gerade gut genug sind. 
Mit Spirochätenuntersuchung und Wassermannscher Reaktion allein 
ist da nichts zu erreichen; diese bilden nur eine Grundlage der allein 
durch langjährige Beschäftigung mit der Materie zu erwerbenden klini- 


Digitized by 


Google 



218 


Referate. 


sehen Erkenntnis. Ein weiterer Punkt ist die Sicherung des ärztlichen 
Berufsgeheimnisses. Die Geschlechtskrankheiten können und dürfen 
nicht mit den Maßnahmen bekämpft werden wie andere Volksseuehen. 
7 . B. die Tuberkulose. L. ist für Aufrechterhaltung der absoluten ärzt¬ 
lichen Schweigepflicht, nicht aus Rücksicht auf falsches, sondern in 
vielen Fällen absolut berechtigtes Schamgefühl. In Flammenschrift 
sollte über der Tür des Arztes, der Geschlechtskranke behandelt, das 
Wort „Le tombeau des .secrets“ stehen, welches ein Pariser Advokat 
in seinem Sprechzimmer angebracht hatte. Schon die generelle Er¬ 
laubnis, d. h. das Recht zur Anzeige, wäre sehr bedenklich. Vor¬ 
schläge, die auf eine allgemeine Meldepflicht und einen Behandlungs¬ 
zwang hinzielen. würden, falls sie in die Tat um ge setzt werden, nach 
L.s Ansicht zu den verhängnisvollsten Folgen führen. Gewiß sind alle 
Mittel, die die Behandlung der Geschlechtskrankheiten erleichtern, zu 
begrüßen, aber man muß sich vor Irrwegen hüten. In erster Reihe 
muß aber, wenn wirklich in absehbarer Zeit etwas erreicht werden soll, 
gegen die durch dm Prostitution bedingten Gefahren vorgegangen werden. 

W. F. 

Karl Stern (Düsseldorf)» Der Kampf gegen die Geschlechtskrankheiten. Sonder¬ 
abdruck aus „Des deutschen Volkes Wille zum Leben“, Bevölkerungs¬ 
politische und volkspädagogische Abhandlungen über Erhaltung und För¬ 
derung deutscher Volkskraft. Freiburg i. B. 1917, Herder sehe Buchhandl. 

Karl Sterns Abhandlung über den Kampf gegen die Geschlechts¬ 
krankheiten in diesem von Fasbender herausgegebenen vorbildlichen 
Werke wird die unsere ärztlichen JKreise bewegenden Fragen einem großen 
Kreise gebildeter Laien zugänglich und verständlich machen und ist wohl 
geeignet, ausgedehnten Nutzen durch die gebotene Aufklärung zu schaffen. 
Stern erörtert vor allem die große Verbreitung der Geschlechtskrank¬ 
heiten, die namentlich unter der wohlhabenden und gebildeten Bevölkerung 
eine schwere Seuche darstellen und es bei dem immer weiter sich hinaus- 
schiehenden Heiratsalter gerade in diesen Kreisen, wenn keine Änderung 
der sittlichen Auffassung eintritt, bleiben werden. Die Behandlung der 
Kontrolldirnen bewirkt gar keinen Nutzen, namentlich nicht bezüglich 
der Gonorrhoe, die man bei dieser Menschenklasse getrost als unheilbar 
und stets vorhanden betra'hten kann. Im Gegensatz zu anderen Autoren 
sieht Stern die kontrollierte Prostitution für weit gefährlicher, weil weit 
stärker infiziert , an, als die heimliche, wie die von ihm dargestellten Zahlen 
zeigen. Erst die Reglementierung, der Zwang der Mädchen zum aus¬ 
schließlichen Lebensunterhalt durch geschlechtlichen Verkehr, liefert sie 
der unfehlbaren Krankheitsansteckung aus.^ Die Anerkenntnis des 
Gewerbes als Prostituierte, wie die Reglementierung sie darstellt, hält 
er, trotz allen Widerspruches gegen diese Auffassung für einen staat¬ 
lichen Schutz d(*r Prostitution und eine Irreführung des unkundigen 
Publikums, das ja der ärztlichen Weisheit weit mehr zutraut als die 
Ärzte, der Unvollkommenheit ihrer Methoden sich wohl bewußt, ihr 
zuerkennen. Nachdem Stern die neuen Vorschläge zur Bekämpfung der 
Geschlechtskrankheiten mit ihren Rufen nach Meldepflicht und ge- 
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setzlicher Festlegung ihrer Regeln referiert hat, bespricht er die Not¬ 
wendigkeit der Jugendaufklärung nicht nur über die geschlechtlichen 
Vorgänge, sondern auch über die Gefahren des Geschlechtsverkehrs 
außerhalb der Ehe und tritt mit Bestimmtheit für die Notwendigkeit 
der geschlechtlichen Reinheit (Abstinenz) bis zur Ehe. für frühzeitigen 
Eheschluß ein, einen Rat. den er nicht durch ärztliche Anweisung über 
die Möglichkeit des persönlichen Schutzes abzuschwächen rät. ,,I)ie 
Furcht vor Ansteckung aus der Erkenntnis der fürchterlichen Folgen der 
Syphilis und des Trippers ist eine ausgezeichnete Waffe gegen die Er¬ 
krankungen.“ Er warnt, die Wirkung des Alkohols auf die Erwerbung 
der Geschlechtskrankheiten zu leugnen, der auch in geringen Dosen den 
Menschen weniger wählerisch macht, die Ausheilung der Krankheiten 
verzögert, die Prostitution tierischer gestaltet, die Infektionsgefahr 
steigert. Besonderes Gewicht ist auf die Beobachtung der erkrankten 
Männer zu legen, für welche die Möglichkeit zum Zwang zur Behandlung 
und zur Ai sheilung der Krankheit uns der Krieg in ausgedehnter Weise 
bewiesen hat. ,,Worauf es vor allen Dingen ankommt, ist, den männlichen 
Teil der Bevölkerung, der doch immer wieder den Weite]Verbreiter der 
Erkrankungen auf die weibliche Bevölkerung darstellt, dazu zu bringen, 
sofort beim ersten Auftreten von Krankheitserscheinungen sich in ärzt¬ 
liche Behandlung zu begeben und hierin so lange zu verweilen, bis die 
Erkrankung über das ansteckende Stadium hinaus ist.“ Die frühzeitige 
Erkennung der Krankheit ist beim Manne sehr leicht, viel leichter 
als bei der Frau. Er fordert für alle Männer (was bei vernünftigen 
und verantwortungsbewußten Menschen ganz einwandfrei feststeht) die 
Verpflichtung, sich alsbald behandeln zu lassen, ja, er wünscht für die 
männliche Bevölkerung, wenigstens soweit sie in Krankenkassen versichert 
ist, bis zum 25. Lebensjahre Zwangsuntersuchungen (namentlich unver¬ 
mutete) in bestimmten Abständen. Die Erlaubtheit des unehelichen 
Verkehrs darf nicht etwas absolut Zweifelsfreies sein. Strafe für Ge¬ 
schlechtsverkehr bei bestehender Krankheit und Gesundheitszeugnisse 
vor der Ehe hält er für wünschenswert, ohne sich den Schwierigkeiten 
gerade der letzteren Maßnahme zu versagen. Hier verspricht er sich 
mehr von der Einwirkung auf die Eltern als von gesetzlichem Zwang. 
Die Beratungsstellen, welche Überwachung und Zuführung in ärztliche 
Behandlung erwirken sollen, hält er für nützliche Einrichtungen, gegen 
die, soweit sie wirklich nur reine Beratung ausüben, von ärztlicher Seite 
kein Widerstand sich erheben sollte. Wenn er auch einer Meldepflicht 
der Geschlechtskrankheiten vorsichtig abwarter.d gegenübersteht, hält 
er ihre Möglichkeit für durchaus wünschenswert. Namentlich für jugend¬ 
liche und leichtsinnige Personen hält er es für dringend nötig, sie, wenn 
sie, ,,trotz ihrer Erkrankung sich nicht scheuen, andere Menschen der 
Möglichkeit einer Ansteckung auszusetzen, oder die Behandlung ihrer 
Krankheit trotz ärztlichen Rates vernachlässigen, in irgendeiner Weise 
im Wege des Zwanges zur Befolgung ihrer Pflicht anzuhalten.“ Die 
Rücksicht auf Interessen des einzelnen, dem meistens in den Kreisen der 
ungebildeten Bevölkerung nicht einmal so sehr viel an der Geheimhaltung 
seines Leidens liegt, darf nicht vonviegen, wo Mittel der Allgemeinheit 
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für seine Heilung aufgewendet werden. Vorsichtig sind Sterns Äußerungen 
über die Notwendigkeit eines Bekämpfungsgesetzes. Die Frage der Schutz¬ 
mittel muß nicht von rein ärztlichem Standpunkte betrachtet werden. 
Es liegt ein Widerspruch in Warnung auf der einen Seite und der Emp¬ 
fehlung der Schutzmittel, auf der anderen wenn die Warnung nicht befolgt 
wurde, denn dies heißt, daß der Arzt an der Möglichkeit abstinenter 
Lebensführung zweifelt. Der beste Schutz ist frühzeitige, glückliche 
Ehe. Für die Erfüllung der Ehe ist vorauf gegangene Geschlechtskrankheit 
eine große Gefahr vor allem durch Unmöglichwerden der Fortpflanzungs¬ 
fähigkeit. Für wirksame Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten muß 
der Hebel beim Manne angesetzt werden. Der verlangende Teil, der die 
Krankheit ausbreitende, ist der Mann. 


Verschiedenes. 

Die Kostenfrage der Zwangsbehandlung geschlechtskranker Kassen¬ 
mitglieder. Die wichtige Frage, ob die Krankenkasse zur Zahlung der 
Krankenhauskosten für polizeilich eingelieferte geschlechtskranke weib¬ 
liche Kassenmitglieder verpflichtet sei — dem Armenverband also die 
Kosten von der Krankenkasse zurückerstattet werden müssen, wird in 
einem Aufsatz von Geh. Justizrat Hahri (Zehlendorf) dargelegt. Er¬ 
satzansprüche gegen Krankenkassen wegen Maßnahmen der Polizei¬ 
behörde. (Die Betriebskrankenkasse, 1917, No. 1.) Der Zwang zur Kran¬ 
kenhausheilung Geschlechtskranker ist der Regel nach rein polizeilicher 
Natur, weil er auf Verhütung weiterer Ansteckung abzielt. Es erfolgt 
die Durchführung des Heilverfahrens in einer Heilanstalt zwar auch zum 
Vorteile des Kranken aber doch nicht in der Absicht der Fürsorge für 
sie, sondern nur aus Rücksicht auf das Allgemeinwohl und oft unab¬ 
hängig vom Willen der Kranken, ja oft gegen deren Widerstreben, dem 
Bedürfnis der Kranken selbst würde oft ohne Anstaltspflege durch 
eine Heilbehandlung genügt werden können, welche die Kranken nicht 
in der Erwerbstätigkeit hindert. Die Kosten sind daher Polizeikos teil, 
deshalb kann der Armenverband sie nicht auf Grund des § 1531 ff R.V.O. 
von der Kasse ersetzt verlangen. So sagt auch die Rekursentscheidung 
des Kaiserlichen Rats in Straßburg vom 18. III. 1911, daß die Aufnahme 
sowohl als der Verbleib der von der Sittenpolizei aufgegriffenen Ge¬ 
schlechtskranken im Krankenhause sich als eine gesundheits- und sicher¬ 
heitspolizeiliche Maßnahme kennzeichne, nicht als Unterstützung einer 
hilfsbedürftigen Person. Die Hilfsbedürftigkeit sei unter allen Umständen 
nicht der Grund ihrer Festnahme und ebensowenig der Grund ihrer 
Unterbringung gewesen. Im übrigen steht den versicherten Erkrankten 
dieser Art ein Anspruch der Kasse nicht zu, weil die Krankheit es nicht 
ist, die sie arbeitsunfähig macht, wie § 182 R.V.O. voraussetzt, sondern 
ihre einer Schutzhaft vergleichbare Unterbringung in der Heilanstalt, 
die, indem sie weiterem Geschlechtsverkehr der Kranken vorbeugt, auf 
den Schutz der Allgemeinheit abzielt. Der Armenverband kann nicht 
die Krankenhauskosten, sondern nur 3 / g des Grundlohns für Kranken 
pflege nach § 1533 mit § 1503 R.V.O. beanspruchen. 
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Zeitschrift 

für 

Bekämpfung der Geschlechtskrankbeiten 

Band 18. 1917/18. Nr. 9. 

Syphilisserodiagnostik bei Prostituierten, 

Von 

Sanitätsrat Dr. med. Georg Güth, 

Leiter der Berliner Sittenpolizei. 

In dem Jahresdutzend, das seit der Veröffentlichung der 
v. Wassermannschen syphilisserodiagnostischen Methode bis heute 
verflossen ist, hat aus der Reihe von Fragen und Aufgaben, 
welche diese krankheitserkennende Untersuchungsform der Syphi- 
lidologie darbot, mit zwingender Notwendigkeit auch die Frage 
sich herausgelöst, ob und inwieweit der Aufgabenkreis der amt¬ 
lichen Prostituiertenuntersuchungen durch grundsätzliche Hinzu¬ 
nahme serologischer Blutprüfungen auf Syphilis zu erweitern sei. 
Mit zwingender Notwendigkeit. Denn, wenn nach dem von jeher 
in seltener Geschlossenheit herrschenden Einklang der Meinungen 
die Prostitution die Hauptursprungsstätte der Syphilis ist und 
bleibt, so muß an dem verseuchenden Strom, der aus dieser nach 
aller Erfahrung nie versiegenden Quelle fort und fort fließt, 
sich ständig der Ruf erheben, keine sich jeweils ergebende 
Möglichkeit auch nur zeitweise ungeprüft und unversucht zu 
lassen, diesen Seuchenstrom zu entgiften. Von den Bahnbrechern 
der großen Neuzeit der Venerologie haben u. a. Neisser 1 ) und 
v. Wassermann selbst 2 ) die Frage nach der Notwendigkeit der 
serodiagnostischen Blutuntersuchung der Prostituierten auf Syphilis 
mit Entschiedenheit bejaht. Andere Fachärzte haben in Wort 
und Schrift denselben Standpunkt vertreten. So z. B. Müller- 
Metz (Die Notwendigkeit einer obligatorischen Einführung der 


*) Neisser, Zur Blutuntersuchung und 606-Behandlung der Prostitution. 
Zeitschrift für Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten, Bd, 12, Nr. 6, 1911. 

2 ) v. Wassermann, Vortrag auf dem waffenbrüderlichen Ärztekongreß 
in Berlin am 26. Januar 1918. 
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Blutuntersuchung nach Wassermann bei der Kontrolle dr. 
Prostituierten und deren Bedeutung für die allgemeine Prophylaxr 
der Syphilis. Münchener med. Wochenschrift, 1913, Nr. 6). Auch 
aus dem Kreise der preußischen Medizinalbeamten ist in diesen 
Sinne zu der Öffentlichkeit gesprochen worden (Kreisarzt Dr. Kath- 
luhn-Angerburg: Welche allgemeinen gesundheitspolizeilichen Ge¬ 
sichtspunkte ergeben sich dem Medizinal beamten für die An¬ 
wendung der serodiagnostischen Reaktion auf Syphilis nach 
Wassermann und des Ehrlichschen Hatapräparats ? Beilag» 
zur Zeitschrift für Medizinalbeamte, 1911, V). 

Die Befürworter der Notwendigkeit serodiagnostischer Blut¬ 
untersuchungen der Prostituierten durch die Sittenpolizei be¬ 
gründen diese Notwendigkeit mit demjenigen Umstand, welcher 
auf dem Gebiet der gesundheitlichen Bekämpfung der Gewerbs- 
unzucht der allein ausschlaggebende sein kann, nämlich mit dem 
öffentlichen hygienischen Interesse des Schutzes des Prostituierten- 
kundenkreises vor Ansteckung. Sie verlangen die • Amtspflicht- 
gemäße sittenpolizeiärztliche Blutuntersuchung jeder Prostituierten 
bei der Verhängung der sittenpolizeilichen Aufsicht und weiterhin 
fortlaufend je 2—8 mal im Jahre. Sie verbinden mit der Fest¬ 
stellung eines positiven Ausfalls der Wassermannschen Reaktion 
im Kernpunkt die grundsätzliche oder von der klinisch-ana- 
mnestischen Lage des Einzelfalles abhängig zu machende Forderung 
ausgiebiger antisyphilitischer Kuren, insbesondere chronisch-inter¬ 
mittierender Salvarsan-Quecksilberkuren auf etwa zwei bis drei 
Jahre hinaus, und zwar an der Hand des prognostischen Indi¬ 
kators wiederum der Wassermannschen Blutuntersuchung bis 
zum lege artis Negativwerden und -bleiben der Reaktion. Diese 
Gedanken- und Tatfolge ist schlüssig. Fraglich bleibt nur, ob die 
ganze Stufenleiter der einzelnen Glieder dieser Folge allseits die 
eindeutige Grundlage für ein solches Denken und Handeln ab¬ 
zugeben geeignet ist. 

Selbstverständlich erscheint zunächst, daß das öffentliche 
hygienische Interesse die Anstellung der Wassermannschen Re¬ 
aktion durch die Sittenpolizei bei solchen Prostituierten nicht er¬ 
fordern kann, die klinische Symptome von Syphilis aufweisen 
oder als Träger von Syphiliserregem erkannt sind. Denn mit der 
klaren Feststellung von Syphilis, gleichviel auf welche Weise, ist 
der Gesundheitspolizei der Weg zu ihrem weiteren Überlegen und 
Handeln gegenüber den Prostituierten erschöpfend gewiesen. Zu 



Syphilisserodiagnostik bei Prostituierten. 


223 


welchen Ergebnissen führt nun die Anstellung der Wassermann¬ 
schen Reaktion bei Personen, an denen Syphilis klinisch oder 
durch Spirochätennachweis nicht festzustellen ist? Das Ergebnis 
kann positiv oder negativ sein. Ist es negativ, so ist damit nichts 
Bestimmtes bewiesen, vor allem nicht, daß der Körper der Unter* 
suchten sicher frei von syphilitischem Gift sei. Ist es positiv, so 
ist damit nach dem vorherrschenden Standpunkt der heutigen 
Syphilidologie ein Zeichen der Syphilis in dem Sinne gegeben, 
daß in dem untersuchten Blut sich Syphilisantikörper befinden, 
daß die untersuchte Person sich irgendeinmal mit Syphilis an¬ 
gesteckt hatte, daß sie Syphilitikerin ist, daß latente Syphilis vor¬ 
liegt. Demgegenüb r fehlt es nicht an vereinzelten fachärztlichen 
Stimmen, die der positiven Wassermannschen Reaktion allein 
ohne das Hinzukommen sonstiger Anhaltspunkte die Bedeutung 
eines unbedingt zuverlässigen Diagnostikums für Syphilis nicht zu¬ 
erkennen, und zwar wegen der Wechselhaftigkeit ihies Ausfalls 
sowie wegen ihre 4 Vorkommens auch bei anderen Krankleits¬ 
zuständen. 1 ) Wie dem auch sei, Einigkeit besteht darüber, daß 
der positive Ausfall allein nicht eine derartig aktive latente Syphilis 
‘beweist, daß sie an dem Körper der Untersuchten zum Ausbruch 
sichtbarer Krankheitszeichen führen müsse oder daß sie auf andere 
Personen übertragbar sei. Wenn bei einer nach einstimmigem Urteil 
dergestalt eingeschränkten Bedeutung des positiven Befundes der 
Wassermannschen Reaktion die Syphilidologie trotzdem darauf 
drängt, mit allen therapeutischen Mitteln die Beseitigung des in 
dem positiven Befunde liegenden syphilitischen Zeichens herbei¬ 
zuführen, so ist das vom Heilungsstandpunkt des Kranken aus 
gewiß Gebot. Aber dieser Heilungsstandpunkt des Kranken deckt 
sich mit den hygienischen Zwecken der Sittenpolizei, welche den 
Kundenkreis der Prostituierten vor Ansteckung schützen will, nur 
insoweit, als die an den kranken Prostituierten vorzunehmenden 
Heilungsmaßnahmen geeignet sind, der Übertragbarkeit der 
Syphilis der Prostituierten auf diesen Kundenkreis vorzubeugen. 
Darüber hinaus hat die Gesundheitspolizei an der Heilung der 
Prostituierten kein in ihrer Zweckbestimmung begründetes Inter¬ 
esse. Nach der herrschenden allseitig anerkannten medizinischen 
Lehre ist nun die Syphilis übertragbar — von spätzeitigeren 


*) Bendig, Über den diagnostischen Wert der Wassermannschen 
Reaktion. Dermatologische Wochenschrift, Bd. 61, Xr. 50. 
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seltenen Ausnahmen abgesehen —in den ersten drei bis fünf Julnvi 
nach ihrem ersten Ausbruch, in der sogenannten Früh per ioue. 
Während dieser Zeit wohnt die Hauptübertragungsgefahr dei 
manifesten sekundären, mit Erscheinungen an den Geschlechts¬ 
werkzeugen und im Munde einhergehenden Syphilis inne; abei 
es ist Tatsache, daß auch die latente Syphilis in der Früb- 
periode Ansteckungen machen kann, wenn durch irgendwelche, 
sei es auch noch so geringfügige, Versehrungen der Körper¬ 
decke Austrittspforten für das Syphilisgift geschaffen sind. Diese 
Tatsache im Verein ganz besonders mit dem schwerwiegenden 
Umstand, daß antisyphilitische Behandlung geeignet ist, den Aus¬ 
bruch oder Wiederausbruch der in erster Linie ansteckenden 
manifesten Symptome hinauszuschieben oder zu verhüten, wird 
den positiven Ausfall der Wassermannschen Reaktion und die 
durch ihn nachgewiesene latente Syphilis in der Frühperiode für 
die vorbeugenden volksgesundheitlichen Zwecke der Sittenpolizei 
überaus bedeutsam machen müssen. Die Sittenpolizei wird bei 
diesem Zusammenhang der Dinge vom Standpunkt der medi¬ 
zinischen Theorie aus nicht bestreiten können und wollen, daß in 
der Frühperiode der Syphilis die positive Wassermannsche Re¬ 
aktion auch beim Fehlen klinischer Symptome eine Indikation 
dafür bedeutet, die Prostituierten im Interesse des Schutzes ihres 
Kundenkreises in Zwangsheilung zu überweisen. Aber die Sitten¬ 
polizei ist praktische Verwaltungsbehörde und als solche gehalten, 
ihre Heilungsanordnungen so eindeutig im Rahmen der einschlägigen 
Gesetzesbestimmungen zu treffen, daß dagegen Rechtsmittel seitens 
der in Zwangsheilung überwiesenen Mädchen — förmliche Be¬ 
schwerden auf Grund des Gesetzes über die allgemeine Landes¬ 
verwaltung vom 80, Juli 1888, Klagen im Verwaltungsstreit¬ 
verfahren — oder bürgerliche Prozeßansprüche auf Erstattung der 
Heilungskosten, die der grundsätzlich zunächst Zahlungspflichtigen 
Gemeindebehörde durch die sittenpolizeilichen Heilungsanord¬ 
nungen erwachsen sind, nicht mit Aussicht auf Erfolg anhängig 
gemacht werden können. Sie darf nach dem Wortlaut des §9 
Absatz des preußischen Gesetzes betreffend die Bekämpfung über¬ 
tragbarer Krankheiten vom 28. August 1905 nur solche syphi¬ 
litischen Prostituierten in zwangsweise Behandlung überweisen, 
die an Syphilis „erkrankt“sind, d.h. also Krankheitserscheinungen 
zeigen, durch welche die Krankheit festgestellt ist. Für die Be¬ 
seitigung der aus dieser gesetzlichen Vorschrift entstehenden recht- 
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liehen Zweifel darüber, ob Prostituierte schon auf Grund allein 
der positiven Wassermannschen Reaktion in Zwargsheilung 
überwiesen werden dürfen, dürftfe es ausschlaggebend sein, wenn 
die berufene staatliche Vertretung der medizinischen Wissenschaft 
in Preußen — die dem Ministerium des Innern naebgeordnete 
Wissenschaftliche Deputation für das Medizinalwesen — schon 
jetzt ein für allemal gutachtlich zu erklären in der Lage wäre, daß 
in dem positiven Ausfall der Wassermannschen Reaktion ein 
den klinischen Symptomen der Syphilis gleichwertiges diagno¬ 
stisches Zeichen dieser Krankheit zu sehen sei. 

Ganz anders liegen medizinisch die Verhältnisse, wenn es sich 
um Prostituiertensyphilisfälle handelt, die älter als drei bis fünf 
Jahre sind. Bei ihnen ist von Ansteckungsgefahr für den Kunden¬ 
kreis in einem für die praktische Hygiene ins Gewicht fallenden 
Maße so gut wie nicht mehr die Rede. Vielmehr sind Prostituierte, 
solange sie mit derartiger, über die Frühperiode hinausgelangter 
Spätsyphilis behaftet bleiben, als gemeinhin nicht ansteckend und 
deshalb vom Standpunkt der öffentlichen Hygiene kaum gefähr¬ 
lich anzusehen. Dagegen schützt sie ihre noch bestehende Krank¬ 
heit so gut wie sicher vor der Gefahr einer Neuansteckung mit 
frischer Syphilis. Sobald sie aber durch fortgesetzte antisyphi¬ 
litische Heilungsmaßnahmen an der Hand des positiven Wasser¬ 
manns dahin gebracht werden würden, daß die Syphilis und deren 
Antikörper aus ihnen ausgetilgt würden, würden sie — da ja die 
überstandene und ausgeheilte alte Syphilis keine „Immunität“ gegen 
neue Ansteckung hinterläßt — entgegen dem gesundheitspolizei¬ 
lichen Interesse künstlich dafür empfänglich gemacht werden, sofort 
Gegenstand einer neuerlichen floriden Syphilisinfektion mit allen 
ihren unmittelbaren Übertragungsmöglichkeiten auf ihren Kunden¬ 
kreis zu werden. Es muß also die Forderung der öffentlichen 
Hygiene sein, daß die Sittenpolizei bei solchen syphilitischen 
Prostituierten, deren Syphilis älter als drei bis fünf Jahre ist, 
nach dem positiven Wassermann nicht forsche, diesen Spät- 
syphilitikerinnen vielmehr ihre Syphilis belasse und die tertiären 
Folgen der letzteren für den Körper der Prostituierten selbst nur 
in ihren manifesten Symptomen gesundheitspolizeilich bekämpfe. 

Im Rahmen der vorentwickelten gesundheitlichen und recht¬ 
lichen Gesichts punkte und Voraussetzungen kann wohl kein Zweifel 
sein, daß bei Prostituierten im Syphilislatenzstadium der ersten 
drei bis fünf Jahre seitens der Medizinalpolizei der Anstellung 
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der Wassermannschen Reaktion und im Anschluß an ihren posi¬ 
tiven Ausfall der chronischen spezifischen Zwangsbehandlung die 
höchste Bedeutung zuerkannt werden müßte. Beide Faktoren 
zusammen könnten wohl geeignet sein, die Entwicklung und Ver¬ 
mehrung der Syphilisspirochäten in den Körpern der Prostituierten 
zu hemmen, Syphilisrückfälle der Prostituierten mindestens zu 
verzögern und seltener zu machen, die von den latentsyphilitischen 
Prostituierten ausgehende Ansteckungsgefahr wesentlich herab 
zusetzen, zahlreiche Prostituiertenbesucher vor Ansteckung mit 
Syphilis zu schützen, mit einem Wort die Prostitution gesund¬ 
heitlich erheblich ungefährlicher zu machen. 

Aber es tritt doch für die sittenpolizeiärztliche Prostituierten¬ 
untersuchung die dringende Frage auf, ob nicht der therapeutisch¬ 
prophylaktische Erfolg einer chronischen spezifischen Behandlung 
der latentsyphilitischen Prostituierten der ersten drei bis fünf 
Syphilisjahre auch ohne die vorgängige Anstellung der Wasser¬ 
mannschen Reaktion mit derselben Zielsicherheit angebahnt werden 
könnte. In dieser Hinsicht besteht von jeher die unumstößliche 
.statistische Erfahrung, daß nach dem Ergebnis klinisch-ana¬ 
mnestischer Feststellung fast alle unter sittenpolizeilicher Aufsicht 
stehenden Mädchen syphilitisch sind, und daß die meisten dieser 
syphilitischen Mädchen die Syphilis bereits eiworben haben, ehe 
sie der sittenpolizeilichen Aufsicht verfielen. Es kann daher nicht 
wundernebmen, daß die serodiagnostische Blutüntersuchung der 
Berufs prostituierten dort, wo sie planmäßig vorgenommen worden 
jst, so außerordentlich hohe Prozentsätze positiver Reaktionen er¬ 
geben hat, daß die Annahme gerechtfei tigt erscheint, für die 
Prostituiertenuntersuchung beweise die Wassermann sehe Re¬ 
aktion nichts als die Binsenweisheit, daß eben jede Pxostituierte 
über kurz oder lang syphilitisch werde. 1 ) Von diesem Standpunkt 
aus könnte man in die ged an ken mäßige Versuchung kommen, für 
die sittenpolizeiärztlichen Unteisuchungen die Wassermanmcke 
Reaktion grundsätzlich ein für allemal ausscluiltm zu wollen, 
vielmehr bei jider Piostituierteii, die unter sitti npolizciliche Auf¬ 
sicht gelangt, Syphilis kuizerhand voiauszusetzen und auf dir 
Grundlage dieser Voraussetzung die Mädchen grundsätzlich in 

5 ) Dreyer und Meirowsky, Seroiliagnostisehe Untersuchungen bei 
Prostituierten. Deutsche mcd. Wochenschrift, Nr. 39, 1909. 

Felix Pinkus-Berlin, Niehtveröffentlichte amtliche Mitteilung aus dem 
Berliner Piostituiertenkrankenlmus an die Berliner Sittenpolizei. 
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entsprechend lange chronisch-intermittierende spezifische Zwangs¬ 
behandlung zu überweisen, wenn nicht festzustellen ist, daß sie 
tatsächlich bereits seit länger als drei bis fünf Jahren syphilitisch 
sind. Verführe man so, so könnte man mit einiger Berechtigung 
glauben, es sei für die sittenpolizeiliche Praxis so gut wie dasselbe, 
als wenn man auf positive Wassermannsche Beaktion hin handle. 
Die Möglichkeit jedoch, grundsätzlich in dieser drastischen Weise 
vorzugehen, würde an rechtlichen Gründen von vornherein 
scheitern. Denn der oben angezogene § 9 des preußischen Ge¬ 
setzes, betreffend die Bekämpfung der übertragbaren Krankheiten 
vom 28. August 1905, schreibt für die polizeiliche Anordnung einer 
zwangsweisen Behandlung syphilitischer Prostituierter eben die 
„Erkrankung“ an Syphilis vor. Eine solche „Erkrankung“ kann 
natürlich niemals durch eine voraussetzungsmäßige Unterstellung, 
sondern nur durch den tatsächlichen Nachweis bestehender Krank¬ 
heitszeichen rechtswirksam als gegeben hingestellt werden. 

Nach Vorstehendem würde die Beantwortung der Frage, ob 
die grundsätzliche Einführung der Syphilisserodiagnostik nach 
v. Wassermann bei den sittenpolizeiärztlichen Untersuchungen 
der Ge wer bsun zucht treibenden Mädchen von Amts wegen geboten 
erscheint, zunächst abhängig zu machen bleiben davon, ob die 
zentrale Medizinal Verwaltung durch gutachtliche Äußerung der 
wissenschaftlichen Deputation für das Medizinalwesen schon bei 
dem heutigen Stande der Dinge sich in die Lage gesetzt sähe, den 
nachgeordneten sittenpolizeilichen Dienststellen gegenüber den 
grundsätzlichen Standpunkt wahrzunehmen, daß der positive 
Wassermann ein den klinischen Symptomen gleichwertiges Zeichen 
der Syphilis ist. Könnte und täte sie dies, so würde es einen un¬ 
mittelbar greifbaren therapeutisch-prophylaktischen Zweck ge¬ 
winnen, wenn die Sittenpolizei alle diejenigen unter ihre fortlaufende 
Aufsicht gelangenden Mädchen, die sich anamnestisch in den ersten 
8 bis 5 Jahren seit Beginn der Syphilis befinden oder bei denen sich 
anamnestisch überhaupt nichts von einer Syphilis ermitteln läßt, 
bei der Einschreibung in die sittenpolizeilichen Listen und weiter¬ 
hin in gewissen vorzuschreibenden Zwischenräumen — etwa 2—3mal 
im Jahre — serodiagnostisch untersuchen würde. Denn dann 
hätte sie bei positivem Befund die klare Bechtsbefugnis, diese 
Mädchen der chronisch-intermittierenden Zwangsheilung zu über¬ 
weisen. Die Zw ? angsheilung hätte gleichfalls an der Hand der 
Wassermannschen Beaktion als lege artis prognostischen Indi- 
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kators für die erfolgt« Heilung oder für weiteres Behandlungs- 
erfordemiß zu erfolgen. 

Es ist wahrscheinlich, daß eine derartige Durchführung der 
serodiagnostischen Untersuchungsmethode die Sittenpolizei vor be¬ 
trächtliche Schwierigkeiten stellen würde: Ein Mehr an Arbeit, 
Personal, Neueinrichtungen und Kosten würde erforderlich werden, 
und das fiskalische Interesse würde mit Recht zu fragen haben, 
ob der zu erhoffende hygienische Vorteil nicht außer Verhältnis 
zu dem dafür einzusetzenden Aufwand stehen würde. Es könnte 
sein, daß in der Praxis die Fälle, in denen nachweisbar greifbare 
Vorteile erwachsen, an Zahl nicht so gewichtig sein würden, daß 
die Verwaltung eine solche dauernde Belastung der beteiligten 
Arbeits- und Zahlstellen würde verantwoiten wollen. Demgegen¬ 
über wäre allerdings eine erleichternde Arbeitsteilung derart ins 
Auge zu fassen, daß die Sittenpolizei lediglich die erforderlichen 
Blutentnahmen machte, die serodiagnostischen Untersuchungen 
aber das zuständige Medizinaluntersuchungsamt, in Berlin das 
städtische Untersuchungsamt, das Königliche Institut für Li¬ 
fe ktionskrankheiten, das hygienische Institut der Königlichen 
Universität. 

Es bleibt endlich zu erwägen, daß der mit der notwendigen 
Blutentnahme verbundene Eingriff in Körper und Gefühl geeignet 
ist, den Prostituierten das Erscheinen zur sittenpolizeiärztlichen 
Untersuchung zu verleiden und sie zum Schaden der öffentlichen 
Gesundheit zu veranlassen, sich ihr zu entziehen. In rechtlicher 
Beziehung würden kaum Bedenken bestehen, die Blutentnahme 
durchzuführen. § 8 Ziffer 9 des preußischen Gesetzes vom 
28. August 1905 dürfte hierzu die genügende Handhabe bieten, 
da er der Polizei gestattet, Prostituierte, die ansteckungsverdächtig 
sind, zu ,,beobachten“. Da alle Prostituierte infolge ihres wahl¬ 
losen Geschlechtsverkehrs zu jeder Zeit im Sinne des Gesetzes 
„ansteckungsverdächtig“ sind, und da die „Beobachtung“ die 
ärztliche Untersuchung einschließt, so ist nicht einzusehen, wes¬ 
halb diese Beobachtung vor dem unerheblichen Eingriff einer 
geringfügigen Blutentnahme — etwa 4ccm — haltmachen sollte*. 

Sei dem allen, wie ihm wolle: Es muß mit der Möglichkeit 
gerechnet werden, durch grundsätzliche Einführung der Syphilis¬ 
serodiagnostik bei den sittenpolizeiärztlichen Untersuchungen die 
der Überwachung und Zwangsbehandlung zugängliche Benifs- 
prostitution eines weiteren Teilts ihrer volksgtsundheitlichen Gt- 
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fahren zu entkleiden. Ist die Syphilisserodiagnostik von Amts wegen 
als eine schon jetzt in hinreichend abgeschlossener und eindeutiger 
Weise wissenschaftlich erprobte Untersuchungsart anzusehen, so 
dürfte der Staat das Anliegen haben, zu piüfen, inwieweit durch 
diesbezügliche Ausdehnung des Aufgabenkreises der amtlichen 
Prostituiertenuntersuchungen ein weiteres Zusammenwirken von 
Wissenschaft und Verwaltung auf dem Gebiete der Sittenpolizei 
geboten sei. 1 ) 

J ) Anmerkung des Verfassers : Nach Abschluß dieses Aufsatzes erhalte 
ich einen im Ministerialblatt für die preußische innere Verwaltung 79. Jahr¬ 
gang Nr. 3 vom ‘0. 3. 1918 Seite 40 veröffentlichten Erlaß des preußischen 
Ministers des Innern M. 10242 II Ang. vom 22. Februar 1918 zur dienstlichen 
Kenntnis, nach welchem fortan Prostituierte der Wassermann sehen Blut¬ 
untersuchung durch die Sittenpolizei zu unterwerfen sind, wenn folgende drei 
Bedingungen Zusammentreffen: 

1. Begründeter Verdacht der Syphilis. 

2. Begründeter Verdacht stattgehabter Übertragung auf andere Per¬ 
sonen. 

3. Unmöglichkeit, diesen Verdacht durch die sittenpolizeiärztliche Unter¬ 
suchung andeiweit zu bestätigen. 

Die Blutentnahme soll nach dem Erlaß durch die Ärzte der Sittenpolizei, 
die Seroreaktion duich die Medizinaluntersuchungsämter bzw. die mit deren 
Aufgaben betrauten Untersuchungsanstalten vorgenommen werden. 

Damit ist ein verheißungsvoller Beginn in Lauf gesetzt, zu dem die auf 
weitergehende Zwecke abzielenden Ausführungen meines vorstehenden Auf¬ 
satzes nicht im Widerspruch stehen. 
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Gewerbsmäßige Unzucht und Kuppelei in der Strafgesetzgebung 

seit 1906. 

Von 

Professor W. Mittermaier. 

Meine Zusammenstellung der Sittlichkeitsdelikte in der Strafrechts¬ 
vergleichung (besonderer Teil, Bd. IV) reicht bis 1906. Seitdem hat die 
Strafgesetzgebung allerlei Arbeiten an Entwürfen und fertigen Gesetzen 
aufzuweisen, die zu erneuter Betrachtung Anlaß geben. Welche Wege 
nimmt die Entwicklung ? Haben wir Fortschritte zu beobachten ? Diese 
zweite Frage glaube ich bejahen zu können: man hört auf, mit der 
Heuchelei sittlicher Entrüstung dreinzuschlagen, man bemerkt, wieviel 
mehr die Fürsorge ausrichten kann als das Strafrecht. Die polizei¬ 
lichen Maßnahmen erhalten festere Normen. Man erkennt deutlicher 
die gefährlichen Saiten der Kuppelei und Zuhälterei. Aber zu einer 
einheitlichen Gesetzgebung über Prostitution ist noch kein Land ge¬ 
kommen. Das Strafrecht bemüht sich nur, der Fürsorge die nötige 
Freiheit zu lassen. Aber ein ausgebautes System ist höchstens in Däne¬ 
mark zu erkennen. Es ist schwer oder kaum möglich, aus der Straf¬ 
gesetzgebung zu ersehen, wie sich der Gesetzgeber zu den sanitären 
Fragen stellt. 

In Betracht kommen: 

1. Die deutschen Entwürfe, Vorentwurf, Gegenentwurf und Kom¬ 
missionsentwurf; über sic ausführlich das vortreffliche Werk von Mah- 
ling: „Der gegenwärtige Stand der Sittlichkeitsfrage“, 1916. 

2. Die österreichischen Entwürfe, Vorentwurf 1909, Regierungs¬ 
vorlage 1912 und Herrenhausfassung 1913. 

3. Die schweizerischen Entwürfe, und zwar die Fassung von 1908 
und die der zweiten Expertenkommission von 1916, die erste mit „Er¬ 
läuterungen“ von Professor Zürcher, die zweite mit den ausführlichen 
Protokollen. 

4. Ein dänischer Entwurf, verfaßt von Professor C. Torp in 
Kopenhagen (Betaenkning angaaende de af den . . . Straffelovs- 
kommission udarbejdede Forslag, 1917), dem ein mir nicht bekannt 
gewordener Kommissionsentwurf von 1912 vorhergeht. Torp bietet 
den Entwurf eines Strafgesetzes über Verbrechen (Forbrvdelser), einen 
solchen über Übertretungen (Forseelser) und den einer Änderung des 
Gesetzes von 1906 om Modarbejdelse af offentlig Usaedeligked og af 
Könssvgdomme. 
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5. Die ungarische Strafgesetznovelle, Gesetzartikel XXXVI von 
1908 über die Ergänzung und Abänderung der Strafgesetzbücher für 
Ungarn. Sie ist übersetzt in den Mitteilungen der Internationalen 
Kriminalistischen Vereinigung, XVI, 382 ff.; der Entwurf ist ebenda XV, 
157 besprochen. — Die neuen ungarischen Arbeiten sind noch nicht 
bis zu unserem Gebiet vorgeschritten. 

6. Ein niederländisches Gesetz vom 20. Mai 1911 über die Straf¬ 
taten wider Sittlichkeit und Anstand, abgedruckt und besprochen in 
Zeitschrift f. Strafr. 35, 603ff. 

7. Das englische Gesetz vom 13. Dezember 1912, abgedruckt 
Mitteilungen Intern. Krim. Vereinigung, XX, 279. 

8. Das französische Gesetz vom 11. April 1908 nebst Reglement 
vom 5. März 1910, das erste besprochen von E. Wilhelm, Zeitschr. f. 
Strafr. 33, 406; das zweite abgedruckt Aschaffenburgs Monatsschr. 7, 563. 

Aus einer eingehenden Betrachtung können hier die beiden letzten 
Gesetze ausscheiden: das englische verschärft die Strafen gegen Kuppler 
und Zuhälter, besonders durch Prügelstrafe. Das französische sieht 
Fürsorgeerziehung gegen Minderjährige unter 18 Jahren vor, die sich 
gewohnheitsmäßig der Unzucht (debauche) oder Prostitution überliefern. 
Seine Anwendung soll nebenbei zu wünschen übrig lassen (Revue 
Penitentiaire 36, 547). 

1. Die gewerbsmäßige Unzucht. 1. Der deutsche Vor¬ 
entwurf 305 Z. 4 und der Gegenentwurf 246 stimmen im Grundgedanken 
überein, der Kommissionsentwurf hat daran nichts geändert. Bestraft 
wird die Dime, die die Vorschriften gesundheitlicher und moralischer 
Art Übertritt; die Grundsätze für die Vorschriften erläßt der Bundesrat, 
nach dem Gegenentwurf ein Reichsgesetz. Die Strafe geht bis zu 
3 Monat (Gegenentwurf 6 Monat). Daneben ist Unterbringung in 
einem Arbeitshaus, Asyl, einer Besserungs- oder Erziehungsanstalt mög¬ 
lich; in besonders leichten Fällen kann von Strafe abgesehen werden. 
Nach der Begründung zum Vorentwurf, 2, 850, ist Überwachung auch 
in gesundheitlicher Hinsicht nötig; sie wird vorausgesetzt; die Be¬ 
stimmung des Strafgesetzbuchs gebe ihr die nötige Grundlage (?) Die 
Begründung Gegenentwurf 240 sowie Rosenberg in der ,,Reform k \ 
2, 478 enthalten nichts Wichtiges; Rosenberg verlangt ein Spezial¬ 
gesetz und absolutes Verbot der Prostitution Minderjähriger. 

2. Die österreichischen Entwürfe § 277 überlassen alles polizei¬ 
lichen Vorschriften; als Strafen sind Arrest bis zu 3 Monat und Geld¬ 
strafe bis zu 1000 Kronen vorgesehen. Nach den erläuternden Be¬ 
merkungen zum Entwurf 1912, 252 soll nicht alles bestraft werden; 
aber es soll Reglementierung auch des Dimenhaltens und Unterkunft- 
gewährens gelten. Die Polizei kaini die Frauen einschreiben, ihnen 
periodische Untersuchungen vorschreiben und sie bei Krankheit ins 
Spital schaffen. Besondere Fürsorgemaßregeln sind nicht vorgesehen. 

3. In der Schweiz ist an den Grundgedanken von 1903 nichts ge¬ 
ändert: die Prostitution als solche bleibt straflos, nur einzelne Tat¬ 
bestände des Belästigen» der Öffentlichkeit und der Nachbarschaft sind 
genannt, wobei man nach immer schärferer Fassung strebte. 1908, 260, 
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261; 1916, 320—323. Nach der letzten Fassung ist strafbar: das offen 
liehe Belästigen einer Flau, die keinen Anlaß dazu gegeben hat, in tl- 
züchtiger Absicht; das Auffordern zur Unzucht an öffentlichen Orte 
durch Zumutungen oder Anträge ; das Belästigen der Nach barsch*.- 
bei Ausübung gewerbsmäßiger Unzucht. Strafe: Haft bis zu 3 Mona* 
Buße bis 500 Franken; bei Minderjährigen sind Arbeitserziehung;- 
anstalt oder andere Besserungsmaßregeln möglich. •— Nach 1916, *35r 
bleibt den Kantonen die Gesetzgebung über Polizeistrafrecht Vorbehalte: 
— Fraglich ist nun, ob die Kantone die Reglementierung einfühm 
können; nach der Erläuterung Zürcher, 234 und besonders 466 scheint 
das zu bejahen. Dann aber ist die ganze Regelung im Entwurf sek 
problematisch. Auf fallen muß, daß gesundheitliche Maßnahmen mit 
keinem Wort erwähnt sind. (Die Kommissionsprotokolle zum Etatwun 
1916 sind noch nicht soweit erschienen.) 

4. Nach dem dänischen Entwurf Torp bleibt die Gesetzgebung 
von 1906 bestehen: Es wird nicht reglementiert; die Dime kann wegen 
Landstreicherei (losgaengeri) §182 bestraft werden; sie darf nach 211 
kein Kind über 2 Jahr bei sich haben; 213 straft den, der zur Unzucht 
auffordert oder einlädt oder den Unzuchtserwerb zur Schau stellt derart, 
daß dadurch der Anstand verletzt, ein öffentliches Ärgernis gegeben 
oder ein Nachbar belästigt wird. Also ist die Regelung ähnlich der in 
1906, doch fällt weg die Strafdrohung gegen das Zusammenwolmen vom 
Dirne und Mann, sowie gegen den Besuch durch Personen unter 18 Jahren. 
Das Gesetz von 1906 wird dann nur neu redigiert. — Torp sagt in seinen 
Motiven 174f., 197, daß es zweifelhaft sei, ob man damit der Prostitution 
richtig entgegenarbeite, aber eine Änderung sei bei der Strafgesetzgebung 
nicht möglich. 

Ungarn und Holland sprechen nur von Kuppelei, wobei hier 
nur zu bemerken, daß Ungarn die Bordelle zuläßt, die Niederlande sie 
von jetzt ab verbieten. 

Faßt man das Ergebnis zusammen, dann sieht man das Streben, 
die stille Prostitution nicht zu belästigen; aber ganz klar schließt nur 
Dänemark die Reglementierung aus, und nach welchen Grundsätzen 
sie in den anderen Staaten erfolgen soll, ist nicht zu ersehen. Nur ver¬ 
bieten Schweiz, Dänemark und Holland klar die Bordelle; aber gerade 
in der Schweiz bleibt unklar, ob auch die sogenannte Kasernierung damit 
verboten ist, was ich glaube bejahen zu müssen; nur das freie Zusammen- 
wohnen mehrerer Mädchen bleibt straflos. Ein besonderes Eingehen 
auf die gesundheitliche Seite kennt nur Dänemark. Die Fürsorge- 
maßregeln ermöglichen gesundheitliche Vorkehrungen, aber sie erwähnen 
sie nicht. — Danach ist der Fortschritt erst ein sehr bescheidener. 

II. Die Kuppelei. 1. Nach den deutschen Entwürfen ist das 
Wesentliche einheitlich das Vorschubleisten, wobei Vorentwurf und Kom¬ 
missionsentwurf Eigennutz oder Gewolmheitsmäßigkeit verlangen, 251, 
der Gegenentwurf 248 aber schärfer Gewinnsucht. Ausdrücklich ist das 
Gewähren von Wohnung freigelassen, sofern nicht der Täter mit Rück¬ 
sicht auf die Duldung der Unzucht einen unverhältnismäßigen Gewinn 
zu erzielen sucht. Daneben stehen die schweren Fälle der Verkuppelung 
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der Ehefrau oder an vertrauter Personen, sowie die Anwendung hinter¬ 
listiger Kunstgriffe, dann der Mädchenhandel, Vorentwurf 252, 253, 
Gegenentwurf 248, 249. Als Zuhälterei wird das Ausbeuten einer Dime 
genannt, im Vorentwurf auch das Fördern des Unzuchtsgewerbes, was 
die Begründung des Gegenentwurfs, 241, als nicht zur Zuhälterei ge¬ 
hörend wegläßt, wohl mit Recht. Vorentwurf 254, Gegenentwurf 247. 
Nach der Begründung zum Vorentwurf 2, 692 ist das Verleiten und 
Zurückhalten in der Unzucht als eine Art des Vorschubleistens anzu¬ 
sehen; da aber der Kommissionsentwurf die Worte „durch seine Ver¬ 
mittlung oder durch Gewährung oder Verschaffung von Gelegenheit“ 
hinzufügte, ist das zweifelhaft geworden. (Ebenso Wulffen in der 
„Reform“, 2,145.) Die Förderung der Ge werbsun zucht ist nicht besonders 
hervorgehoben. 

2. Die Österreichischen Entwürfe gehen sehr in Einzelheiten 
ein; alle drei sind sich gleich, nur fiel seit 1912 das Zuführen einer un¬ 
bescholtenen weiblichen Person zum außerehelichen Geschlechtsverkehr 
mit einem andern weg. Nach der Begründung scheidet vor allem die 
ganze Gewerbsunzucht und damit auch ihre Förderung aus dem Straf¬ 
gesetz aus; nur nennt § 279 die schweren Fälle des Zuführens und des 
zwangsweisen Zurückhaltens im Gewerbe. Sonst ist Kuppelei Förderung 
fremder Unzucht durch Verleitung, 275, 276, oder gewerbsmäßig, § 278. 
§§ 280, 281 nennen den Frauenhandel, 282 die Zuhälterei als das Sich- 
gewährenlassen von Mitteln zum Unterhalt aus dem Erträgnis der ge¬ 
werbemäßigen Unzucht einer öffentlichen Dirne. — Danach ist das 
Halten von Dirnen und das Vermieten von Wohnungen an sie von 
Polizeierlaubnis abhängig — eine ganz veraltete Anschauung. 

3. In der Schweiz ist es lehrreich, den Wechsel der Anschauungen 
zu beobachten: 1908 weicht von der sonst üblichen Fassung dadurch 
ab, daß hier Kuppelei als Ausbeuten bezeichnet wird, a. 129, und daß 
das Nötigen und Verleiten noch besonders genannt sind, a. 132, 133. 
Der Vorentwurf 1916 kehrt wieder zur alten Auffassung zurück: Kuppelei 
ist gewinnsüchtiges Vorschubleisten der Unzucht, 177; dabei bleibt das 
Gewähren von Wohnung frei, sofern nicht der Vermieter die Unzucht 
ausbeutet. Qualifikationen sind gewerbsmäßiger Betrieb, Halten eines 
Bordells und Verkuppelung Unmündiger, 178, während 179 die Be¬ 
günstigung der Unzucht von Personen unter 18 Jahren besonders nennt 
und auch ohne Gewinnsucht bedroht. Dar Zuhälter, der noch 1908 unter 
den allgemeinen Kuppeleibegriff fiel, wird jetzt in a. 180 als Ausbeuter 
besonders genannt. — 181 nennt den Mädchenhandel. — Die Protokolle 
der Expertenkommission für den letzten Entwurf, III, 214ff. lassen 
erkennen, daß man in der Schweiz ziemlich allgemein sich gegen die 
„veralteten“ Bordelle, aber auch gegen die Absteigequartiere wendet, 
während allerdings der bekannte Zürcher Arzt, Dr. E. H. Müller, sie 
unter Umständen zulassen will. (Zur Kenntnis der Prostitution in 
Zürich, Zürich 1911 und Aschaffenburgs Monatschrift, IX, 387.) — 
Die Sanitätspolizei bleibt völlig bei den Kantonen. 

4. Der dänische Entwurf Torp bleibt im allgemeinen bei der 
bisherigen Regelung. Er faßt die Kuppelei eng und trennt: das gewinn - 
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süchtige Verleiten zur Unzucht, das Zurückhalten in der Gewerbsimruekt 
das Bordellhaltcn sowie den Mädchenhandel in §208 von dem erwerb?- 
mäßigen Befördern fremder Unzucht als Mittelsmann oder dem An¬ 
nützen der Gewerbsunzucht zu unverhältnismäßigem Vorteil in § 2t* 
wo außerdem der Zuhälter als Schmarotzer einer Dime genannt i- 
Die Fassungen sind gewiß scharf genug, aber die systematische Trennm> 
scheint unzweckmäßig. Das einfache Wohnungsvermieten wird in § 2»* 
offenbar durch die Worte ,,als Mittelsmann 1 ' ausgeschlossen. 

5. Während Ungarn früher nur das Verleiten an vertrauter Per¬ 
sonen als Kuppelei bestrafte, 247, ist der Schutz der Frauen nach den 
Gesetz von 1908, das auf E. v. Balogh zurückgeht, erweitert. Bedroh* 
wird in a. 43, wer eine anständige Frau unter 20 Jahren aus Eigennutz 
zur Unzucht gewinnt, in a. 44, wer eine anständige Frau veranlaßt, in em 
Bordell einzutreten, oder wer eine Frau in einem Bordell zurückhäit. 
in a. 45, wer das mit List, Gewalt oder Drohung tut, wer eine an- 
vertraute Person verkuppelt oder die Kuppelei ins Ausland oder ge¬ 
schäftsmäßig betreibt. — Die Förderung der Unzucht allgemein ist als* 
nicht genannt. 

6. Die Niederlande fügen dem alten a. 250, der die Förderung 
der Unzucht Minderjähriger nennt, drei neue Bestimmungen hinzu 
250a, wer gewerbs- oder gewohnheitsmäßig die Unzucht anderer mit 
Dritten herbeiführt oder befördert, 250b den Frauenhandel, 432, wer 
als Zuhälter aus der Unzucht einer Frau Nutzen zieht. Hier ist das 
Bordellhalten ebenso wie das Halten von Absteigequartieren verboten, 
leider aber auch das einfache Wohnunggeben gefährdet» — An die 
früheren Entwürfe von 1900 und 1904/5 knüpft das Gesetz nicht an. 

Man beobachtet hier ein immer deutlicheres Herausarbeiten des 
Begriffs als ein Vorschubleisten, während das Verleiten und Anhalten 
daneben noch mehrfach besonders genannt ist, — in Österreich, Däne¬ 
mark, Holland, Schweiz 1908, in Ungarn sogar nur dies. Immer ent¬ 
schiedener sucht man den einfachen Vermieter freizulassen. Die Be¬ 
ziehung zur gewerbsmäßigen Unzucht wird nur in Österreich und Ungarn 
besonders hervorgehoben. 

III. Hier muß auch der Konkubinat erwähnt werden; seine 
Bedrohung erweckt erhebliche Bedenken, weil sie die beste Form außer¬ 
ehelichen Geschlechtslebens gefährdet. Daher hat Torp seine Aufnahme 
im Gegensatz zum Entwurf 1912 ausdrücklich abgelehnt, S. 198. Die 
anderen Entwürfe erwähnen ihn nicht, doch bleibt die Besorgnis, daß 
er polizeilicher Regelung Vorbehalten bleibt, was in der Schweiz aus¬ 
drücklich gesagt wird, Erläuterungen Zürcher, 469f., Protokoll III, 209. 

IV. Endlich mag hier ein Wort über die Frage des sogenannten 
Gef ähr dungs tat bestand es stehen. Ein solcher Tatbestand muß die 
Bestimmungen gegenüber der Prostitution ergänzen, um die Gefahr 
der Ansteckung noch energischer zu bekämpfen. Daher wird er immer 
entschiedener gefordert. Aber seine Fassung steht noch nicht fest. 
Hierbei mag es von Wert sein, den Vorschlag Torp keimen zu lernen, 
der eine Neuerung bedeutet, der aber zugleich deutlich erkennen läßt, 
wie eng dieser Tatbestand mit der sonstigen Regelung der Geschlechts 
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krankheiten zusammenhängt. Bislang bedroht § 181 StrGB. den, der 
mit einer anderen Person Unzucht übt, obwohl er weiß oder ver¬ 
mutet, daß er mit einer ansteckenden venerischen Krankheit behaftet 
ist. Torp hat einen sehr ausführlichen § 228 geschaffen, der folgendes 
bestimmt: „Gestraft wird 1. wer wissend oder vermutend, daß er an 
Syphilis leidet, ansteckungsgefährlichen Geschlechtsverkehr (Könsfor- 
hold) hat zu einer Zeit, da die Krankheit sich auf der Haut oder den 
äußeren Schleimhäuten ausbreitet, oder in ausbruchsfreien Perioden, 
es sei denn, daß ein ministeriell autorisierter Arzt erklärt, daß die Be¬ 
handlung völlig abgeschlossen sei oder daß der Angeklagte mindestens 
zwei Jahr unter ärztlicher Behandlung stand und daß die Krankheit 
zu einem solchen Stadium gebracht sei, daß ein ansteckungsgefährlicher 
Ausbruch unwahrscheinlich sei; — oder es muß ein autorisierter Arzt 
den Täter untersucht und festgestellt haben, daß kein Grund vor liegt, 
eine Übertragung zu befürchten; dann aber muß die Tat in einer vom 
Arzt festgesetzten Frist, die eine Woche nicht übersteigen darf, ge¬ 
schehen sein, und der Täter muß alle vom Arzt ihm gegebenen Ver¬ 
haltungsmaßregeln beachtet haben. — Einer gewerbsmäßig Prostituierten 
kann bei der Bestrafung ihr Gewerbe bis zu zwei Jahren untersagt werden. 

2. Gestraft wird, wer wissend oder vermutend, daß er an weichem 
Schanker leidet, mit einem anderen den Beischlaf ausübt, bevor die 
Krankheit von einem Arzt für geheilt erklärt ist. 

3. Ebenso wird bestraft, wer wissend oder vermutend, daß er an 
Gonorrhoe leidet, den Beischlaf ausübt, während er a) nicht in ärzt¬ 
licher Behandlung steht oder b) die Verhaltungsmaßregeln nicht be¬ 
achtete, die ihm der Arzt zur Verhütung der Ansteckung gab oder 
einem ausdrücklichen Verbot des Arztes zuwider den Beischlaf ausübte, 
oder c) wenn nicht bewiesen ist, daß er den andern klar und imzwei¬ 
deutig von der Ansteckungsgefahr unterrichtet hat. Besonders streng 
wird der Tripperkranke bestraft, der auf direkte Frage sein Leiden ab¬ 
leugnete. 

Die Strafe fällt weg, wenn bewiesen wird, daß der Täter vor dem 
Beischlaf dem andern klar und deutlich von seiner Krankheit Mit¬ 
teilung gemacht hat und ferner weiß oder nach den Erklärungen des 
anderen annehmen darf, daß keine Gefahr vorliegt, weil der andere an 
derselben Krankheit leidet. 

Unter Ehegatten ist Strafantrag nötig“. 

Das Ministerium hatte 1908 einen Ausschuß von 8 Ärzten zur 
Klärung einiger Fragen aus dem Gesetz von 1906 eingesetzt. Von diesen 
erklärten sechs den hier vorgeschlagenen Weg für gangbar (Torp, 
S. 212—216 und Beilage C). Torp will den Kranken bestimmtere, 
leichter erkennbare Pflichten geben. Die Regelung setzt aber voraus, 
daß jeder Kranke sich ohne weiteres die nötige Aufklärung holen und 
die nötige Behandlung beschaffen kann. Zugleich ist die Strafdrohung 
ein starker Zwang zur Benützung der vom Staat zur Verfügung ge¬ 
stellten Untersuchungs- und Behandlungsmöglichkeiten. Erst wenn wir 
hierin das nordische Beispiel nachahmen, können wir den Vorschlag 
Torp für uns erwägen; dann aber erscheint er sehr zu beachten. 
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V. In Deutschland hat neuestens der Gesetzentwurf zur Be¬ 
kämpfung der Geschlechtskrankheiten, der dem Reichstag am 16. Februar 
1918 vorgelegt wurde — 13. Leg.-Per., II. Session, 1914/18, Drucksacfit 
1287 — die Vorschrift der Strafgesetzentwürfe über die Gewerbsunzuchi 
in seinem §6 übernommen und außerdem in § 5 bestimmt : „Weiblich* 
Personen, die gewerbsmäßig Unzucht treiben, können einer gesundheit¬ 
lichen Beobachtung unterworfen und zwangsweise auf das Vorhandensein 
von Geschlechtskrankheiten ärztlich untersucht werden. Leiden sie au 
einer G3schlechtskrankheit, so können sie zwangsweise einem Heil¬ 
verfahren unterworfen, insbesondere auch in ein Krankenhaus über¬ 
führt werden, wenn dies zur wirksamen Verhütung der Krankheit er¬ 
forderlich erscheint. — Die Aufbringung der entstandenen Kosten regelt 
sich nach Landesrecht. 44 Die Vorschriften hierüber erläßt wohl auch 
grundsätzlich der Bundesrat. Leider sagt aber dieser Entwurf, daß auch 
die oberste Landesbehörde oder die von ihr bestimmte Behörde die 
nötigen Vorschriften erlassen kann: damit ist möglich, daß wieder jede 
Ortspolizei ihre eigenen Wege geht. Und leider fehlt in diesem Entwurf 
auch das Vetorecht des Reichstags gegenüber den Vorschriften des 
Bundesrates. 

Ebenso hat dieser Entwurf die Bestimmung über die Freilassung 
der einfachen Wohnungsgewährung von der Kuppeleistrafe. § 6 sagt: 
,,Als § 180a wird folgende Vorschrift eingestellt: Die Vorschrift des 
§ 180 findet keine Anwendung auf das Gewähren von Wohnung an 
Personen, die das achtzehnte Lebensjahr vollendet haben, wenn damit 
weder ein Ausbauten der Person, der die Wohnung gewährt ist, noch 
ein Anhalten dieser Person zur Unzucht verbunden ist.“ — Diese Fassung 
ist in mehrfacher Hinsicht bemerkenswert. Einmal läßt sie nur das 
Wohnunggewähren frei, also nicht das G3währen anderer Unterkunft, 
wie etwa die Absteigequartiere. Sodann läßt sie schlechtweg das 
Wohnung vermieten an Personen unter 18 Jahren unter die Kuppelei¬ 
bestimmung fallen, so daß es strafbar werden kann. Das Vermieten sonst 
ist aber nur dann Kuppelei (oder doch als solche strafbar), wenn damit 
(nicht, wie man sonst verlangte, ein unverhältnismäßiger Gewinn ver¬ 
bunden ist, sondern ganz ohne Rücksicht auf solchen) der Mieter aus¬ 
gebeutet oder zur Unzucht angehalten wird. Das bedeutet natürlich 
in vielen Fällen einen unverhältnismäßigen Gewinn des Vermieters, der 
aber nicht im Mietzins liegen muß, sondern neben diesem hergehen kann. 
Es wird so das Bordell schärfer getroffen. Aber es ist zu bemerken, daß 
diese Bsstimmung von Blaseh ko, der sie zuerst vorschlug, einem ganz 
anderen Kuppeleibegriff angehängt wurde, als dem sonst üblichen, näm¬ 
lich dem folgenden: Verleiten, Anwerben, Anhalten einer weiblichen 
Person zur Ausübung käuflicher Unzucht, sich anbieten zur Ver¬ 
mittlung käuflicher Unzucht. (Strafrechtszeitung, 1915, 507ff.) Hier 
ist der Begriff in der Tätigkeit erheblich enger als der sonst übliche 
(Vermitteln schlechthin), aber er verlangt nicht Eigennutz. Neben 
unserem jetzigen § 180 wird dieser Zusatz Schwierigkeiten bereiten 
können. 
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Die Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten in den Kur- und 

Badeorten. In der 9. Sitzung des Deutschen Ausschusses für die 
gesundheitlichen Einrichtungen in den Kur- und Badeorten am 9. März 
1914 in Darmstadt hatte ttauitätsrat Dr. Nicolas aus Westerland-Sylt 
die Frage behandelt: Ist die Hygiene in den Kurorten auch auf 
Schutzmaßregeln gegen sexuelle Infektion auszudehnen ? Er schilderte 
die einschlägigen Verhältnisse, wie sie sich in manchen fast ausschließ¬ 
lich von Großstädtern besuchten Badeorten entwickelt haben. Er wies 
vornehmlich auf die Gefährdung durch Hotelpersonal, Barbiere, Musiker 
usw. hin, die im Winter in der Großstadt leben, und legte die nach¬ 
stehenden, den Mitgliedern vorher bekanntgegebenen Leitsätze zur 
Prüfung vor: 

1. Die Entwicklung des Badewesens bedingt in den Kurorten be¬ 
züglich der sexuellen Infektion ähnliche Verhältnisse wie die Großstadt. 
Es besteht die Frage, ob in den Kurorten, welche der Volksgesundung 
dienen sollen, die Möglichkeit vorhanden ist, auch bei Geschlechts¬ 
krankheiten Vorkehrungsmaßregeln zu treffen. 

2. Die gesetzlichen Bestimmungen reichen nicht aus. Schwierig¬ 
keit im Badeort für die Polizeiverwaltung, die gewerbsmäßige Unzucht 
als solche festzustellen. Notwendigkeit des Zusammenarbeitens von 
Arzt und Verwaltung. Es ist zu erwägen, ob bei Geschlechtskrank¬ 
heiten für die Bäder Ausnahmebestimmungen zulässig sind, wie z. B. 
bei Masern; ob seitens der Polizei Kurzw r ang, Absonderung, Kranken¬ 
hausbehandlung bei den Personen durchgeführt werden kann, bei 
welchen die Übertragung ihrer Krankheit auf andere nachgewiesen 
werden kann, gleichviel, ob sie gewerbsmäßige Unzucht treiben oder nicht. 

Der Ausschuß war sich einig, daß in den Kurorten Schutpmaß- 
regeln gegen geschlechtliche Infektion anzustreben seien. Wenn auch 
die von dem Berichterstatter geschilderten Verhältnisse nicht verall¬ 
gemeinert werden könnten und zumal in den Sonderkurorten bisher 
noch keine Anzeichen besonderer Gefährdung sich erkennen ließen, so 
könne doch bei der Art. wie sich die meisten Kurorte entwickelten, 
eine drohende Gefahr nicht in Abrede gestellt werden. Vergnügungs¬ 
stätten niederer Art, Nachtlokale, Bars u. dgl. fänden immer mehr 
Eingang und erfreuten sich zu großer Nachsicht durch manche sich 
„modern“ erweisen wollende Verwaltung, während die verhältnismäßig 
große Zahl geschlechtskranker Musiker und männlicher und weiblicher 
Hotelangestellter auch durch andere Badeärzte nachgewiesen sei. 

Dar Vorschlag, die Anzeigepflicht einzuführen, wurde von der, 
Mehrheit abgelehnt, da es aussichtslos sei, für die Kur- und Badeorte 
eine Sondergesetzgebnng anstreben zu wollen. Dagegen erschien es 
Zeltachr. I. Bekämpfung d. OetchleehUkrankb. XVIII. 18 
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zweckmäßig, den Reichs- und Landesbehörden Vorschläge zu unter¬ 
breiten, mit welchen Maßnahmen im Rahmen der bestehenden Gesetz¬ 
gebung ein besserer Schutz der Kurgäste herbeigeführt werden kömie. 
Die Zentralbehörden seien zweifellos in des Lage, geeignete Vorschläge 
den nachgeordneten Behörden zu empfehlen nnd daduich die Be¬ 
kämpfung der Geschlechtskrankheiten in den Kur- und Badeorten 
wirksam zu fördern. Mit der Ausarbeitung solcher Vorschläge wurde 
eine Sonder komm ission betraut, zu deren Mitgliedern Wirkl. Geh. Ober¬ 
medizinalrat Prof. Dr. Dietrich, vortr. Rat im preuß. Ministerium 
des Innern, Geh. Obermedizinalrat Dr. Greift in Karlsruhe, Ober¬ 
medizinalrat Dr. Baiser, der Berichterstatter Sanitätsrat Dr. Nicolas 
in Westerland und der Vorsitzende Geh. Sanitätsrat Dr. Röchling 
in Misdroy gewählt wurden. Der Sonderausschuß arbeitete die nach¬ 
stehenden Leitsätze aus, sie fanden in der 10. Sitzung des Ausschusses 
am 5. September 1916 in Rostock einstimmig Annahme, und der Vor¬ 
sitzende wurde beauftragt, sie den Landesregierungen einzureichen. 
Der preußische Minister des Innern hat durch Erlaß vom 11. Juni 1917 die 
Regierungspräsidenten, in deren Bezirk Kur- und Badeorte gelegen sind, 
veranlaßt, im Sinne der Leitsätze vorzugehen; auch in mehreren anderen 
Bundesstaaten haben die Leitsätze bereits Berücksichtigung gefunden. 

Diese lauten: 

Die Geschlechtskrankheiten bilden, wie allgemein anerkannt ist, 
eine große Gefahr für die Volksgesundheit. Ihr Hauptausgangspunkt 
sind die großen Städte, ferner die Standorte der Truppen. Daß in 
stark besuchten Kurorten. Seebädern und Sommerfrischen die 
Verhältnisse denen der Großstädte vielfach ähnlich sind, wurde bisher 
wenig beachtet. In vielen Badeorten, die weniger von Schwerkranken 
als von Erholungsbedürftigen besucht werden, trägt der ganze Zuschnitt 
des Badelebens großstädtisches Gepräge. Mehr als die Hälfte der Gäste 
sind Großstädter, das Sommerpersonal ist während der übrigen Jahres¬ 
zeit in größeren Städten beschäftigt; ferner aber sind infolge des 
Krieges ahch Heeresangehörige in ungewöhnlicher Zahl in den Bade¬ 
orten anzutreffen. 

Hieraus ergeben sich besondere Gefährdungen: 

1. Durch das Sommer personal. Bei Kellnern, Musikern und 
Friseuren sind Geschlechtskrankheiten häufig, aber auch bei dem weib¬ 
lichen Hotelpersonal. Im allgemeinen stehen die besseren und gefestigteren 
Elemente dieser Berufsklassen in dauernden Jahresstellungen, während 
zahlreiche minderwertige während der Kurzeit in die Badeorte strömen 
und, wenn erkrankt, teils durch Unkenntnis, teils durch Achtlosigkeit 
ihre Umgebung gefährden. 

2. Durch die Badegäste. Das sorglose Leben, die freien gesell¬ 
schaftlichen Formen, die einseitig auf die Körperpflege gerichtete Auf¬ 
merksamkeit, die für viele geschlechtlich erregende Wirkung der Bäder, 
z. B. der See- oder der Kohlensäurebäder, ferner bei den Alleinreisenden 
der mangelhafte Rückhalt an der Familie und die den Ortsfremden 
nicht so notwendige Rücksichtnahme auf persönliche Stellung und 
Ansehen — das alles gibt Anlaß zu geschlechtlichen Ausschreitungen. 
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3. Durch Heeresangehörige. Der Krieg führt bei vielen zu 
einer Lockerung der Bitten; und wenn auch der Verhältnissatz der 
Geschlechtskranken nur wenig verändert ist, so darf man bei der 
Größe des Kriegsheeres und der großen Zahl von Kurbedürftigen diese 
Gefahr nicht unterschätzen. 

4. Durch Vergnügungsstätten niedriger Art. Solche haben 
nach großstädtischem Muster in den letzten Jahren vor dem Kriege 
auch in mittleren und kleineren Badeorten Eingang gefunden. Bie 
sichern dem Unternehmer bei dem sorglosen, freien Leben der Bade¬ 
gäste leichten und reichen Gewinn. Aber auch mancher Kurdirektor 
vermeint, seinem Badeort durch derartige Einrichtungen eine besondere 
Anziehungskraft geben zu sollen, und es besteht in manchen Orten, 
namentlich in Seebädern, eine bedenkliche Duldsamkeit der Polizei¬ 
behörden gegenüber dem Nachtbetrieb. 

Das Vorhandensein von Nachtlokalen fördert mittelbar den weiteren 
Zuzug weiblicher Personen, die unangemeldet und bei dem steten 
Wechsel der Badegäste schwer feststellbar, gewerbsmäßig Unzucht 
treiben. Diese aber sind die gefährlichsten Verbreiter der Geschlechts¬ 
krankheiten. 

Die Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten in den Kur- und 
Badeorten wäre verhältnismäßig leicht, wenn für die Erkrankungen 
eine Anzeigepflicht, wenn ferner für anzustellendes Personal eine Unter¬ 
suchungspflicht bestände. Beides ist schwer durchführbar. Jene würde 
die Erkrankten in die Behandlung Unberufener treiben, diese würde 
an dem Widerstand der Arbeitgeber scheitern. 1 ) 

Die Hauptaufgabe wird sich mithin 

a) auf die Bekämpfung der Krankheitsursache, 

b) auf die Heilung der Erkrankten 
erstrecken müssen. 

a) Für die Bekämpfung der- Krankheitsursache ist zunächst die 
Aufklärung über die meist unterschätzten Gefahren der Erkrankung 
von hohem Werte. Das Merkblatt der Deutschen Gesellschaft zur 
Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten (Berlin W 66, Wilhelmstr. 48) 
sollte in den in Betracht kommenden Kreisen tunlichst verbreitet 
werden. 

Es sollten ferner zu Beginn der Kurzeit kurze, leichtverständliche, 
ärztliche Vorträge für Angestellte von den Badeverwaltungen oder 
von den Krankenkassen veranlaßt werden. Die Hausärzte sollten die 
Arbeitgeber, namentlich die im Gastwirtgewerbe stehenden, auf die 

*) Bezüglich der Anzeigepflicht dürfte es aber doch richtig sein, auf das 
Vorgehen der Freien und Hansestadt Lübeck hinzuweisen; es besteht dort 
auf Grund des §4 der Medizinalverordnung die Bestimmung: 

„Die im lübeckischen Staatsgebiet praktizierenden Ärzte haben die in 
ihrer Praxis vorkommenden Erkrankungen an Geschlechtskrankheiten dem 
Medizinalamt anzuzeigen, falls durch das Verhalten oder die Berufstätigkeit 
des Kranken dessen Umgebung oder das Publikum gefährdet wird.“ 

(Für eine derartige beschränkte Anzeigepflicht in den Badeorten hat sich 
ebenfalls der Verein der Badeärzte an der Ostsee in seiner Sitzung vom 
10. Dezember 1916 einstimmig ausgesprochen.) 
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großen Gefahren der Beschäftigung Geschlechtskranker aufmerksam 
machen. 

Besondere Beachtung erheischt die Unterbringung des Personals. 
Zur Beseitigung der oft schreienden Mißstände ist die alljährliche Be¬ 
sichtigung der Schlafstätten des männlichen und des weiblichen Personals 
in den größeren Gasthofbetrieben durch beamtete Ärzte notwendig. 

Die Genehmigung der Einrichtung von Lockkneipen, Bars u. dgl. 
ist möglichst zu versagen. Ein Bedürfnis für solche Stätten wird gerade 
in Kur- und Badeorten nicht nachgewiesen werden können. Die Kaffee¬ 
häuser sind mit Rücksicht auf die Ruhe des Kurorts spätestens um 
12 Uhr zu schließen. 

Die gewerbsmäßige Unzucht ist in Kur- und Badeorten be¬ 
sonders scharf zu überwachen, gegebenenfalls auch durch weibliche 
Beauftragte. Gegen nächtliches Umhertreiben Angestellter in Kur¬ 
anlagen, am Strand usw., ist streng einzuschreiten. Die Polizeibehörden 
sind zu veranlassen, eine sorgfältige ärztliche Untersuchung und Für¬ 
sorge für die der gewerbsmäßigen Unzucht verdächtigen Personen 
bereit zu halten. Den jugendlichen Verführten ist die Rückkehr zu 
einem geordneten Lebenswandel tunlichst zu erleichtern. 

b) Erkrankten ist die Möglichkeit zu geben, baldigst sachverständige 
ärztliche Hilfe zu erhalten. Die Krankenfürsorge wird um so wirk¬ 
samer sein, je verschwiegener sie ist. 

In stark besuchten Badeorten, besonders in der näheren Umgebung 
großer Städte, aber auch in größeren Seebade- und Luftkurorten, ist 
die Einrichtung öffentlicher Beratungsstellen nach Art derer für 
Lungenleidende anzust reben. 

Erkrankte, deren häusliche und Berufsverhältnisse die ärztliche 
Behandlung erschweren, sind im Krankenhause zu behandeln. Den 
Kassenvorständen ist zu empfehlen, von der Überweisung geschlechts- 
kranker Kassenmitglieder in ein Krankenhaus nur aus ganz besonderen 
Gründen abzusehen. Es ist darauf hinzuw r irken, daß in keinem Kranken¬ 
hause, wofern es nicht Sonderzwecken dient, die Aufnahme Geschlechts¬ 
kranker auf Grund von Satzungsbestimmungen abgelehnt werde. Die 
Geschlechtskranken sind in den Krankenhäusern gesondert, aber ebenso¬ 
gut wie die anderen Kranken unterzubringen. Das Peisonal ist auf die 
Schweigepflicht mit Nachdruck hinzuw^eisen. 

Die Apotheker sind durch den beamteten Arzt daran zu erinnern, 
daß die von ihnen bisweilen geübte Beratung Geschlechtskranker gegen 
die gesetzlichen Bestimmungen und gegen das öffentliche Wohl ver¬ 
stößt. Solche Ratsuchende sollen an den Arzt verwiesen werden. 

Geschlechtskranke Personen, die trotz Kenntnis ihres Zustandes 
durch Geschlechtsverkehr eine Ansteckung verursachen, sind zur An¬ 
zeige zu bringen (vgl. §§ 223ff. 230 StGB.). 

Die Sonderkonimission 

des Deutschen Ausschusses für die gesundheitlichen 
Einrichtungen in den Kur- und Badeorten: 

Dr. Röchling. 
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Merkblatt für Eheschließende. Von der Berliner Gesellschaft für 
Rassenhygiene ist in Gemeinschaft mit vielen anderen hygienischen, 
sozialreformerischen und sexualpädagogischen Gesellschaften (vgl.Bd.XV. 
der Mitt. S. 28) gemäß dem Beschluß vom 6. II. 1917 (vgl. Mitt. S. 30) 
ein Merkblatt für Eheschließende abgefaßt worden, welches wir 
im folgenden wiedergeben. Dieses Merkblatt ist im September 1917 
den deutschen Bundesregierungen ein gereicht worden. 

Ein Rat für Eheschließende. 

Sie stehen im Begriff, in nächster Zeit zu heiraten; es ist daher für 
Sie von größter Wichtigkeit, folgendes zu beachten: 

Gesundheit der Ehegatten ist für das Glück der Ehe wichtiger 
als Geld und Gut. 

Krankheit eines Ehegatten schädigt seine eigene Arbeits¬ 
kraft, vermindert seine Erwerbsfähigkeit, zwingt den anderen Gatten 
zu vermehrter Arbeit, drückt auf die Lebensfreude, bringt Sorge und 
Kummer ins Haus. 

Krankheit eines Ehegatten kann auch die Gesundheit 
des anderen Gatten schädigen. Das gilt besonders für alle anstecken¬ 
den Krankheiten, z. B. Lungentuberkulose (Schwindsucht), Geschlechts¬ 
krankheiten usw. 

Krankheit eines Ehegatten kann sich auch auf die Kinder 
vererben, z. B. Geisteskrankheiten. . 

Krankheiten der Eltern schädigen, auch wenn sie sich 
nicht vererben, sehr oft ihre Nachkommen, so daß diese 
entweder schon schwächlich oder krank geboren werden, oder später 
leichter als andere Kinder erkranken. Zu solchen Krankheiten ge¬ 
hören sehr viele Leiden, insbesondere Nervenkrankheiten, Tuberkulose, 
Syphilis usw. 

Wer eine Ehe eingeht, ohne sich zu vergewissern, ob 
er gesund ist, übernimmt eine schwere Verantwortung gegen 
seinen Ehegenossen und gegen seine Nachkommen. 

Ob jemand an einer Krankheit leidet, die für ihn, seinen Ehegatten 
und seine Nachkommen nachteilig sein kami, vermag nur ein Aizt durch 
gründliche Untersuchung festzustellen. Der ärztlich Ungeschulte kann 
in diesen sehr schwierigen Fragen nicht urteilen, nicht im günstigen, 
aber auch nicht im ungünstigen Sinne. Wer nicht ärztlich sachverständig 
ist, kann bei sich eine Krankheit übersehen und kann andererseits eine 
Krankheit annehmen, die nicht besteht. Auch kann er fälschlich glauben, 
daß er mit einem erblichen Gebrechen behaftet sei. So meinen auch 
manche Leute irrtümlicherweise, daß die im Kriege erworbenen Ver¬ 
stümmelungen für die Gesundheit der Nachkommen nachteilig seien, 
was tatsächlich nicht der Fall ist. 

Jedermann hat deshalb die sittliche Pflicht, bevor er 
sich zu einer Ehe entschließt, das Urteil eines gewissen¬ 
haften Arztes über seinen Gesundheitszustand einzuholen. 
Wird eine Krankheit nachgewiesen, so ist der Arzt zu befragen, ob da¬ 
durch eine Ehe beeinträchtigt werden kann. Ist das der Fall, so ver¬ 
langt es die Ehrenhaftigkeit, daß man seinem (seiner) Verlobten davon 
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Mitteilung macht, und daß man sicli selbst ernsthaft prüft, ob man 
unter diesen Umständen eine Ehe eingehen darf. 

Wer eine Ehe schließt, ohne von seiner Krankheit 
seinem (seiner) Verlobten Kenntnis zu geben, begeht ein 
Verbrechen an seiner Familie. Unter Umständen kann eine solche 
Ehe nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch für nichtig erklärt und auf¬ 
gelöst werden. 

Sieht der Arzt in einer festgestellten Krankheit oder 
Krankheitsanlage kein Bedenken gegen einen Eheschluß, 
so kann doch die ärztliche Untersuchung dadurch einen großen Nutzen 
haben, daß rechtzeitig zweckmäßige ärztliche Vorschriften er¬ 
teilt und durch deren Befolgung eine Heilung oder Besserung erreicht 
wird, daß die Übertragung der Krankheit auf den Ehegatten verhindert, 
eine Schädigung der Nachkommen oder die Unfruchtbarkeit der Ehe 
verhütet wird. 

Jeder, der eine Ehe eingeht, sollte sich auch über die Gesundheit 
seines (seiner) Verlobten Aufschluß erteilen lassen, das braucht nicht 
als Mißtrauen gedeutet zu werden, sondern ist nur eine notwendige 
Vorsichtsmaßregel, die großes Unglück verhüten kann. 

Wer diese Mahnungen gewissenhaft befolgt, hat ein Anrecht auf 
das Glück einer in Gesundheit blühenden Familie. 1 ) 

Über den Merkblattvorschlag hinausgehend, vertrat die Berliner 
Gesellschaft für Rassenhygiene, wie ihre „Mitteilungen“, Bd. V, S. 4 
berichten, in einer an den Bundesrat und den Reichstag gerichteten 
Denkschrift ihren Standpunkt, daß der Austausch von Gesundheits¬ 
zeugnissen vor der Eheschließung gesetzlich vorzuschreiben sei (Merk¬ 
blätter und die beiden Denkschriften sind von der Geschäftsstelle der 
Berliner Gesellschaft für Rassenhygiene, Berlin-Schlachtensee, Albrecht- 
straße 111—25, unentgeltlich zu erhalten). 

Über dasselbe Thema schreibt im „Leipziger Tageblatt“ Elisabeth 
Thiel mann folgende beherzigende Worte (Morgenausgabe, 26.1. 1918): 

Die ungeheuren Verluste an blühender Manneskraft und damit 
zugleich an künftigem Nachwuchs erfüllen die Volkswirtschaftler mit 
schwersten Sorgen um den ungefährdeten Bestand unseres Volkes. 
Dazu kommt, daß die Säuglingssterblichkeit in Deutschland noch immer 
einen hohen Prozentsatz der Neugeborenen ausschaltet und damit 
Hoffnungen vernichtet, die an deren Geburt geknüpft wurden. Dann 
hat aber auch infolge des Krieges der Geburtenrückgang, der schon vorher 
zu verzeichnen war, noch erheblich zugenommen, so daß, wie Heinrich 
Heimanns ausführt, die große Gefahr in drohende Nähe rückt, daß 
es in Deutschland bald mehr Säige als Wiegen gibt. Kamen im Jahre 
1876 auf 1000 Einwohner noch 42 Geburten, so im Jahre 1911 nur noch 
28 Neugeborene. Allerdings wurde dieser erhebliche Geburtenrückgang 
dadurch ziemlich wett gemacht, daß in fast gleichem Zeiträume die 

l ) Herauagegeben von den an der Aussprache über den Austausch von 
Gesundheitszeugnissen beteiligten Gesellschaften. Zu beziehen durch die 
Berliner Gesellschaft für Rassen hygiene, Berlin W. 62, Keithgtraße 19. 
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Sterblichkeitsziffer ganz wesentlich sank. Starben 1870 in Deutschland 
noch unter 1000 Personen 30, so kamen im Jahre 1913 nur noch 15,3 
Todesfälle auf 1000 Personen. 

Der Staat hat aber an einer hohen Geburtenziffer das größte Inter¬ 
esse, und zwar, wegen der großen Verluste an Manneskraft, erst recht 
nach dem Kriege. Zu diesem Zwecke plant er verschiedene Maßnahmen, 
die das erwünschte Zi6l gewährleisten sollen. So wird einerseits allen 
Ernstes die Einrichtung amtlicher Heiratsvermittlung erwogen, ander¬ 
seits ins Auge gefaßt, durch einen Zwang zur Erbringung eines Ge¬ 
sundheitszeugnisses Heiratslustiger die Geburt lebensunfähiger Kinder 
zu verhüten. Sicher wird sich nach dem Kriege eine vermehrte Henats- 
lust zeigen. Jedoch wird trotz des ungeheuren Überschusses an Frauen 
mancher heimgekehrte Kriegs verletzte, mancher weit abseits der Groß¬ 
stadt lebende Beamte, nicht genügende Gelegenheit zur Verwirklichung 
seines Wunsches haben, einen eigenen Ehestand zu gründen. Wenn 
also staatliche und städtische Behörden hier, wie geplant ist, helfend 
eingreifen wollen, und zwar die Benutzung der amtlichen Heirats- 
vermittlung nicht nur in das freie Belieben jedes heiratslustigen männ¬ 
lichen oder weiblichen Individuums stellen, sondern einen Meldezwang 
vorsehen wollen (wie von Österreich - Ungarn gemeldet wird), so würde 
damit sicher dem stillen Wunsche vieler heiratsfähiger Männer und 
Frauen entsprochen, die sonst auf die private Heiratsvermittlung mit 
ihrer zum Teil recht ansehnlichen Vermittlergebühr angewiesen bleiben. 
Da es jedoch nicht das wünschenswerte Ideal für den Staat ist, nur 
möglichst viel Ehepaare unter seinen Staatsbürgern zu zählen, sondern 
vor allem zahlreiche Eltern paare, so sollen nach einer Entschließung 
der Berliner „Gesellschaft für Rassenhygiene“ ärztliche Zeugnisse über 
die Ehetauglichkeit beider Ehelustigen behördlich gefordert werden 
können. Von der Beibringung dieser Gesundheitszeugnisse beider Teile 
soll es dann abhängen, ob die Eheschließung stattfinden kann und darf, 
odeT ob die Erlaubnis dazu im Hinblick auf die spätere Nachkommen¬ 
schaft der beiden verweigert werden muß. Wenn aber durch diesen 
Zeugniszwang das Mädchen vor der Ansteckung und Gesundheits¬ 
schädigung durch den erkrankten Mann geschützt werden soll (wie 
anderseits auch er und seine Nachkommenschaft vor erblichen oder 
übertragenen Krankheiten seiner Frau), so müßte logischerweise die 
gesunde Ehefrau ebenfalls vor dem aus dem Felde heimkehrenden Ehe¬ 
mann geschützt sein, falls er sexuell erkrankt sein sollte. Aber von 
diesem besonderen Schutz ist weder hier noch dort die Rede. Man 
kann aber nicht hier die Geburt schwächlicher, lebensunfähiger und 
erblich belasteter Kinder verhindern wollen, indem man Gesundheits¬ 
zeugnisse der Ehebew'erber verlangt, wenn man Eheleuten ungehindert 
die Vermehrung ihrer Nachkommenschaft gestattet, trotzdem der Mann 
erwiesenermaßen an schwerer Krankheit leidet oder die Folgen der 
überstandenen noch nicht überwunden hat. Diese Gefahr liegt aber 
näher, als der Fernstehende ahnt, selbst wemi heute noch nicht zahlen¬ 
mäßig belegt werden kann oder darf, wie hoch die Ziffer der Geschlechts¬ 
kranken unter unseren Heeresangehörigen ist. Es muß also notwendiger- 


Digitized by t^ooQle 



<244 


Referate. 


weise auch hierin noch ein entsprechender Wandel getroffen werden, 
ehe es zu spät dazu ist. Die empfindliche Härte, die eine dahingehende 
Entschließung für die einzelnen mit sich bringt, darf um des großen 
Zieles willen nicht vor der Verwirklichung entsprechender strenger Maß¬ 
nahmen zurückschrecken lassen. 


Referate. 

Hans Lieske (Leipzig), Das Problem krimineller Bekämpfung der Ansteckung mit 

Geschlechtsleiden. Würzburger Abhandlungen aus dem Gesamtgebiet der 

praktischen Medizin. 17. Bd., 3. Heft. Würzburg 1917, Kabitzsch. 

Der Verfasser hat schon in dieser Zeitschrift, Bd. XVI, p. 153, 
über die gleiche Frage geschrieben. Damals schien er einem Gefähr¬ 
dungstatbestand, wie er vielfach und jetzt auch in dem Entwurf eines 
Gesetzes zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten vorgeschlagen 
wild, nicht abgeneigt. Heute hält er denselben für ganz verkehrt. — 
Es ist berechtigt, ja nötig, daß man diesen wie jeden Strafgesetzvorschlag 
sorgfältig prüft. Es ist auch viel über ihn geredet und geschrieben 
worden, begreiflicherweise viel mehr Allgemeines und Oberflächliches 
als ruhig alle Einzelheiten Durchdenkendes. Leider bringt L. nichts 
Neues — was. vielleicht nicht mehr gut möglich —, aber er läßt auch 
ruhige, kritische Abwägung gegenüber den bisherigen Ansichten ver¬ 
missen. Es wäre für eine neue Arbeit doch wohl nötig, daß sie das reiche 
Material sorgsam verwertete, wie es z. B. Neisser in seiner letzten 
Arbeit tat; auch Laupheimers Leistungen, z. B. Diese Zeitschrift 
Bd. XV. S. 24 u. 79, stehen ungleich hoher. 

Eine stete neue Erörterung der Frage ist aber wohl am Platze bei 
der großen Bedeutung der Geschlechtskrankheiten und der Schwierig¬ 
keit, aber Notwendigkeit ihrer Bekämpfung. Insofern begrüße ich L.’s 
Arbeit, die sich an eine größere Leserschar wendet. Was er von der 
Änderung der Kuppeleiahndung — zustimmend zu den neuen Vor¬ 
schlägen — und über die Erlaubnis der Ankündigung antikonzeptioneller 
Mittel — zweifelnd — sagt, ist nur ein kleiner Anhang zu dem Haupt¬ 
punkt. Mit Recht schließt er in einem Aufruf zu außerstrafrechtlicher 
Arbeit. Vorbeugen, Verbessern der Anschauungen und der Hilfsmöglich¬ 
keiten wie des Behandlungswillens, das ist wichtiger als alles andere. 
Aber das Strafgesetz kann und muß auch mithelfen. Freilich muß cs 
in den ganzen Kreis der Bekämpfungsmittel organisch eingegliedert 
werden; sonst steht ein neuer Paragraph in der Luft und ist ohne prak¬ 
tische Bedeutung. Das übersehen die meisten (anders schon Neisser, 
S. 131). \iele Bedenken gegen den Gefährdungstatbestand erklären 
sich nur aus dieser Isolierung, die ich auch dem jetzigen Entwurf ver¬ 
werfe. Das Strafrecht soll das sittliche Gewissen schärfen und in den 
letzten, schwersten Fällen cingreifen. Dann müssen w r ir aber für größte 
Aufklärung und für die Möglichkeit, unter Umständen den Zw'ang zur 
Behandlung zuerst sorgen. Nur dann können wir von jedem verlangen, 
daß er sein Leiden und dessen Gefährlichkeit lau t u?d daß er für 
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seine Heilung und die Vermeidung der Verbreitung sorgt. Das ist der 
Gedanke, den in bester Art der dänische Kriminalist C. Torp ver¬ 
wirklicht hat, worüber ich schon an anderer Stelle in dieser Zeitschrift 
berichtete. Damit wird der Hauptein wand widerlegt, der Kranke kenne 
seine Gefährlichkeit nicht. Wenn wir den Behandlungszwang einführen 
und die Belehrungspflicht des Arztes, dann gibt es keine Entschuldigung. 
Dann ist auch die Klippe der Zei^nisVerweigerung des Arztes zu umgehen. 

Ich halte alle Einwände, die auch L. wiederholt, für nicht durch¬ 
schlagend: Es heißt, daß der Paragraph viele nicht treffe, die ihre Ge¬ 
fährlichkeit nicht kennen.- Das soll er auch gar nicht; aber er mahnt 
alle, auf sich aufzupassen, und er verlangt eben gebieterisch die Er¬ 
gänzung der Aufklärung. — Man sagt: die Gemeinen wüßten sich zu 
verbergen, — das suchen alle Halunken, und doch treffen wir immer 
wieder einige davon; ohne Strafgesetz aber können wir ihnen nichts 
anhaben. Das Strafgesetz schreckt aber doch ab, wie jeder ruhige Be¬ 
obachter überall bemerkt. Diese Generalprävention wird viel zu wenig 
beachtet; sie ist allerdings nicht in allen Fällen gleich groß, aber in 
einem solchen wie hier besteht sie ^sicher: das Gesetz verlangt nichts 
Unmögliches. Es werden keine grundsätzlichen Hemmungen angegriffen; 
es wird aber die Handhabe geboten, im Einzelfall dem möglichen Täter 
zu drohen. — Die Strafbestimmung w r äre ein Überwachungsparagraph 
gegen die Prostitution, — und wenn er auch nur das wäre, müßte nian 
ihn begrüßen, denn bei der Größe des Übels ist jedes Kampfmittel 
willkommen. Aber auch die Verurteilung nur weniger Männer wirkt 
heilsam auf die Männerwelt. -- Immer wird die Denunziationsgefahr 
hervorgehoben und lebhaft geschildert. Gewiß ist sie da und wird groß 
sein. Aber sind denn die Strafverfolgungsbeamten nur Schwachköpfe 
und Formalisten, die auf jede vage Anzeige hin sofort roh irgendein 
harmloses Mädchen aufgreifen und zynisch ausfragen ? Wenn auch 
ab und an Verkehrtheiten Vorkommen, eine verständige Praxis wird 
sich sehr bald bilden, und darauf kann hingewirkt werden. Und als 
Gegenstück dient mein Vorschlag: Strafe gegen falsche Beschuldigung 
(siehe Diese Zeitschrift, Bd. XVIII, S. 39 § 27). Wer solche Einwen¬ 
dungen bringt, sucht Schwierigkeiten zu schaffen. - Verkehrt sind 
die Ein wände gegen die Bestimmung, daß strafbar sei, wer vorsätz¬ 
lich gefährde. Vorsätzlich ist nicht gleich absichtlich, wie viele Nicht¬ 
juristen meinen (so Lieske, diese Zeitschrift, Bd. XVI, S. 153, auch 
Neisser, S. 129), sondern einfach gleich bewußt oder wissentlich. Nun 
sägt man, der Kranke wisse oft nicht, daß er noch gefährlich sei. Ich 
halte das nicht für durchschlagend: w f eiß er es tatsächlich nicht, dann 
ist er freilich nicht für wissentliche Gefährdung faßbar. Aber meistens 
ist er unsicher, und dann handelt er auf die Gefahr hin, anzustecken. 
Das ist eine so einfache und leicht feststellbare Vorstellung und Geistes¬ 
richtung, daß sie — der mit Unrecht verschriene und tatsächlich tausend¬ 
fach überall auftretende dolus eventualis — kaum jemals dem Richter 
entgeht. Es werde damit die Verantwortung auf den Arzt abgeschoben, 
der den Patienten sagen müsse, wann sie wieder Geschlechtsverkehr 
üben dürften. Gewiß! Warum soll ein gewissenhafter Aizt diese Ver- 
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antwoitung nicht übernehmen können! Die Erfahrung lehrt uns, daß 
niemand unfehlbar, und daß Tausende, die krank waren, ungefährlich 
wurden, Syphilitiker und Tripperkranke. Und dabei meine ich, daß 
wir denn doch vom sozialen Standpunkt aus mit Recht verlangen, daß 
ein Geschlechtskranker nicht so heillos selbstsüchtig und gemein sei, 
daß er möglichst bald wieder losgeht. •— Irrig ist auch, daß nur die 
Gewissenhaften getroffen w T ürden; gerade sie folgen dem Rat des Arztes, 
der ihnen angibt, wann sie als gesund gelten dürfen; dann sind sie bona 
fide. Dagegen wissen die sogenannteh Indolenten fast alle ganz gut, 
daß sie krank sind und daß sie sich in acht nehmen müssen. Sie hardein 
trotzdem („ach was! das Unglück wird nicht groß sein“) und handeln 
mit eventuellem Vorsatz. 

Daß eine Strafdrohung gegen fahrlässige Taten große Bedeutung 
hätte, glaube ich auch. Und doch verwerfe ich sie, denn sie geht zu 
weit. Und die — an sich denkbare — Beschränkung des Neisserschen 
Vorschlages auf die Fahrlässigkeit ,,erheblichen Grades“ widerspricht 
zu sehr aller strafrechtlichen Gesetzgebung und Praxis, als daß ich sie 
für durchführbar hielte. 

Die Formulierung bietet gewisse Schwierigkeiten. Man muß eben 
wissen, was man will. Der Gegenentwurf § 274 will jeden treffen, der 
einen anderen unmittelbar gefährdet, nicht nur den Geschlechtskranken, 
sondern auch die Eltern, die ihr syphilitisches Kind der gesunden Amme 
geben. Das geht sehr weit. Andere engen ein, nennen nur den Kranken 
als Täter, andere sogar nur den Beischlaf des Kranken. Das ist freilich 
sehr klar, vorsichtig und am leichtesten durchführbar; aber m. E. 
genügt es nicht, da doch zu viele andere Gefährdungsmöglichkeiten 
offen bleiben. Das ist der ganz offensichtliche Mangel des Entwurfs 
eines Gesetzes zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten. 

Ich halte die weitere Diskussion für überflüssig. Hier handelt es 
sich um eine endliche Entscheidung, die allerdings besser ausfallen sollte, 
als sie der Entwurf getroffen hat. Und ich bin sicher, die Entscheidung 
wird zugunsten des Gefährdungstatbestandes ausfallen, und ich hoffe, 
sie fällt in der Art des Gegenentwurfes. — Man hat darauf hingewiesen, 
daß die Kommission des Schweizer Entwurfs den Tatbestand gestrichen 
hat (Goldschmidt, diese Zeitschrift, Bd. XVIII, S. 108). Aber die 
Protokolle ergeben, daß dies eine reine Zufallsentscheidung war, bei 
der viele Unsicherheit herrschte. Und wenn Wilhelm (diese Zeitschrift 
Bd. XV, S. 7) auf das vorsichtige Frankreich hinweist, das den Tat¬ 
bestand nicht erwäge, dann ist zu bemerken, daß den Franzosen der 
Gefährdungsgedanke überhaupt nicht geläufig ist, da sie da den Angriff 
auf ein Rechtsgut nicht sehen wollen. Das ist aber lange veraltet. 

W. Mittermaier. 

Mahliitg, Konsistorialrat Prof. D., Der gegenwärtige Stand der Sittlichkeitsfrage. 

Sonderabdruck aus „Vierteljahrschrift für Innere Mission“, Jahrg. 1916, 

Heft 1. Gütersloh 1916. 126 8. 

ln klarer und übersichtlicher Darstellung der einschlägigen Gesetz¬ 
gebung nach zeitlicher und örtlicher Abfolge führt der Verfasser in den 
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gegenwärtigen Stand der Sittlichkeitsfrage ein. Er will mit seinen 
Ausführungen eine klare Stellungnahme zu den „mit besonderem Emst 
entgegentretenden Problemen und Aufgaben der Bekämpfung der 
Geschlechtskrankheiten, der Überwindung des Geburtenrückgangs, der 
Eindämmung der Prostitution, der dadurch gebotenen Hilfeleistung 
und sittlichen Förderung ermöglichen“. Diese selbstgestellte Aufgabe 
wird in vorbildlicher Weise erfüllt. 

Unter weitgehendem Verzicht auf eigene Meinungsäußerung werden 
alle einschlägigen Gesetzes Vorschläge, Entwürfe, Gegenentwürfe und 
gutachtliche Äußerungen von qualifizierten Einzelpersonen oder Körper¬ 
schaften einer auszugsweisen Besprechung unterzogen und in klarer 
und trotz der Knappheit erschöpfender Form der Kern der betreffenden 
Ausführungen zur Darstellung gebracht. 

Die unbeirrbare Sachlichkeit des ethisch orientierten Autors gibt 
den spärlichen Stellen, an denen ein Stück eigener Meinungsäußerung 
sich durchzwingt, eine besondere Note. So wenn Mahling seinen 
Standpunkt zur vielumstrittenen Schweigepflicht des Arztes dahin 
erläutert, daß allen Bedenken, rechtlichen und psychologischen Schwierig¬ 
keiten zum Trotz Fälle gegeben sind, in denen nicht nur ein Anzeige- 
recht, sondern geradezu eine Anzeige pflicht des Arztes vorliegt, eine 
Sachlage, der auch der Gesetzgeber durch entsprechende Rechtsordnung 
Rechnung tragen sollte. 

Wohltuend berührt auch das sachliche, ruhige, aber trotzdem 
verständnisvolle und tiefschürfende Eingehen auf die hygienische^ 
soziologische und ethische Seite der Frage, das den Rechtsschutz aus 
einer Paragraphensache in die höhere Ordnung des Rechtsgefühls empor¬ 
hebt. Von der Reglementierung wird gesagt, daß nicht nur das System 
als solches unvollkommen, sondern in seinem ganzen Wesen den schwer¬ 
sten Bedenken ausgesetzt ist“. Nach eingehender, an den Bekundungen 
der Berufensten erläuterter Prüfung aller bezüglichen Umstände kommt 
Mahling mit Blaschko, dessen Standpunkt er besonders und dankbar 
hervorhebt, zur grundsätzlichen Ablehnung der Reglementierung und 
des Bordells. 

In bescheidener Weise hat der Autor seinem eigentlichsten Inter¬ 
essengebiet, der ethischen Wesenheit und Durchleuchtung der Frage 
der sexuellen Sittlichkeit, nur einen spärlichen Raum zugewiesen. Uni 
so bemerkenswerter ist, was der Geistliche und Mensch, der in jahre¬ 
langer Fürsorgearbeit diesen Boden beackerte, hier zu sagen hat. Unter 
völliger Würdigung der Stärke und Bedeutung des Gattungstriebes 
wird ausgeführt: „Der Mensch handelt unsittlich, wenn er sein Trieb¬ 
leben zum Selbstzweck werden läßt und sich mit seinem ganzen Wesen, 
auch seinem geistigen, der Herrschaft des Trieblebens, die damit zu¬ 
gleich zur Knechtung seines geistigen Wesens wird, überläßt.“ In 
Gemäßheit dieser Auffassung wird das Kriterium sittlicher Reinheit 
aus dem Äußerlichen sittlicher und rechtlicher Ordnung in den Ge- 
simiung8gehalt verlegt. Folgerichtig heißt es dazu: „Man kann also 
nicht teilen ganz allgemein: der eheliche Geschlechtsverkehr ist sittlich, 
der außereheliche ist sündlich. Denn auch im ehelichen Geschlechts- 
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verkehr kann Zuchtlosigkeit und Lieblosigkeit mitwirken und ihn da¬ 
durch zu einem sündlichen gestalten, und umgekehrt, im außerehelichen 
Geschlechtsverkehr kann Zuchtlosigkeit und Lieblosigkeit ferngehalten 
sein, während die äußerlich rechtliche Eheschließung noch fehlt.“ 
(S/101.) 

Einen von fast allen Fachleuten abweichenden Standpunkt nimmt 
Mahling bei der Beurteilung der Schutzmittelfrage ein. Es ist durch¬ 
aus verständlich, daß der geistliche Ethiker zu dem Schluß kommt, 
daß „durch die Schutzmittel dem Geschlechtsverkehr seine Weihe ge¬ 
nommen wird“ (S. 113). Es soll auch keineswegs der Versuch gemacht 
werden, die Anwendung der Schutzmittel zu einem ethisch einwand¬ 
freien Gebrauch umzudeuten. Ihre Anwendung ist aber, das ist tausend¬ 
fach und von den verschiedensten Seiten her belegt, ein bitteres, jedoch 
im Interesse der Volksgesundheit und einer ersprießlichen Bevölkerungs- 
poiitik unausweichliches Muß. Indem man das anerkennt, wird keines¬ 
wegs bestritten, daß durch Maßnahmen pädagogischer Prophylaxe, durch 
Erziehung unserer Jugend zur Reinheit des Herzens und der Sinne der 
sittlichen Zuchtlosigkeit und dem physischen Verderben sicherer und 
nachhaltiger vorgebeugt werden könnte, als durch äußere Schutzmaß¬ 
nahmen irgendwelcher Art. 

Wir müssen uns an dieser kurzen Würdigung genügen lassen. Eine 
reiche Fundgrube sachlichen Wissens ist hier aufgetan und ein un¬ 
entbehrliches Handbuch für jeden, der sich, kritisch oder schöpferisch, 
mit unserm Gegenstand befassen will. - H. F. 

Gabriele Zapolska, Woran man nicht denken mag. Roman. Berlin 1917, 

Oesterheld & Co. Zweite Auflage. 

Die Zahl der Romane und Dramen, in welchen das unheimliche 
Gespenst der Geschlechtskrankheiten den Knoten der Handlung schürzt, 
ist immer noch im Wachsen. Einst waren es Probleme aus.dem Seelen¬ 
leben der Liebenden, die einen Werther, die Wahlverwandtschaften als 
unvergängliche Perlen der Literatur entstehen ließen. Es folgte die 
Periode der aus den Verirrungen des Ehelebens das dramatische Motiv 
entnehmenden Dichtungen. Mehr und mehr befaßte man sich dann 
mit den Schattenseiten des Liebeslebens, zunächst in psychologischen 
Untersuchungen, Als dann auch die öffentliche Erörterung der die 
körperliche Gesundheit und Fruchtbarkeit bedrohenden Gefahren des 
Liebeslebens, man kann wohl sagen salonfähig wurde, wurden bald 
auch sie unter die zur dichterischen Verwendung kommenden Themen 
aufgenommen. Waren die älteren Stoffe erschöpft ? War es nur ein 
Nachgeben gegenüber einer die Vertiefung in wenig ästhetische Motive 
begünstigende Zeitströmung ? Oder sollte doch der neueste Stoff ernstere 
und wichtigere Konflikte enthalten als die vorher allein das dichterische 
Schaffen beherrschenden Liebesprobleme ? Als Arzt wird man geneigt 
sein, das letztere anzunehmen. Am Krankenbett werden wir nur zu 
oft vor erschütternde, aus der geschlechtlichen Erkrankung eines Ehe¬ 
gatten hervorgehende Tragödien gestellt, in denen im Anschluß an den 
Verstoß gegen die geltende „Moral“ erworbene Krankheit, die tragische 
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Schuld bestraft. Aber das allein genügt doch nicht, um den Aufbau 
eines fünfaktigen Dramas, eines bändestarken Romans zu begründen. 
Die geschlechtliche Ansteckung bleibt dabei immer etwas Zufälliges, 
eine Episode der Entwicklung der im Grunde auf der Verletzung der 
Sittennorm beruhenden Konflikte. Als Episode wird sie dementsprechend* 
im Dichterwerk ihren Platz finden müssen, sei es im Drama nach Art 
der Kneipenszenen innerhalb der Sh a k es pear eschen Königsdramen, 
oder als den Wendepunkt bildende Katastrophe in der Begegnung des 
Lionel mit der Jungfrau von Orleans, sei es im Epos als kltine Novelle, 
wie in der ausgezeichneten der ,,Jugend“ entnommenen Geschichte 
Hoffenthals, ,,Opfer“, die ich in dem Vorwort zur deutschen Über¬ 
setzung des Brieuxschen Syphilisdramas ,,Die Schiffbrüchigen“ ab- 
drueken durfte, oder als Bestandteil der Einleitung etwa in dem treff¬ 
lichen Roman ,,Die Nacht des Doktor Herzfeld“ von Hermann. 

Man könnte mir einwenden, daß gerade ich selbst durch die Ein¬ 
führung des eben genannten Brieuxschen Syphilisdramas in die deutsche 
Öffentlichkeit dazu mitgewirkt hätte, die Geschlechtskrankheiten in das 
Repertoire der Bühnen- und Romandichtung einzubürgern. Und auch 
der Bühnenerfolg der „Schiffbrüchigen“ könnte zugunsten der dichte¬ 
rischen Ausbeutung der Geschlechtskrankheiten als unmittelbaren Schau¬ 
spielstoffs angeführt werden. Mir scheint das irrig. Am wirksamsten 
scheinen mir unter der großen Zahl von dichterischen Verarbeitungen 
der Geschlechtskrankheiten immer wieder diejenigen, in welchen ihnen 
ein episodenhafter Charakter gegeben ist. Außer der erwähnten Novelle 
von Hoffensthal — nebenbei bemerkt eines Arztes nach seinem ur¬ 
sprünglichen Beruf—vor allem die erschütternde im Schluß des Beier- 
leinschen Romans „Jena oder Sedan“ enthaltene, fast nur skizzenhaft 
angedeutete Erzählung von der Infektion eines eben vor der Verlobung 
stehenden Offiziers. Sie ist eine Episode im strengsten Sinne des Wortes, 
denn die infizierende Person steht ganz außerhalb der Handlung, man 
erfährt nichts von ihr. Der einer zufälligen vorübergehenden körper¬ 
lichen Erregung entspringende einmalige Verkehr mit ihr berührt in 
keiner Weise das intime Seelenleben des bemitleidenswerten Mannes. 
Und wenn es eines weiteren Beleges in meinem Sinne bedürfte, so liefert 
ihn gerade von Hoffensthal, der der ergreifenden Novelle später 
einen großen Roman „Lori Graff“ hat folgen lassen. Dieser an sich 
treffliche Roman behandelt das gleiche Thema wie die Novelle, aber 
ich glaube nicht zu irren, wenn ich seine Wirkung weit niederer ein¬ 
schätze, als die der kleinen Episode. So viel er ursprünglich gelesen 
worden ist, so ist er bereits fast vergessen, wie ich mich habe überzeugen 
müssen. Die Bühnenwirksamkeit der „Schiffbrüchigen“ aber beruht 
sicher nicht auf deren dramatischem Gehalt. Sie liegt in der übei- 
zeugenden Diktion, in der sich aufdrängenden Wahrheit des mit Aus¬ 
nahme einiger Episoden — der Kündigung der Amme, dem Auftreten 
der syphilitisch infizierten Balleteuse — lehrbuchhaft vorgetragenen 
Tatsachenmaterials, das den Zuhörer vielleicht mehr durch seine Neu¬ 
heit gegenüber seinem seitherigen Nichtwissen, als durch dramatisches 
Leben hinreißt. 
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Mag man aber zu diesen prinzipiellen Erörterungen sich stellen 
wie es auch sei, so werden wir den Schriftstellern doch Dank wissen 
müssen, die ihr Können in den Dienst unserer Sache stellen. Und wenn 
vollends eine in ihrem Heimatland hochgeschätzte, auch bei uns, wie 
die Liste ihrer sämtlich schon in mehreren Auflagen deutsch erschienenen 
Romane beweist, viel gelesene Schriftstellerin wie Gabryela Zapolska 
sich in die Reihe unserer Mitkämpfer begibt, so hat sie Anspruch darauf, 
daß die Verbreitung ihres Buches alle Förderung findet, wenn es in¬ 
haltlich geeignet scheint, seinen Zweck zu erfüllen. 

Die Besprechung des Zapolskaschen Buches ist nicht leicht. Dazu 
gehörte eigentlich eine bessere Kenntnis des slawischen Volkscharakters 
und der polnischen Verhältnisse als ich sie habe. Aus dem slawischen 
Volkscharakter ergibt sich die Eigenart der Schreibweise, der dichte¬ 
rischen Bilder und Vergleiche, die in einem weiten Gegensatz zu der 
unsere Literatur charakterisierenden Schlichtheit der Sprache steht. Die 
Phantasie der Dichterin läßt sie, namentlich wo sie versucht, dem Emp¬ 
finden der Romangestalten entspringende Träume und Gedankenfolgen 
auszumalen, sich in Bilder verlieren, denen zu folgen schwer ist. In 
der Glut dieser Bilder erinnert sie an die Märchenpoesien Puschkins 
oder Gogols. Des letzteren ,,König der Erdgeister“ mit seiner grausigen 
Werwolfsfigur könnte stellenweise Modell gestanden haben. Und nicht 
minder fremdartig berührt uns der Untergrund, auf dem sich die Ge¬ 
schehnisse abspielen. Die Schilderung der großstädtischen Prostitutions¬ 
verhältnisse — wohl Warschau — mag ja, wenn auch in manchem Äußer¬ 
lichen von der westlichen abweichend, immerhin noch gelten. Aber 
andere Einzelheiten muten uns fremd an. In Deutschland wäre es z. B. 
undenkbar, daß die Familien der Beamten und Offiziere einer Klein¬ 
stadt ihre Dienstboten den reglementierten Prostituierten entnehmen 
und sich darauf einlassen, daß sie weiter sich prostituieren und den 
regelmäßigen polizeilichen Untersuchungen unterziehen. Derartige 
exotische Zustände erschweren nur die Versenkung in den Gedanken¬ 
gang der Dichterin. 

Die Handlung des Romans ist mit wenigen Worten wiederzugeben. 
Maryska, die Trägerin der Fabel, hat aus der Kleinstadt und aus klein¬ 
städtischer Umgebung sich in die Großstadt verheiratet. Gänzlich un¬ 
erfahren, lernt sie durch ein Straßenerlebnis die Prostitution und den 
früheren Verkehr ihres Mannes kennen. Ihr seelisches Gleichgewicht 
wird gewaltig erschüttert. Sie kommt in Hoffnung. Während dieser 
Zeit hat sich der Gatte mit einer frischen Gonorrhöe infiziert. Das Kind 
erkrankt an gonorrhöeischer Augenentzündung und erblindet. Nach 
kurzer Zeit stirbt es dann an Blinddarmentzündung. Bei der Beerdigung 
verrät ihr ein Zufall die Ursache der Erblindung. Verzweifelt taumelt 
sie durch die Straßen. Ohne Ziel, getrieben nur noch vom Haß gegen 
die Prostitution, der allein sie alle Schuld für ihr zerstörtes Leben zu¬ 
schreiben zu müssen glaubt. In ihrer sinnlosen Wut gerät sie in Streit 
mit einer Dirne. Beide werden zur Polizei gebracht, wo sie, nun selbst 
als Dirne angesehen, nichts auszusagen vermag. ,,Sollte <sie hier aussagen, 
was ihr die Dirne in ihrem Leben angetan hatte, wie die Existenz der 
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Dirne ihr Leben gebrochen hatte, wie sie zu der Erkenntnis gelangt 
*var, daß die Dirnen im Leben das Licht verkörperten, während sie der 
Finsternis entgegen ging. Sollte sie die Wunden ihres Seins offenbaren, 
lie Verstümmelung ihres Körpers, die toten Augen des Kindes, sein 
frisches Grab und den Bankrott ihres eigenen moralischen Seins?“ 

Wie aus diesen, den eigentlichen Schlußtakt bildenden Sätzen heraus¬ 
leuchtet, ist das Ziel die Schilderung des vernichtenden Einflusses der 
Prostitution auf das körperliche und seelische Sein der unberührt ins 
Leben getretenen Frau. Als mit der Prostitution verwachsene Gift¬ 
pflanze tritt die Geschlechtskrankheit in den Rahmen der Geschehnisse, 
inhaltlich im Roman fast nebensächlich trotz der Breite der darauf be¬ 
züglichen Ausführungen, auch trotz der Verknüpfung des tragischen 
Konfliktes mit einem Fluch des von der selbst schwangeren Maryska 
aus dem Hause gejagten schwangeren Dienstmädchens: ,,Eine blinde 
Hundebrut sollst du zur Welt bringen!“ Auf medizinisch ungeschulte 
Leser mag das unzweifelhaft wirken. Der Arzt, der die Wirkung des 
Fluches aus der vorangehenden Krankengeschichte kommen sehen muß, 
wird die Schilderung nur noch vom Standpunkt des Pathologen ver¬ 
folgen können. Nicht gerade zur unbedingten sachlichen Befiiedigung. 
Denn die medizinische Korrektheit fehlt mehrfach, doch weiß ich nicht, 
inwieweit hier vielleicht den Übersetzer die Schuld treffen mag. An 
und für sich ist die Wahl der zur Erblindung führenden Augenentzündung 
der Neugeborenen als tragisches Motiv sicher nicht ungeschickt. Bei 
der offenkundigen Tendenz des Buches, alle Fraueninsbinkte, also auch 
das mütterliche Empfinden, zum Haß gegen die Prostitution aufzu¬ 
peitschen, mag die Zerstörung des kindlichen Lebens tiefer und bitterer 
treffen als die Schädigung der Mutter selbst. Das eigentliche Ziel des 
Buches ist immer wieder der Kampf gegen die Prostitution und deren 
Trägerin: die Prostituierte als Vernichterin des Familienlebens, des 
ganzen Daseins der Frau, kleinbürgerlich gezeichnet innerhalb einer 
Flut von Gleichnissen und psychologischen Exkursen. Man wird un¬ 
willkürlich zum Vergleich mit der großzügigen, der großen Welt ent¬ 
nommenen Behandlung des gleichen Problems, der Welt beherrsch ung 
durch die Dirne in Zolas ,,Nana“ gedrängt. Da wird auf jede Aus¬ 
stattung mit Gleichnissen und psychologischen Seelenschilderungen 
verzichtet. Die Wirkung des Buches der Zapolska reicht trotz der 
Überflutung mit schwungvollen Parabeln nicht entfernt an die der 
nüchternen großzügigen Sprache des Franzosen heran. Ja, sie erinnert 
in manchem an eine längst vergessene, wenig erfreuliche literarische 
Periode Deutschlands: an die Mimilimanier Claurens, alias Hofrat 
Heun, den Hauff in seinem „Mann im Mond“ so glänzend persifliert 
hat. Spitzenbesatz der feinen Bätisthemdchen und ähnliche Zutaten 
erinnern ganz an die appetitreizenden Speisefolgen und ähnliche seiten¬ 
füllende Reizmittel der Claurensschen Romane. Aber darum möchte 
ich das Buch noch nicht verurteilen. Wenn ich es mit Vorsicht gelesen 
wünsche, so kommt das von der Art, mit der das Dirnenproblem selbst 
behandelt wird. 

Ich sehe in dem Buche und seinem Eintritt in die deutsche Literatur 
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einen Rückfall in eine zum Glück schnell vorübergegangene Bewegung, 
die sich in den ,,Wera“bücliern verkörpert hat. Etwa 20 Jahre mag 
es her seiu, als eine junge Dame, soviel ich weiß eine österreichische 
Offizierstochter, mit einem Buch an die Öffentlichkeit trat, dessen 
Tendenz war, vom Manne absolute Unberührtheit vor dem Eingehen 
der Ehe, von der Frau Ablehnen jeder Ehegemeinschaft mit einem Manne, 
der je vor der Ehe ein. Weib berührt hatte, zu fordern. Maryska wird 
unwillkürlich zur Trägerin der gleichen extremen Forderung. Das kann 
man an sich verstehen und billigen, aber man darf sich nicht damit be¬ 
gnügen, durch einseitiges Auf laden aller Schuld ein System auf zu bauen, 
das blind dem Sünder Mann das Unschuldslamm Weib, der Niedertracht 
der Dirne die jeden Vorwurfs bare Ehrbarkeit der Frau, die mit ge¬ 
nügendem Geld geheiratet worden ist, gegenüber zu stellen. Aus solchen, 
der inneren Wahrheit entbehrenden Kontrasten baut sich ein Kolportage¬ 
roman auf, nicht ein ernstes, sittlicher Hebung dienendes, auf Vertiefung 
in das behandelnde Problem beruhendes Werk. Sicher trifft da aber 
die Schuld diejenigen, aus deren Mitteilungen die Verfasserin ihr Tat¬ 
sachenmaterial genommen hat. Durch dessen teilweise recht mangel¬ 
hafte Unterlage mag sich erklären, wenn trotz der schwungvollen bilder¬ 
reichen, dichterischen Beredsamkeit der Darstellung das Buch einen 
weniger tiefen Eindruck macht, als ihn der geschickt gewählte tragische 
Mittelpunkt der Handlung — die Erblindung des schuldlosen Kindes 
als Opfer der Verirrungen des Vaters — erwarten lassen könnte. Die 
Wirksamkeit des, meines Wissens noch nicht verwerteten, Motivs wird 
dadurch paralysiert, daß die von dem Unglück am meisten betroffene 
Trägerin der Fabel, Maryska, so gar nicht zu fesseln vermag. Ein solches 
Gänschen, sit venia verbo, mag allenfalls teilnehmende Sympathie, nicht 
aber ernstes, nachhaltiges Interesse erwecken. Schon vor mehr als 
2000 Jahren flüchtete sich Perikies vor der Enge der Weltfremdheit in 
seinem Haus zur Aspasia. 

Wir wollen nicht undankbar sein. Nach meiner Überzeugung be¬ 
dürfen wir für unsere Zwecke der Mithilfe der auf das Volksgemüt 
wirkenden poetischen Darstellung der mit den Geschlechtskrankheiten 
verbundenen tragischen Probleme. Frau Zapolska ist vermutlich 
mit Selbstüberwindung und aufopferndem Streben an die Behandlung 
des das ästhetische Gefühlsleben befriedigende Problems herangetreten. 
Aber dieses bedarf um so mehr eines tiefen Eindringens, ernster Vor¬ 
studien und vielseitiger Kenntnisse. Volle Wirksamkeit können nur 
solche Bücher entfalten, die wie Brieux’ ,, Schi ff brüchige“, Else 
Jerusalems „Der heilige Scarabäus“ oder Georg Hermanns „Die 
Nacht des Dr. Herzfeld“ von voller Sachkunde getragen sind. Die Dich¬ 
terin möge verzeihen, wenn wir so diesen ihren ersten Schritt in unsere 
Arbeit nur als Versuch begrüßen. Sie wird mit ihrer glänzenden Dar¬ 
stellungsgabe nach tieferer Durchdringung des Problems vielleicht be¬ 
rufen sein, uns später um so mehr zu bringen. Flesch. 
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I. 

Oie enorme Zunahme der Geschlechtskrankheiten mit dem 
iin Hintergründe lauernden Gespenst der Durchseuchung ganzer 
Generationen mit allen ihren verderblichen Folgen hat in den 
letzten Jahren die ganze Aufmerksamkeit der berufenen Kreise 
auf den Kampf gegen diese Gefahr gelenkt. Das ganze Rüstzeug 
ärztlicher Kunst und hygienischen Wissens wurde herangezogen; 
alte bisher nicht erfüllte Forderungen wurden mit Nachdiuck 
wdeder gestellt, neue Institutionen wurden ins Leben gerufen, 
neue Vorschläge auf gesetzgeberischem, sozialem und hygienischem 
Gebiete gemacht. 

Die Zeit zur Beurteilung des praktischen Wertes des bisher 
Geschaffenen und des Angestrebten ist noch nicht gekommen; 
eines kann aber beieits mit Bestimmtheit gesagt werden, und wird 
wohl auch zugegeben: alle unsere bisherigen Kampfmittel sind 
nur Wiederholungen, verbesserte Auflagen der bisher üblichen 
Methoden, die uns schon zu einer Zeit, da die Geschlechtskrank¬ 
heiten noch nicht so verbreitet waren, wo die sexuelle Moral noch 
nicht allenthalben so gelockert war, hei weitem dem erstrebten 
Ziele, der Eindämmung und Einschränkung der Geschlechtskrank¬ 
heiten nicht näherbrachten. Es sind durchwegs Palliativmittel, 
die wohl im einzelnen Falle von Wichtigkeit sind, aber sich auch 
an den einzelnen Fällen erschöpfen, ohne das Übel an der Wurzel 
zu fassen. — Die in geometiischer Progression sich verbreitenden 
Seuchen zwingen uns jedoch, den Kampf an allen Fronten mit 
gleicher Energie zu führen. Wir müssen neue, gangbare Wege 
Zeltschr. f. Bekämpfungd. Qesohlechtskrankb. XVIII. 19 
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suchen, und jeder Vorschlag, sofern er eine Vermehrung unserer 
Kampfmittel bedeutet, muß einer gewissenhaften, voruiteilsfreien 
Untersuchung unterzogen werden. 

Wir bringen im nachfolgenden einen Vorschlag zur Diskussion, 
der von den bisherigen im Wesentlichen verschieden ist. Um von 
vornherein jedem Vorwurf einer phantastischen Utopie zu be¬ 
gegnen, schicken wir voraus, daß unser Plan bereits in einer kleineren 
Stadt zwar nicht in allen Details, doch mit vollem Erfolge durch¬ 
geführt wurde. Allerdings im Etappenraume, wo ja die größten 
Schwierigkeiten, das mangelnde Verständnis der Zivilbehörden 
entfallen. Wir waren in der glücklichen Lage, von seiten der 
Militärbehörden jede notwendige Unterstützung zu erlangen. 


Es liegt nicht im Bahmcn des vorliegenden Aufsatzes, die 
bisherigen Einrichtungen und Vorschläge einer Kritik zu unter¬ 
ziehen; geschah dies doch in der Fachpresse in den letzten Jahren 
in so ausgiebigem Maße, daß es nur eine Wiederholung des nur 
zu oft Gesagten bedeuten würde. Überdies wollen wir, wie bereits 
erwähnt, einen neuen Weg einschlagen, der den als best anerkannten 
nicht wider-, sondern mit ihnen parallel verläuft. Diese aber mit 
wenigen Worten zu erwähnen, ist zur Begründung unserer Vor¬ 
schläge unerläßlich. 

Die Anzeigepflicht für geschlechtliche Erkrankungen und die 
Zwangsbehandlung venerisch Erkrankter wären wohl geeignet, 
uns dem Ziele näher zu bringen. So gerecht jedoch diese Forde¬ 
rungen sind, bedeuten sie derart einschneidende Maßnahmen in 
unsere Gesetzgebung, daß ihre Erfüllung kaum in absehbarer 
Zeit gewärtigt werden kann. Und selbst die würden, wie allgemein 
zugegeben wird, in vielen Fällen versagen. Ist doch, wie unsere 
Erfahrungen im Kriegsgebiet zeigen, wo diese Maßnahmen via 
facti eingeführt wurden, in weitaus dem größten Teile der Neu¬ 
erkrankungen die Infektionsquelle unbekannt oder derart ungenau 
angegeben, daß eine Eruierung unmöglich ist. 

Von der Aufklärung und Belehrung der Öffentlichkeit, ins¬ 
besondere der Jugend, können wir leider auch nur einen recht 
bescheidenen Erfolg erhoffen. Gewiß ist die sexuelle Aufklärung 
in früher Jugend vonnöten, und wird so manchen vor der An¬ 
steckung bewahren; aber nur insofern, als er nicht mit Absicht 
und kühler Überlegung, ohne wirkliches Bedüifnis eien Giehleehts- 
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^rkehr suchen wird. Doch in dem Augenblick, wo angesichts 
nes zusagenden Weibes der Geschlechtstrieb seine Rechte fordert, 
r erden den Jüngling keine Gefühls- noch Vernunftgründe zurück¬ 
alten ; ja so manchen wird selbst der . Verdacht, eine Kranke 
or sich zu haben, nicht von dem verhängnisvollen Verkehr ab- 
chrecken. Die besten Vorsätze versagen im entscheidenden 
Augenblick. Ein Beweis hierfür, sofern es eines solchen bedarf, 
st der hohe Prozentsatz venerisch erkrankter Studenten, insbeson¬ 
dre ^auch Mediziner, die sicherlich viel eher als die breiten Volks¬ 
schichten aus den Aufklärungen die richtigen Schlüsse zu ziehen 
vermögen. 

Daß etwa die Aufklärung der weiblichen Jugend die Häufig¬ 
keit der venerischen Erkrankungen zum Sinken bringen könnte, 
ist erst recht zweifelhaft. Was die Furcht vor dem Sündenfall 
und insbesondere vor der Gravidität nicht erreicht, das wird w r ohl 
kaum die Angst vor einer subjektiv eigentlich recht geringfügigen 
Erkrankung erreichen. Am allerwenigsten ist aber von der Auf¬ 
klärung der Schulmädchen eine Abnahme der Prostitution zu er¬ 
warten. Denn die Gründe, die das Weib zur Prostitution treiben, 
sind ungleich viel stäiker, als jegliche Rücksicht auf den Ge¬ 
sundheitszustand ihres Körpers. 

Eine ungleich höhere Bedeutung ist der persönlichen Prophy¬ 
laxe einzuräumen, doch auch hier nur bis zu einem gewissen Grade. 
Sie leistet sicherlich viel Gutes, besonders dort, w r o der Mann mit 
Überlegung den Geschlechtsverkehr sucht; da wird er sicherlich, 
wenn er über die Gefahren des außerehelichen Verkehrs belehrt 
worden ist, ein Kondom oder ein Tutorbcsteck mitnehmen, und 
wohl auch in richtiger Weise verwenden. Anders aber, wenn der 
Reiz der Weiblichkeit plötzlich im Manne das sexuelle Begehren 
erregt, wenn etwa eine flüchtige Straßenbekanntschaft nach längerem 
Zögern sich zu einem Verkehr bewegen läßt. Wird da der Mann 
erst seine P. ophylaktika holen gehen, auf die Gefahr hin, daß sich 
das Mädchen inzwischen eines andern besinnt ? Oder wenn sich 
das Mädchen weigert, einen Koitus mit Kondom auszuführen, 
oder weim eine nachträgliche Prophylaxe aus örtlichen Gründen 
unmöglich ist. In allen diesen Fällen — und das sind die bei 
weitem häufigsten — wird auch dieses wichtigste unserer Mittel 
versagen. 

Die derzeit viel diskutierte Wohnungsfrage der Prostituierten 
ist sicherlich sehr wichtig in Bezug auf die öffentliche Moral und 

19* 
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auch für die Überwachung der Prostitution. Doch kann sie natür¬ 
lich keinen direkten Einfluß auf den gesundheitlichen Zustand 
der Prostituierten und auf die Eindämmung der Geschlechts¬ 
krankheiten haben. 

Von dem strafrechtlichen Schutze, wie ihn die Abolitionisten 
fordern, können wir ungefähr dasselbe* wiederholen, was wir bereits 
von der persönlichen Prophylaxe gesagt haben. Die Angst vor 
einer Freiheitsstrafe wird wohl jeden überlegenden Menschen ebenso 
vor einem verhängnisvollen Schritt zurückhalten, wie die Angst 
vor einer syphilitischen Ansteckung/ Doch der Orgasmus, der 
kategorische Imperativ des Sexus setzt sich über jede Überlegung 
hinweg. Und die Folge der konsequent durchgeführten Strafmaß¬ 
regel wären überfüllte Gefängnisse. Es drängt sich hier die Frage 
auf, ob für das angestrebte' Ziel die Internierung der Schuldigen 
in einem Spital nicht zweckmäßiger wäre — der Kostenpunkt 
und der Eingriff in die persönliche Freiheit bleiben ungefähr die¬ 
selben — und wir gelangen zu dem bereits erwähnten Vorschlag 
der Zwangsbehandlung. 

Die Sanierung und Überwachung der Prostitution ist die 
älteste und wichtigste unserer Maßregeln im Kampfe gegen die 
Geschlechtskrankheiten. Denn wenn auch zugegeben werden muß, 
daß heute ein sehr großer Teil der venerischen Infektionen anderen 
Quellen als der Prostitution entspringt, ist doch die Prostitution 
der primäre Herd, von dem aus die Seuchen ständig in alle Ge¬ 
sellschaftsschichten ausstrahlen. Die Beglementierung hat voll¬ 
ständig versagt; in der Art ihrer Durchführung hat sie ungleich 
mehr Schäden auf moralischem und sozialem Gebiete angerichtet, 
als sie in gesundheitlicher Beziehung Gutes zu leisten imstande 
war. Auf keinen Fall konnte sie der Verbreitung der Geschlechts¬ 
krankheiten wirksam entgegentreten; und alle Vorschläge, die auf 
die Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten hinzielen, fordern 
eine Abänderung des bisherigen Systems. Das Prinzip aller dieser 
in verschiedener Form vorgebrachten Vorschläge ist die reinliche 
Scheidung zwischen der sanitären und der sittenpolizeilichen Kon¬ 
trolle der Prostituierten. Doch so notwendig die Abschaffung der 
bisherigen willkürlichen Handhabung der Sittenpolizei ist, und so 
segensreich auf moralischem und sozialem Gebiete die Einführung 
der Gesundheitsämter mit dem von Besser und Blaschko klar 
vorgeschriebenen Wirkungskreise wäre, in gesundheitlicher Be¬ 
ziehung würden sie uns nicht viel weiter bringen, als dies die Begle- 
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mentiemng tat. Dies gibt Blascliko 1 ) selber unumwunden zu; 
er zählt die Fälle auf, in denen die Wirksamkeit des Gesundheits¬ 
amtes versagen würde, und fährt fort: 

„Aber alles das ist unter dem regle mentaristischen Regime 
genau ebenso der Fall. Das sind Unvollkommenheiten, die wir 
durch kein Gesetz und durch keine Polizei der Welt verhindern 
können.“ 

Es war notwendig, diese gut Ix*kannten Tatsachen nochmals 
ins Gedächtnis zu rufen, nochmals darauf hinzuweisen, daß, so 
wichtig die erwähnten Maßnahmen sind, so wünschenswert die 
Erfüllung der eiwähnten Forderungen und Vorschläge ist, sie 
allein nicht imstande sind, der Verbreitung der Geschlechtskrank¬ 
heiten Einhalt zu tun. Es bleilxn immer noch Fälle, und leider 
machen sie den weitaus größten Teil aus, denen nicht durch Polizei 
und nicht durch Gesetze l**izukommen ist. An diesen Teil heran¬ 
zukommen, ihn nach Möglichkeit abzubauen und zu verkleinern, 
ljedarf es neuer Wege und Mittel. 

II. 

Bei einem so groß angelegten Feldzugsplan, wie ihn der Kampf 
gegen die Geschlechtskrankheiten erheischt, müssen alle geeigneten 
Mittel verwendet werden. Alle Gesellschaftsklassen müssen zur 
Mitwirkung herangezogen werden; vor allem aber diejenigen, die 
an der Änderung der bestehenden Verhältnisse ein vitales, tätiges 
Interesse haben. Diejenigen, für die die Beschäftigung mit der 
Frage nur ein theoretisches oder gar nur ein sportliches Interesse 
hat, kommen eist in letzter Linie in Betracht. Und hier ist die 
große Lücke in unserem Plan zu suchen: alle Gesellschaftsklassen 
wurden zur Mitwirkung, in welcher Form auch immer, aufgefordert, 
nur diejenige nicht, die in erster Linie zur tätigen Mithilfe heran- 
gezogen werden müßte, die allein imstande ist, viele der Lücken, 
die unser Plan aufweist, auszufüllen —. die große Klasse der be¬ 
rufsmäßigen Prostituierten. 

Alle Versuche, Reformen innerhalb einer Gesellschaftsklasse 
durchzuführen, schlagen fehl, solange die betreffende Klasse nicht 
selber tätigen Anteil an der Arbeit nimmt. Auch die Bekämpfung 
der Gefahren der Prostitution wird so lange fruchtlos bleiben, 

*) Blaschko, Welche Aufgaben erwachsen dem Kampf gegen die Ge¬ 
schlechtskrankheiten nach dem Kriege? Leipzig 1915. 
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als sie bloß „von oben 44 geschieht; sie kann nur dann von Erfolg 
gekrönt werden, w r enn die Proßtituieiten selber, in ihrem und der 
ganzen Menschheit Interesse daran teilnehmen. 

Wir sprechen vom Kampf gegen die Gefahren der Prostitution, 
nicht vom Kampf gegen die Prostitution selber; der ist, wie heute 
wohl allgemein anerkannt wird, nicht nur aussichtslos, ja sogar 
schädlich, weil er die w f eit gefährlichere, unbeeinflußbare geheime 
Prostitution fördert. 

Als notwendiges Übel wird die Prostitution bezeichnet; doch 
diese Bezeichnung hat nur eine bedingte Berechtigung. Wohl ist 
die Prostitution notwendig, ja unentbehrlich; dies beweist die 
Nachfrage nach ihr, die Duldung von seiten der Behörden. Mit 
der Anerkennung der These: „jeder Erwachsene soll das Eecht 
haben, sein sexuelles Leben nach seinem Willen zu gestalten, so¬ 
fern es keine Gefahren für die Allgemeinheit bringt“, ist auch die 
Berechtigung zum Sich prostituieren zugestanden. Das Übel der 
Prostitution, die Durchseuchung mit Geschlechtskrankheiten und 
die verbrecherischen Neigungen sind Folgeerscheinungen der Be¬ 
handlung, die die Dirne von seiten der Gesellschaft erfährt* Sich 
selbst überlassen, von der Gesellschaft verstoßen, von den Be¬ 
hörden schikaniert, von Bordellhälterinnen und Quartiergebe- 
rinnen ausgebeutet, findet sie Zuflucht in den ebenso außerhalb 
der Gesellschaft stehenden Schichten der Zuhälter und Verbrecher. 
Und ihre meist geringere moralische Widerstandsfähigkeit auch 
auf anderen Gebieten als dem sexuellen, macht sie alsbald zum 
willenlosen Werkzeug für jedes Verbrechen. Die Indolenz gegen¬ 
über den Geschlechtskranklieiten, die sie meist vor dem Sich- 
prostituieren akquiriert, ist nichts für die Dirne Spezifisches — 
die finden wir leider auch in den anderen Gesellschaftsschichten. 

Hier Wandel zu schaffen, w-äre der wichtigste Schritt im Kampfe 
gegen die Geschlechtskrankheiten. Alle bisherigen diesbezüglichen 
Bemühungen, die ganze Arbeit der verschiedenen Et ttungsvereine 
konnte keinen Erfolg haben, weil sie in Verkennung der tatsächlichen 
Verhältnisse, geleitet von idealen Prinzipien, die Mädchen zur 
Rückkehr zum tugendhaften Lebenswandel, zum Verlassen ihres 
selbstgewählten Berufes bewegen sollten. Das Müßige dieser Arbeit 
liegt an der Hand: das Mädchen, das aus sexuellen Neigungen 
und um des Eiwerbes willen sich über alle moralischen Bedenken 
hinwegsetzt und sich der Prostitution ergibt, wird wohl in den 
seltensten Fällen aus denselben moralischen Gründen das ihr zu- 
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.sagende, leichten Erwerb sichernde Leben aufgeben, um den 
Makel der Vergangenheit mit sich schleppend, sich mühevoll einen 
anderen Erwerb zu suchen. 

Wir wollen einen neuen "Weg betreten. Uns kommt es nicht 
so sehr darauf an, die Prostituierte der herrschenden sexuellen 
Moral zurückzuführen, da dies ja keinen Erfolg verspricht; wir 
wollen vielmehr das Übel, das der Prostitution anhaftet, beseitigen. 
Damit ist unser Weg klar vorgezeichnet: wir wollen die Prostituierte 
für ihr Gewerbe erziehen. Wir belassen sie in ihrem selbstgewählten 
Beruf, wir wollen sie aber dahin beeinflussen, daß sie den sekundären, 
den verderblichen Folgen entrate. Wir wollen die Prostitution, 
da wir sie nun einmal nicht aus der Welt schaffen können, derart 
gestalten, daß sie ihrem Zwecke in hygienisch einwandfreier Weise 
genüge, daß sie von allen schädlichen und lästigen Nebenerschei¬ 
nungen frei werde und ihren Trägerinnen nebst augenblicklichen 
materiellen Vorteilen die Möglichkeit biete, ohne dauernden Schaden 
an Gesundheit und Ehre wann immer in einen anderen Erwerbs¬ 
zweig übertreten zu können. Das Mädchen, das aus Leichtsinn 
oder Not den Beruf ergreift, soll nicht damit ihre Gesundheit und 
Zukunft opfern; die Zeit soll für sie eine Schule, ein Übergangs- 
Stadium werden. Die leichtsinnige Dirne soll die Gefahren und 
den Schmutz des lasterhaften Lebenswandels kennen lernen; die 
aus Not sich Prostituierende soll Gelegenheit haben, sich materiell 
aufzuhelfen. Und sobald die Lust am Laster oder der Zwang auf¬ 
hören, soll jede in der Lage sein, dem Lebenswandel zu entsagen, 
so wie es ja jetzt auch die moralisch Festeren tun. Doch wir wollen 
in der Hinsicht nicht vorgreifen, keine Pression ausüben, die nur 
Mißtrauen weckt und das Gegenteil erreicht; wir wollen nur die 
Voraussetzungen schaffen, den W r eg ebnen. 

Wir setzen uns scheinbar in Gegensatz zu jener Weltanschau¬ 
ung, die jede Prostitution, also auch die jeglicher gesundheitlichen 
Gefahren bare, aus realpolitischen Erwägungen bekämpft, weil 
sie in ihr eine schwere Gefahr für das W r ohl der Familie, die Ge¬ 
sundheit der Nachkommenschaft sieht. Uns leiten dieselben Er¬ 
wägungen, auch uns schwebt als Endziel die Festigung der Selbst¬ 
disziplin vor, die Hebung der sittlichen Kräfte. Doch wir wollen 
einem moralischen Prinzip, einem in ferner Zukunft vielleicht er¬ 
reichbaren Ideal nicht die nächste Zukunft unseres Geschlechts 
opfern. Wir behalten die ethischen Piinzipien bei, wir verschließen 
aber nicht die Augen vor den tatsächlichen Verhältnissen, sondern 
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wollen ihnen in den Einrichtungen des öffentlichen Lebens Rech¬ 
nung tragen. Wir kämpfen gegen das „Übel“, die gesundheits¬ 
gefährdende geheime Prostitution, indem wir dem „Notwendigen“, 
der derzeit noch unentbehrlichen, der gesundheitlichen Gefahren 
baren offenen Prostitution Vorschub leisten. 

Die allzu Prüden werden allerdings in unserem Vorschlag eine 
Verleitung zur Unsittlichkeit erblicken. Darauf können wir nur 
mit einem Gleichnis antworten, analog dem, das Blaschko auf 
die Empfehlung der Schutzmittel angewendet hat: Wenn ich 
jemand, der bei brandender See in einem kleinen Nachen hinaus¬ 
fährt, zurufe: „Es ist ungeheuer gefährlich, sich heute hinaus¬ 
zuwagen, willst du durchaus eine Kahnfahrt machen, dann fahre 
in die stille geschützte Bucht, — kann man darin eine Ermunterung, 
eine Verleitung sehen?“ 

Doch wir erfüllen auf der anderen Seite auch ein Gebot der 
sozialen Ethik, indem wir dem Stiefkind der sozialen Fürsorge, 
der rechtlosen Klasse der Prostituierten zu einem menschenwürdigen 
Dasein verhelfen. Wenn wir der Prostitution auch offen ihre 
Daseinsberechtigung zuerkennen, wenn wir ihren Trägerinnen 
Menschenrechte zuerkennen,, wenn wir uns dieser depossedierten, 
elendesten aller Klassen annehmen, dann können wir auf ihre 
tätige Mitarbeit bei dem großen Werke der Gesundung unseres 
Lebens rechnen, dann wird die Prostitution ein wichtiger Faktor 
in der Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten werden. 

III. 

Die Durchführung unseres Vorschlages, den wir nunmehr de© 
Genaueren darlegen wollen, bedeutet keine Umwälzung auf dein 
Gebiete der öffentlichen Sanitätspflege, erfordert keinen großen 
Verwaltungsapparat. Sie fügt sich leicht als ergänzendes Mittel 
in den Rahmen der bisher geschaffenen Vorsorgen ein. Sie Setzt 
nur das richtige Verständnis jener Organe voraus, die mit der 
Regelung des ganzen Prostitutionswesens betraut werden; die 
beste Gewähr gäben hierfür wohl die in Vorschlag gebrachten 
Gesundheitsämter, die auch, da sie nicht gleichzeitig sittenpolizei¬ 
liche Exekutivorgane wären, sicli bald das nötige Vertrauen der 
Prostituierten erwerben würden. 

Das Prinzip unseres Vorschlages liegt nun darin, daß wir jene 
Aufklärung»- und Erziehungsarbeit, die bisher mit so geringem 
Erfolge einseitig auf die Konsumenten der Piostitution vergeudet 
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wurde, zum Teil und in entsprechender Weise auch den Piostituierten 
zukommen lassen. Die Prostituierten müssen über das Wesen, die 
sinnfällige Symptomatologie und die Gefahren der Geschlechts¬ 
krankheiten für den Einzelnen und für die gesamte Menschheit 
belehrt werden. Sie müssen erfahren, worin ihre Gefahr für die 
Menschheit besteht, und wie sie diese Gefahr für sich und für die 
anderen vermindern können. Sie müssen erfahren, daß sie auch 
dann krank und behandhingsbedürftig sein können, wenn sie keine 
subjektiven Zeichen einer Erkrankung wahmehmen, da sie auch 
ohne solche die Krankheit verbreiten können; und daß es in ihrem 
eigensten Interesse als auch in dem ihrer Konsumenten ist, wenn 
sie alles dazu tun, um die Gefahren, die ihrem Gewerbe anbaften, 
zu vermindern. 

Doch die Aufklärung der Mädchen dürfte nicht in derselben 
Weise geschehen, wie sie für die breite Öffentlichkeit gedacht ist, 
durch Vortage, Flugschriften und ähnliches. Das von Natur aus 
seichtere Naturell der Prostituiertem bedarf einer sinnfälligeren, 
eindringlicheren Unterweisung. Um so mehr, als wir ihr nicht, ab¬ 
straktes Wissen beibringen wollen, das sie noch weniger als die 
breite Öffentlichkeit zu verwerten imstande wäre; wir wollen sie 
ja für die praktische Verwertung dieses Wissens, für die hygienische 
Ausübung ihres Berufes aus bilden. 

Der einzige tür eint' solche Schulung geeignete Ort ist aber 
das Bordell. Nicht ein Bordell im alten, verpönten Sinne des 
Wortes; keine Stätte wüster Orgien und materieller Ausbeuterei 
der überreizten Sinnlichkeit des Mannes; vielmehr eine ärztlich 
geleitete hygienische Anstalt, etwa in dem Sinne, wie die von seiten 
der Behörden organisierten Bordelle in Sarajewo x ) oder die „Städti¬ 
schen Lusthäuser“ des Anonymus vom Jahre 1905. 2 ) Doch ist 
dem obenerwähnten Zwecke entsprechend die größte Sorgfalt der 
hygienischen Erziehung der Insassinnen in der zu schildernden 
Weise zuzuwenden. Näheres über Einrichtung und Betrieb solcher 
Bordelle, wie sie Wi 11heim im Bereiche der *ten Armee zum 
großen Vorteil der dort dislozierten und durchziehenden Truppen 
organisiert hat, möge in der Originalarbeit (Zur Frage der pro¬ 
phylaktischen Bedeutung und der Organisation von Feldbordellen, 
Feldärztliche Blätter der k. u. k. 2. Armee, Nr. 25, 1917) nach- 

*) Schneider, Die Prostituierte und die Gesellschaft. Leipzig 1908. 
S. 160. 

2 ) M. K. G., Städtische Lusthäuser. Leipzig 1905. 
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gelesen worden, liu nachfolgenden sei das Wesentliche, dem öl¬ 
gemeinen Zwecke angepaßt, kurz wiedergegeben. 

Das Bordell soll nicht eine Unterhaltungsstätte sein, sondern 
eine hygienische Bedürfnisanstalt. Es soll der seelischen Empfind¬ 
samkeit des Mannes auf sexuellem Gebiete durch Innenausstattune 
und durch Stimmung Rechnung tragen, ohne es jedoch durch Unter¬ 
haltungen, Gelage und Verabreichung alkoholischer Cie t ränke zu 
einem Animierlokal zu gestalten. Hierzu ist es notwendig, dai 
jegliches geschäftliche Interesse ausgeschaltet werde — etwa da¬ 
durch, daß das Bordell durch eine gemeinnützige Oe Seilschaft 
(Gesundheitsamt) ins Leben gerufen und verwaltet weide. Anderer¬ 
seits muß auch jedes Abhängigkeitsverhältnis der Pjostituierten 
außer vom hygienischen Leiter, dem Arzte, von vornherein aus¬ 
geschaltet werden. An Stelle der Unternehmerin tritt eine fix 
besoldete Wirtschafterin, die nur für Küche und Ordnung im Hause 
zu sorgen hat. Sie hat keine Ingerenz auf Aufnahme oder Ent¬ 
lassung der Mädchen, die ausschließlich dem Arzte überlassen 
werden muß; sie darf auch innerhalb des Bordells keinerlei Neben- 
geschäfte (Verkauf alkoholischer Getränke u. ähnl.) betreiben. Sie 
hat also weder am Besuch noch am sonstigen Betrieb des Hausts 
ein wie immer geartetes materielles Interesse. 

Die Mädchen zahlen eine bestimmte tägliche Pauschale an 
den Verwaltungsfonds ein, aus dem die Auslagen für Mietzins, 
Verpflegung und die Entlohnung der Wirtschafterin bestritten 
werden; der sonstige Verdienst verbleibt ihnen. Es liegt im Inter¬ 
esse der angestrebten Erziehung, die Mädchen zum Sparen an¬ 
zuhalten. 

Das größte Gewicht wird auf die Vornahme der Prophylaxe 
gelegt. Während im Feldbordell jeder Besucher vor dem Betreten 
der Räume von einem Srnitätsunteroffizier auf sinnfällige Krank¬ 
heitserscheinungen am Genitale untersucht wird, müßte dies nach 
entsprechender Unterweisung den Prostituierten selber überlassen 
werden. Die Piostituierte, die weiß, daß eine geschlechtliche Er¬ 
krankung des Besuchers sie für Wochen, ja Monate für ihren Er¬ 
werb unfähig macht und sie für ebensolange zu einem Zwange 
aufenthalt im Spital verurteilt, wird eine solche Untersuchung 
recht gewissenhaft vornehmen, und einen geschlechtskranken Be¬ 
sucher entweder zurückweisen oder aber nur unter Benützung 
eines Kondoms empfangen. Dem Takte des Mädchens bleibt es 
überlassen, die Prozedur ohne empfindliche Verletzung der Ge- 
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fülilssphäie des Mannes auezuführen. Dasselbe gilt von der Pro¬ 
phylaxe nach dem Verkehr. In jedem Zimmer ist als unentbehrliches 
Inventaistück ein oft zu kontiollierendes Prophylaxe kästchen 
angebracht; das Mädchen hat in einer nicht verletzenden Weise 
an jedem Besucher nach dem Koitus die Einträufelung der Pro- 
targollösung in die Harnröhre und die Einreibung des Gliedes mit 
Kalomelsalbe auszuführen. („Unsere berufsmäßigen Dirnen, die 
selbst den größten Vorteil davon haben würden, könnten Lehre¬ 
rinnen der zweckmäßigen Säuberung sein.“ He ssen.) Die Pro¬ 
stituierte hat sich selber nach jedem Verkehr mit einer lauen Des¬ 
infektionsflüssigkeit auszuspülen und einen mit 1%0 Lapislösung 
getränkten Tampon in das Scheidengewölbe einzuführen. Auch 
Einspritzungen in die Hainröhre lernen die Mädchen bald an sich 
selber vorzunehmen. 

„Es bildet eine Aufgabe des Arztes, seinen erzieherischen 
Einfluß auf die Mädchen im Sinne der strikten Befolgung dieser 
hygienisch so bedeutsamen Forderung geltend zu machen. Diese 
Aufgabe ist übrigens nicht zu schwer, denn die Mädchen zeigen 
hygienischen Anregungen gegenüber eine Aufnahmefähigkeit, die 
man bei gesellschaftlich weniger verachteten Schichten leider oft 
sehr vermißt. 4 . 4 (Willhoim, l.c.) 

Die Mädchen werden jeden zweiten Tag vom ärztlichen Leiter 
untersucht; die Sekrete der Harnröhre, etwaiger paraurethraler 
Gänge, der Bartholinischen Drüsen und der Cervix werden einer 
mikroskopischen Untersuchung auf Gonokokken zugeführt; alle 
vier Wochen wird eine Wassermannsche Blutprobe angestellt. Die 
krank Befundenen werden ans Prostituiertenspital abgegeben. Doch 
unter den geschilderten Verhältnissen verliert die ärztliche Visitierung 
den Charakter jenes furchtbaren, unberechenbaren Gerichtes, vor 
dem jede Prostituierte zittert, da über ihr stets das Damokles¬ 
schwert des Krankbefunden Werdens schwebt, das gleichbedeutend 
ist mit einer langdauernden Internierung im Spital; denn nun 
weiß sie, daß es keine willkürliche Strafmaßregel ist, kein un¬ 
abwendbares Verhängnis, das sie plötzlich ohne Ursache treffen 
kann. Sie weiß, daß es ein Übel ist, vor dem sie sich schützen 
kann, und würde dies auch mit vollem Eifer tun. 

Ein Teil der freien Zeit, die die Prostituierten meist mit geistes- 
tötendem Nichtstun ausfüllen, wäre für die entsprechende Er¬ 
ziehung auszunützen. Der ärztliche Leiter hätte in einer leicht- 
faßlichen, dem meist geringen Bildungsgrade der Mädchen an- 
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gepaßten Form ihnen die nötigen Kenntnisse über das Geschlechts¬ 
leben, die venerischen Krankheiten und deren Verhütung bei- 
zubringen. Auch sonst wäre für entsprechende Beschäftigung in 
der freien Zmt zu sorgen. („Man darf sich von der Erziehung zur 
Arbeit bei vielen Lustfrauen einen besonderen Vorteil für ihren 
Charakter versprechen.“ Städtische Lusthäuser. Leipzig 1905.) 

Das ruhige, jeder Frivolität bare Leben in einem so geführten 
Bordell, das Bewußtsein, der Willkür der Sittenpolizei entzogen 
zu sein, die geregelten ErnährungsVerhältnisse, der Mangel jeder 
ausbeuterischen Tendenz, und nicht zuletzt die streng zu kon¬ 
trollierenden hygienischen Maßnahmen haben unserer Erfahrung 
nach eine heilsamere Wirkung auf die Psyche der Prostituierten, als 
die bestgemeinten moralischen Vorhaltungen. Die Prostituierte, die 
durch entsprechende Einwirkung der Putzsucht, durch Mangel 
an Gelegenheit und Zwang der Trunksucht entsagt, legt auch er¬ 
staunlich schnell ihre übrigen üblen Gewohnheiten ab; der Aufent¬ 
halt in einem solchen Bordell verwandelt die frivolste, zügelloseste 
Straßendirne in verhältnismäßig kurzer Zeit in ein williges, guten 
Einflüssen zugängliches Geschöpf. 

Die Mädchen verdienen viel Geld, lernen aber, besonders wenn 
sie dazu verhalten werden, bald das Sparen. Und ihre Ersparnisse 
mit der in vielen Fällen angelernten Arbeitsfreudigkeit befähigen 
alsbald die meisten zur Rückkehr zu einem geordneten Lebens¬ 
wandel. Doch das ist nicht der Hauptzweck des Bordells; es soll 
auch keine Versorgungsanstalt für die Insassinnen sein, sondern 
sie in erster Linie zur hygienischen Ausübung ihres Gewerbes er¬ 
ziehen. Und so wären sie nach einem entsprechend langen Aufent¬ 
halt ohne Rücksicht darauf, was sie weiterhin zu tun gedenken, zu 
entlassen und durch andere zu ersetzen. 

Diejenigen von den Entlassenen, die sich bloß aus Not der 
Prostitution ergeben hatten, und jene, die noch genügend mora¬ 
lische Kraft besitzen, würden ihre Ersparnisse dazu benützen, um 
ein neues Leben zu beginnen. Die meisten würden wohl weiter 
ihrem Gewerbe nachgehen; doch sie würden ihre hygienische Er¬ 
ziehung mitnehmen. Ein 4 bis ßmonatiger Aufenthalt im Bordell 
genügt unseres Erachtens, um den Mädchen die nötigen Kenntnisse, 
insbesondere aber das unerläßliche Verständnis für die Wichtigkeit 
ihrer Rolle im Rahmen der menschlichen Gesellschaft beizubringen. 
Und selbst da, wo die geringste Spur jeglichen Verständnisses für 
das Gelernte fehlen würde, wäre es die Angst vor der Erkrankung 
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und vor dem Spital, die die Dirne zur gewissenhaften Vornahme 
der prophylaktischen Maßnahmen verhalten würde — zu ihrem 
eigenen, insbesondere aber zu ihrer Konsumenten Vorteil. 

Das Anwerben neuer Mädchen bereitet unserer Erfahrung 
nach keinerlei Schwierigkeiten, und hat auch im entferntesten 
nichts mit Mädchenhandel zu tun. Ein kurzer Bestand eines der¬ 
artigen Schulbordells genügt, um alle Vorteile, die es bietet, in 
den in Betracht kommenden Kreisen bekannt zu machen; und die 
Dirnen kommen in Scharen mit der Bitte um Aufnahme. 

Das Bordell würde so einen mit der Zeit auf Kosten der Ge- 
heimprostitution sich vergrößernde!] Stock hygienisch geschulter 
Prostituierter auf die Straße setzen, die auch in ethischer Hin¬ 
sicht unseren Straßendirnen weit überlegen wären. („Es muß 
angestrebt werden, die Gefährlichkeit der Prostitution in ethischer, 
und gesundheitlicher Hinsicht herabzusetzen.“ Lesser.) 

IV. 

Die Prostitution wird nun allmählich ein anderes Aussehen 
l>ekommen. Das Wesen bleibt wohl dasselbe; wir werden nach 
wie vor in der Prostitution eine traurige soziale Erscheinung sehen, 
die unausrottbar ist, das notwendige Übel, das den besten ethischen 
Prinzipien zum Trotz geduldet werden muß. Anstatt aller gleich¬ 
zeitig auch zu dulden, daß eine moralisch nicht höherstehende 
Gesellschaft von Mädchenhändlern und Bordellh altern aus dieser 
Zwangslage ein schmutziges, aber einträgliches Geschäft macht, bei 
dem sie die unglücklichen Opfer ihrer Leidenschaften, ihrer Er¬ 
ziehung oder sozialen Stellung zwecks gründlicherer Ausbeutung 
noch tiefer in den Sumpf des Lasters stößt, durch Zwang zum 
Trinken, zum Sich verschulden, unbekümmert um die Folgen fürs 
Volkswohl und für die Mädchen selber; anstatt daß wir ein Heer 
von Polizei beamten und Geheimagenten aushalten, das leider 
in der Ausbeutung dieser ihnen auf Gnade und Ungnade aus- 
gelieferten Parias ebenfalls nichts Verächtliches sieht, und sie 
nur am Herauskommen aus dem Sumpf, an der Rückkehr zu einer 
geordneten Lebensweise hindert; an Stelle dieser und der vielen 
anderen Begleiterscheinungen der heutigen Prostitution, die nicht 
minder traurig sind als die Prostitution selber, werden wir ebenso 
stillschweigend dulden, daß „eine gemeinnützige Gesellschaft den 
ganzen Prostitutionsbetrieb zur Durchführung übernimmt“ (Hecht), 
die, ohne jegliches Aufsehen in der Öffentlichkeit zu erregen, alle 
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die traurigen Folgen und Nebenerscheinungen allmählich aus der 
Welt zu schaffen sich bemühen wird. Und wenn auch das, was 
sie im Verborgenen und von der Öffentlichkeit unbemerkt leisten soll, 
scheinbar gering ist im Vergleich zum angestrebten Ziele, die wohl¬ 
tätigen Folgen, die es alsbald zeitigen würde,wären n cht bald fühlbar. 

Wir wollen ganz absehen von den bereits angedeuteten Vorteilen, 
die die Prostituieiten selber aus einer derartigen Aktion hätten; 
von der Besserung ihrer Lebensbedingungen durch Abstellen der 
menschenunwürdigen Ausbeuterei; von der Erleichterung ihrer Rück¬ 
kehr zu einem ordentlichen Lebenswandel; von der heilsamen Be¬ 
einflussung ihres Seelenlebens — durchwegs erstrebenswerte sozial¬ 
ethische Postulate, die in einer anderen Weise kaum erfüllbar sind. 
Wir wollen nur die Vorteile ins Auge fassen, die unserem Zweck, 
der Eindämmung der Geschlechtskrankheiten, erwachsen würden. 

Vor allem ist es unzweifelhaft, daß die Infektionsgefahr duich 
die Prostitution abnehmen würde. Von den mit manifesten Krank¬ 
heitssymptomen behafteten Prostituierten wollen wir noch weiter 
unten sprechen; aber selbst die an chronischer Uterusgonorrhoe 
Leidenden, die bei der in den Prostituiertenspitälern üblichen Be¬ 
handlung in den seltensten Fällen geheilt werden, und die auch 
bei der Visitierung meistens gesund befunden werden, obwohl sie 
nicht wenig zur Verbreitung der Gonorrhoe beitragen, wären durch 
die vorherigen Ausspülungen bedeutend weniger gefährlich. Eine 
gewissenhafte Untersuchung des Mannes und eine nachträgliche 
gründliche Reinigung würden auch den Mädchen vor der nur zu 
häufigen Reinfektion in den meisten Fällen Schutz bieten. 

Doch wir wollen uns ja nicht auf diese Tätigkeit allein be¬ 
schränken, sondern wollen den Kampf auf allen Fronten und mit 
allen Mitteln mit unvermindertem Eifer weiterführen. Und da finden- 
wir, daß einige der bisherigen Maßnahmen und Vorschläge duich 
unsere Aktion an Wirksamkeit und Bedeutung gewinnen würden.- 

Vor allem die persönliche Prophylaxe. Solange sie dem Manne 
überlassen wird, wird sie auch meistens unterlassen. Der Orgasmus 
vor dem Verkehr läßt ihn alle Vorsichtsmaßregeln verabsäumen; 
nach dem Verkehr ist es meist die Depression oder die falsche Scham, 
die durch das anstößige Verhalten der Dirne noch gesteigert wird, 
die ihn an der rechtzeitigen Vornahme der Prophylaxe verhindert, 
selbst wenn ihm die Mittel hierzu zur Verfügung stehen. In unserem 
Falle verhält es sich anders; bei der Prostituierten entfällt der 
Orgasmus als auch die Depression, an deren Stelle tritt die Angst 
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vor der Infektion: vor der eigenen als auch vor der des Besuchers, 
die sie beide unfehlbar ins Spital führen würden. Sie wird also 
selber die nötigen Maßnahmen vornehmen, und der Mann, der über 
die Gefahren des außerehelichen Verkehrs belehrt worden war, 
wird sie gerne gewähren lassen/ Und die bislang leider so selten 
geübte Prophylaxe wird mit der Zeit den obligaten Abschluß jedes 
außerehelichen Verkehrs bilden; denn der Mann erlernt sie von 
der Prostituierten. 

Auch die Wohnungsfrage der Prostituierten gewinnt hun an 
Bedeutung, beziehungsweise die Frage nach dem Ort für die Be¬ 
tätigung des gewerbsmäßigen Geschlechtsverkehrs. Die „Sexual¬ 
horte“ von Sarrasson dürften am besten diesem Bedürfnis ent¬ 
sprechen, vorausgesetzt, daß sie nur den geschulten Prostituierten 
zugänglich wären. Ärztliche Untersuchung der Besucher und Des¬ 
infektion nach dem Koitus durch Angestellte des Hauses, die die 
empfindlicheren Männer vom Besuche der „Sexualholte“ ab- 
schrecken würden, könnten entfallen; doch müßten in jedem Baume 
entsprechend dotierte Prophylaxekästchen angebracht sein. 

Die Überwachung der Prostitution würde nun vielmehr Aus¬ 
sicht auf Ei folg haben, in welcher Form auch immer sie geschehen 
würde. Selbst für das veraltete System der Reglementierung sind 
die Vorteile leicht erkennbar; wohl selten würde eine geschulte 
Prostituierte sich aus Angst vor der Untersuchung der Kontrolle 
entziehen, um die Reihen der Geheimprostitution zu vermehren, 
was ja heute die Rfgel ist. 

Doch wir wollen hoffen, daß auch bei uns die Reglementierung 
bald einem freieren Gesetze Platz machen wird, etwa im Sinne 
der Blaschkoschen Vorschläge. Dieses würde die geschulten 
Berufsdimen ganz unbehelligt lassen, da es keine Ursache hätte, 
sich mit ihnen zu beschäftigen; sie würden dank der genossenen Er¬ 
ziehung nicht den Anstand auf der Straße oder auf einem öffent¬ 
lichen Orte verletzen, und auch wohl recht selten eine venerische 
Infektion verursachen. Und die ganze Schärfe des Gesetzes würde sich 
gegen die nunmehr allein gesundheitsgefährliche Geheimprostitution 
richten, die allerdings im weitesten Sinne des Wortes zu verstehen 
wäre. „Sache der Frauen wäre es dann, für eine gerechte und gleich¬ 
mäßige Anwendung des Gesetzes einzutreten.“ (Pappritz.) 

Nun hat unseres Erachtens nach das von Blaschko vorgeschla¬ 
gene Gesetz einen Nachteil, indem es, viel zu freiheitlich gedacht, 
meist dann erst in Anwendung gebracht werden soll, wenn eine greif- 
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bare Ursache, also eine Infektion, vorliegt; denn eine solche kann 
auch ohne vorhergehende, anstoßerregende öffentliche Provokation 
zum Geschlechtsverkehr zustande kommen. Und da es nicht immer 
möglich ist, die Ansteckungsquelle festzustellen oder rechtzeitig 
aufzugreifen, kann es leicht Vorkommen, daß „Prostituierte, nament¬ 
lich Anfängerinnen, teils aus Unwissenheit, oder weil die Not sie 
auf die Gasse treibt , wochenlang hei umlaufen und Dutzende von 
Männern anstecken“ (Blaschko). Das Recht, eine solche Dime 
aufzugreifen und der Spitalbehandlung zuzuführen, wäre nach dem 
Bl asch ko sehen Gesetze in vielen Fällen zu teuer erkauft. Dem 
kann nur durch einen rücksichtslosen Kampf gegen die Geheim- 
und die Gelegenheitsprostitution vorgebeugt werden. Indem wir, 
der Not gehorchend, für eine gesundheitlich einwandfreie Pro¬ 
stitution Sorge tragen, haben wir auch das Recht, ja die Pflicht, 
die gefährliche Geheimprostitution nach Möglichkeit zu beseitigen. 
Das wäre die Aufgabe, die der Polizei Vorbehalten bliebe: An den 
Treffpunkten der Männer mit den Prostituierten (Strich, .Nacht¬ 
cafes, Absteigequartiere usw.) dürften nur die an einer Legitimation 
kenntlichen Berufsprostituierten geduldet werden. Jede andere 
Weibsperson, die dort zu dem offenkundigen Zwecke des Sich- 
anbietens angetroffen wird, wäre, auch wenn sie keinen öffentlichen 
Anstoß erregt, sicherzustellen und zur Beibringung eines Gesund¬ 
heitsattestes eines öffentlich hierzu autorisierten Arztes zu verhalten. 

Während der Kampf gegen die Prostitution, wie er bislang 
geführt wurde, die Dirnen in die Reihen der Geheimprostitution 
trieb, zum größten Nachteil für die Gesundheit der Menschheit, 
würde durch den angedeuteten Kampf gegen die Geheimprostitution 
gerade das Gegenteil erreicht werden. Die Gelegenheitsdirnen, 
denen noch die nötige sittliche Kraft innewohnt, um einen geordneten 
Lebenswandel zu führen, würden aus Angst, vors Gesundheitsamt 
geladen zu werden, dem Erwerb entsagen; diejenigen aber, die der 
Unzucht unrettbar verfallen sind, würden durch die ständige Ge¬ 
fahr, aufgegriffen zu werden, eingeschüchtert, durch die besseren 
Aussichten, die ihnen als geschulten Dirnen winken, angelockt, 
den Weg zum Bordell finden, um nach kurzer Zeit als ungefähr¬ 
liche, aber auch von der Polizei unbehelligte Berufs prostituierte 
auf die Straße zurückzukehren. 

Es ist kaum nötig, darzulegen, daß für eine unentgeltliche 
Gelegenheit zur Untersuchung und Behandlung gesorgt werden 
muß, wie dies ja von verschiedenen Seiten angeregt wurde. Diese 
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Ambulatorien hätten ihre eifrigsten und dankbarsten Besucherinnen 
in den Berufsdirnen, die freiwillig von Zeit zu Zeit sich über ihren 
Gesundheitszustand Gewißheit zu verschaffen suchen würden. 
Die krank Befundenen würden sich in den meisten Fällen auch 
freiwillig einer Spitalsbehandlung unterziehen. 

Wir sind uns wohl bewußt, daß auch unser Vorschlag nicht 
alle Geschlechtskrankheiten mit einem Schlage aus der Welt 
schaffen wird. Doch wird er die Gefährlichkeit der Berufsprosti¬ 
tution, der mit den bisherigen Mitteln nicht beizukommen war;, 
auf ein Mindestmaß einschränken, und wird uns in die Lage ver¬ 
setzen, gegen die Geheimpiostitution mit aller Energie vorzugehen, 
ohne die Gebote der Humanität zu überschreiten und ohne den 
sexuellen Bedürfnissen der Männerwelt Abbruch zu tun. 

Der einzige Vorwurf, den man unserem Voiscülag entgegen¬ 
halten könnte, ist der, daß durch die Vorteile, die das Bordell 
bietet^ unbescholtene Mädchen zur Prostitution verleitet werden 
könnten. Doch die Gefahr ist nicht so groß als sie für den ersten 
Augenblick erscheint. Unser Bordell soll nicht eine Vermehiung 
der Gelegenheit zur Ausübung des außerehelichen Verkehrs be¬ 
deuten; es soll bloß eine Schule sein für diejenigen, die ohnehin 
schon der Unzucht verfallen sind. Und die Leitung des Bordells 
für die ja keinerlei geschäftliche Momente l>estimmend sind, hat 
es in der Hand, nur diejenigen Mädchen aufzunehmen, die vom 
erzieherischen Standpunkte dafür in Betracht kommen. Und dann: 
wegen der Aussicht, in ein Bordell zu kommen, w r ird kein sittlich 
hochstehendes Weib sich der Unzucht ergeben; diejenigen aber, 
die dazu durch ihr Naturell oder ihre Erziehung vorbestimmt sind, 
finden den Weg auch ohne uns. 


Wollen wir zur Unzucht erziehen, verleiten ? Für einen vor¬ 
urteilsfreien Leser verneint sich die Frage nach dem Gesagten 
von selber. Doch da uns der Vorwurf von gewisser Seite sicherlich 
entgegengeschleudert wird, wollen wir nochmals wiederholen: Nicht 
zur Unzucht wollen wir erziehen; sondern diejenigen, die der Un¬ 
zucht schon verfallen sind, und die sie auch ohne uns betreiben 
würden, wollen wir auf jenen Weg führen, auf dem sie dies mit 
den geringsten Schäden für ihre und der ganzen Menschheit Ge¬ 
sundheit tun können, und von wo sie am ehesten den Bückweg 
in die menschliche Gesellschaft finden können. 


Zeitochr. i. Bek&mpfung d. Geschiechtskrankh. XVIII 
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Schweden. 

Gesetz, betr. Maßnahmen gegen die Verbreitung von Geschlechts¬ 
krankheiten. Vom 20. Juni 1918. 

(Svtn.sk Författningsamling S. 913.) Übersetzung ohne Gewähr. 

Wir Gustav, von Gottes Gnaden König von Schweden usw., tun kund, 
daß Wir in Übereinstimmung mit dem Reichstage für gut befunden haben, 
in Gnaden folgendes zu verordnen: 

§ 1. Als Geschlechtskrankheiten im Sinne dieses Gesetzes gelten Sy¬ 
philis (Lues), einfache venerische Wunde (Ulcus molle, weicher Schanker) und 
Tripper (Gonorrhöe), jedoch nur so lange, als diese Krankheiten sich in einem 
ansteckenden Stadium befinden. 

Eine Geschlechtskrankheit ist als in ansteckendem Stadium befindlich zu 
betrachten, solange Erscheinungen von Ansteckungsfähigkeit vorhanden sind 
oder ein erneutes Hervortreten solcher Erscheinungen zu befürchten ist. 

§ 2. Die Maßnahmen zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten liegen 
unter Aufsicht der Gesundheitsbehörde in einer Stadt, wo ein St&dtarct vor¬ 
handen ist, diesem ob oder, wenn mehrere Stadtärzte angestellt sind, dem 
ersten von ihnen, und an andern Orten dem ersten Provinzialarzt des Regie¬ 
rungsbezirkes. 

In Städten, wo Stadtärzte vorhanden sind, kann, wenn es für nötig er¬ 
achtet wird, von der Stadt ein besonderer Arzt beauftragt werden, an Stelle 
des zuständigen Stadtarztes die bezeichnete Tätigkeit auszuüben. Ein solcher 
Arzt wird von dem Ortsgesundheitsamt ernannt, das außerdem seine Dienst¬ 
anweisung aufs^llt und die Aufsicht über seine Diensttätigkeit führt. 

Ein solcher Arzt wird in diesem Gesetz Gesundheiteinspektor genannt 

Mit Gesundheitsbehörde im Sinne dieses Gesetzes ist in einer Stadt, wo 
ein Stadtarzt vorhanden ist, das Ortsgesundheitsamt und an anderen Orten 
die zuständige Provinzialregierung gemeint. 

§ 3. Jeder, der von einer Geschlechtskrankheit befallen ist, ist ver¬ 
pflichtet, sich der erforderlichen ärztlichen Behandlung zu unterziehen, sowie 
•diejenigen Vorschriften zu befolgen, die ihm von dem Arzt hinsichtlich der 
Behandlung dey Krankheit oder zur Verhütung ihrer Weiterverbreitung er¬ 
teilt werden. 

§ 4. Befürchtet jemand, von einer Geschlechtskrankheit befallen zu sein, 
so ist er berechtigt, sich gebührenfrei darauf untersuchen zu lassen, falls ersieh 
bei einem Arzte der in § 6 bezeiehneten Art vorstellt. 

Wer als geschlechtskrank befunden wird, aber keine Krankenhauspflege 
nötig hat, ist trotzdem berechtigt, von einem solchen Arzte unentgeltlich be¬ 
handelt zu werden, sofern dies bei dem Arzte geschehen kann, sowie kosten¬ 
freie Arzneimittel und Gegenstände, die dabei verschrieben werden, zu erhalten. 

Wird nach diesem Gesetze eine Bescheinigung über die Untersuchung 
oder Behandlung gefordert, so ist eine solche von dem Arzte der in § 5 be- 
zeichneten Art gebührenfrei dem Betreffenden auszustellen. 

Ein Geschlechtskranker, der einer Krankenhauspflege bedarf, hat kosten¬ 
freie Pflege und Unterhalt in öffentlichen Krankenhäusern gemäß den darüber 
besonders erlassenen Bestimmungen zu erhalten. 



Gesetz gegen die Verbreitung der Geschlechtskrankheiten in Schweden. 271 

§ 5. Kostenfreie Untersuchung und Behandlung gemäß § 4 erfolgt durch 
den Provinzialarzt, den außerordentlichen Provinzialarzt, Stadtarzt, Arzt eines 
Fleckens oder den Munizipalarzt. 

ln Städten, wo Stadtärzte vorhanden sind, kann, wenn es für zweck¬ 
mäßig erachtet wird, von der Stadt ein anderer Arzt beauftragt werden, an 
Stelle des Stadtarztes die bezeichnete Tätigkeit auszuüben. Sind mehrere 
Ärzte zur Übernahme eines derartigen Dienstes nötig, so muß die Stadt dafür 
sorgen, daß solche in der erforderlichen Anzahl, darunter, wenn irgend möglich, 
mindestens ein weiblicher, vorhanden sind. Wenn beschlossen worden ist, 
hierfür einen besonderen Arzt anzustellen, so wird ein solcher von dem Ge¬ 
sundheitsamt ernannt. Dieses bat außerdem seine Diensttätigkeit zu beauf¬ 
sichtigen und die nötigen Vorschriften dazu zu erlassen. 

In Städten, die eine Einwohnerzahl von zwanzigtausend oder darüber 
haben, ist Gelegenheit zu der in § 4 erwähnten kostenfreien Untersuchung 
und Behandlung in einer genügenden Anzahl von Polikliniken zu geben. Die 
Kosten für derartige Polikliniken, mit Ausnahme der nach § 6 aus Staats¬ 
mitteln zu unterhaltenden, sind von der Stadt zu tragen. Die Sprechstunden 
in den Polikliniken sind unter Berücicsichtigung der Bequemlichkeit der Be¬ 
völkerung und in der Weise einzurichten, daß ein Besuch der Poliklinik nicht 
die Art der Krankheit, deren Behandlung gewünscht wird, erkennen läßt. 

Von der Verpflichtung, Polikliniken einzurichten, gemäß vorstehendem 
Absatz, kann der König auf Ersuchen der Stadt bis auf weiteres Befreiung 
gewähren. 

Die im Abs. 2 bezeichneten Ärzte sowie die Vorsteher der im Abs. 3 er¬ 
wähnten Polik’iniken sollen möglichst eine besondere Ausbildung hinsichtlich 
der Geschlechtskrankheiten erhalten haben. 

§ 0. Die Vergütung für die in § 4 genannten Leistungen einschließlich 
serologischer, bakteriologischer oder anderer Untersuchungen, die vom Arzte 
für notwendig erachtet werden, erfolgt nach einem vom Könige festgesetzten 
Gebührenverzeichnis und wird, nebst den Kosten für verscliiebene Arznei¬ 
mittel und Gegenstände für Krankenpflege, aus Staatsmitteln bezahlt. 

Die Vorschriften über die Art und Weise der Auszahlung der Vergütung 
werden vom Könige erlassen. 

§ 7. Ist Grund zu der Annahme vorhanden, daß eine Geschlechts¬ 
krankheit sich unter der Bevölkerung einer auf dem Lande gelegenen Ort¬ 
schaft, die von der Wohnung des zuständigen Provinzialarztes oder außer¬ 
ordentlichen Provinzialarztes entfernt ist, verbreitet hat, so hat der Regierungs¬ 
präsident diesen Arzt oder einen andern Arzt, der dazu bereit ist, zu beauf¬ 
tragen, die Ortschaft aufzusuchen, um der Bevölkerung durch Untersuchung 
und Behandlung gemäß § 4 Beistand zu leisten. 

Derartige Reisen werden aus Staatsmitteln nach der Klasse vergütet, 
die in den geltenden Reisevorschriften für Provinzialärzte festgesetzt ist; hin¬ 
sichtlich der Entschädigung für dabei vorgenommene Untersuchung und Be¬ 
handlung sowie für verschriebene Arzneimittel und Gegenstände gelten die Be¬ 
stimmunen des § 6. 

§ 8. Ermittelt ein Arzt eine Geschlechtskrankheit bei jemandem, den er 
untersucht oder behandelt, so muß er den Kranken über die Art und die An¬ 
steckungsgefahr der Krankheit auf klären und ihn mit Weisung darüber ver¬ 
sehen, was er hinsichtlich der Behandlung der Krankheit und zur Verhütung 
ihrer Verbreitung zu beobachten hat. Dabei ist besonders auf die geltenden 
Bestimmungen hinzuweisen, betreffend das Verbot für Geschlechtskranke, 
eine Ehe einzugehen, sowie hinsichtlich der Bestrafung für Handlungen, die 
eine Gefahr der Verbreitung der Geschlechtskrankheit in sich tragen. 

Von diesen Bestimmungen ist jedoch eine Ausnahme zu machen, falls 
es nach Ansicht des Arztes der Gesundheitszustand des Kranken oder andere 
Umstände unbedingt erfordern, daß ihm die Beschaffenheit der Krankheit 
vorläufig nicht offenbart wird, oder falls der Kranke unter 16 Jahren ist. 
Tm letzten Falle hat der Arzt statt dessen den gesetzlichen Vertreter der jugend¬ 
lichen Person oder ihre Pflegeeltern über die Art und die Ansteckungsgefahr 
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der Krankheit sowie auch über die Verhaltungsmaßregeln zur Verhütung ihre 
Verbreitung zu unterrichten. 

Der Vordruck zu der in diesem Paragraphen genannten Anweisung «rire 
von der Medizinalverwaltung festgesetzt. 

§ 9. Ist der Arzt, der auf die in § 8 erwähnte Weise einen fall to 
Geschlechtskrankheit ermittelt hat, der Ansicht, daß sieh der Kranke nach der 
ihm gemäß dem genannten Paragraphen erteilten Weisung nicht richten wird, 
oder hat der Kranke die Behandlung bei dem Aizte abgebrochen, ohne dies« 
nachzuweisen, daß die Behandlung von einem andern Arzte übernommen worden 
ist, so muß der Arzt bei dem Gesundheitsinspektor des Ortes schriftliche An¬ 
zeige darüber erstatten. 

§ 10. Hat ein Arzt auf die in § 8 erwähnte Weise einen Fall von Ge¬ 
schlechtskrankheit ermittelt, und erfährt er, daß der Kranke, während dk 
Krankheit noch ansteckungsfähig ist, ohne Genehmigung des Königs sich m 
verheiraten beabsichtigt, so muß der Arzt unverzüglich bei dem Gesundheits¬ 
inspektor des Orte« schriftliche Anzeige über den Sachverhalt erstatten. 

§ 11. Ein Arzt, der auf die in § 8 erwähnte Weise einen FaII von Ge¬ 
schlechtskrankheit festgestellt hat, muß, sofern die Krankheit nicht nach 
weislich vorher von einem anderen Arzt ermittelt worden ist, darauf bedaeäf 
sein, von dem Kranken zu erfahren, von wem und unter welchen Umstanden 
die Krankheit übertragen worden ist. In solchen Fällen hat der Arzt spätestem 
vor Ablauf des nächsten Tages dem Gesundheitsinspektor des Ortes schrift¬ 
liche Anzeige zu machen. Dabei ist die Krankheitsbezeichnung sowie da> 
Geschlecht, das Alter und der Wohnort des Kranken anzugeben, dagegen darf 
der Name des Kranken nicht genannt werden. Auch ist über dasjenige, was 
hinsichtlich der Übertragung der Krankheit ermittelt werden konnte, mit An¬ 
gabe von Namen und Wohnung des Betreffenden, falls jemand als Ansteckung?- 
quelle bezeichnet worden ist, zu bericht« n. 

Der Vordruck für diese Anzeige wird von der Medizinalverwaltung fest¬ 
gesetzt. 

§ 12. Ist jemand vom Staatsanwalt wegen Vergehens nach Kap. 14, 

§ 21, Kap. 15, §§ 12, 13, 14 oder 15, Kap. 18, §§ 7, 8, 9 oder 10 des Straf¬ 
gesetzes, oder wegen einer Handlung, die im Kap. 18, § 13 Stüek 1 desselben 
Gesetzes genannt ist und die eine Aufforderung oder Einladung zur Unzucht 
enthält, unter Anklage gestellt, so muß der Staatsanwalt, sobafel die Klage 
dem Beklagten zuge stellt oder dieser wegen des Vergehens verhaftet worden 
ist, dieses schriftlich anzeigen, in ersterem Falle dem Gesundheitsinspektor des 
Ortes und in letzterem dem beim Gefängnis angestellten oder hinzugezrgeDcn 
Arzt. 

Wird ein derartiger Prozeß von einer Privatpartei anhängig gemacht, 
so hat das Gericht unmittelbar nach der ersten Behandlung der Sache den 
Gesundheitsinspektor des Ortes oder, falls der Beklagte dabei für verhaftet 
erklärt worden ist, den beim Gefängnis angestellten oder hinzugezogenen Arzt 
davon zu benachrichtigen. 

§ 13. Stellt sich heraus, daß die beim Gesundheitsinspektor eingegangene 
Anzeige, von der die §§ 9, 11 oder 12 handeln, sich auf eine Person bezieht, 
die in einem anderen Gesundheitsbezirk wohnt, so ist die Anzeige dem Ge¬ 
sund heit sin spektor dieses Bezirks zu überweisen. 

Betrifft eine solche Anzeige einen im Dienst befindlichen Soldaten aus 
der Mannschaft, so muß sie dem zuständigen Militärarzt übergeben werden. 
Eine Anzeige, betreffend eine Person, die in einer Straf- oder Zwanguarbei te- 
anstalt oder in einem Gefängnis sieh befindet, ist dem Arzt der Anstalt oder 
des Gefängnisses zu übermitteln. 

§ 14. Ist beim Gesundheitsinspektor eine Anzeige gemäß § 32 erstattet 
worden oder erweist sich die Angabe über die Ansteckungsquelle, die gemäß 
§ 11 gemacht worden ist, als begründet, und ist die Anzeige nicht gemäß 
§ 13 an einen anderen Arzt zu überweisen, so hat der Gesundheitsinspektor 
den Angezoigten aufzufordem, sich innerhalb einer kurz zu bemessenden Zeit 
-zur Feststellung, ob er mit einer Geschlechtskrankheit behaftet ist, vom Arzt 
untersuchen zu lassen, sowie, falls die Untersuchung nicht von dem Gesundheits- 
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inspektor selbst vorgenommen wird, diesem eine Bescheinigung darüber vor¬ 
zulegen. 

Nähere Vorschriften über die Art der Untersuchung werden von der 
Medizinalverwaltung erlassen, die außerdem die Vordrucke zu den Beschei¬ 
nigungen, die über eine derartige Untersuchung ausgestellt weiden, festzu¬ 
setzen hat. 

§ 15. Hat sich bei einer gemäß § 14 vorgenommenen Untersuchung er¬ 
geben, daß der Angezigte mit einer Geschlechtskrankheit behaftet ist, so hat 
der Gesundheitsinspektor den Kranken aufzufordern, sich innerhalb einer 
kurz zu bemessenden Frist zur K r ankenbehandlung beim Arzte einzufinden, 
sowie, falls die Krankenbehandlung nicht durch den Gesundheitsinspektor 
selbst erfolgt, diesem eine Bescheinigung daiübcr voizulegen. 

Ist man der Ansicht, daß der Kranke nicht ohne erhebliche Gefahr für 
die Verbreitung der Krankheit außerhalb des Krankenhauses verpflegt werden 
kann, so hat der Gesundheitsinspektor ihn aufzufordern, Fich innerhalb einer 
kurz zu bemessenden Frist in einem öffentlichen Krankenhause zur Pflege 
aufnehmen zu lassen und dem Gesund hei tsinspektor eire Bescheinigung über 
die Aufnahme einzueer.den. 

5 16. Ist beim Gesundheitsinspektor eine Anzeige gemäß § 9 ein¬ 
gegangen, so hat der Gesundheitsinspektor dem Kranken eine Aufforderung, 
gemäß f 15, zuzustellen. 

Liegt von seiten des Kranken offenkundige Widerspenstigkeit vor, so 
ist die Angelegenheit unverzüglich auf die in § 21 angegebene Weise zu be¬ 
handeln. 

§ 17. Wird dem Gesundheitsinspektor eine Anzeige gemäß § 10 erstattet, 
so liegt es ihm ob, die Anzeige ungesäumt dem Pfarrer derjenigen Gemeinde, 
in welcher der Angezeigte kirchlich eingetragen ist, zu übersenden. Der 
Pfarrer hat, sofern ein Eheattest für den Angezeigten ausgefertigt ist oder wird, 
die Anzeige sofort derjenigen Behörde, bei welcher die gegen die Ehe vor¬ 
liegenden Hindernisse anzumelden sind, zu übermitteln. 

§ 18. Falls gemäß §§ 9, 10 oder 11 die Pflicht, beim Gesundheitsinspektor 
Anzeige zu erstatten, dem Gesundheitsinspektor selbst obliegt, so hat der 
Gesundheitsinspektor so zu verfahren, als ob die Anzeige bei ihm eingegangen 
wäre. 

§ 19. Aufforderungen gemäß §§ 14, 15 und 16 müssen schriftlich er¬ 
gehen und einen Hinweis auf die Folgen enthalten, die bei ihrer Nichtbeachtung 
eintreten und die im § 21 angegeben sind. 

Bezieht sich die Aufforderung auf eine jugendliche Person unter 15 Jahren, 
so ist sie ihrem gesetzlichen Vertreter oder den Pflegeeltern zu übermitteln. 

§ 20. Ist ein Geschlechtskranker, der von dem Gesundheitsinspektor 
eine Aufforderung gemäß §§ 14, 15 oder 16 erhalten hat, laut ärztlichen Zeug¬ 
nisses von einem Arzte in Behandlung genommen worden, so hat der Gesund¬ 
heitsinspektor unverzüglich den behandelnden Arzt von der erteilten Auf¬ 
forderung und ihrem Anlaß schriftlich zu benachrichtigen. 

§ 21. Kommt jemand einer Aufforderung des Gesundheitsinspektors, 
wie sie in §§ 14, 15 oder 16 erwähnt ist, nicht nach, so ist die Angelegenheit 
von dem Gesundheitsinspektor der Gesundheitsbehörde weiterzu geben. Diese 
hat über die ärztliche Untersuchung oder die Aufnahme der geschlechtskranken 
Person in ein öffentliches Krankenhaus zu verfügen. 

Glaubt man, den Beschluß der Gesundheitsbehörde nicht ohne erhebliche 
Gefahr für die Verbreitung der Seuche abwarten zu können, so hat der Ge¬ 
sundheitsinspektor die in Abs. 1 erwähnte Verfügung zu treffen. Diese Ver¬ 
fügung muß sofort der Prüfung der Gesundheitsbehörde unterbreitet weiden. 
Die Verfügung ist indessen so lange zu befolgen, bis anderweitig in vorschrifts¬ 
mäßiger Weise beschlossen worden ist. 

§ 22. Zur Vollstreckung der im § 21 erwähnten Verfügung sind der Ge- 
sundheitsinspektor und die Gesundheitsbehörde berechtigt, von den Polizei¬ 
behörden den nötigen Beistand zu erhalten. 

§ 23. Ist bei dem zuständigen Militärarzt oder bei dem Arzt an einer 
Straf- oder Zwangsarbeitsanstalt oder einem Gefängnis eine Person gemäß 
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§ 13 Abs. 2 angezeigt worden, so hat der genannte Arzt für eine Untersuchung 
zur. Feststellung, ob der Angezeigte mit einer Geschlechtskrankheit behaftet 
ist, Sorge zu tragen und, falls eine solche Krankheit vorliegt, die erforderliche 
Krankenbehandlung zu veranlassen. 

§ 24. Ist jemand, gegen den ein Verfahren auf Grund dieses Gesetzes 
schwebt, in einen anderen Gesundheitsbezirk verzogen oder in den Militärdienst 
eingetreten oder aus diesem geschieden oder in eine Straf- oder Zwangsarbeits¬ 
anstalt oder ein Gefängnis aufgenommen oder daraus entlassen oder von einer 
solchen- Anstalt oder einem Gefängnis in eine andere derartige Anstalt oder 
ein anderes Gefängnis gebracht worden, so hat der zuständige Gesundheits¬ 
inspektor, Militärarzt oder Anstalts- oder Gefängnisarzt die Pflicht, die Vor¬ 
gänge in der Angelegenheit dem Arzt, der nach diesem Gesetz die Sache weiter, 
zu behandeln hat, schriftlich mitzuteilen. 

§ 25. Über das, was bei der Gesundheitsbehörde oder beim Gesundheits¬ 
inspektor, Militärarzt oder Arzt an einer Straf- oder Zwangsarbeitsanstalt oder 
einem Gefängnis oder in einem öffentlichen Krankenhaus oder einer Poliklinik 
in den hier erwähnten Angelegenheiten wahrgenommen oder verhandelt worden 
ist, darf niemand, der auf Grund seines Amtes oder seines dienstlichen Auf¬ 
trages Kenntnis davon erhalten hat, Unbefugten etwas mitteilen. 3>ie Auf¬ 
zeichnungen und Akten über eine solche Angelegenheit sind so zu verwahren, 
daß sie Unbefugten nicht zugängig sind. In Fällen, wo jemand wegen eines 
Vergehens gegen Kap. 14 § 21 des Strafgesetzes angeklagt ist, hat das Gericht 
und der Staatsanwalt das Recht, einen Bericht über den Ausfall der vorge¬ 
nommenen ärztlichen Untersuchung einzufordem. 

Ist infolge der Anzeige, die gemäß diesem Gesetze dem Gesundheit?- 
inspektor erstattet worden ist, Grund zu der Annahme vorhanden, daß ein 
Vergehen, das in Kap. 18 § 11 des Strafgesetzes erwähnt wird, verübt worden 
ist, so hat der Gesundheitsjnspektor ohne Rücksicht auf die Bestimmungen 
des Abs. 1 dem zuständigen Staatsanwalt über den Sachverhalt zu berichten. 

§ 26. Gegen den Beschluß des Gesundheitsamtes in den vorliegenden 
Fällen kann beim Regierungspräsidenten Einspruch erhoben werden inner¬ 
halb der für Berufungen gegen Entscheidungen der Gesundheitsbehörde sonst 
vorgeschriebenen Frist. 

Eine Abänderung der Entscheidung des Regierungspräsidenten kann beim 
Könige beantragt werden innerhalb der für die Nachprüfung von Entschei¬ 
dungen der Verwaltungs- und Zentralbehörden festgesetzten Frist. 

Unbeschadet der Berufung ist der Beschluß zu befolgen, solange nicht 
anderweitig in gehöriger Weise verfügt worden ist. 

§ 27. Über die besonderen Maßnahmen, die zur Bekämpfung der Ver¬ 
breitung von Geschlechtskrankheiten im Heere erforderlich sind, bestimmt 
der König. 

Der König bestimmt auch über die Maßnahmen, die nötig sind, um unter 
der Bevölkerung die Kenntnis von der Natur und Ansteckungsgefahr der 
Geschlechtskrankheiten, von den Mitteln, die zur Verhinderung der Über¬ 
tragung der Seuche zur Verfügung stehen, sowie von der Pflicht eines jeden, 
der von solcher Krankheit befallen ist, sich schleunigst in ärztliche Behandlung 
zu begeben, zu verbreiten. 

§ 28. Läßt ein Beamter die ihm nach diesem Gesetze obliegende Pflicht 
außer acht, so ist er wie für ein Dienstvergehen verantwortlich. 

Unterläßt es ein beim Gefängnis zugezogener Arzt, der nicht zu den Be¬ 
amten zu rechnen ist, seine Obliegenheiten gemäß § 23 oder 24 zu erfüllen, 
oder Übertritt ein anderer, der nicht Beamter ist, die Bestimmungen deB 
§ 25 Abs. 1, so wird er mit einer Geldstrafe bis zum Höchstbetragc von fünf¬ 
hundert Kronen bestraft. 

Versäumt ein Arzt seine ihm gemäß §§ 8, 9, 01 oder 11 zustehenden Ob¬ 
liegenheiten und ist die Unterlassung nicht als ein Dienstvergehen nach dem 
Wortlaut des Abs. 1 anzusehen, so hat er eine Strafe bis zu zweihundert Kronen 
zu zahlen. 

§ 29. Klagen wegen Übertretung des § 28 werden beim öffentlichen Ge¬ 
richt erhoben und vom Staatsanwalt geführt. 
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§ 30. Die gemäß diesem Gesetz auferlegten Stxafen fallen der Krone 
zu. Fehlen Mittel zur vollen Bezahlung der Geldstarfen, so sind diese nach 
dem allgemeinen Strafgesetz umzuwandeln. 

§ 31. Durch dieses Gesetz werden aufgehoben: 

Das Königliche Rundschreiben an sämtliche Regierungspräsidenten, be¬ 
treffend Maßnahmen zur Verhütung der Verbreitung von venerischen Krank¬ 
heiten, vom 10. Juni 1812; 

die Königlichen Schreiben, betr. Maßnahmen zur Verhütung der Ver¬ 
breitung von venerischen Krankheiten durch die vom Auslande kommenden 
Schiffsbesatzungen, vom 3. April 1839 und vom 27. Mäiz 1843; 

die Königliche Bekanntmachung, betr. die Anzeigepflicht in gewissen 
Fällen bei Geschlechtskrankheiten im Ansteckungsstadium, vcm 3. Dezember 
1916; 

sowie im übrigen alle von dem Könige, den Regierungspräsidenten oder 
anderen Behörden erlassenen Verordnungen und Vorschriften, soweit solche 
eine Überwachung des Dirnentums oder sonst mit diesem Gesetz im Wider¬ 
spruch stehende Bestimmungen enthalten. 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1919 in Kraft; jedoch hat in Städten, 
wo eine Eintragung von Dirnen zur ärztlichen Untersuchung stattgefunden hat, 
diese Listenführung aufzuhören vom nächsten Tage an, nachdem dieses Ge¬ 
setz, laut darauf vermerkter Angabe, im Druck in der Schwedischen Gesetz¬ 
sammlung erschienen ist. 
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Referate. 

SchumbiiPQi Die Geschlechtskrankheiten. „Aijs Natur und Geieteswelt“ Bd. 251. 

Leipzig, Verlag B. G. Teubner. Preis geb. M. 1.50. 

Das Sch um bürg sehe Buch, das wir seit seinem ersten Erscheinen 
schon verschiedentlich an dieser Stelle besprochen haben, ist nun schon 
in 4. Auflage erschienen. In dieser sind die neuesten Forschungen über 
die Verbreitungi der Geschlechts krar kheiten, die Wassel mann sehe Re¬ 
aktion und die Salvarsanbehar.dlung bei ticksichtigt urd dadurch ist 
das Buch ganz auf den neuesten Stard der Wissenschaft gebracht worden. 
Die Darstellung verdient auch jetzt wieder in ihrer Kürze urd Klarheit 
volle Anerkennung. 

v. HanMmanit f Der Aberglaube in der Medizin und seine Gefahr für Gesundheit 

und Leben. „Aus Natur und Geieteswelt“ Bd. 88. Leipzig, Verlag B. G. 

Teubner. Preis geb. M. 1.50. 

An einen Leserkreis von etwas höherem Niveau wendet sich die 
Hanse mann sehe Broschüre, in der sehr viele interessante Tatsachen 
aus der Geschichte des Aberglaubens wiedergegeben sind. Auf dem 
Gebiete der Geschlechtskrankheiten, sagt H., wisse er nur einen einzigen 
Aberglauben, der abei so fürchterlicher Natur sei, daß er viele andere 
aufwiege, der Aberglaube, daß verschleppte Geschlechtskrankheiten 
dann heilen können, wenn eine Beitihrung mit einem bis dahin un¬ 
berührten weiblichen Wesen, besonders mit einem Kinde stattfinde. 
Glücklicherweise scheint dieser Aberglaube neuerdings im Schwinden 
zu sein. Die Aufklärungsarbeit unserer Gesellschaft hat Wohl nicht zu¬ 
letzt dazu beigetragen. Sehr gut ist, was H. über die Schäden äußert, 
welche die Kurpfuscherei gerade bei den Geschlechtskrankheiten aus¬ 
übt. Auch hier kann nur eiue umfassende Aufklärung sowie Hebung des 
allgemeinen Bildungsniveaus des Volkes Wandel schaffen. 

H. Klmmtper, Die Abwehrkrftfte des Körpers. „Aus Natur und Geisteswelt“ 

Bd. 479. Leipzig, Verlag B. G. Teubner. Preis geb. M. 1.50. 

Das Kämme re rache Büchlein, in welchem die Abwehrkräfte des 
Körpers, die angeborene natürliche Immunität sowohl als auch die er¬ 
worbene Widerstandskraft, sowie die künstliche Immunisierung, die 
Impfung mit abgeschwächten Bakteriengiften sowie mit Heil- und 
Schutzseren besprechen wild, ist nicht nur für diejenigen bestimmt, 
welche sich aus allgemeinem Wissensdrang für diese Frage interessieren, 
sondern auch für solche, die aus beruflichen Gifinden sich rasch einmal 
über dieses Wissensgebiet orientieren müssen: Richter, Verwalturgs- 
beamte, Anwälte, Techniker, Lehrer, Philosophen, Journalisten usw. 
Die Darstellung ist streng wissenschaftlich und wird, zumal sie von einer 
Fülle sehr instruktiver Abbildungen begleitet ist, ihren Zweck sehr 
gut erfüllen. B. 
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Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten 


Band 18. 1917/18/19. Nr. 11. 


Die Anzeigepflicht der Ärzte und der Gesetzentwurf Ober die 
Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten. 

Von 

Prof. Di. Max Flesch. 

In der Begründung des dem Reichstage vorgelegten Entwurfes 
eines Gesetzes zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten wird es 
als Pflicht des Staates anerkannt „gegenüber den Geschlechtskrank¬ 
heiten, die eine fortdauernde Gefahr bilden,.das Glück und die 

Gesundheit der Familien bedrohen und oft auch vernichten, Unfrucht¬ 
barkeit der Frauen herbeiführen und die Grundlagen der Wehrhaftig¬ 
keit eines Volkes zum Wanken bringen, sich nicht mit den Ermahnungen 
zur Sittlichkeit zn begnügen, sondern mit allen zu Gebote stehenden 
Mitteln vorzugehen.“ Wenige Zeilen später wird dann aber das Vor¬ 
gehen „mit allen zu Gebote stehenden Mitteln“ wesentlich eingeschränkt. 
Der Gesetzentwurf „beschränkt sich auf diejenigen Bekämpfungsmittel, 
deren Anwendung selbst in der jetzigen Kriegszeit keine Schwierig¬ 
keiten bietet und übel deren Zweckmäßigkeit grundsätzliche Meinungs¬ 
verschiedenheiten nicht zu befürchten sind. Aus diesem Grunde hat 
b ispielsweise die von verschiedenen Seiten empfohlene Anzeigepflicht 

bei Geschlechtskrankheiten.keine Aufnahme gefunden.“ 

Bis die folgenden Ausführungen zum Druck kommen, wird aller 
Wahrscheinlichkeit nach der Gesetzentwurf ohne die Anzeigepflicht 
verabschiedet sein. Es mag danach müßig erscheinen, vorläufig darüber 
weiteres zu reden. Die vollendete Tatsache wird ja dann einen Rechts - 
zustand geschaffen haben, dessen Bewährung oder Nichtbewährung 
erst abzuw'arten ist. Ein solches Sichfügen in die neu geschaffene Lage 
hätte etwas sehr Bequemes. Dieses philiströsen Einschwenkens in das, 
was beschlossen ist, kann ich indessen, nachdem ich, wohl als erster, 
die Forderung der Anzeigepflicht gelegentlich des II. Kongresses der 
Deutschen Gesellschaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten in 
München erhoben habe, in einer grundsätzlichen Frage mich nicht 
schuldig machen. Dementsprechend möge mir gestattet sein, die Ge¬ 
sichtspunkte zu untersuchen, aus denen etwa Meinungsverschieden¬ 
heiten grundsätzlicher Art von so großer Bedeutung entstehen könnten, 
daß die Verfasser der sonst so vorzüglich durchgearbeiteten Begründung 
des Gesetzentwurfs der Erörterung ausweichen, ja daß sie durch Nicht- 
Zeitschr. f. Bekämpfung d. Qeeeblechtekrankb. XVIII. 2t 
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auf nähme der Anzeigepflicht in den Gesetzentwurf die Diskussion im 
Reichstage mindestens auf das Seitengleis eines Zusatzantrags einer 
Minorität zu schieben suchen. 

Es war für den, der frühere Verhandlungen kannte, vorauszusehen, 
daß vorläufig ein radikal mit der Vergangenheit der Reglementierung 
und des Kuppeleiparagraphen brechendes Gesetz nicht kommen werde. 
Blaschko unterschätzt also die Vertreter der Anzeigepflicht, wenn er 
glaubt, daß für sie das Ausbleiben einer Bestimmung im Sinne ihrer 
Wünsche eine Enttäuschung gebracht habe. Grundsätzliche Neue¬ 
rungen können nicht mit einem Schlage Boden fassen; er muß vorher 
vorbereitet werden, das Verständnis herangereift sein. Vielleicht liegt 
es geradezu im Interesse des Sieges der Anzeigepflicht, daß zunächst 
durch akademische Erörterung eine bessere Vorbereitung der heute 
noch unter dem Bann alter Vorurteile stehenden Öffentlichkeit erfolgt. 
Die Verfasser der Begründung selbst haben es wohlweislich unterlassen, 
Partei zu nehmen. Ihnen ist es unzweifelhaft klar, daß die üblichen 
Argumente gegen die Meldepflicht nichts beweisen. Sie wissen, daß man 
aus denselben Gründen, wie jetzt bei den Geschlechtskrankheiten, von 
alters her die staatliche Einmischung in die Krankenfürsorge bekämpft 
hat. Klassisch zeichnet das Manzoni in seiner unübertrefflichen Schilde¬ 
rung der Mailänder Pest in seinen „Verlobten“. Die Älteren unter uns 
haben es bei den Vorberatungen der im Reichsseuchengesetz kodifizierten 
Bestimmungen miterlebt. Der Kampf gegen die Ausdehnung der Melde¬ 
pflicht auf die vorläufig wohl letzte Gruppe der infektionösen Erkran¬ 
kungen, die dafür in Frage kommt, eben auf die Geschlechtskrankheiten, 
ist das letzte Rückzugsgefecht gegen eine, das allgemeine über das persön¬ 
liche Interesse stellende Wahrnehmung des Gesamtwohls. 

Die Begründung des die Anzeigepflicht aus den Mitteln im Kampfe 
gegen die Geschlechtskrankheiten ausscheidenden Entwurfes glaubt 
nun allerdings, auf Grund der Erfahrungen, die in der deutschen Armee 
und der Kaiserlichen Marine gemacht worden sind, in Anlehnung an 
die dort geübten Methoden Erfolge erzielen zu können. Als Beweis 
dafür werden die in der preußischen und bayerischen Armte und 
in der Marine ermittelten Zahlen des Zuganges an Geschlechts¬ 
krankheiten in den Jahren 1881 bis 1912 zusammengestellt, die einen 
gewaltigen Rückgang augenfällig beweisen. Es braucht hier nicht darüber 
gesprochen werden, wieviel von diesem Rückgang auf Verhältnisse, die 
mit den speziellen Maßnahmen gegen die Geschlechtskrankheiten nichts 
zu tun haben, zurückgeführt werden könne. Wichtiger und für die hier 
zu erörternde Frage allein in Betracht kommend ist es, das Wesen dieser 
Maßnahmen, von denen sich die Begründung so viel verspricht, zu prüfen. 

Die Maßnahmen im Heere sind bekanntlich regelmäßige Unter¬ 
suchungen der Mannschaften und Zwangsbehandlung derselben im 
Krankheitsfalle. Was darüber hinaus in den letzten zehn Jahren vor 
dem Krieg geschehen ist, speziell die erleichterte Zugänglichkeit der 
Schutzmittel und stellenweise Einrichtung prophylaktischer Maßnahmen 
nach dem Beischlaf, kann übergangen werden, weil schon die voran¬ 
gehenden 20 Jahre eine stetige Abnahme der Geschlechtskrankheiten 
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aufweisen. Ein Auszug aus der dem Gesetzentwurf beigefügten Tabelle 1 ) 
möge das auch hier illustrieren: 


Geschlechtskranke in ’/oo der Kopfst&rke: 

Kop^k. ä“; Ä; Ä Ä 


1882/83 

382193 

38,2 

47147 

42,4 

10181 

145,8 

1892/93 

439144 

29,6 

55866 

36,5 

18799 

104,2 

1902/03 

526554 

19,4 

61305 

17,4 

33729 

66,8 

1911/12 

554787 

20,5 

67570 

16,5 

63648 

57,6 


Ich versage es mir, den ursächlichen Zusammenhang der aus dieser 
Tabelle unleugbar hervorgehenden Besserung bezüglich der Verbreitung 
der Geschlechtskrankheiten, hinsichtlich deren die deutsche Armee 
günstiger gestellt ist, als irgend eine andere, unter Beweis zu stellen. 
Ein Zweifel darüber kann hier nicht bestehen. Was sind aber die einen 
so erfreulichen Fortschritt bewirkenden Maßnahmen, die den Rück¬ 
gang der venerischen Seuchen auf die Hälfte und noch weniger längst 
vor Kenntnis und Einführung der Schutzmittel (etwa 1905), auf die 
neuerdings alle Hoffnungen gebaut werden, bewirkt haben ? Die regel¬ 
mäßigen Untersuchungen und die Zwangsbehandlung der dabei krank 
Befundenen. Was bedeutet aber die regelmäßige Untersuchung % Doch 
wohl nur die rechtzeitige Aufstöberung der Infektionsquellen; das ist 
das erste Erfordernis der Bekämpfung jeder Infektionskrankheit. Diese 
regelmäßigen Untersuchungen aber auf die gesamte geschlechtsreife 
Bevölkerung auszudehnen, verbietet sich naturgemäß. Als Ersatz bleibt 
die Feststellung der Erkrankten, wie sie bei anderen Infektionskrank¬ 
heiten seit langem üblich ist. Das ist die Anzeigepflicht der Ärzte. 

Nun weiß ich selbstverständlich, was man mir einwenden wird. 
Die Infektionsquelle für die erkrankten Soldaten sind kranke ,»Frauen¬ 
zimmer“. Und die kommen bei jenen „GesundheitsVisitationen“ gar 
nicht in Frage. Sehr wahr! Aber der kranke Soldat kann verhindert 
werden, andere anzustecken. Bei der Promiskuität des Geschlechts¬ 
verkehrs der Kaserne wird aber durch die Ausschaltung eines Erkrankten 
die Ansteckung der gemeinsam benutzten Dirnen verhütet. Und darauf 
kommt es an. Wäre das Dirnentum in gleicher Weise in seiner Gesamt¬ 
heit zu erfassen, und gäbe es keine geheime, unfaßbare Prostitution, 
so würde man in der Tat leicht der Geschlechtskrankheiten Herr werden. 
Den Beweis hat eine kurze Periode aus der Tätigkeit des verstorbenen 
Syphilidologen und Psychiaters Rinecker in Würzburg geliefert. Auf 
Grund von allerlei Vereinbarungen war es unter den örtlichen und sozialen 
Verhältnissen der kleinen Universitäts- und Gamisonstadt möglich, 
neben den krank gemeldeten Soldaten, Studenten und polizeilich über¬ 
wachten Dirnen fast in jedem Fall bei der außer dem Gamisonlazarett 
einzigen Behandlungsstelle, dem Juliusspital, auch die Ansteckungs¬ 
quelle zu ermitteln. Dabei kam es dahin, daß Rinecker eines Tages 
mir sagen konnte, er müsse damit aufhören, denn es gäbe keine Ge- 


x ) Reiohstag H. Session 1914/18. Drucksache Nr. 1287, Anlage VI, S. 80/81. 
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schlechtskranken mehr für seinen klinischen Unterricht. — Einen ähn¬ 
lichen Erfolg hat mir der lange als Arzt in Sumatra tätig gewesene Hofrat 
Prof. Dr. Hagen, Direktor des Völktrmuseurns in Frankfurt a. M. aus 
seinem dortigen Wirkungsbereich berichtet. Die Plantagenarbeiter 
wurden nicht nur selbst regelmäßig untersucht, sondern gezwungen, 
die ansteckenden Weiber bekannt zu geben; und die Geschlechtskrank¬ 
heiten verschwanden aus dem Bezirk. Was unter beschränkten ört¬ 
lichen Verhältnissen möglich ist, läßt sich aber nicht auf die Allgemein¬ 
heit übertragen. So bleiben wir bezüglich der Ermittlung einer der wirk¬ 
lichen Zahl sich möglichst nähernden Menge von Ansteckungsherden 
auf die Anzeigepflicht der Ärzte angewiesen, wenn wir mehr erreichen 
wollen als bisher. 

Aber es gibt auch Fanatiker ihrer Ansicht, die das Übel bekämpfen 
zu können glauben, wenn sie nur die Ansteckungsgefahr des Veikehrs 
mit kranken Dirnen vermindern. Sie* halten fest daran, daß sich be¬ 
sonders bei der Marine die Anwendung der Schutzmittel dermaßen be¬ 
währt habe, daß darin alles Heil liege. Sie übersehen, daß längst bevor 
man die Schutzmittel kannte, gerade auch bei der Marine, hier sogar 
mehr als im Landheer, wie die obige Tabelle zeigt, die Geschlechts¬ 
krankheiten zurückgegangen waren; sie übertragen die Einzelbeobach¬ 
tungen der im Auslandshafen liegenden Schiffe mit der Möglichkeit 
der Kontrolle jedes Ausganges der Mannschaft auf die Allgemeinheit, 
bei der, wie ebenfalls die Tabelle zeigt, der Rückgang seit Einführung 
der Schutzmittel eher verlangsamt erscheinen könnte. 

Ich bin Ketzer genug auf Grund mir beweisei d erscheinender Er¬ 
fahrungen, dem praktischen Wert der Schutzmittel, mit Ausnahme des 
Kondoms, sehr ungläubig gegenüber zu stehen. Allerdings wird mir 
bei persönlicner Rücksprache von deren ärztlichen Befürwortern ent¬ 
gegengehalten, daß die — auch von ihnen anerkannte — derzeitige ge¬ 
ringe Wirkung daran liege, „daß sie nicht angewendet werden! 44 Prak¬ 
tisch kommt das auf ein und dasselbe heraus, ob ein Mittel versagt, 
weil es unwirksam ist, oder weil man es nicht verwendet. 

So ändert sich durch diese hier aufgeführten Einwände nicht« an 
der grundsätzlichen Bewertung der in der Armee und Marine geübten 
Maßnahmen im Kampfe gegen die Geschlechtskrankheiten als Auf- 
ßtöberung der Infektionsquellen da, rvo man ihrer habhaft werden kann. 
Man könnte mir höchstens noch entgegenhalten, daß ich danach auch 
die Reglementierung billigen müsse, weil die in ihr enthaltene regel¬ 
mäßige Untersuchung des Gesundheitszustandes ja auch nichts sei, als 
ein Weg zur fortgesetzten Feststellung von Infektionsquellen. Aber 
der Widerspruch gegen die Reglementierung richtet sich keineswegs 
gegen die Untersuchung als hygienische Maßnahne, sondern gegen 
deren Begründung auf Polizei Verfügungen, durch die sie zur einseitigen 
Ausnahmebestimmung wird; die Gesundheitsvisitation ist, so wie heute 
die Reglementierung besteht, nur Mittel zum Zweck der polizeilichen, 
erst in zweiter Linie der gesundheitlichen Überwachung der Pro¬ 
stitution. 

Sehen wir aber nun in der Ermittlung der Infektionsquellen die 
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grundsätzliche Aufgabe der Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten, 
als Infektionskrankheiten, so ist die Anzeigepllicht unzweifelhaft grund¬ 
sätzlich der durch die Erfahrung bei anderen Infektionskrankheiten 
vorgezeichnete Weg. Gegen dessen Be treten werden nun bekanntlich 
eine Reihe von Einwänden erhoben. Sind dies aber MeinungsVerschieden¬ 
heiten grundsätzlicher Art ? Ich will hier auf Einzelheiten nicht ein- 
gehen. Aber ich meine, wenn man gegenüber der grundsätzlichen Forde¬ 
rung, daß man bei Infektionskrankheiten vor allem die Ansteckungs¬ 
quellen ermitteln müsse, entgegenhält, daß sich die Beteiligten aus allerlei 
Gründen davor drückten, daß sie statt zu Arzt n zu Kurpfuschern laufen 
könnten, so seien das taktische, nicht grundsätzliche Einwände. Nicht 
grundsätzliche Meinungsverschiedenheiten, sondern taktische Bedenken 
wären dann zu erörtein. Indem diese taktischen Bedenken in den Vorder¬ 
grund gestellt werden, wird leider die grundsätzliche Eiörterung auf 
ehi totes Gleis geschoben. 

Denn grundsätzlich wird wohl niemand dagegen auf treten, daß als 
erste Aufgabe der Bekämpfung einer Seuche die Ermittlung der An- 
sfceckungsquelle anzusehen ist. Prakt’sch mag das auf Schwierigkeiten 
stoßen. Bei den Geschlechtskrankheiten ergeben sich solche aus der 
Notwendigkeit, der Geheimhaltung des einzelnen Krankheitsfalles Rech¬ 
nung zu tragen. Diese Geheimhaltung müßte bei Durchführung der 
Meldepflicht durch Sicherungen gestützt werden, deren Ausbau kein 
anderer als Blaschko selbst, jetzt der Vorkämpfer in dm Rückzugs¬ 
gefechten gegen die Meldepflicht innerhalb der Deutschen Gesellschaft 
zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten, am meisten gefördert 
hat. Gerade er hat die Begründung zu den Anträgen der Gesellschaft 
bezüglich der ausdrücklichen gesetzlichen Ausdehnung der Schweige¬ 
pflicht des § 300 StrGB. auf das Personal der Krankenkassen usw. 
geliefert. Auch als es sich darum handelte, die Beratungsstellen für 
Geschlechtskranke auszugestalten, w'ar Blaschko unter denen, die 
eben w r egen der Sicherung des Geheimnisses, deren Lostrennung von den 
Kliniken bzw. Verlegung in neutrale Räume gefordert hat. Er scheint 
der Schweigepflicht der Beamten sehr wenig Wert beizumessen, w r enn 
er ihnen trotz der grundsätzlichen Festlegung im Reichstage die Listen¬ 
führung über die Krankheitsmeldungen noch nicht an vertrauen mag. 
Es zeigt sich hier, wie in so manchen Problemen des Kampfes gegen die 
Geschlechtskrankheiten, eine zaghafte Halbheit der Methodik. Seit 
den 15 Jahren des Bestehens der D. G. B. G. dringt man darauf, alle 
Volksschichten gegenüber dem bisherigen System der Geheimhaltung 
und Vertuschung zur offenen Aussprache zu erziehen. In der Praxis 
aber kapituliert man vor der Geheimtuerei. 1 ) Man verlangt Ausdehnung 
der Schweigepflicht und wendet sich gegen eine Maßnahme, in deren 
Aufbau diese Ausdehnung Vorbedingung ist, w r eil man an eine Wirk¬ 
samkeit nicht glaubt. Man schafft Maßregeln gegen Kurpfuscherei in 
der Behandlung der Geschlechtskrankheiten, streckt aber vor der Kur- 


1 Nicht etwa, als ob diese Halbheit nur bei uns gälte. Sie ist ja ein 
durchgehender Zug der gesetzgeberischen Arbeit auf diesem Gebiete, 
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pfuscherei von vornherein die Waffen durch Preisgabe der grundsätz¬ 
lichen ärztlichen Forderung. 

Das Schwergewicht taktischer Erwägungen bei der Beurteilung 
dessen, was man unternimmt, zu unterschätzen, liegt mir fern. Ich bin 
auch nicht Prinzipienreiter genug, um nach einem bekannten franzö¬ 
sischen Wort lieber die Welt als das Prinzip zugrunde gehen zu lassen. 
Wenn taktische Erwägungen in der Frage der Einreihung der Ge¬ 
schlechtskrankheiten unter die auf Grund des Reichsseuchengesetzes 
der Anzeigepflicht unterstellten Krankheiten Schwierigkeiten bereiten, 
so muß eine sachgemäße Formulierung der die Einreihung herbeiftihrenden 
Bestimmungen jenen Erwägungen Rechnung tragen. Das mag schwer 
sein; es mag sein, daß die von mir ausführlich an anderer Stelle 1 ) vor¬ 
getragenen Vorschläge nicht als ausreichend anerkannt werden. Dann 
müssen diese verbessert werden, zur Beseitigung der bestehenden Vor¬ 
urteile ebenso wie zur Schaffung der nötigen Sicherungen. Erst weijn 
das wirklich unmöglich sein sollte, könnte schließlich der Verzicht auf 
die grundsätzliche Forderung der Anzeigepflicht in Frage kommen. 
Diese Unmöglichkeit wird aber von keiner Seite grundsätzlich behauptet. 
Im Gegenteil: Im Grunde fußt fast jeder Vorschlag und fast jedes Vor¬ 
gehen gegenüber dem Versagen der seitherigen Mittel im Kampfe gegen 
die Geschlechtskrankheiten auf einer, allerdings meist beschränkten 
Anzeigepflicht; und wo diese außer Betracht bleibt, erweist sich das 
Vorgehen als unwirksam. Unwirksam bleibt beispielsweise jeder nach 
dem Muster anderer Länder einzuführende „Gefährdungsparagraph“. 
Soweit mir bekannt, hat dessen Bestehen in der Schweiz kaum noch 
zu Verurteilungen geführt; denn es gibt keinen Weg, dem wegen Ge¬ 
fährdung anderer durch seine Geschlechtskrankheit Angeklagten das 
Krankheitsbewußtsein nachzuweisen, wenn nicht eine Registrierung 
erfolgt ist. Die Forderung der Beibringung von Gesundheitszeugnissen 
von Brautleuten vor der Eheschließung ist im Grunde nichts als die 
Forderung einer Selbstmeldung im Falle des Vorliegens einer Krankheit. 
Die Errichtung von Beratungsstellen für Geschlechtskranke durch die 
Versicherungsanstalten wird nur wirken können, wenn diese Stellen 
Listen der in ihren Bereich fallenden Geschlechtskranken führen können, 
d. h. wenn ihnen diese mitgeteilt werden. Und auch gerichtliche Ur¬ 
teile zugunsten der Eindämmung der Geschlechtskrankheiten fallen 
nach dieser Richtung, wenn beispielsweise eine Reichsgerichtsentscheidung 
es als Pflicht des Arztes erklärt, zu sprechen, wo durch seine Aussage 
über ihm anvertraute venerische Ansteckung eine höhere sittliche Pflicht 
erfüllt wird. Alles das fällt dahin, wenn die Anzeigepflicht grundsätzlich 
abgelehnt wird. 

• Diese grundsätzliche Ablehnung wird aber schon jetzt keineswegs 
gefordert. Im Gegenteil. Eine Anzeigepflicht besteht bereits und funk¬ 
tioniert für den größten Teil der Bevölkerung, die ganze Zahl derer 


l ) Zuletzt in: Anzeigepflicht und Berufsgeheimnis des Arztes und die 
Bekäm pfung der Geschlechtskrankheiten. Zeitechr. f. Bek. d. Geschlechtakr. 
XVIL Bd. S. 249—2TT. 
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nämlich, welche auf dem Wege der Krankenversicherung ärztlich ver¬ 
sorgt. werden. Nach Inkrafttreten der Reichs Versicherungsordnung 
werden davon wohl 80 Prozent, vielleicht noch mehr, der arbeitsfähigen 
geschlechtsreifen Altersstufen erfaßt sein, bezüglich deren der Arzt 
pflichtmäßig die wahrheitsgetreue Diagnose der Kasse mitzuteilen hat. 
So kommen wir zu der merkwürdigen Erkenntnis, daß eine Einrichtung, 
die für 80 und mehr Prozent der Bevölkerung in Kraft steht, nicht ver¬ 
allgemeinert werden soll, weil „grundsätzliche Meinungsverschieden¬ 
heiten über die Zweckmäßigkeit“ zu befürchten sind. Man könnte allen¬ 
falls einwenden, daß die Anzeige der Kassenärzte nicht an die Polizei, 
sondern an eine private ^Körperschaft ohne öffentlich-rechtliche Dis¬ 
ziplinär- und Strafgewalt geht. Wenn aber der Widerstand sich nur 
gegen die Registrierung der Geschlechtskrankheiten durch die Polizei 
wendet, so kann man dem nur zustimmen. Dann möge man aber, statt 
negierend die grundsätzlich als zu erstrebend anerkannte An zeige pflicht 
zu bekämpfen, durch Eingehen auf Neissers Gesundheitsamt oder 
noch besser auf das von mir vorgeschlagene Wohlfahrtsamt positiv 
weiter bauend den hygienischen Forderungen gerecht werden. Aber 
Ärzte und Kranke haben sich ja mit der Meldung der Diagnosen an die 
Krankenkassen abgefunden trotz der unzweifelhaft geringen Sicherung 
des Geheimnisses innerhalb des vielzweigigen Kassen Organismus gegen¬ 
über dem Registrierbureau der Gesundheitspolizei. Also besteht die 
Möglichkeit grundsätzlicher Meinungsverschiedenheiten nur bezüglich der 
von der Versicherungspflicht nicht erfaßten Bevölkerungsschichten, der 
in armenärztlicher Behandlung stehenden und der besitzenden Klassen. 
Danach kann aber von „grundsätzlichen“ Meinungsverschiedenheiten 
kaum mehr die Rede sein. Die eine Gruppe der in armenärztlicher Be¬ 
handlung stehender Kranken unterliegt von vornherein dem öffentlichen 
Behandlungszwang, also eventuell der Spitalbehandlung. So bleibt 
nur der begüterte Teil der Bevölkerung als noch nicht der Anzeigepflicht 
unterstellt. Fast könnte man also sagen, die grundsätzliche Meinungs¬ 
verschiedenheit setze mit der Steuerstufe ein. Für die weitaus über¬ 
wiegende Mehrheit der Bevölkerung haben offenbar Gesetzgebung und 
Praxis die Zulässigkeit der An zeige pflicht adoptiert. Nur die kleine 
kapitalkräftige Oberschicht, welche nicht der kassen- und armerärzt¬ 
lichen Behandlung bedarf, wird davon nicht erfaßt. Danach kann aber 
kaum mehr eine „grundsätzliche“ Meinungsverschiedenheit bestehen; 
man kann höchstens von einer taktischen Unterscheidung zwischen 
den Angehörigen der mehr oder weniger besitzenden Schichten sprechen. 
Diese taktische Unterscheidung fußte dann aber nicht auf den für die 
Bekämpfung ansteckender Krankheiten doch allein maßgebenden hygie¬ 
nischen, sondern auf gesellschaftlichen Vorbedingungen. Deren persön¬ 
liche Wichtigkeit ist ja für die Beteiligten einleuchtcrd, mag man der¬ 
artigen, einseitigen, persönlichen Erwägungen einer Minorität grund¬ 
sätzliche Bedeutung zuerkennen oder nicht. Aber mit der Aneikennung 
dieses Motivs für die Gestaltung der Gesetzgebung wird dann jede die 
besitzenden Schichten einbegreifende Erfassung der Geschlechtskrank¬ 
heiten unmöglich. Das aber hat eine um so größere Tragweite, als gerade 
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die besitzenden Schichten an der Ausbreitung der Geschlechtskrankheiten 
den relativ größeren Anteil haben. Der Prozentsatz Geschlechtskranker 
ist gerade bei den Akademikern, Offizieren, Beamten, Kauflcuttn, die 
überwiegend den besitzenden Schichten angehören, erheblich größer 
als bei den Angehörigen der minder bemittelten Schichten; es liegt danach 
auf der Hand, daß erstere auch überwiegend an der Weitergabe ihrer 
Leiden an die Prostituierten beteiligt sind. Und gleichwohl wird gerade 
deren Unterstellung unter die Anzeigepflicht durch taktische Erwägungen 
hintangehalten! 

Es ist meine feste Überzeugung, daß das neue Gesetz zur Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten wirkungslos bleiben wird w r ie alles was bisher 
geschehen ist. Diese Auffassung gründet sich darauf, daß es im wesent¬ 
lichen nur Modifikationen der bestehenden Einrichtungen bringt *), 
deien Versagen unbestritten ist; sonst hätte es des Gesetzentwurfes 
wohl überhaupt nicht bedurft. Auch die Anzeigepflicht allein würde 
— das kann man ohne weiteres zugeben — nichts an einem Zustande 
ändern, der so tief in wirtschaftlichen Verhältnissen einerseits, im Trieb¬ 
leben der Menschen andererseits wurzelt. Nach diesen beiden Seiten 
ist vorzugehen. Nach beiden Richtungen kann nicht nur eine einzelne 
Maßnahme in Betracht kommen. In dem Komplex von hygienisch 
sozialen Maßnahmen gegenüber dem wirtschaftlichen Nährboden ist die 
Anzeigepflicht nur ein einzelnes Glied, allerdings — und darum wird 
man immer wieder auf sie zurückkommen müssen — dasjenige, durch 
welches die anderen, Gefährdungsparagraph, Gesundheit« Visitationen, 
gewerbehygienische Bestimmungen über Wohnen der Prostituierten, 
Stillverbot syphilitischer Ammen usw\ (Kurpfuscherei und Annoncier¬ 
verbot lasse ich aus, weil ich an ihre Wirkung nicht glaube; ich fürchte, 
daß sich immer neue Umgehungsformen finden werden) zusammengefaßt 
werden. Auch Cholera und Pest werden nicht durch die Anzeigepflicht 
an sich bewältigt, sondern erst durch die daran anknüpferden Maß¬ 
nahmen. Während aber diese bei der Cholera sich mit dem Einzelfall 
kaum mehr zu befassen haben, da, sobald die Infektionsquelle, das 
infizierte Trinkwasser, gefunden ist, dessen Reinigung ge¬ 
nügt, so ist bei den Geschlechtskrankheiten jeder einzelne Kranke 
eine neue Infektionsquelle und darum ist die Ermittlung jedes Krank¬ 
heitsfalles Aufdeckung einer solchen. Die Anzeigepflicht ist daher bei 
den Geschlechtskrankheiten nicht weniger, sondern mehr und dringender 
gebpten als bei irgend welchen andern Seuchen. 

Aussichtslos möchte es erscheinen, die im menschlichen Triehieben 
wurzelnden Verhältnisse, die zur Ausbreitung der Geschlechtskrank¬ 
heiten führen, umzugestalten. Im Rahmen dieser, einer hygienischen 
Einzelaufgabe geltenden Erörterungen darauf einzugehen, würde zu weit 
abschweifen. Auf diesem der ärztlichen Diskussion, fast könnte man 


*) Auf die Einzelheiten kann hier nicht eingegangen werden; ausführ¬ 
lich habe ich sie behandelt in einer Besprechung des posthumen Buches 
Neissers und einer solchen des Gesetzentwurfes selbst in den von Dr. H. 
Braun herausgegebenen Annalen f. Sozialpolitik und Gesetzgebung. 
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sagen glücklicherweise, nicht unterworfenen Gebiet entwickeln sich aber 
bereits Ansätze zur Neugestaltung in der allgemeinen Auffassung wie 
in der ihr langsamer nachfolgenden Gesetzgebung. Ich rechne dahin 
die Erziehung der Jugend zur Selbstbeherrschung u. a. durch Belehrung 
an abgehende Schüler der höheren und Fortbildungsschulen, Ein¬ 
schränkung des Alkoholmißbiauchs, Anregungen zu sportlicher Be¬ 
tätigung usw., Bestrebungen, an denen die D. G.B. G. regen Anteil 
genommen hat. Es gehören weiter dahin die Bestrebungen zu besserer 
Rechtstellung der unehelichen Kinder und des Mutterschutzes, denen 
die Gesetzgebung bereits große Konzessionen gen acht hat, im weiteren 
Sinne alle Einrichtungen zur Besserung der ArbeiteiwohnungsVerhältnisse, 
zur Fürsorge für die schulentlassene Jugend, zum Schutze der Minder¬ 
begabten und zur Unterbringung Minderwertiger. Es würde zu weit 
führen, alles hierher Gehörige aufzuzählen. 

Die D. G. B. G. ist nach meiner Überzeugung nicht auf dem rich¬ 
tigen Wege, wenn sie, taktischen Einwänden nachgebend, die Anzeige¬ 
pflicht bisher nicht zu ihrer Forderung gemacht hat, wie dies von seiten 
der Kommission des Münchener ärztlichen Vereins für bevölkerungs¬ 
politische Fragen unter Zumbusch’s Führung geschehen ist. Auf die 
taktischen Einwendungen, Bedenken wegen übeiweichem der Kur¬ 
pfuschergefahr, Verschleppen der Behandlung usw. eines einzelnen ein¬ 
zugehen, kann ich hier unterlassen, nachdem ich es in den bereits zitierten 
Abhandlungen ausführlich getan habe. Vor der Abwanderung der 
Kranken zu den Kurpfuschern ist übrigens schon in dei heutigen Gesetz¬ 
gebung genügende Sicherheit bezüglich der in kassenärztlicher Behandlung 
stehender Volksschichten durch die allein den approbierten Ärzten zu¬ 
stehende Gewährung unentgeltlicher Heilmittel und Zuweisung des 
Krankengeldes gegeben. In den besitzenden Schichten wird aber die 
zunehmende Erkenntnis der aus den Geschlechtskrankheiten hervor¬ 
gehenden Selbstvernichtung der Gesellschaft mehr und mehr zum Selbst¬ 
schutz durch Anrufung sachverständiger Hilfe führen. 

Während bei anderen Krankheiten die Schädigung des einzelnen 
durch Schmerzen, Krankenlager mit seinen wirtschaftlichen Folgen usw. 
im Vordergrund steht, äußert sich die Gemeingefährlichkeit der Ge¬ 
schlechtskrankheiten neben der wirtschaftlichen in ihrer zerstörenden 
Wirkung auf den Bestand der Art, auf die Volks Vermehrung. Mit tiefer 
innerer Begründung hat die Reichsversicherung in ihrem Versuche, 
der Bedrohung der Volkserhaltung durch den Geburtenrückgang ent¬ 
gegenzuwirken, die Gesetzentwürfe zur Bekämpfung der Geschlechts¬ 
krankheiten und gegen die Verhinderung der Geburten zusammen¬ 
gefaßt. Sie hat damit das öffentliche Interesse zum Ausdruck gebracht, 
das hier allein leitend sein muß. Gegenüber diesem öffentlichen Interesse 
müssen die des einzelnen zurückstehen. Dem Interesse einer Minorität 
dienende taktische Erwägungen dürfen nicht den grundsätzlichen Forde¬ 
rungen für die Bekämpfung gemeingefährlicher Seuchen gegenüber¬ 
gestellt werden. »Solange der Widerstand gegen die Ausdehnung einer 
grundlegenden Maßregel zur Seuchenbekämpfung, wie es die Ermitte¬ 
lung der Ansteckungsquellen durch die Anzeigepflicht ist, anhält, wird 
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die Selbstzerstörung der Art unter dem Einfluß der gemeingefährlichen 
Geschlechtskrankheiten fortdauem. 

In meinem zurzeit viel gelesenen und viel besprochenen Buche: 
„Von kommenden Dingen“ sagt Walter Rathenau, gewiß ein kom¬ 
munistisch - anarchistischer Bestrebungen unverdächtiger Kronzeuge: 
„Keine Zeit hat so sehr wie die unsere sich der Neigung hingegeben . . 
„den Gegensatz zwischen Überlieferung und Neuerung zu vertiefen mit 
der deutlichen, doch unterbewußten Tendenz, für das Überlieferte Partei 
zu nehmen, wie es allen unschöpferischen Epochen eigen ist: “ . . . „Von 
unermeßlich größerer Bedeutung ist es, daß der künftigen Umgestaltung 
Änderungen der Gesinnungen und ethischen Wertungen vorausgehen....“ 
Wohl nirgends passen diese Worte besser als bezüglich des Streites über 
die Aufnahme der Anzeigepflicht unter die Maßnahmen im Kampfe gegen 
die Geschlechtskrankheiten, als Infektionskrankheiten, die als Teil¬ 
erscheinung der modernen Kultur aus ihr hervorgegangen sind. In dem 
Sündenregister dieser modernen Entwicklung, das Rathenau entwickelt, 
wird dieser Folge einer kulturellen Monopolentwicklung, dir beschränkten 
Zugänglichkeit der Ehe, nicht erwähnt. Dieser Idealist unter den kapi¬ 
talistischen Führern entrollt in seinen Ausführungen auch die selbst¬ 
zerstörende Kraft der heutigen Wirtschaftsordnung. Der Weg dieser 
.Selbstvernichtung‘ führt zu einem erheblichen Teil durch die artvermin¬ 
dernde Kraft der mit der Wirtschaftsordnung zusammenhängenden 
Ausbreitung der Geschlechtskrankheiten. In dem Kampfe gegen diese 
aber, weil sie so ganz in der modernen Kultur wurzeln, ist alles, was bisher 
geschehen und vorgeschlagen ist, nur ein Tasten an der Oberfläche, 
unter der sich das große soziale Übel verbreitet. Eine wirkliche Um¬ 
gestaltung kann auch hier nur eine Änderung der Gesinnungen bringen. 
Auch hier mag sich ein Satz Rathenaus bewahrheiten: „Entscheidend 
ist, daß die Ziele, die Idealanschauungen geändert werden. Die Ein¬ 
richtungen werden ihnen folgen.“ 
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Vorschläge zur Neuordnung der Schankwirtschaften mit weib¬ 
licher Bedienung auf Grundlage der Novelle zur Gewerbeordnung. 1 ) 

Von OberverwaltungsgerichtsTat Dr. Lindenau, Berlin. 

Die Bekämpfung der Mißstände, die mit der weiblichen Bedienung 
im Schankgewerbe verknüpft sind, hängt mit der Konzessionsfrage in¬ 
sofern zusammen, als die Fernhaltung ungeeigneter Wirte auch in dieser 
besonderen Beziehung eine der wichtigsten Aufgaben bildet und mehr 
Erfolge verspricht, als jede Regelung und Überwachung des einmal zu¬ 
gelassenen Gewerbebetriebs. 

In diesem Zusammenhang mit der Konzessionsfrage liegt auch die 
Erklärung dafür, daß die Erfahrungen des Krieges wenig neuen Anhalt 
für die künftigen gesetzlichen Maßnahmen gegen dasAnimierkneipen- 
unwesen geboten haben. Eingriffe der Militärbefehlshaber in das Kon- 
zessionierungsverfahren sind so gut wie gar nicht bekannt geworden, 
weder solche allgemeiner Natur im Verordnungswege, noch Einzelfälle, 
in denen militärische Dienststellen auf Grund der ihnen übertragenen 
vollziehenden Gewalt Einspruch gegen beantragte Schankgenehmigungen 
erhoben hätten. Die Erklärung hierfür ist nicht nur darin zu suchen, 
daß während des Krieges infolge der zahlreichen Einziehungen und in¬ 
folge der vielfach schwierigen Lage des Schankgewerbes die Zahl der 
Konzessionsanträge ganz erheblich zuiückgegangen ist. Der Haupt¬ 
grund liegt vielmehr darin, daß die Militärbefehlshaber bei der fast 
unumschränkten Gewalt, die ihnen das Belagerungszustandsgesetz nach 
der höchstrichterlichen Rechtsprechung zugesteht, sich in der Lage 
sehen, auch nach erteilter Schankgenehmigung jede Wirtschaft, deren 
Betrieb Anstoß erregte, ohne weiteres zeitweilig oder auf die Dauer des 
Krieges zu schließen. Sie konnten es daher darauf ankommen lassen, 
ob die einzelnen Wirte sich der Erteilung würdig zeigen würden oder 
nicht, und sahen deshalb von Einmischung in die Konzessionierungs- 
frage ab. 

Eine entsprechende Rechtslage nach dem Kriege erscheint nicht 
erstrebenswert. Wenn von den besonderen Anforderungen abgesehen 
wird, die etwa in den ersten Tagen der Demobilisierung zwecks um» 
fassender Einschränkung des Alkoholgenusses gestellt werden müssen, 
so ist davon auszugehen, daß auch im Schankgewerbe so bald wie mög¬ 
lich wieder Zustände eintreten, die dem Gedanken des Rechtsstaates 

*) Die obigen Berichte von Dr. Lindenau und Frau Gerken-Leit- 
gebel entnehmen wir mit Genehmigung der Autoren und des Verlages der 
soeben erschienenen Denkschrift „Welche alkoholgegnerischen Gesetzgebungs- 
und Verwaltungsmaßnahmen sind für die Zukunft erforderlich ?“ des Deutschen 
Vereins gegen den Mißbrauch geistiger Getränke (Sonderdruck aus Heft 1, 
1918 der „Alkoholfrage“). 
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und der Gewerbefreilieit Rechnung tragen. Hierbei ist zu berück¬ 
sichtigen, daß gerade in den Fragen der Schankpolizei die entschei¬ 
denden Dienststellen ganz außerordentlich auf die Beobachtungsergeb¬ 
nisse und Berichte der unteren Vollzugemannschaften angewiesen sind, 
wodurch eine unerwünschte Abhängigkeit der Wirte von letzteren ge¬ 
schaffen wird. Erforderlich erscheint deshalb eine Rechtslage, die den 
Schwerpunkt der behördlichen Maßnahmen — gerade umgekehrt, wie 
es während der Kriegszeit der Fall ist — in das Konzessionierungs- 
verfahren legt. Die Zulassung zum Schankwirtsgewerbe muß mög¬ 
lichst so gehandhabt Werden, daß von den Personen, die der Schank¬ 
genehmigung teilhaftig geworden sind, auch wirklich eine mit den 
Interessen der Allgemeinheit übereinstimmende Betriebsleitung er¬ 
wartet werden darf. Je mehr dieses Ziel erreicht wird, desto geringere 
Ansprüche brauchen an die Regelung des Gewerbes im einzelnen und 
an die Überwachung gestellt zu werden. In letzterer Beziehung ist 
weiter anzustreben, daß auch für die Ausübung des einmal genehmigten 
Gewerbes die Vorschriften möglichst ein für allemal und möglichst all¬ 
gemein im Verordnungswege festgelegt werden, so daß dem behörd¬ 
lichen Eingreifen im Einzelfalle engere, jede Willkür ausschaltende 
Schranken gezogen werden können. 

Die glücklichste Lösung für alle diese Fragen würde ich in der 
Durchführung einer wirklichen Gasthausreform sehen, die recht viele 
Schankgenehmigungen der Allgemeinheit, also kommunalen oder gemein¬ 
nützigen Verbänden überträgt. Bei den Schwierigkeiten, die einer solchen 
Neuordnung entgegenstehen, muß zunächst mit allem Nachdruck die 
Verabschiedung der Novelle zur Gewerbeordnung gefordert werden, die 
bereits vor dem Kriege von der Regierung in Aussicht genommen war. 

Für die Bekämpfung der Mißstände, die sich in den Schankwirt¬ 
schaften mit weiblicher Bedienung eingenistet haben, schafft erst diese 
Novelle eine geeignete Unterlage. Auch in dieser Sonderfrage bieten die 
Erfahrungen der Kriegszeit keinen Anhalt, auf dem sich die gesetzliche 
Regelung der Zukunft aufbauen könnte. Zweifellos hat das Einschreiten 
der Militärbefehlshaber mit den sog. Animierkneipen so gründlich auf¬ 
geräumt, wie es ohne die Machtmittel des Belagerungszustandes nie 
zu erreichen gewesen wäre. Diese Maßnahmen lassen sich in Kürze 
dahin zusammenfassen, daß die Animierkneipen im allgemeinen ver¬ 
boten und geschlossen wurden. Einer dauernden Durchführung dieser 
Praxis steht einmal das Bedenken entgegen, daß es außerordentlich 
•schwierig ist, die Kennzeichen einer Animierkneipe in rechtlich ein¬ 
wandfreier und brauchbarer Weise abzustecken. Der Zweck des Kampfes 
gegen das Animierunwesen liegt darin, die unheilvollen, sich gegen¬ 
seitig verstärkenden Wechselwirkungen auszuschließen, in die Sexuali¬ 
tät und Alkoholismus durch den Einfluß der weiblichen Bedienung 
auf die Gäste gesetzt werden. Die praktische Handhabung während 
der Kriegszeit ist dahin gegangen, die kleineren Lokale zu schließen, 
die bereits in schlechtem Rufe standen, und in denen die geringe An¬ 
zahl der bedienenden Kellnerinnen die Gefahr ungestörten Zusammen¬ 
seins mit den Gästgn und der daraus folgenden Mißbräuche nahe rückte. 
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Im Unterschied hiervon wurde vielfach die weibliche Bedienung weiter 
geduldet in größeren Wirtschaften, deren übersichtliche Lage, zahl¬ 
reicher Besuch, wde auch schon die große Anzahl der angesteilten Kell¬ 
nerinnen, deren Verkehr mit den Gästen selbsttätig unter öffentliche 
Kontrolle rückte und so Mißbräuchen vorbeugte. 

In Friedenszeiten ist ein derartiges Verfahren undurchführbar, 
denn es verstößt gegen die Gewerbeordnung, die eine Schließung ge¬ 
nehmigter Schankwirtschaften nur gemäß §53 der Gewerbeordnung 
im Wege der vom Verwaltungsgeiichte ausgespiechenen Konzessions¬ 
entziehung zuläßt. Ein solches Verwaltungsstreitverfahren setzt aber 
einen schlüssigen Beweis der vorgeschriebenen Konzessionsentziehungs¬ 
gründe voraus und bietet keinen Raum für die Verwertung des schwan¬ 
kenden und rechtlich nicht festgelegten Begiiffes der „Animierkneipe“. 
Erschwerend fällt hierbei ins G< wicht, daß gerade den Betrieben mit 
weiblicher Bedienung eine schier urn schöpf liehe Ruhe von Mitteln 
zur Verschleierung des Tatbestandes zur Verfügurg stehen. Da erfolgt 
die Bedienung unter Verzicht auf jt de Kelhieiin durch die Wirtin, 
durch Familienmitglieder oder durch Dienstboten — letzteres eine be¬ 
sonders verwerfliche Umgehungsfoun, da sie für viele im jugendlichen 
Alter stehenden Mädchen eine Biüeke vom ehrlichen Broterwerb zur 
Prostitution darstellt. Andere Deckmantel sind die Anstellung von 
Kassiererinnen, Damenkapellen oder auch sogenannten Unterhaltungs¬ 
damen, die durchweg auch nur die Aufgabe haben, die Gäste zu reich¬ 
lichem Alkoholgenusse oder zur BtStellung von Getiänken für diese 
Angestellten anzureizen. Besonders in Großstädten sind diese Betriebs¬ 
formen an der Tagesordnung. »Sie tragen der modernen Wandlung 
Rechnung, im Laufe deren an die »Stelle dci alten Animierkneipe und 
des Dirnenkaffees die sog. „Bar 46 g< tieten ist. Ihr Kennzeichen bildet 
der große »Schanktisch, an dessen einer Seite die Gä-tc Platz nehmen, 
während ihnen gegenüber die „Mixeiinnen“ die rach amerikanischem 
Vorbild stark gewürzten und außerordentlich alkohoh: ichen Getränke 
zusammenbrauen und unmittelbar verabieichen, selbstverständlich 
nicht, ohne zu immer neuem Genüsse zu ermuntern und selbst daran 
teilzunehmen, genau in derselben Weise und mit denselben Mitteln 
arbeitend, deren sich die Animierkelluerim en bedienen. Allen diesen 
verschleierten Kniffen ur.d Pfiffen des Ariinierbetiiehes kann das un¬ 
anfechtbare Machtwort des Militärbefehlshabers ein Ende bereiten —- 
allerdings auch nur mit dem Erfolge, daß das Treiben sich in Privat¬ 
wohnungen flüchtet und dort in zwar beschränkterem Kreise, aber 
desto zügelloser, seinen Fortgang nimmt. Die Durchführung eines 
ordnungsmäßigen Verwaltungsstreitverfahrens scheitert gerade diesen 
Umgehungsformen gegenüber leicht und setzt außerdem zur Beschaffung 
der erforderlichen Nachweise eine langwierige und umfangreiche, zeit¬ 
raubende und kostspielige Vorbereitungsarbeit der Polizei voraus, wie 
sie nur selten aufgewendet werden kann — meist nur in solchen Fällen, 
in denen ein abschreckendes Beispiel aufgestellt werden soll. Für die 
Zukunft ist gründliche Abhilfe nur von einer gesetzlichen Festlegung 
solcher Tatbestandsmerkmale zu erwarten, die möglichst alle Um- 
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gehungsformen einschließen und die Polizei instand setzen, ungehindert 
ihre Beobachtungen durchzuführen, Ordnungswidrigkeiten schnell und 
sicher aufzudecken. 

Die Festlegung solcher Tatbestände ist deshalb mit großen Schwie¬ 
rigkeiten verknüpft, weil die Abgrenzung der Animierkneipen von den 
Wirtschaften mit anständiger weiblicher Bedienung mit ebenso großer 
Vorsicht wie Schärfe erfolgen muß. Gerade in der Kriegszeit zwangen 
die Einberufungen der Kellner zum Heeresdienste vielfach zur Be¬ 
schäftigung weiblicher Angestellten auch in solchen Wirtschaften und 
Gegenden, in denen dies nicht üblich gewesen war. Es muß anerkannt 
werden, daß die weiblichen Personen, die sich in der Kriegszeit neu 
dem Kellnerinnenberuf zugewendet haben, ihren Aufgaben meist in 
vollem Umfang gerecht geworden sind, ohne daß sich Anstände in 
sittlicher Beziehung ergaben. Es würde eine schwere Ungerechtigkeit 
gegen diese Personen bedeuten, wenn ihnen durch überstrenge Maß¬ 
nahmen gegen die weibliche Bedienung der ehrlich ausgeübte Beruf 
wieder verschlossen werden sollte. Wenn sich durch die Einführung 
einer einwandfreien weiblichen Bedienung, die für Nord- und Ost¬ 
deutschland eine Neuerung bedeutete, auch eine gewisse Annäherung 
an die Verhältnisse in Süd- und Westdeutschland herausgebildet hat, 
so bleiben aber doch noch sehr erhebliche Unterschiede zwischen den 
genannten Gegenden bestehen, die als Hindernisse einer einheitlichen 
Regelung wirken. Noch mehr fallen die Unterscheidungen ins Ge¬ 
wicht, die zwischen den Schankwirtschaften in den großen Städten 
und auf dem Lande gemacht werden müssen. Im Dorfe und selbst 
in der Kleinstadt ist die weibliche Bedienung, auch durch Familien¬ 
mitglieder und durch das häusliche Dienstpersonal, die Regel und bildet 
eine Notwendigkeit, von der die oft als Nebenerwerb neben Handel 
oder Landwirtschaft betriebene Schankwirtschaft abhängt. Mit Rück¬ 
sicht auf diese Verschiedenheiten verdient es Zustimmung, daß die 
Novelle zur Gewerbeordnung von einer allgemein gültigen reichsgesetz¬ 
lichen Regelung des Animierwesens abgesehen und sich darauf beschränkt 
hat, der landesrechtlichen Regelung freie Bahn zu schaffen, deren Ein¬ 
greifen bekanntlich gegenüber der geltenden Gewerbeordnung (§§ 1, 41) 
ausgeschlossen war. 

Die Fassung der Novelle darf als zweckmäßig und ausreichend be¬ 
zeichnet werden. Sie eröffnet die Möglichkeit, über Zulassung, Be¬ 
schäftigung und Art der Entlohnung weiblichen Personals in Gast- 
und Schankwiitschaften Bestimmungen zu erlassen, soweit solche im 
Interesse der Gesundheit und der Aufrechterhaltung der guten Sitten 
und des Anstandes erforderlich sind. Damit sind die Grenzen der 
Regelung sowohl in sachlicher wie in persönlicher Hinsicht klar und 
doch mit genügendem Spielraum abgesteckt. Als befugt zum Erlaß 
der Sondervarschriften werden in der Novelle die Landeszentralbe¬ 
hörden oder die von ihr bezeichneten Behörden erklärt. Damit ist 
zugleich die Möglichkeit geschaffen, daß, ohne den schwerfälligen Appa¬ 
rat der Gesetzgebung in Gang zu setzen, Änderungen getroffen werden 
können, zu deren Erlaß das Bestreben minderwertiger Betriebsleiter 
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auch die neuen Vorschriften zu umgehen, sicher von Zeit zu Zeit Ver¬ 
anlassung bieten wird. Es wäre zu begrüßen, wenn die Landeszentral¬ 
behörden selbst eine einheitliche Regelung für den ganzen ihnen unter¬ 
stellten Bezirk, also für den Umfang der einzelnen Bundesstaaten, 
erlassen würden. Ein solches einheitliches Vorgehen verdient den Vor¬ 
zug vor einer Zersplitterung durch landes- und ortspolizeiliche Einzel¬ 
regierungen, die durch Abweichung voneinander Unklarheiten in recht¬ 
licher und tatsächlicher Beziehung schaffen und das Aufkommen einer 
einheitlichen, zielsicheren Praxis erschweren würden. 

Nicht unbemerkt soll dabei bleiben, daß eine Besserung der Ver¬ 
hältnisse nicht nur davon erwartet werden darf, daß die Novelle für 
Sondervorschriften der gedachten Art eine gesetzliche Grundlage ge¬ 
schaffen hat, sondern daß auch eine Reihe von Neuerungen in der 
Novelle selbst zur Unterdrückung des Animierkneipenunwesens bei¬ 
tragen dürften. Die Gründe, bei deren Vorliegen die Behörden zur 
Versagung oder Entziehung der Schankgenehmigung befugt sind, haben 
eine weitere und allgemeinere Fassung erhalten, indem an Stelle der 
in den §§33 und 53 geforderten, bestimmt umschriebenen Tatsachen 
der dehnbare Begriff der Zuverlässigkeit treten soll. Die Fernhaltung 
und Ausstoßung ungeeigneter Persönlichkeiten aus dem Schankwirts¬ 
gewerbe wird dadurch erheblich erleichtert, und das wird wieder seine 
Rückwirkung dahin ausüben, daß die Konkurrenz unter den Wirten 
gemildert und diesen die Notwendigkeit erspart wird, sich gegenseitig 
durch unlautere Mittel im Anlocken und Festhalten der Gäste zu über¬ 
bieten. In der gleichen Richtung wird die von der Novelle vorgesehene 
allgemeine Einführung der Bedürfnisfrage ^ sich bewähren. Hervor¬ 
gehoben sei auch die Vorschrift des Artikels 5 der Novelle, daß nicht 
nur die Stellvertreter der Wirte, sondern auch die von ihnen zur Leitung 
des ganzen Betriebes oder eines Teiles desselben oder zur Beaufsich¬ 
tigung bestellten Personen den Anforderungen entsprechen müssen, die 
an den Wirt selbst gestellt werden. Gerade in den Händen dieser Per¬ 
sönlichkeiten liegt vielfach die Anleitung und Überwachung der Be¬ 
dienungskräfte und damit der maßgebende Einfluß auf den ganzen 
Charakter der Wirtschaft. 

Als Muster einer Verordnung der Landeszentralbehörde, wie sie 
nach dem Inkrafttreten der Novelle zu erwarten steht, würde der nach¬ 
stehende Entwurf dienen können: 

Entwurf einer Poliseiverordnung betreffend die Sohankwirtschaften 
mit weiblicher Bedienung 

(auf der Grundlage der Novelle zur Gewerbeordnung). 

§ 1 . 

Als weibliche Bedienung im Sinne dieser Verordnung gelten 
alle weiblichen Personen, die in Schankwirtschaften zur Bedienung 
der Gäste oder zu deren Unterhaltung durch Gespräche, Musizieren 
oder dergleichen angestellt oder in dieser Weise in der Schankwirtschaft 
tätig sind. 
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§ 2 - 

Als weibliche Bedienung dürfen nur großjährige Personen tätig 
sein, die nicht wegen Verbrechens oder Vergehens oder wegen Über¬ 
tretung einer im Interesse der Gesundheit oder der guten »Sitten er¬ 
lassenen Vorschrift bestraft sind. 


§ 3 . 

Die Beschäftigung als weibliche Bedienung muß gegen festes, 
in barem Geld zahlbares, ausreichendes Gehalt erfolgen, 
auf das nur die Kosten der Verpflegung und Wohnung angerechnet 
werden dürfen. Unzulässig ist jede Beteiligung an Gewinn oder Umsatz, 
sowie die Entrichtung von Bruchgeldern oder anderen Abgaben durch 
die Bedienten. Die Kündigungsfrist beträgt mindestens zwei Wochen. 
Die Arbeitszeit muß täglich in der Zeit von 8 Uhr abends bis 8 Uhr 
morgens durch eine Ruhezeit von 8 Stunden -— bei nicht im Hause 
wohnenden Angestellten 10 Stunden — unterbrochen werden. Jede 
weibliche Bediente ist der Polizei innerhalb 24 Stunden an zu melden 
unter Einhaltung der hierfür bestehenden örtlichen Vorschriften. 

H; 

Der weiblichen Bedienung ist verboten: 

a) sich am Fenster oder an der Eingangstür aufzuhalten oder 
Gäste anzulocken, 

b) von den Gästen Speise oder Getränke zu erbitten oder anzu¬ 
nehmen oder die Gäste zum Trinken aufzufordern, 

c) sich länger als zur Bedienung erforderlich bei den Gästen auf¬ 
zuhalten, 

d) auffällige Kleidung zu tragen. 

§ 5 . 

Die Räume, in denen Schankwirtschaft mit weiblicher Bedienung 
betrieben wird, müssen folgenden Vorschriften entsprechen: 

a) Die Räume müssen vollkommen übersichtlich sein. Verschläge 
jeder Art sind unstatthaft. Die Fenster dürfen nicht verhängt oder 
verstellt sein. 

b) Der Eingang darf nur unmittelbar von der Straße erfolgen. 
Ein Hausschlüssel und ein Schlüssel zu den Wirtschaftsräumen müssen 
auf der zuständigen Polizeidienststelle hinterlegt werden. 

c) Angrenzende, nicht zur Schank Wirtschaft bestimmte Räume 
dürfen keinen Zugang bieten. 

d) Die Vorhaltung von Räumen für Gäste unter besonderen Be¬ 
dingungen ist nicht statthaft. 

e) Nebenbetriebe irgendwelcher Alt dürfen in den Räumen nicht 
stattfinden. 

f) Räume, in denen während der letzten drei Jahre ein übelbe¬ 
rüchtigter Schankbetrieb stattgefunden hat, dürfen nicht verwendet 
werden. 

g) Von außen sichtbare Hindeutungen auf weibliche Bedienung 
durch Bezeichnung, farbige Laternen usw. sind verboten. 
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§ 6 - 

Personen unter 18 Jahren dürfen keinen Zutritt erhalten. Aus¬ 
nahmen von dieser Vorschrift dürfen für bestimmte Wirtschaften von 
der Ortspolizeibehörde zugelassen werden. 

§ 7. 

Das Offenhalten über die am Orte geltende allgemeine Polizei¬ 
stunde ist verboten. 

> . § »■ 

Zuwiderhandlungen gegen diese Verordnung werden mit Geldstrafe 
bis zu 100 M. bestraft. 

Erläuterungen: 

Zu §1: Eine besondere Bestimmung des Begriffes weibliche Be¬ 
dienung ist erforderlich, um Umgehungen zu verhüten. Als Bedienung 
von Güsten ist die Tätigkeit anzusehen, die im Annehmen, Weiter¬ 
geben und Ausführungen der Bestellungen besteht; darunter fällt also 
auch die Tätigkeit der an Büffets, Schanktischen usw. beschäftigten 
Personen, soweit sie mit den Gästen unmittelbar in Verkehr treten. 
Als Personen, die zur Unterhaltung der Gäste angestellt sind, kommen 
außer den sog. Unterhaltungsdamen namentlich auch Mitglieder von 
Damenkapellen in Betracht. Ein eigentlicher Variete- oder Tingel¬ 
tangelbetrieb mit weiblicher Bedienung ist durch die Bestimmung des 
§ 5e vollständig ausgeschlossen. Die Tatsache der Beschäftigung muß 
der förmlichen Anstellung, die häufig aus Umgehungsgründen unter¬ 
bleibt, gleichstehen. 

Zu § 2: Die Großjährigkeit ist als die übliche Grenze, bei der 
das Selbstbestimmungsrecht der Person eintritt, gewählt. Dieses Alter 
fällt auch zusammen mit dem Aufhören der Möglichkeit, eine Für¬ 
sorgeerziehung durchzuführeu oder andere fürsorgeiisehe Maßnahmen 
auf Grund der §§ 1666 und 1838 des BGB. anzuwenden. Zur Fern¬ 
haltung ungeeigneter Persönlichkeiten dürfte der Ausschluß der in der 
angegebenen Wiise Voibestraften genügen. Das Eifoidernis der Un¬ 
bescholtenheit oder des guten Rufs ist wegen der Unbestimmtheit des 
Begriffs besser nicht aufzustellen. Nicht erforderlich erscheint es, jede 
wegen irgendeiner Geringfügigkeit einmal bestrafte Person vom Ktll- 
nerinnenberuf auszuschließen. Die Fassung des Entwurfs zielt haupt¬ 
sächlich auf die Fernl altung solcher Frauen und Mädchen, die wegen 
Gewerbsunzucht beshaft sind. Die Fassung ist so gewählt, daß sie 
auch der zukünftigen Regelung der Piostitutionsfrage Rechnung trägt, 
die gegenüber dem jetzigen sog., sittenpolizeilichen System mehr den 
Charakter gesundhtitlicher Überwachung aufweisen wird. 

Zu § 3: Die Fest Setzung eines bestimmten ausreichenden Gehaltes 
als Bezahlung ist deshalb so wichtig, weil auf.'diese Weise das Inter¬ 
esse der Kellnerin an möglichst großem Umsätze und damit der wich¬ 
tigste Grund zum Animieren fortfällt. Alle Anrechnungen sonstiger 
Leistungen der Wirte auf das Gehalt müssen soviel wie möglich ein¬ 
geengt werden, da dadurch eine gefährliche Abhängigkeit der Kellnerin 
begründet wird. Eine Ausnahme ist nur geboten für die in der Schank 1 
Zeitechr. f. Bekämpfung d. Geschechtekrankh. XV111, 22 


Digitized by CjOOQle 


294 


Lindenau. 


Wirtschaft übliche Verabreichung von Verpflegung und Wohnung, ob¬ 
wohl die Frage noch keineswegs geklärt ist, ob das Wohnen im Hause 
des Schankwirts oder außerhalb desselben vorzuziehen ist. Für den 
Schaden, den die Kellnerin absichtlich oder grob-fahrlässig am Geschirr 
anrichtet, steht die Anrufung der ordentlichen Gerichte zur Verfügung, 
so daß es einer — leicht mißbrauchten — Bruchgeldfestsetzung nicht 
bedarf. Die Kündigungsfrist darf nicht zu knapp bemessen sein, um 
ein plötzliches Aufdiestraßesetzen der Kellnerin zu verhindern. Die 
dadurch geschaffene Notlage macht die Kellnerin gefügig für ver¬ 
werfliche Ansinnen der Wirte und Gäste. Die Einführung einer Ruhe¬ 
zeit beruht auf allgemeinen sozialpolitischen Erwägungen und wird 
einer besonderen Begründung nicht bedürfen. Die Meldepflicht für 
Kellnerinnen muß vorgesehen sein, da erst durch die Anmeldung der 
polizeiliche Überw’achungsapparat in Tätigkeit gesetzt wird. 

Zu §4: Das Verbot des Anlocktns von Gästen rechtfertigt sich 
von selbst. Die Bestimmungen zu b und c treffen den Kernpunkt des 
Animierunwesens. Die Vorschrift unauffälliger Kleidung ist ebenfalls 
selbstverständlich und bietet in dieser Fassung auch die Möglichkeit, 
eine in bestimmten Gegenden übliche Landestracht beizubehalten, die 
natürlich nicht als auffällig empfunden wird. 

Zu §5: Wenngleich die Übersichtlichkeit der Räume bereits eine 
allgemeine Vorbedingung der Schankgenehmigung bildet, so sind doch 
für die Lokale mit weiblicher Bedienung erhöhte Anforderungen nötig. 
Die Übersichtlichkeit muß sowohl für die Polizei wie für den Wirt un¬ 
bedingt sicher gestellt sein — für letzteren schon deshalb, um ihm die 
Ausrede zu entziehen, daß er vorgekommene OrdnungsWidrigkeiten 
nicht bemerkt habe. Die Erfahrungen der Praxis lehren, daß die Wirte 
in der Schaffung von Verstecken ur.d Verschlügen eine unerschöpfliche 
Erfindungskraft entwickeln. Der „zw r eitc Eingang vom Flur“ bildet 
namentlich iü Norddeutschland eine sehr häufige Begleiterscheinung 
der Animierkneipen. Sein Verbot wird dazu beitragen, solche Gäste 
fernzuhalten, die ihren Besuch zu verheimlichen wünschen. Die Hinter¬ 
legung der Haus- und Wirtschaftsschlüssel bei der Polizei ist erforder¬ 
lich, um dieser auch nach dem offiziellen Schluß das Betreten der Räume 
und die Überführung von Polizeistundenübertretungen in engeren, sog. 
„geschlossenen Kreisen“ zu ermöglichen. Das zu c vorgesehene Ver¬ 
bot angrenzender Privaträume ist besonders wichtig. Es ist eine der 
beliebtesten Umgehungsformen, daß solchen Gästen, die sich durch 
reichliche Zechen beliebt gemacht haben, der Zutritt zu anstoßenden 
Privaträumen gestattet wird, in denen sie dann mit den Kellnerinnen 
völlig ungestört, namentlich auch von etwa eintreffenden Polizei¬ 
beamten, bleiben. Diesem Erfordernis wird nur dann Genüge ge¬ 
leistet weiden, wenn zwischen den Schankiäumen und benachbarten 
Privatzimmern feste, von keiner Tür durchbrochene Wände vorhanden 
sind — eine Forderung, der auch auf dem Lande genügt werden kann. 
Das Verbot zu d bezweckt den Ausschluß der sog. Extra-Wein- und 
-Speisezimmer, die in den Animierkneipen die eigentlichen Stätten des 
unsittlichen Verkehrs bilden. Die zu e vorgesehene Fernhaltung von 
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Nebenbetrieben soll verhindern, daß in den Lokalen mit weiblicher 
Bedienung gleichzeitig Tingeltangel-Vorstellungen oder sog. Verkaufs¬ 
büffets u. dgl. eingerichtet und die Artistinnen oder Verkäufelinnen 
in den Dienst der Animierwirtschaft gestellt werden. Das Verbot zu f 
tTägt der Erfahrung Rechnung, daß es außerordentlich schwer ist, in 
Räumen, in denen einmal ein veiwerflicher Schankbetrieb Platz ge¬ 
griffen hatte, später wieder eine einwandfreie Wirtschaft zu führen. 
Diese Bestimmung wird auch die Hauseigentümer zur größten Vor¬ 
sicht bei der Aufnahme von Schankbetrieben anhalten, da für die 
Vermieter durch Zulassung schlechter Betriebe auf längere Zeit die 
Verwertungsmöglichkeit ihrer Räume gefährdet wird. 

Zu §6: Die Fernhaltung von jugendlichen Personen stellt dem 
Wirt eine nicht immer leicht durch zu führen de Aufgabe. Der Schutz 
der Jugend vor den Verführungen der Animierkneipen ist aber so 
außerordentlich wichtig, daß hiervon nicht abgesehen werden kann. 
Für ländliche Verhältnisse, in denen etwa das Lokal mit einwandfreier 
weiblicher Bedienung die einzige Wirtschaft am Ort sein wird, ist die 
Zulassung von Ausnahmen vorgesehen. 

Zu §7: Bereits jetzt ist es üblich, daß den Lokalen mit weib¬ 
licher Bedienung ein Offenhalten über die übliche Polizeistunde ver¬ 
sagt bleibt. Es erscheint wünschenswert, diesen Rechtszustar.d als all¬ 
gemein gültig festzulegen, so daß der Ortspolizeibehörde die Eimäumung 
von Vergünstigungen versagt bleibt. 

Zu § 8: Die Strafgrenze tiägt der Vorschrift des § 136 des Preu¬ 
ßischen Landes Verwaltungsgesetzes Rechnung. 

* * 

* 

Vorschläge zur Neuordnung der Schankwirtechaflen 
mit weiblicher Bedienung. 

Von Frau Gerken-Leitgebel, Berlin. 

Überblicken wir die Entwicklung der letzten Jahrzehnte, so können 
wir nicht daran zweifeln, daß die anständige Gastwirtsgehilfin in Deutsch¬ 
land von Jahr zu Jahr, von Ort zu Ort mehr verschwand und der ani¬ 
mierenden oder gar sich der prostituierenden Kellnerin Platz machte 
und macht. In dem Jahrzehnt von 1900 bis 1910 stieg die Zahl der 
Kellnerinnen in Deutschland von 50000 auf etwa 100000. Sie ist seit¬ 
dem und besonders im Kriege noch stark gewachsen. 

Arbeitslosigkeit wird nach Friedensschluß die Frauen, die sich im 
Kriege an außerhäusliche Arbeit gewöhnten, gewöhnen mußten und 
die aus Not oder aus Leichtsinn dabei verbleiben wollen oder müssen, 
zu Tausenden neu in das Schankgewerbe treiben. Im Interesse der 
Kellner, Weit mehr aber noch im Interesse der jetzt als Kellnerinnen 
dienenden Mädchen und Frauen und nicht zum mindesten unter be¬ 
völkerungspolitischen Gesichtspunkten erscheint es auf das dringendste 
notwendig, daß nach Friedensschluß die Frau die Kneipe möglichst 
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wieder verläßt. Zehntausende haben sich jetzt dort an bedenkliche 
Umgangsformeh, lockere Sitten, leichten Verdienst gewöhnt. Je früher 
sie in das häusliche Leben, in die Familie zurückkehren, um so leichter 
werden sie sich dort wieder zurechtfir.den. 

Das Überangebot nach Friedensschluß wild die Entlohnung drücken 
und damit die sittliche Widerstandskraft noch mehr schwächen. Die 
Wirte rechnen längst mit diesem starken weiblichen Angebot ui d haben 
sich z. B. in Berlin dessen versichert, daß die Erlaubnis für weibliche 
Bedienung ihnen später bleibt. Das gewährleistet ihnen geringere Aus¬ 
gaben und stärkere Zugkiaft. Und sie sehen sieh dabei immer nur der 
Einzelperson der Kellnerin, nicht wie bei den Kellnern einer erstarken¬ 
den Organisation gegenüber. 

Alle bisher vorgeschlagenen Mittel, so vortiefflich sie an sich sind, 
haben nichts an der zum Verderben der Sittenreinheit, der Volks¬ 
gesundheit, des Bevölkerungszuwachses, der Familie fortschreitenden 
Zunahme der Animierkneipen oder doch der in sog. anständigen Gast¬ 
wirtschaften absichtlich oder unabsichtlich animierenden, verführenden 
und verführten Kellnerinnen geändert. 

Unterschiede zwischen Nord-und Süddeutschland, stärkere zwischen 
Stadt und Land, gibt es immer noch, aber sie gehen stark und stünd¬ 
lich zurück. Die zunehmende Verkehrsentwicklung und die Industriali¬ 
sierung Deutschlands haben den großstädtischen Geschäftsreisenden bis 
in das entlegenste Gebirgsdorf geführt und damit die Großstadtan- 
schauungen und -ansprüche gegenüber der Kellnerin. Das dürfte rach 
dem Kriege noch schlimmer werden, denn der veiödete innere Markt 
soll dann bis in die feinsten Verzweigungen hinaus wieder mit frischt m 
Lehen erfüllt werden. 

Es gibt in Deutschland noch einige Tausend anständige Kellne¬ 
rinnen. Nimmt diese Zahl aber ab oder zu, während die Gesamtzahl der 
Kellnerinnen so stark wächst ? Weiden Verordnungen, welche unsitt¬ 
lichem Betriebe in der Kneipe steuern wollen, die Zahl der anständigen 
Gastwirtsgehilfinnen wirklich erhöhen, die Gefahren für die Kellnerin, 
für den männlichen Gast, damit für die Familie und die Zukunft unseres 
Volkes wirklich vei mindern ? 

Wo Alkohol gesehänkt und genossen wird, da erregen sich rascher 
die »Sinne, da werden die sittlichen Hemmungen leichter ausgeschaltet 
oder betäubt. Was immer man. für Vorschriften ersinnen und — viel¬ 
leicht — auch durchführen mag, an diesem verhängnisvollen Zusammen¬ 
hänge zwischen Alkohol und Unsittlichkeit weiden sie nicht viel ändern, 
nicht viel ändern können. 

Daher gehören Frauen w'ohl in Speise wirtschaf tcu, 
nicht aber in Trinkwirtschaf teil. 

'Mit Rücksicht auf die neue Generation verbietet man der Frau 
mit Recht die Arbeit in Bergwerken und anderen gesundheitsschäd¬ 
lichen Betrieben. Der Aufenthalt in Kneipen mit alkoholischem Aus¬ 
schank, mit Dunst und Rauch, mit späten Stunden, mit mancherlei 
sittlichen Gefahren, das alles ist der Mutterschaft sicher ebenso gefähr¬ 
lich, wie das Arbeiten in einem Bergwerk. Ist doch schon die Sterb- 
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lichkeit der Gastwirte und Kellner eine ganz außerordentlich viel höhere 
als die aller anderen Berufe, selbst als die der Bergleute. Nicht wo man 
speist, sondern wo man triukt, da bleibt man stundenlang sitzen. 
Speise wirtschaften ohne alkoholischen Ausschank foidern keine späte 
Poli zcisturde. 

Man wendet ein, daß die veifolgte Unzucht sich in alkoholfreie 
Lokale gerettet habe. Das gcschall abei nur dort,*wo •— wie im König¬ 
reich. Sachsen — solche Wirtschaften einer »Schankerlaubris nicht be¬ 
dürfe«. In Preußen i$uß mit Kredit eine Konzession erwerben, wer 
auch mir einen Milchausschank auftun will. 

Wirt, Kellnerin und — dei Gast, alle drii haben in Tiinkwiit- 
schaften (Ausschank alkoholischer Getiärke) wtithin dasselbe Ziel und 
Interesse. Man kann hier nicht die eine Macht gegen die andere aus- 
ftpielen, wie sonst im Verhältnis von Arbeitgeber zu Arbeitnehmer, von 
Lieferant und Kunde. Es ist bisher nicht gelungen, die Kellnerinnen 
zu organisieren, und es wird dies auch nie gelingen. Schon aus dem 
Grunde nicht, weil die Tätigkeit der Kellnerin kein Lebensberuf, son¬ 
dern nur ein Übergang ist. Man sieht wohl einmal einen weißhaarigen 
Kellner; Kell^erinnen-Matronen sind in ganz Deutschland eine ganz 
seltene Erscheinung. Dieser „Beruf‘ 1 fiißt die Jahre der Jugendblüte. 
Die Kellnerin wird dann meist »Straßer.dirne, ei öffnet eine Animier¬ 
kneipe, ein Bordell, vermietet an Kontiolhnädehen, oder sie stirbt fiüli 
an den Folgen von Ausschweifung, Ansteckung urd ungesundem Leben. 

Daß viele dieser Mädchen anormal, erblich belastet sir.d, daß 
unser Volk an ihnen nicht viel verliert, mag wohl richtig sein. Aber 
durch sie verliert es unermeßlich viel. Ihre Zahl wächst erschreckend, 
und auch bei kurzer Lebensdauer bringen sie unübersehbares Unheil 
unserer männlichen Jugend, leider auch den Ehemännern, dadurch der 
Ehefrau, dem Kinde — dem Volke! 

Von wohlmeinenden Theoretikern hört man den bestechenden Aus¬ 
spruch: „Der deutsche Jüngling und Mann muß urd wild zu größerer 
Ehrfurcht vor dem Weibe erzogen weiden. Dadurch wild sich auch 
die Kellnerin der Jetztzeit wieder in die ehrbare »Schaffnerin der Vor¬ 
zeit wandeln.“ — Bis heut sind die Flüchte dieser Erziehung;leider 
nicht sichtbar. Und es ist jedenfalls sehr ungewiß, ob sich das, be¬ 
sonders nach den Einwirkungen der Kiiegsjahre, in Jahrzehnten ändern 
wird. Selbst wenn allen Erfahrungen entgegen eine solche Entwiek- 
. lung sich langsam anbahnen sollte, worin liegt die Notwendigkeit, daß 
bis dahin Hundeittausende von unglücklichen oder Willensschwächen 
oder erblich belasteten oder verderbten Mädchen nicht nur selbst zu¬ 
grunde gehen, sondern auch Hundeittausende von jungen und älteren 
Männern zugrunde richten ? 

Niemand kann wohl daran zweifeln, daß immer nur eine. Miidei- 
heit, hoffentlich eine anschwellende Minderheit, von männlichen Deut¬ 
schen zu solchen idealen Anschauungen erstarken wild. Was aber sind 
Anschauungen, Überzeugungen, Vorsätze, wenn der Alkohol Wille und 
Besinnung lähmt, die Triebe übermächtig w r eiden läßt ? Mann und 
Weib, angeheitert, berauscht, dadurch sinnlich erregt, da schlägt der 
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zündende Funke herüber und hinüber. Willensbetäubung schaltet alle 
Erziehungserfolge aus. 

Welches sind nun die Vorteile, wegen derer wir diese ungeheuren 
Gefahren weiter bestehen lassen sollten ? Was würde Volk und Vater¬ 
land verlieren, wenn wir die Frau aus der Alkoholwirtschaft entfernten ? 
Angenommen, daß es sich um hunderttausend Frauen in solchen 
Wirtschaften handelte (Ehefrauen, Mütter, Töchter und Schwieger¬ 
töchter des Gastwirtes würden auch in Zukunft nicht unter das Ver¬ 
bot fallen), welche nun einen neuen Beruf suchen müßten, so würde 
das für unsere Volkswirtschaft nicht viel Verluste und Schwierigkeiten 
bedeuten, schon deshalb nicht, weil die Frau diesen Beruf ja in den 
überwiegenden Fällen nur wenige Jahre ausübt. Und andererseita 
könnte mancher nützliche und volkswirtschaftlich wertvolle Berufs¬ 
zweig den Zuwachs an frei werdenden Kräften sehr wohl brauchen. 

Als unmittelbare Folge träte das Eingehen aller Animierkneipen 
ein, als zweite ein vorübergehend starker Zufluß zur Straßenprosti¬ 
tution. Diesen könnte man, wie bereits im Kriege vielfach geschehen, 
durch Beschaffen von Arbeit für die Arbeitswilligen, durch zwangsweise 
Aufnahme in Arbeitskolonien für die nicht Arbeitswilligen, einschränken. 
Aber ein neuer Zufluß aus Stadt und Land wäre doch ver¬ 
hindert. Es würden die Mädchen sich wieder mehr dem Hausdienst 
zu wenden, der Landflucht würde mehr gesteuert — und damit zwei 
volkswirtschaftlich wichtigen Bedürfnissen entgegengekommen. Wir 
haben es in diesen Kriegsjahren sattsam erlebt, wie verhältnismäßig 
leicht sich Umwälzungen auf dem Arbeitsmarkt bei gehöriger Leitung 
vollziehen. 

Weder für die Frauen selbst, noch für die Volkswirtschaft würde 
der Ausschluß der Frau aus dem Kellnerinnenberuf in alkoholischen 
Wirtschaften einen Nachteil bedeuten. Dagegen würde sich für die 
Gesundheit und Würde der Frau, welche in der Kneipe so vielfach in 
den Schmutz gezogen wird, für die Volksgesundhfeit, für das Erstehen 
und Aufwachsen eines gesunden, neuen Geschlechtes daraus eine sehr 
starke Förderung ergeben. Das muß jetzt für uns ausschlaggebend 
sein! Deutschland ist nicht mehr in der Lage, jetzt noch Jahr für Jahr 
Tausende von Jünglingen und Männern in der Kneipe, durch die Kneipe 
zu opfern. Wieviel weniger würde getrunken werden, besonders von 
der heranwachsenden Jugend, wenn es in der Kneipe keine Kellnerin 
mehr gäbe! Wie würde die Kurve der Geschlechtskrankheiten sinken, 
Gesundheit, Kraft und innere Gesittung unseres Volkes wachsen! 

Darum: W r o Alkohol geschänkt wird, ausschließlich 
männliche Bedienung, soweit es sich nicht um die allernächsten 
Familienangehörigen des Gastwirtes handelt! In alkoholfreien Be¬ 
trieben, in reinen Speisewirtschaften bleibt der Frau ein anständiges 
und angemessenes, ungefährliches Arbeitsgebiet. 
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Prof. Dr. Heinrich Kisch (Marienbad), Die sexuelle Untreue der Frau. Eine 
sozial-medizinische Studie. Bonn, A. Marcus u. C. Webers Verlag. Preis 
M. 4,50. 

Kischs Buch behandelt die sexuelle Untreue der Frau als eine 
Abweichung vom normalen Gang des weiblichen Gefühlslebens. Mit 
dieser sexuellen Untreue meint er fast allein die Untreue in der soliden 
bürgerlichen Ehe wie sie altgermanisch und alttestamentarisch als einzige 
gesetzliche Geschlechtsverbindung gilt. Von den eheähnlichen Ver¬ 
bindungen, die modernerweise vielfach von befreiteren, meist weiblichen 
Geistern als gleichwertig unterschoben werden, und die den Vorzug in sich 
haben, nicht ewig halten zu müssen, handelt er nur nebenbei und an¬ 
scheinend mit dem Nebengedanken, daß diese Verhältnisse sich der 
Prostitution ein wenig nähern. Die Auffassung Kischs ist also höchst 
altmodisch, sein Standpunkt ein ganz anderer als der der meisten neueren 
Werke über die Geschlechtlichkeit der Frau. Durch diese Beschränkung 
auf die Untreue in der Zivilehe wird das Thema scharf umgrenzt und es 
liegt der Vergleich des verschiedenen außerehelichen Verhaltens von 
unverheirateter Frau und unverheiratetem Mann, von dem, was man als 
doppelte Moral bezeichnet, außerhalb des Rahmens des Themas. Kisch 
urteilt (und namentlich verurteilt) nicht, sondern er beschreibt. Nur 
aus dem Ganzen seiner Abhandlung ersieht man die Mißbilligung, die er 
der polygamen Frau entgegenbringt, genau so wie dem verheirateten, 
der vorehelichen Polygamie auch in der Ehe treubleibenden Manne. 
Denn auch dieser soll sexuell treu sein, sobald er die Fessel, oder wie es 
Kischs Auffassung besser entspricht, die Freuden der Ehe auf sich 
genommen hat. Et wendet sich gegen die nivellierenden Männer, und 
namentlich die immer lauter sich hervordrängende weibliche Forderung, 
daß das sexuelle Leben des Mannes auf derselben Linie stehen soll, wie 
das der Frau. Für ihn ist die männliche Anlage aggressiv und polygam, 
die weibliche zurückhaltend und monogam, nicht umgekehrt, wie neuer¬ 
dings (Kisch sagt, weil die Frau wie diese Autoren sie sehen, nicht die 
keusche Ehefrau, sondern die Prostituierte ist), behauptet worden ist. 
Der Mann ist der Angreifer, stets zum Geschlechtsverkehr bereit, die 
Frau weit weniger zum sexuellen Akt neigend (der' ihr mit seiner Ent¬ 
spannung nicht so sehr der Geschlechtsverkehr selbst ist) als zur seelischen 
Ausdrucksweise ihrer Weiblichkeit, die Fürsorge für ihre Umgebung, 
Mutterschaft in erster Linie, Liebe zum Vater ihrer Kinder in zweiter 
umfaßt, Als Konkurrent des Mannes im Beruf will sie nicht weiblich sein, 
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sogar unter ausgesprochener Absage an die sexuelle Betätigung. 
kann sie nicht männlich sein, hier ist sie ungeschlechtlich, vielfach«»* 
für die Frau leicht ausführbare und oft vorkommende Möglichkeit. <Lk- 
für den Mann nur in seltenen Ausnahmefällen besteht. Kisch, deralx^ 
Arzt, der sein Leben lang mit psychologischem Interesse die krau^r** 
Frau während seiner umfassenden Tätigkeit in einem Welt bade beobachte: 
hat, basiert auf den Tatsachen seiner Erfahrung, die er an vielen Steller, 
seiner Abhandlung ausdrücklich den meist rein theoretischen Erörterungen 
anderer Autoren entgegenstellt. Das eigentliche Thema wird erschöpfest 
behandelt und durch Beispiele, Literatur, Zitate, deren Mannigfaltigkeit 
da,' langjährige interessierte Sammeln des Autors beweisen, illustriert* 
Lebendiger hätte es vielleicht gewirkt, wenn wahre Beobachtung?» 
wenn auch nur angedeutet, die fremden Zitate überwogen hätten. Al* 
Ursache der Untreue betrachtet Kisch äußere Heize, vom verführenden 
Manu oder vernachlässigenden Ehegatten ausgehend, vermehrt durch 
Gelegenheit und innere Gründe, die in Geist und Körper der Frau selb«** 
liegen: alle gelangen in neuerer Zeit durch die komplizierte moderne Art 
des Lebens mehr zur Wirkung als in Zeiten einfacherer Sitten. Genaueres* 
aus dem Inhalt des Buches zu berichten, würde in der Form des kurzen 
Referats den Eindruck des in frischer Form vorgetragenen Originals 
beeinträchtigen, das zur Lektüre hiermit dringend empfohlen sei. Nur 
versage ich mir nicht, einen der Schlußsätze des Autors anzuführen. 
„Hoffen wir, daß der grundstürzende Einfluß des jetzigen Weltkrieges 
mit seiner völligen Umwertung allen materiellen Besitzes und mit seiner 
geistigen Erneuerung der idealen Güter auch einen günstigen Umschwung 
in der Gestaltung des ehelichen Verhältnisses zwischen Mann und Weib her¬ 
beiführen wird. Daß speziell der Treusinn gesteigert, das Verantwortungs¬ 
gefühl vertieft wird, daß die Ehegattin, geführt von dem anziehenden 
Beispiele des Gatten, in der Ehe die durch Liebe veredelte Befriedigung 
ihres Geschlerhtstricbos. sowie der duich Kultur gefoiderten Gehar- 
freudigkeit und angeborenen Mütterlichkeit finde, daß die hohe Bedeutung 
der Tugend der Hausfrau für Familie und Staat nicht nur von ihr selbst 
erkannt, sondern auch von den Männern und von der Gesamtheit ge¬ 
würdigt und cingcsrhätzt werde/' P. 

K« Baisch 9 Gesundheitslehre fUr Frauen. „Aus Natur und Geisteswelt“ Bd. 538 . 

Leipzig, Verlag B. G. Teubner. Preis geh. M. 1.50. 

ln dein Baiseh < h u Bichl* in „Ge*undheitslehre für Frauen** 
werden Bau und Funktionen der weiblichen Geschlechtsorgane, Men¬ 
struation, Hygiene der Kindheit und Pubertätsjahre, Geschleehts- 
verkthr und Ges» hleehtskrankheiten, Hygiene der Schwangerschaft, der 
Geburt, des Wochenbettes m.d der Wechseljahre in klarer und leicht¬ 
faßlicher Weise abgchar.delt. Zum Schluß setzt der Verfasser ausein¬ 
ander, auf welche Weise die Entstehung von Frauenkrankheiten ver¬ 
hütet Werden kann. Jede Frau, die auf Bildung Anspruch macht, sollte 
sich mit diesen Fragen vertraut machen. Das Baiseh sehe Buch kann 
als ein ausgezeichneter Führer hierzu empfohlen werden. B. 
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Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten 
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Die ärztliche Meldepflicht bei Geschlechtskrankheiten. 

Ein Wort an Arzte und Politiker 
von 

Sanitätsrat Dr. E. Rothsehuh (Aachen), 
zzt. Stabsarzt im Felde und Chefarzt eines Feldlazaretts. 

1. Einleitung. 

Während des Krieges sind wir’ mit sozialistischem öl gesalbt 
worden, aber nicht nur mit Tropfen, sondern mit ganzen Sturz¬ 
bächen. Die Bauern müssen sich die Früchte ihrer Äcker weg- 
nehm£n lassen, damit jeder gleiche Nahrung hat; die Fabrikherren 
müssen sich in die Verteilung der vorhandenen Rohstoffe schicken, 
damit überall das für das Vaterland Notwendige in der richtigen 
Menge erzeugt wird; dem Handel wird die freie Betätigung zu¬ 
gunsten der Gesamtheit unterbunden, damit nicht dem einen 
übermäßige Vorteile zufallen und dem anderen imerschwingliche 
Preise zugemutet werden; der Arbeiter, die Frau, die Jünglinge, 
die Greise werden aus ihrem gewohnten Kreise herausgerissen 
und anderswohin gestellt, wo ihre Arbeit der Gesamtheit nützlicher 
ist. Und alles das wird ertragen, weil der Feind vor den Toren 
steht. 

Aber selbst wenn wir annehmen, daß der größte Teil dieser 
staatssozialistischen Neuerungen mit dem Ende des Krieges ab¬ 
gebaut wird, ist uns doch wieder die Tatsache ins Gedächtnis 
zurückgerufen worden, daß die Sorge für das Wohl des einzelnen 
ihre Grenze hat an dem Wohl der Allgemeinheit, und das wird 
ohne Frage haften bleiben. Das sozialistische öl, mit dem wir 
reichlich gesalbt sind, wird sich nicht ganz wegwischen lassen, 
aber es wird nicht, wie im Anfänge des Sozialismus, das siedende 
öl der Zerstörung, sondern das beruhigende der Wogenglättung 
sein. 
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Auch schon vor dem Kriege war es mit dem alten patriarcha¬ 
lischen Verhältnis zwischen Herrn und Knecht, oder feint r gt- 
sagt, zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer vorbei; das soziale 
Gewissen empörte sich, wenn ein Grundbesitzer einen Teil :dW 
Lohnes in Lebensmitteln auszahlte oder ein Industrieller in den 
Produkten der Fabrik oder in Kantinenrrtikeln. Auch in das 
einzigartige Vertrauensverhältnis zwischen Arzt und Patienten 
schob sich das kontrollierende öffentliche Gewissen; es war nicht 
genug, daß der Arzt eine Infektionskrankheit nach bestem Wissen 
und Gewissen behandelte, daß er alle Vorsichtsmaßregeln empfahl, 
die die nähere und fernere Umgebung des Kranken vor Über¬ 
tragung schützen sollte; der Arzt mußte es sich gefallen, lassen, 
daß die öffentliche Gewalt ihm diese Aufgabe des Schutzes der 
Umgebung abnahm und ihm selbst die Bolle des Angebers zu¬ 
mutete. Jetzt hält es jeder Arzt für selbstverständlich, daß er 
bei den ansteckenden Krankheiten seine Anzeige an den Kreisarzt 
macht; er würde sich bei Unterlassung nicht nur vor dem Gesetz, 
sondern auch vor dem eigenen Gewissen verfehlen; so sehr ist das 
Gewissen Wirkung der umgebenden Anschaumigen. Hinsichtlich 
der Tuberkulose erinnere ich mich noch aus meiner Jugend, wüe 
damals, als die Gewißheit der Infektiosität der Tuberkulose sich 
immer mehr verbreitete, dem armen Erkrankten ein sichtbarer 
Makel anhaftete, wie man in den Familien über solche Glieder 
nicht gern sprach und es gern verschwieg, wenn einer wiederholt 
in Davos oder an der Biviera gew r esen war. Wer denkt jetzt noch 
daran? Wenn früher der Arzt das Wort „Schwindsucht“ aus¬ 
sprach, dann war nicht nur der Kranke, sondern auch die Familie 
geschlagen, jetzt kann er die Diagnose nicht früh genug aussprechen, 
und man findet gar nichts darin, daß jeder Todesfall an Lungen¬ 
oder Kehlkopftuberkulose angezeigt werden muß, damit Schädi¬ 
gungen anderer Menschen vermieden werden. Mit dem Eingreifen 
der Landesversicherungsanstalten und der Krankenkassen ist das 
Problem der Gesundheit noch mehr ein öffentliches geworden. 
Wenn nun auf der einen Seite die Bestrebungen, die Allgemeinheit 
vor Schädigungen durch den einzelnen zu bewahren und ihm 
deshalb Lasten und Beschränkungen aufzulegen, immer mehr zu¬ 
nehmen, so ist es auf der anderen Seite nicht zu verwundern. w f eun 
der einzelne versucht, einen Teil seiner Lasten in anderer Form 
auf die Allgemeinheit abzuwälzen. Immer größere Kreise w'erdepi 
aus materiellen und ideellen Gründen nach der Einreihung in dio 
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soziale Gesetzgebung verlangen, vor allem nach der Kranken¬ 
versicherung. Bei den jetzigen, nach sozialem Ausgleich zielenden 
Bestrebungen des ganzen Volkes ist es meines Erachtens für uns 
Arzte ein verfehltes Unternehmen, uns diesem schweren Schicksals - 
rade in den Weg zu stellen; wir würden davon zermalmt werden; 
richtiger ist es, wenn wir, in erster Linie unsere Standes- urd wirt¬ 
schaftlichen Vertretungen, uns an die Spitze aller Bestrebungen 
stehen, welche in das Gebiet der sozialen Hygiene hineinspielen. 
Gewiß werden wir alle Bedenken zur Geltung bringen, welche 
gegen eine Lockerung des Vertrauensverhältnisses zwischen Arzt 
und Patienten sprechen; aber wir dürfen nicht feinfühliger über 
dieses Verhältnis denken als das Volk selber darüber denken will. 
Wir dürfen uns von der Gesetzgebung nicht überraschen lassen, 
sondern müssen versuchen ihr die Richtung zu geben, welche die 
herrschende Anschauung mit unseren fachmännischen Kenntnissen 
in der geeignetsten Form ausgleicht; wir sind durchaas berechtigt, 
unsere Interessen zu vertreten, aber mit der Vertretung der Inter¬ 
essen der Patienten müssen wir schon etwas vorsichtiger sein. 
Leider ist unsere Vertretung in den Parlamenten aller Art ganz 
ungenügend, obgleich kein Stand so in das Seelenleben der ver¬ 
schiedensten Kreise eindringt wie der Ärztestand; vielleicht bringt 
die Verbesserung der Landtagsgesetzgebung in Preußen Abhilfe; 
aber auch so müssen wir die Strömimgen des Volkslebens ver¬ 
stehen lernen und ilmen womöglich die richtigen Wege weisen, 
statt grollend beiseite zu stehen, wenn wir von neuen, imgewohnten 
Forderungen überrascht werden. Eine solche Gefahr scheint mir 
neuerdings hinsichtlich der Bekämpfung der Geschlechtskrank¬ 
heiten vorhanden zu sein. 

2. Die Verheerungen der Geschlechtskrankheiten. 

Im Felde steht mir leider nur eine geringe Literatur zur Ver¬ 
fügung; aber es ist ja auch nicht meine Aufgabe, einem Laien¬ 
publikum gruselig zu machen, sondern Ärzte zu überzeugen. Und 
da rufe ich zuerst die Erfahrung jedes Großstadtarztes an, die 
keinen Zweifel darüber läßt, wie schwer das Unglück ist, das diese 
Krankheiten in die Familien hineintragen. Ich will gar nicht 
einmal soweit gehen, den Gatten immer als gewissenlos zu be¬ 
zeichnen, der seine junge, unschuldige Gattin ansteckt, es geschieht 
sehr oft ohne Wissen und Wollen; das ist ja das Heimtückische 
der Geschlechtskrankheiten in ihren späteren Stadion, daß sie 

23* 
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fast symptomlos verlaufen. Aber gerade diese Fälle sind für unser 
menschliches Mitgefühl noch viel trauriger als die durch einen 
bewußt Kranken erfolgende Übertragung, die einfach eine strafbare 
Rohheit darstellt. Für die Umgebung sind die Wirkungen bei 
beiden Fällen dieselben. Unschuldige Frauen werden mit Krank¬ 
heit und Siechtum gestraft. Sollte da nicht der Staat die un¬ 
schuldig Leidenden und die gefährdeten Grundlagen seines Fort¬ 
bestehens schützen müssen? Ist die Rücksicht auf die Allgemein¬ 
heit hier nicht wichtiger als die Rücksicht auf die Einzelperson? 
Es wäre nun höchst wünschenswert, eine möglichst genaue Statistik 
der Geschlechtskrankheiten anführen zu können, aus denen sich 
dann etwa der Grad der Schädigungen annähernd mathematisch 
herausrechnen ließe. Alle unsere Ärzte und Statistiker stimmen 
darin überein, daß die Statistiken der Geschlechtskrankheiten sehr 
ungenau sind, aber durchgängig eher zu wenig als zu viel angeben. 
Bei der Rundfrage, welche die verdiente Deutsche Gesellschaft 
zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten vor einigen Jahren 
an die Ärzte machte, um die Zahl der in Behandlung befindlichen 
Geschlechtskranken annähernd festzustellen, wurden in den Groß¬ 
städten 5—6% vorgefunden. 1 ) Nun nehme man nebenher die 
große Zahl der augenblicklich nicht in Behandlung Befindlichen, 
von den viele noch latent erkrankt waren, sehr viele auch noch 
infektiös; denn bekanntlich ist die Zahl der wirklich zu Ende be¬ 
handelten Fälle von Geschlechtsktrankheien kaum 10°/ 0 ; 90% 
sind ungenügend behandelt. 2 ) Während man nun in früheren 
Zeiten eigentlich nur die Lues als recht gefährlich ansah, weil sie 
immer wieder rückfällig wurde, weil die Ansteckung der Frau und 
der Kinder oft nachgewiesen w r ar, weil sie wie die Verkörperung 
des biblischen Spruches von der Vererbung ins dritte und vierte 
Glied imponierte, ist jetzt der Gefahrenkreis der Gonorrhoe fast 
ebenso gewachsen, seitdem Neisser den Erreger entdeckte und 
hervorragende Gynäkologen wie Saenger, Nöggerath, den 


l ) Münchener m d. Wochenschrift 1914. »S. 1598. 

a ) Müller-Metz, Referat auf der Jahresversammlung 1917 der 1). G. z. 
B. d. G.-Kr., vgl. Rhein. Ärzte-Corresp. 1914, 14. Aug. — Dreuw, Wie muß die 
.Staatskontrolle der Geschlechtskrankheiten beschaffen sein ? Ärztl. Mitteilungen 
1917, 8. — Ärztl. Mitteilungen 1917, 32. Auf der Versammlung der Ver¬ 
einigung der Ortskrankenkassen der Provinz Hessen-Nassau wird festgcstellt. 
daß von 100 Geschlechtskranken sich nur 10 zu ihrem Kassenarzt begeben, 
die übrigen Später immer von neuem erkranken und das Reich belasten. 
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Nachweis führten, daß unter dem Bilde des so häufigen „weißen 
Flusses“ sich sehr oft eine Gonorrhoe verbirgt, und daß anderseits 
der größte Teil der sterilen und Einkinderehen auf diese Infektion 
zurückzuführen sind. Damit ist die Gonorrhoe zu einer sozialen 
Gefahr geworden, namentlich im Zeichen der Bevölkerungspolitik. 
Der Bericht der englischen Kommission 1918 1 ) rechnet aus, daß 
80—50% der unfruchtbaren Frauen ihre Sterilität der Gonorrhoe 
verdanken, und daß von 1100 Zöglingen der städtischen Blinden¬ 
anstalten Londons bei 55,6% die Blindheit auf Geschlechtskrank¬ 
heiten der Eltern zurückzuführen ist, ähnlich bei jugendlichem 
Blödsinn, Idiotie, Taubheit. Ähnliche Statistiken können wir 
natürlich auch aus Deutschland aufstellen, namentlich seitdem 
durch die Wassermannsche 2 ) Beaktion auch Jahre nach dem 
infektiösen Stadium, sich der Nachweis einer vorhanden gewesenen 
syphilitischen Erkrankung erbringen läßt, und der syphilitische 
Ursprung einer Anzahl von Krankheiten erwiesen wurde, die man 
bisher noch nicht einwandfrei dort unterbringen konnte, so der 
Tabes, der progressiven Paralyse, verschiedener Augen-, Leber¬ 
und Herzaffektionen; namentlich ist auch die größte Zahl der 
spontanen Fehlgeburten auf Lues zurückzuführen. Syphilis und 
Gonorrhoe wirken also beide in hohem Maße bevölkerungsver¬ 
mindernd. Damit nicht genug: die Wirkung geht noch weiter. 
Wenn zuerst eine syphilitisch angesteckte Mutter nur Aborte auf¬ 
weist, bringt sie nachher totgeborene Kinder zur Welt, bei weiterer 
Behandlung lebende, aber syphilitisch erkrankte, nachher gesund 
erscheinende. Aber selbst da stimmt nicht alles; der praktische 
Arzt mit aasgedehnter Praxis hat mehr als der Facharzt Einsicht 
in die Verhältnisse mancher Familien, bei denen die später ge¬ 
borenen Kinder, obwohl scheinbar gesund, in ihrer Entwicklung 
manche Eigentümlichkeit zeigen, die auf eine mangelhafte Blut¬ 
beschaffenheit und Lebensenergie schließen läßt. Auch die Wass er- 
mannsche Beaktion hat ja ihr Ende in einem gewissen Heilungs¬ 
stadium, trotzdem ist dem aufmerksamen Beobachter die Wirkung 
der Keimschädigung noch lange erkennbar. Auch bei den mehr oder 
weniger behandelten Syphilitikern selbst kann der Familienarzt 
über den Facharzt hinaus Beobachtungen machen. Gerade bei 

') Mitteilungen der D. G. z. B. d. G.-Kr. April 1916. 

*) Sonntag, Neuere Erfahrungen über die Serumdiagnostik der Syphilis 
mit der Wassermannschen Reaktion. Beiheft zur Medizinischen Klinik 1911. 
Heft 7. 
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recht unklaren Krankheitsbildern unserer Patienten mid Patien- 
tiimen von 40—60 Jahren, allgemeiner Prostration, Anämien, 
hartnäckigen Gelenk- und Muskelrheumatismen, Leber- und Herz¬ 
beschwerden, Arterienverkalkung usw. denkt der erfahrene Arzt 
immer an die Möglichkeit einer alten Lues und beobachtet diese 
Sachen gerade oft bei alten Luetikern, ohne den wissenschaftlichen 
Nachweis seiner Diagnose anders als durch den Erfolg der Be¬ 
handlung erbringen zu können. Alle diese letztgenannten Er¬ 
krankungen von Kindern und Erwachsenen fallen natürlich — 
wenn auch indirekt auf Lues zurückzuführen — - aus dem Rahmen 
der Diagnose: Geschlechtskrankheiten heraus, treten also in der 
Statistik gar nicht als solche hervor. Trotzdem sind die Statistiken 
traurig genug. Bissing sagte in seiner bekannten Antragsrede 
im Herrenhaus 1 ): von den 15 Millionen im Deutschen Reiche, die 
gegen Krankheit versichert sind, erkrankt fast 1 Million an den 
Geschlechtsorganen; diese Erkrankungen verursachen einen Kosten¬ 
aufwand von mindestens 10 Millionen Mark. In Budapest 2 ) meinte 
in der Aussprache in der Sozialwissenschaftlichen Gesellschaft Hahn, 
daß sich die Geschkchtsleiden im Kriege verdoppelt hätten, ira 
Frieden seien 20% der Großstadtbevölkerung geschlechtskrank; 
jetzt käme durch den Krieg auch die Landbevölkerung hinzu. 
Nach einer Kopenhagener Statistik entfallen auf je 100 Männer 
im 20.—-80. Lebensjahr 19 Fälle von Gonorrhoe urd 18 von Syphilis. 
Nach Blascliko hat jeder Deutsche, der nach dem 80. Lebensjahr 
heiratet, statistisch zweimal Gonorrhoe gehabt. In der Mannheimer 
Jahresversammlung der D. G. z. B. d. G.-Kr. 1917 betonte der Re¬ 
ferent Müller-Metz, die große Ausdehnung der Geschlechtskrank¬ 
heiten im Heere; es seien -— bis wann ist nicht ersichtlich - : 800000, 
davon 600000 Gonorrhoe. Unsere militärärztlichen, maßgebenden 
Stellen geben an, daß der Prozentsatz der Geschlechtskrankheiten 
im Heere sich nicht wesentlich vom Friedensverhältnis unter¬ 
scheidet; dabei dürfen wir aber nicht vergessen, daß die Zahl der 
Eingezogenen in Heer und Marine' den Friedensstand sicher um 
das 20fache übersteigt, also die absoluten Zahlen wesentlich ge¬ 
steigert sind.. Für die Friedenszeit ist als ein wichtiges Moment 
hervorzuheben, daß die gebildeten und besser gestellten Klassen 
eine viel größere Erkrankungsziffer aufweisen als die Arbeiter und 


*) Mitteilungen der D. G. z. B. d. G.-Kr. 1916, Nr. 3. u 4. 

2 ) Mitteilungen der D. G. z. B. d. G.-Kr. 1916. Nr. 3 u. 4, S. 71. 
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Bauern; letztere beiden Kategorien suchen vielleicht ebenso oft 
den außerehelichen Geschlechtsverkehr, finden aber in ihren Kreisen 
gesunde Mädchen, welche in Erwartung der Ehe dem Ungeduldigen 
hier und da eine Gunst gewähren. Dagegen bilden die gebildeten 
jungen Leute, die Studierenden aller Art, die jungen Offiziere, 
Kaufleute und besser situierte Angestellte aller Kategorien das 
große Heer, welches an dem käuflichen Geschlechtsverkehr sich 
befriedigt und verseucht, um dann die spätere Liebe zu vergiften. 
Die Schädigungen der Keimdrüsen, welche noch die nächste Gene¬ 
ration ruinieren, die Verminderung und Verschlechterung der Nach¬ 
kommenschaft betrifft also vor allen Dingen die Kreise, die durch 
Bildung, Streben, Kapital und Grundbesitz wie Familientradition 
zu den wertvollsten Elementen des Staates gehören. Es ist wohl 
nicht zu viel behauptet, wenn ich annehme, daß unser Adel, obwohl 
immer neu rekrutiert und obwohl unter den günstigsten äußeren 
Umständen lebend, immer wieder von dem Moloch Geschlechts¬ 
krankheiten aufgefressen wird. Dasselbe dürfte auch von den 
aulsteigenden Bürgerfamilien der gebildeten Kreise richtig sein. 
Nun rekrutieren sich die gebildeten Bürgerkreise und weiterhin 
auch der Adel, überhaupt unsere ganze geistige und materielle 
Führung immer wieder aus dem unerschöpfliehen Born des Landes, 
aus dem die unersättlichen Städte immer wieder neue, frische, 
unverdorbene, entwicklungsfähige Massen heranziehen. Diese Re¬ 
generation dt*s städtischen Blutes wird unmöglich gemacht, wenn, 
wie angenommen wird, durch die hohe Zahl der geschlechtskranken 
Soldaten auch das Land verseucht wird, wie schon manche Familien 
durch die im Heeresdienst erkrankten Ehemänner verseucht sind. 
Also ganz gleichgültig, was man als mehr oder weniger wichtig 
ansieht, jede einzelne Phase des Problems steht als drohendes 
Menetekel vor uns und ruft nach dem heilenden Arzt und dem 
vorbeugenden Politiker. 

3. Die frühere Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten. 

' Wie die Bekämpfung jeder Erkrankung nicht nur die Mittel 
zur Heilung des gegenwärtigen Zustandes, sondern auch die Mög¬ 
lichkeit der Verhütung sucht, so war auch früher schon bei der 
ausgebrochenen Erkrankung die Grundlage dafür, die Prostitution, 
Gegenstand der Sorge-der Ärzte und der öffentlichen Gewalten. 
Von der ganz richtigen Voraussetzung ausgehend, daß der Ge¬ 
schlechtstrieb, etwas Natürliches und Erhaltenswertes, in irgend 


Digitized by ^ooQle , 



308 


Rotbechuh. 


•*men Kanal geleitet werden müsse, um ein Überschäumen in die 
Kreise der anständigen Bürgerfamilien zu verhüten, wurde die 
käufliche Liebe polizeilich organisiert; es etablierte sich die kon¬ 
zessionierte Prostitution. Von jeher war der Einfluß der geheimen 
Prostitution auf die Verbreitung der Geschlechtskrankheiten ein 
viel größerer als der der öffentlichen, kontrollierten. Zahlen werden 
von einzelnen Beobachtern für Paris, London, Berlin genannt, 
die ungeheuer phantastisch zu sein scheinen, aber trotz der un¬ 
sicheren Grundlagen einer solchen Statistik, selbst wenn sie nur 
zum Teil richtig sein sollten, einen traurigen Ausblick in die Mög¬ 
lichkeit einer Bekämpfung dieser Seuche ergeben. Man betrachte 
folgende, sicherlich nicht übertriebene Schätzung. 1 ) 

Reglementierte Prostitution Freie Prostiti tion 


Berlin 

5000 

24—25000 

Köln 

700 

7000 

Paris 

7000 

40—50000 


Die eingeschriebenen Prostituierten teilen sich noch in zwei 
Kategorien, die in Bordellen wohnenden und die allein lebenden. 
Eine allen Kulturstaaten gemeinsame Beobachtung ist die, daß 
die Bordelle immer mehr zugunsten der freiwohnenden Dirne ab¬ 
nehmen. Paris 2 ) hatte 1841 bei 1700000 Einwohnern 285 Bordelle 
mit 1480 Mädchen, 1908 bei 8800000 Einwohnern nur noch 47 
mit 879 Insassen. Gemeinsam haben sie mit den freiwohnenden 
Reglementierten die Verpflichtung zur ärztlichen Untersuchung, 
während die freie, nicht reglementierte Prostitution, die'nach der 
obigen Tabelle 5—lOmal stärker ist, außer jeder Kontrolle steht 
und dauernd den schlimmsten Herd der Geschlechtsleiden bildet. 
Nach einer Tabelle von Lion und Loeb aus Mannheim vom Jahre 
1907 wurde bei 594 erkrankten Männern die Quelle der Erkrankung 


folgendermaßen festgestellt: 

Dirnen 278 

Kellnerinnen 180 

Dienstmädchen 60 

Bürgerstöchter und -flauen 45 
Ladnerinnen 20 


l ) Andere Zahlen, z. B. des Polizeipräfekten für Paris, Lepine. lauten 
noch einmal so-hoch. 

*) Maurice Talmeyer, Das Ende einer Gesellschaft. Berlin o. J. 
Nachwort von Iwan Blech. S. 216. 
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Arbeiterinnen 20 

Näherinnen 17 

Künstlerinnen 7 

Unter den Dirnen sind jedenfalls eine Menge der freien, nicht 
eingeschriebenen Mädchen enthalten, welche als jüngste den meisten 
Anklang finden, aber bekanntlich schon bald erkranken und dann 
ebenso bekanntlich unbekümmert um ihre Krankheit weiter ver¬ 
kehren und einen Mann nach dem anderen infizieren. Trotzdem 
ist in obiger Liste die Zahl der Dirnen noch etwas geringer als die 
Summe der anderen Klassen, Kellnerinnen usw., ein Beweis wie 
groß die Gelegenheit zur Infektion ist. Hält man nun daneben 
die früher genannten Zahlen der angesteckten Männer und die 
Tatsache, daß auch von diesen immer wieder neue Mädchen und 
Krauen infiziert werden, teils aus sträflichem, ja verbrecherischem 
Leichtsinn, teils im Glauben vollkommen geheilt zu sein, so erklärt 
sich, wie der CirculUs vitiosus immer mehr sich erweitert. Wenn 
wir bei der letzten Tabelle wirklich die Hälfte der Dirnen als regle¬ 
mentiert betrachten — wie wir hörten, betragen sie von der ge¬ 
heimen Prostitution nur 1 / i — 1 / 6 —, so würde von der Gesamtzahl 
nur etwa 1 / A regelmäßig untersucht und dementsprechend behandelt; 
die übrigen 3 / 4 und der größte Teil der Männer fallen aus einer 
regelmäßigen Behandlung heraus; die früher genannte Zahl, daß 
nur 10°/ 0 aller Geschlechtskranken restlos zu Ende behandelt 
werden, bestätigt sich also. Außerdem ist die regelmäßige Unter¬ 
suchung und Behandlung 'der Prostituierten eine Illusion. Einer¬ 
seits wird in Berlin z. B. nur der 5. Teil der auf gegriffenen, der 
gewerbsmäßigen Unzucht ergebenen Mädchen registriert, den Rest 
läßt man beim Versprechen der Besserung wieder laufen 1 ); und 
von diesem l / 5 entziehen sich nach den Erfahrungen aller größeren 
Städte wieder eine große Menge den Untersuchungen; mehr als 
50°/ 0 der Untersuchungen, die an den 4000 von 1888—1901 in 
Berlin registrierten Frauen gemacht werden sollten, sind in Wirk¬ 
lichkeit aasgefallen! Wo bleibt denn da der Zwtck der Kontrolle? 
Bloch erwähnt an der gleichen Stelle das Urteil des langjährigen 
Hamburger Polizeiarztes Engel-Reimers, der 30 Jahre lang die 
Oberleitung des gesamten Prostitutionswesens hatte und seine 
Lebenserfahrungen folgendermaßen zusammenfaßt: es ist absolut 
sicher statistisch nachgewiesen, daß da, wo eine polizeiliche Uber- 

*) Talm eyer-Bloch, 1. c. S. 278. 
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wachung cler Prostitution existiert, die beiden Krankheiten (Syphilis 
und Tripper) nicht seltener sind als da, wo die liederlichen Dirnen 
sich vollständiger Gewerbefreiheit erfreuen. Auch Polizeiarzt Dr. 
Klemm 1 ) in Leipzig erblickt in der polizeilichen Untersuchung 
nichts, was durchgreift und entscheidende Resultate gibt. Dreuw 2 ), 
der langjährige Berliner Polizeiarzt, ist ebenso wenig vom jetzigen 
System befriedigt und erwartet nur dann ein Resultat, wenn alle 
Personen, von denen vor Gericht nachgewiesen wird, daß sie gegen 
Entgelt Unzucht betreiben, wöchentlich 4—5 mal untersucht werden. 
Selbst wenn wir nun annehmen, (laß die Forderung am Kosten¬ 
standpunkt nicht scheitern würde, würde nur die reglementierte 
Prostitution erfaßt und bei der öfteren Verpflichtung der Vorstellung 
würde voraussichtlich die Zahl der sich drückenden Dirnen noch größer 
sein als die oben erwähnten 50%. Die viel zahlreichere geheime Pro¬ 
stitution und die Männer fallen aus der Prophylaxe ganz heraus. 

4. Die neuere Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten. 

Daß mit der polizeilichen Einschreibung und Kontrolle viel 
Mißbrauch getrieben wurde, war eine Klage in allen Ländern. 
Nebenher erregte der schamlose Mädchenhandel und die Ver¬ 
sklavung der Mädchen in den Bordellen die gerechte Entrüstung 
aller Wohlgesinnten; aber schon ehe eine organisierte Bewegung 
gegen die Bordelle entstand, wirkte der Drang nach Erweiterung 
der Rechte des Einzelwesens im vorigen Jahrhundert auch auf 
die Befreiung der in Bordellen fest gehaltenen Dirnen, die frei¬ 
wohnenden, kontrollierten Dirnen nehmen, wie die früher ge¬ 
nannten Zahlen zeigen, immer mehr zu. Die Bewegung zur Ab¬ 
schaffung der Bordelle, der Abolitionismus fand also, als durch 
Mrs. Butler 1875 die internationale Föderation geschaffen wurde 3 ), 
bereits einen vorbereiteten Boden in der größeren Wertschätzung 
der individuellen Freiheit, und diese Selbst Schätzung der Persön¬ 
lichkeit hat immer zugenommen. Die moralische Seite steht hier 
weniger zur Diskussion als der Einfluß dieser Bewegungen auf 
die Verbreitung der Geschlechtskrankheiten. Hessen 4 ) sagt hin- 

*) Dr. Klemm, Zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten. Aiztl. 
Mitteilungen 1917, Nr. 37. 

*) Dreuw, 1. c. 

3 ) Robert Hessen, Die Prostitution in Deutschland. Mönchen a. J., 
Albert. Langen. S. 169. 

4 ) Hessen, 1. c. S. 171. 
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sichtlich der freien Prostitution: „Die Erfahrungen über die Auf¬ 
hebung der Bordelle in London, Norwegen, Dänemark sind ganz 
unsicher. Die einen sagen, es kämen jetzt freiwillig mehr Frauen¬ 
zimmer in die Spitäler als früher gezwungen; andere bezweifeln 
es und betonen, daß jetzt mehr Männer erkranken als früher.“ 
Statistiken sind mir liier augenblicklich nicht zur Hand. Ich be¬ 
wundere den Optimismus der Herren, die von der Dirne im Moment, 
wo sie aus der BordelLsklaverei in eine freigewählte Wohnung über¬ 
geht, eine innere Umwälzung erwarten und annehmen, daß die 
bisher geknechtete und ausgesogene, gleichzeitig träge und schlam¬ 
pige, nun auf einmal in der Freiheit aufgeweckt und verständig 
wird; daß sie, die den Untersuchungen und Behandlungen bisher, 
wo sie nicht dafür aufzukommen brauchte, krampfhaft aus dem 
Wege ging, nunmehr, wo sie „als freie Person ihre individuelle 
Würdigung erhält“, sich mit vollem Verständnis für die Forde¬ 
rungen der Allgemeinheit den häufigen Untersuchungen und Be¬ 
handlungen unterziehen wird. Das ist ja heller Unsinn! Dirne 
bleibt Dirne! Sie drückt sich von ihren Verpflichtungen, wo sie 
kann und verbreitet ihre eigene Krankheit, sobald die ersten 
schmerzhaften Perioden vorbei sind, mit einer gewissen rohen 
Schadenfreude unter die Männerwelt, weil sie fühlt, daß sie von 
dieser, obwohl gesucht, docli verachtet wird. Also, obwohl vom 
menschlichen und moralischen Gesichtspunkte aus, das Verschwinden 
der Bordelle zu begrüßen ist, ist von der freien Prostitution keine 
Verminderung der Geschlechtskrankheiten zu erwarten. Natürlich 
darf man nicht die Beispiele bei der eleganten internationalen 
Dirne suchen, von denen wir hier früher manches zu sehen be¬ 
kamen, als vor der Salvarsanzeit Aachen das Stelldichein der 
männlichen und weiblichen Luetiker der ganzen Welt war; diese 
„Damen“ verdienten genug, um sich ein paar Monate einer Kur 
zu widmen, für deren Bezahlung sie sogar meist einen Dummen 
gefunden hatten; aber die gewöhnliche Prostituierte ist mit wenigen 
Ausnahmen genau so träge, gleichgültig und fatalistisch wie ihre 
Schicksalsgenossin aus dem Bordell. 

Ich muß energisch bestreiten, daß etwa die zunehmende 
Emanzipierung der Frau auf die Zahl der Geschlechtserkran¬ 
kungen einen vermindernden Einfluß hat;, ich wage das direkte 
Gegenteil zu behaupten. Das aus dem Hause, der Familie los¬ 
gelöste Mädchen wird in seinem moralischen Halt nicht stärker. 
Seitdem die Ladnerinnen nicht mehr in kleinen Geschäften tätig 
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nind, die mitsamt den Verkäuferinnen von. däftigen Hausfrauen 
kontrolliert wurden, sondern in großen Geschäften mit einem 
Dutzend oder in Warenhäusern mit Hunderten von Verkäuferinnen, 
seitdem die Tippmädchen in den großen Kontoren der Aktien¬ 
gesellschaften sitzen, losgelöst von jeglicher Bemutterung einer 
besorgten Hausfrau, seitdem warten draußen vor den großen Ge¬ 
schäften und an den Nachbarecken ganze Scharen junger Männer 
zur abendlichen oder sonntäglichen Begleitung; die meisten be¬ 
mittelten jungen Leute bedanken sich für die Benutzung einer 
alten Vettel in einem schmutzigen Bordell und ziehen ihr .»Ver¬ 
hältnis“ vor, das nun auch wieder infolge der Fluktuation der 
jungen Leute, der Studenten, Offiziere, Kaufleute, aus einer Hand 
in die andere wandert und sicher eines Tages auch einmal mit 
einem alten Tripper in Berührung kommt; denn die Häufigkeit 
dieser leicht chronischen Krankheit in den genannten Kreisen ist 
ja erschreckend hoch. Die Sorge mancher Mütter, ihr Kind in 
ein Warenhaus zu schicken, obwohl sie dort mehr verdient, ist 
also sehr verständlich; natürlich sind die Warenhäuser nicht dafür 
verantwortlich zu machen, sondern die moderne Gioßstadtent- 
wicklung. 

Auch noch aus anderen Zusammenhängen heraus glaube ich, 
daß die moderne Frauenbewegung das Gegenteil einer Ein¬ 
dämmung der Geschlechtskrankheiten zur Folge haben wird. Das 
Studieren der jungen Mädchen wird jetzt schon „Mode“, zumal 
durch den Krieg neben viel wertvoller Frauenarbeit auch reichlich 
viel in weiblicher Selbstüberschätzung geleistet wird. Auch in 
den Studentinnenkreisen herrscht viel lose Moral, was nach dem 
Beispiel der Studentenkreise nicht zu verwundern ist; denn es 
studieren jetzt nicht nur die begeisterten Vorkämpferinnen der 
weiblichen Befreiung, sondern reguläre Durchschnitts wesen. Ferner 
ist bekannt und namentlich durch das Beispiel der Vereinigten 
Staaten erwiesen, daß eine so starke Betonung des rein Intellek¬ 
tuellen, wie sie beim Studieren nötig ist, dem Körper des 
Weiht s nicht zum Vorteil gereicht; er wird schlanker, straffer, 
männlicher, weniger zum Hauptzweck des Weibes, Geburt und 
Mutterschaft, geeignet; sie vermehren die Zahl der busenlosen und 
hüftenarmen Frauen, die z. B. in den Vereinigten Staaten das 
Gros der besseren amerikanischen Gesellschaft bilden, die aber 
auch bei uns schon reichlich genug vertreten sind, um eine Gefahr 
zu bilden. Der Mann, der in der jugendlichen Überschätzung rein 
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geistiger Eigenschaften sich an solches Wesen ehelich bindet, wird 
eines Tages zur Erkenntnis seiner Sinne erwachen, die nach etwas 
Vollsaftigen), weiblich Rundem verlangen. Gewiß wird die Moral 
mit Recht „Shocking“ schreien; aber es hat keinen Zweck, Vogel¬ 
straußpolitik treiben; die Natur läßt eben nicht mit sich spaßen 
und rächt sich entweder am Individuum oder am Volk. Es wird 
also bei Züchtung eines reizlosen Frauengeschlechts ganz natur¬ 
gemäß — die moralische Seite muß hier aus dem Spiel bleiben — 
der außereheliche Verkehr zunehmen und dementsprechend die 
Gefahr der Geschlechtskrankheiten sich vermehren. 

Die Bemühungen um eine naturgemäßere, einfachere und ge¬ 
sündere Gestaltung der Ehe, wozu auch ein viel früheres 
Heiratsalter der gebildeten Stände gehören würde, werden nun 
wohl unter dem Einfluß der Emanzipation der Frau noch ver¬ 
geblicher sein als früher; je länger der Mann wartet, desto mehr 
Wert legt er auf die materiellen Zutaten, welche seine Frau in die 
Ehe bringen soll; und je mehr das junge Mädchen selbständig ge¬ 
wesen ist, Geld verdient und sich mit dem äußeren Tand des Lebens 
hat schmücken können, desto größere Ansprüche macht es, ob¬ 
wohl es weniger als ein einfaches Hausmütterchen zu dem Familien¬ 
haushalt beitragen kann. Die Folge ist auf beiden Seiten, in erster 
Linie beim Manne, der außereheliche Verkehr mit seinen unfehl¬ 
baren Geschlechtskrankheiten. Das Problem ist vorläufig unlös¬ 
bar; selbst der erschütternde Krieg wird unsere Kultur nicht soweit 
zurückverbessern, daß er uns wieder Einfachheit und natürlich 
gesunde Empfindungen beibringt; wir müssen also den Folgen 
der vermutlich sich noch steigernden Geschlechtskrankheiten noch 
energischer zu begegnen suchen. 

Zw r ei Forderungen der Neuzeit bei der Bekämpfung der Ge¬ 
schlechtskrankheiten sind in Deutschland ziemlich erfüllt. Die 
Geschlechtskrankheiten werden allenthalben als Krankheit be¬ 
trachtet, nicht mehr als Schande, von einigen konfessionellen 
Fanatikern abgesehen; das schließt natürlich nicht aus, daß mit 
allen Mitteln der Religion und Moral gegen die Willensschwäche 
vorgegangen wird, daß die Hemmungen vermehrt werden, welche 
die Jugend vor sittlichem und körperlichem Schaden bewahren; nur 
darf man nicht vergessen, daß die Religion schon tausende von 
Jahren an dem Problem arbeitet und es noch nicht gelöst hat; 
es müssen also auch hier neue Wege zu den alten gesucht werden. 

Die andere neuzeitliche Forderung ist die möglichst kosten- 
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lose Behandlung der Geschlechtskrankheiten. Wer denkt da 
nicht an die alten Zeiten der ersten Krankenkassen zurück, aF 
solche Krankheiten entweder von den umsonst zu behandelnden 
Leiden ausgeschlossen waren, oder es bei Erwerbsunfähigkeit kein 
Krankengeld gab. Das war der Gott sei Dank ziemlich über¬ 
wundene Standpunkt der Zeloten, die darin eine Gottesstrafe für 
die Unzucht sahen. Jetzt ist ja allen Versicherten — und die 
stellen schon die größte Mehrheit des Volkes dar - freie Behand¬ 
lung wie bei jeder anderen Krankheit gesichert; nur ist man sich 
darüber einig, daß noch zu viele Versicherte sich vor einer inten¬ 
siven, genügenden Behandlung drücken. 

Etwas würde, bei Unverheirateten wenigstens, durch Bei¬ 
bringung von Gesundheitszeugnissen vor der Eheschließung 
gewonnen; damit würde ja auch endlich einmal der Mann erfaßt, 
von dem bisher fast gar nicht die Rede war. Eine zwangsmäßige 
Festlegung durch Gesetz ist wohl noch nicht erreichbar, und bei 
Freiwilligkeit würden sich wohl gerade die am ersten drücken, die 
in .erster Linie in Betracht kämen; auch wird man den jungen 
Mädchen die peinliche Untersuchung ersparen wollen; und doch 
wäre ohne Zeugnis der Braut die gesundheitliche Garantie unvoll¬ 
ständig; wie in der Debatte in der Berliner Gesellschaft für Rassen¬ 
hygiene vom 6. Febr. 1917 1 ) hervorgehoben wurde, sind 61% der 
infizierten weiblichen Wesen unverheiratet. 

Zu begrüßen ist, daß nach und nach das Gefühl durchzudringen 
scheint, daß es mit der Bekämpfung der Prostitution nicht genug 
ist, daß unbedingt auch der Mann mehr erfaßt werden muß. Ein 
Fortschritt ist jedenfalls zunächst in allen Vorschlägen zu erblicken, 
welche die Personen bestrafen wollen, die, obwohl sie wissen, 
daß sie geschlechtskrank sind, mit anderen geschlec! tlicli ver¬ 
kehren und ihre Krankheit übertragen. Einen diesbezüg¬ 
lichen Vorschlag des Reichstagsausschusses für Bevölkerungspolitik 
hat der Reichstag am 18. Juli 1917 angenommen. 1 ) Bisher ist 
nach dem Reichsstrafgesetzbuch eine Ansteckung durch einen Bei¬ 
schlaf nur unter dem Gesichtspunkt der Körperverletzung strafbar; 
leichte Körperverletzung ist aber Antragsdelikt, es wird, wie 
Schaefer 8 ) hervorhebt, meist keine Verfolgung eintreter. 

‘ - -- , ! 

*) Ärztl. Vereinsblatt 1917, 10. April. 

*) Ärztl. Vereinsblatt 1917, 13. Febr. 

z ) Dr. Fritz Schaefer, Strafbarkeit des Geschlechtsverkehrs bei vene¬ 
rischer Erkrankung. Münch, med. Woohenscbr. 1915, S. 1686. 
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Schon lange ist als Kampfmittel gegen die Geschlechtsseuclien 
das Verbot der Behandlung durch Kurpfuscher von ärzt¬ 
licher Seite verlangt worden; lange haben sich die Volksvertretungen 
gegen diese eigentlich sehr selbstverständliche Forderung gesträubt, 
die wirklich nicht im Interesse der Ärzte, sondern der Allgemein¬ 
heit gestellt wird. Im Kriege haben die militärischen Bdiörden, 
ohne auf sogenannte maßgebende Personen Rücksicht zu nehmen 
--- es ist oft merkwürdig, wie hochgebildete und hochstehende 
Herrschaften sich von ungebildeten, aber mit rücksichtslosem Willen 
begabten ,,Heilkundigen“ imponieren lassen —, das Kurpfuscher¬ 
verbot aus Sorge um das Heer durchgeführt. Es ist zu wünschen, 
daß im Frieden diese Forderung als selbstverständlich Gesetz 
wird. Dippe 1 ) hat ihr vor kurzem noch im Namen der ganzen 
deutschen Ärzteschaft als Entschließung bei der Mannheimer Tagung 
1917 der D. G. z. B. d. G.-Kr. zur Annahme verholten, und zwei 
weitere Krebsschäden, die Fernbehandlung und das öffentliche 
Sichanbieten zur Behandlung dieser Krankheiten mit eingeschlosseu. 

Vor dem Kriege waren die vorbeugenden Maßregeln haupt¬ 
sächlich gegen die Prostitution, die Verführung zu derselben und 
durch dieselbe gerichtet. So führt Bloch 2 ) eine Anzahl Fordt- 
l’ungen auf, die auf weite Gebiete der sozialen Fürsorge und Vor¬ 
beugung sich erstrecken: größere Freiheit der Dienstmädchen und 
Schauspielerinnen, Mutterschaft «Versicherung, Schwangerenheime. 
Pflegeaast alten für Mütter und Kinder, Schwangeren- und Wöch¬ 
nerinnenunterstützung, Verbesserung der Vormimdschaftsverhält T 
nisse und der Fürsorgeerziehung, Einrichtung von Erziehungs¬ 
heimen, Stellen- und Arbeitsvermittlung, Jugendgerichte, Ver¬ 
besserung der Wohnungsverhältnisse, Ledigenheime, Bekämpfung 
des Alkoholismus. Alles Wünsche, die man glatt unterschreiben 
kann. In dem Maße, wie die öffentliche Prostitution abnimmt, 
die freie und namentlich die heimliche zunimmt, genügen die Maß¬ 
regeln, welche in erster Linie die Versorgung der Prostitution 
verhindern wollen, nicht; mehr und mehr wird auch auf den Mann 
eingewirkt. So stellt die Ausschußsitzung der D. G. z. B. d. G.-Kr. 
vom 18. April 1915 8 ) und nachher Neisser 4 ) folgende, sehr be- 

*) Rhein. Ärzte‘Korrespondenz 1917, 14. Aug. 

*) Talmeyer 1. c. S. 366. 

3 ) Münch.med. Woehenschr. 1915, S. 717. 

4 ) Neisser, Was haben wir aus den Erfahrungen des Krieges für die 
Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten gelernt? Münch, ired. Woehenschr. 
1916, S. 1506. 
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merkenswerte Forderungen auf: Aufklärung in der Heimat, auch 
bei Frauen und Krankenkassen, Festhalten der Prostitution bis 
nach dem Kriege, ausgedehnte, persönliche Prophylaxe; ferner 

a) wirtschaftliche und soziale Fürsorge für die arbeitslose weib¬ 
liche Jugend in der Heimat und im Okkupatioasgebiet. 

b) möglichste Einschränkung und Überwachung der Privat¬ 
quartiere ; 

c) Einschränkung des Abendurlaubs; 

d) Einschränkung des Alkoholismus und Bereitstellung von 
Ersatzgetränken ; 

e) Verbot der weiblichen Bedienung sowie überhaupt der 
Aufenthalt weiblicher Personen in den Animierkneipen, Estaminets, 
Bars und ähnlichen Lokalen; 

f) Abkürzung der Polizeistunde; 

g) Schaffung von Soldatenheimen, Lese-, Schreib- und Unter¬ 
haltungsräumen ; 

h) Verbot der Behandlung der Geschlechtskrankheiten durch 
Kurpfuscher. 

Man sieht, wie hier der Mann, namentlich der Soldat, das 
Objekt der Fürsorge bildet; der Kampf gegen die Prostitution 
hat versagt und wird immer versagen. Die erwähnte persönliche 
Prophylaxe des Mannes ist ungeheuer wichtig und hat ja in 
unserem Heere und namentlich der Marine sehr segensreiche Wirkung 
gehabt, wie die Statistiken beweisen. Die anderen Forderungen 
gehen zum Teil reichlich weit. 

Recht radikal ist die Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten 
durch Enthaltsamkeit. Haedicke 1 ) verlangt mit idealem 
Schwung die Einstellung des unehelichen Geschlechtsverkehrs; 
zehn Jahre der Enthaltsamkeit aller kranken Männer würdeji ge¬ 
nügen, die Krankheiten zum Verschwinden zu bringen. Ihm 
sekundiert die medizinische Fakultät in Halle 2 ), die uns klar legt, 
daß die jungen Leute ohne jede Gefahr bis zum 24. Jahre auf den 
Geschlechtsverkehr verzichten können; leider muß die Fakultät 
selber zugeben, daß die allermeisten geschlechtlichen Erkrankungen 
bis dahin akquiriert sind. 


*) Haedicke, Ein offenes Wort über die Geschlechtskrankheiten und 
das ärztliche Berufsgeheimnis. Ärztl. Mitteilungen 1917, Nr. 17. 

l ) Äußerung der medizinischen Fakultät Halle zur Frage der geschlecht¬ 
lichen Enthaltsamkeit. Ärztl. Vereinsblatt 1917, 17. Juli. 
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Die immer neuen Wege, die wir in den letzten Jahrzehnten 
suchen, beweisen, daß das Problem noch ungelöst ist; aber die 
immer größer werdenden Bemühungen, auch an den kranken Mann 
heranzukommen, zeigen uns den richtigen Weg. Bei der Ver¬ 
sammlung der Deutsch-Österreichischen Beratungsstelle für Volks¬ 
wohlfahrt 1 ) empfiehlt Ehrmann allgemeine gesundheitliche 
Prüfung der Bevölkerung von Zeit zu Zeit. Ausgezeichneter 
Gedanke. Wenn er nur durchzuführen wäre! Einen präziseren 
und wohl empfehlenswerten Vorschlag macht Herzfeld 2 ), indem 
er rät, die Untersuchung wenigstens des größten Teiles der Männer 
im Anschluß an die Kontrollversammlungen unter militärischem 
Gesetz vorzunehmen, ein Vorschlag, der um so leichter durch¬ 
zuführen wäre, als jetzt beinahe die ganze männliche Jugend ein¬ 
schließlich Mittelalter im Felde gestanden hat, wo wir ja bei allen 
Formationen diese Untersuchungen regelmäßig vorgenommen haben, 
nicht nur bei den periodischen Gesundheitsbesichtigungen, sondern 
auch vor und nach jedem Urlaub. 

Eine solche wünschenswerte Kontrolle der Männer würde, wie 
eben dieselbe bei den Weibern, in der Luft schweben, ohne daß 
damit ein Behandlungszwang verbunden wäre. Bei der ge¬ 
nannten deutsch-österreichischen Versammlung spricht sich Prof. 
Fing er 8 ) für Behandlungszwang aus, ebenso der Dekan der Wiener 
medizinischen Fakultät, Prof. Tandler. 4 ) Auch in der Sitzung 
der Ärztekammer für die Provinz Hannover 6 ) spricht Bloch sich 
dafür aus, aber gegen eine Meldepflicht, die nur dann statthaben 
soll, wenn der Kranke sich der Behandlung entzieht. 

5. Die neueste Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten. 

Aus dem vorausgehenden Kapitel, bei dem ich etwas weiter 
ausholen mußte, um unsere Verlegenheit bei der Bekämpfung der 
Geschlechtsseuchen darzustellen, geht hervor, daß uns das bisher 
Erreichte noch nicht befriedigte. Man scheute sich aber immer 
noch, die letzte Konsequenz, wie bei anderen Seuchen, zu ziehen 
und eine Meldepflicht einzuführen, man wollte es noch einmal 
mit einem neuen moralischen Druck versuchen und schuf die Be- 


- 1 ) Mitteilungen der D. G. z. B. d, G.-Kr. April 1916. Nr. 3 u. 4. 
l ) Arztl. Mittei hingen 1917, Nr. 25. 

:i ) 1. c. S. 70. 

*i l.c. S. 71. 

3 ) Arztl. Vereinsblfttt 1917, 17. April. 

Zeitechr. t. Bekämpfung d. Gtacblechtekrankb. XVIII. 24 
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ratungsstellen. Aus der Not des Krieges entstanden, hat die 
Bewegung immer weitere Kreise ergriffen und erfreut sich der ener¬ 
gischen Förderung aller Behörden, wobei am zurückhaltendsten 
seltsamerweise die Militärbehörde ist. Nachdem schon im Frieden 
die Landesversicherung der Hansastädte mit der Einrichtung einer 
Fürsorgestelle für syphilitisch Erkrankte vorangegangen war, die 
von Hahn geleitet wird, gaben die Erfahrungen des ersten Kriegs¬ 
jahres, die große Zahl der venerischen Erkrankung in der Etappe 
und in der Heimat, Gelegenheit zu einer erweiterten Organisation. 
Namentlich der Gedanke, daß die so sehr große Zahl der Ver¬ 
heirateten nach der Rückkehr die Seuche weiter verbreiten, und 
daß die im weitesten Umfang eingezogene Landbevölkerung auch 
das bisher ziemlich verschonte flache Land anstecken würde, 
brachte die stets großzügig arbeitende Reichsversicherung in Be¬ 
wegung. 1 ) Schon im März 1915 bereiste der ständige Ausschuß 
der Landesversicherungsanstalten, einer Einladung des General¬ 
gouverneurs von Belgien, Generaloberst von Bissing, folgend, 
gemeinsam mit dem Präsidenten des Reichsversicherungsamtes 
Belgien. Es wurden Mittel zur Bekämpfung der dort .sehr aus* 
gedehnten Prostitution bewilligt, vor allem aber beschlossen, den 
Hamburger Gedanken auszubauen und bis zu allen Kreisen, in 
Stadt und Land, hinunter, Beratungsstellen für Geschlechtskranke 
einzurichten. Aas der Zusammenarbeit des Reichsversicherungs- 
amtts, der Vertreter der Heeresbehörden, des Vorstandes der 
Deutschen Gesellschaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrank¬ 
heiten, der Versicherungsanstalten, Krankenkassenverbände, Be¬ 
rufsorganisationen und Ärzteorganisationen gingen folgende Leit¬ 
sätze hervor: 

1. Zur Verminderung der Gefahr einer Zunahme der Ge¬ 
schlechtskrankheiten im deutschen Volke ist eine Überwachung 
geschlechtskranker Kriegsteilnehmer auch nach ihrer Entlassung 
geboten. Um diese Überwachung erfolgreich zu gestalten, ist 
ein planmäßiges Zusammenarbeiten der Träger der Invaliden- und 
Krankenversicherung mit der Ärzteschaft unerläßlich. 

Zum Zweck dieser Überwachung werden besondere Beratungs¬ 
stellen von den Versicherungsanstalten nach Benehmen mit der 
zuständigen ärztlichen Standes Vertretung eingerichtet. Es kann 


*) Beratungsstellen für Geschlechtskranke. Mitteilungen der D. G. z. B, 
d. G. Kr. 1916, Nr. 1 u. 2. 
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zweckmäßig sein, für Versicherungsanstalten und Sonderahstalteri 
oder für Teile ihrer Bezirke gemeinsame Beratungsstellen ein¬ 
zurichten. 

2. Die Kosten der Einrichtung und Unterhaltung der Be¬ 
ratungsstellen und die Reisekosten der Versicherten tragen die 
Versicherungsanstalten. Der Dienst bet rieb der Beratungsstellen 
wird im allgemeinen nach dem Vorbilde der Fürsorgestelle der 
Landesversicherungsanstalt der Hansastädte in Hamburg einzu¬ 
richten sein. Verzieht der Versicherte in den Bezirk einer anderen 
Anstalt, so werden die über ihn geführten Aufzeichnungen dorfhin 
abgehen. 

8. Die Ärzte der Beratungsstellen sollen sich der Behandlung 
enthalten. Sie haben nur die Notwendigkeit einer solchen fest¬ 
zustellen und den Kranken auf ärztliche Hilfe zu verweisen. 

4. Stellt der Arzt der Beratungsstelle eine Behandlungs¬ 
bedürftigkeit fest, so ist der gegen Krankheit Versicherte grund¬ 
sätzlich der Krankenkasse zu überweisen, es sei denn, daß er 
triftige Gründe gegen eine Behandlung auf Kosten der Kranken¬ 
kasse geltend macht. In diesem Falle wird die Versicherungs¬ 
anstalt die Behandlung auf ihre Kosten übernehmen. 

5. Die Versicherungsanstalt übernimmt ferner die Behandlung, 
wenn der Kranke nicht gegen Krankheit versichert ist. 

6. Die Versicherungsanstalt kann auch die Fürsorge für nicht 
oder nicht mehr gegen Invalidität Versicherte übernehmen, wenn 
der Kranke dem Kreise der versicherungspflichtigen Bevölkerung 
nahesteht und zu besorgen ist, daß ohne das Eingreifen der Ver¬ 
sicherungsanstalt eine sachgemäße Behandlung unterbleibt. 

Also ohne Frage ein recht großzügiger Gedankengang, der 
sicherlich einen Fortschritt in der Bekämpfung der Geschlechts¬ 
krankheiten bedeutet und nur an dem einen Fehler leidet, nicht 
gleich reine Bahn zu maehen. Die Heeresverwaltung will ans 
Rücksicht des ärztlichen Berufsgeheimnisses nur diejenigen ge- 
schlechtskranken, zur Entlassung kommenden Kriegsteilnehmer 
melden, welche selbst damit einverstanden sind, und damit fällt 
die ganze, große Bewegung einfach ins Wasser. Weiß doch jeder 
von uns, der viel mit Geschlechtskrankheiten zu tun hat, daß der 
allergrößte Teil der Kranken sich ungenügend behandeln läßt; 
der Prozentsatz der ungenügend Behandelten ist oben von ver¬ 
schiedenen Seiten auf 90°/o geschätzt, und selbst bei der optimisti- 

24* 
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sehen Ansicht von Chotzen 1 ) von 75% ist die Gefahr für die 
Umgebung nicht viel geringer. Also ohne Zwang kommen wir 
nicht weiter. 

Es ist nun durch Aussprache mit den Vertretern der Kranken- 
kassenorganisationen, mit den Vertreterinnen der deutschen Frauen¬ 
bewegung die Bewegung in immer weitere Kreise hineingetragen 
und vielfach mit Begeisterung aufgenommen worden. Nur die 
Ärzte haben lange gezögert und die vielen Bedenken hervorgehoben, 
die aus dem Gedanken des ärztlichen Berufsgeheimnisses und des 
Vertrauens zwischen Arzt und Kranken heraus gegen die neue Ein¬ 
richtung sprechen. Diese Bedenken verdichteten sich bei einigen 
Ärztevereinen, so Aachen, Köln und Frankfurt a. M. zu Beschlüssen 
gegen die gegenwärtige Organisation der Beratungsstellen. Den 
Standpunkt der Mehrheit des Aachener Vereins gibt Wesen er 2 ) 
in ausführlicher, klarer Darstellung wieder und führt die Bedenken 
.an, die sich einmal auf die Kranken, zweitens auf das Verhalten 
der Kranken zund Arzt und drittens auf die Ärzte selbst beziehen. 
In ersterer Hinsicht bemängelt er die allzu schematische Eiiir 
richtung, die auf die besondere Stellung der Geschlechtskrankheiten 
keine Bücksicht nimmt, die Beschränkung auf die Versicherungs- 
pflichtigen, während die sozial höher Stehenden außerhalb bleiben, 
die Nichtbeachtung der Prostitution und der Unmöglichkeit einer 
gesetzlichen Meldepflicht; im zweiten Punkte verwirft er energisch 
jeden Versuch, die ärztliche Schweigepflicht anzutasten; zuiu 
dritten Punkte wird ausgeführt, daß der Arzt aus seiner bisherigen 
Bolle als fürsorgender, sorgfältiger Untersucher und helfender 
Behandler herausgerissen und nach und nach zum Behandlungs¬ 
techniker degradiert wird. 

Das ist der alte ideale Standpunkt des früheren Familienarztes, 
der meines Erachtens nicht mehr aufrecht zu erhalten ist. Durch 
die Versicherungsgesetzgebung ist ohne Frage das Verhältnis des 
Kranken zum Arzt verändert; infolge der in allen Kreisen herr¬ 
schenden Versicherungswut ist die Ausdehnung der Versicherung 
gegen Krankheiten auf immer weitere Kreise ganz unvermeidlich, 
und die zwischen Arzt und Kranken tretende Zwischeninstanz, 

*) Martin Chotzen, Die zukünftige Bekämpfung der Geschlecht »kränk¬ 
lichen. Berl. kl. Wochenschr. 1918, Nr. 2. 

*) Wesener, Beratungsstellen für Geschlechtskranke, die Aachener Ärzte 
und die Landes Versicherungsanstalt für die Rheinprovinz. Ärztl. Mitteilungen 
1917, Nr. 4 u. 5. 
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der Versicherungskörper, wird seine Befugnisse aus sozialen Gründen 
immermehr erweitern wollen und erweitern; für statistische Zwecke 
— aus denen später gesetzgeberische Maßnahmen hervorgehen — 
wird sehr bald den Ärzten die Meldung der Diagnose auferlegt 
werden. Uns gegen diese Ausdehnung der sozialen Gesetzgebung 
wehren zu wollen, ist nach meiner Ansicht ein Kampf gegen Wind¬ 
mühlen; wir sollten uns, statt zu opponieren, an die Spitze stellen, 
damit nicht alles gegen uns gemacht wird, und es nachher heißt, 
die Ärzte widersetzten sich aus materiellen Gründen jedem Fort¬ 
schritt. Daß es in Wirklichkeit sehr ideale sind, habe ich oben 
bemerkt; aber wir müssen mit der Zeit gehen. 

Wenn ich also auch die Begründung Weseners nicht an 1 
erkenne, so läßt sich doch über die Schlußfolgerung reden, .den 
Arzt nicht mehr, als Unbedingt, nötig auszttsohalten und einen be¬ 
sonderen Fürsorgearzt der Beratungsstelle auszulassen. Daß es 
auch so geht, scheint das in Mannheim angewrandte System zu be¬ 
weisen. Loeb 1 ) führt aus, daß die beratende, belehrende und 
überwachende Stelle durch das Sprechzimmer des Arztes dar¬ 
gestellt wird, der in freier Arztwahl ausgesucht wird. Nach Be¬ 
endigung der ersten Behandlung gibt der Arzt seinem Patienten 
eine gedruckte Ermahnung mit neuem Termin; erscheint er nicht, 
so erhält er in unverfänglichem Umschlag eine neue Mahnung, die, 
wenn nötig, ein zweites Mal wiederholt wird. Auf dann nicht er¬ 
scheinende Patienten fällt jede weitere Einwirkung weg. Der 
Arzt führt eine Personalkarte über jeden Patienten, welche nach 
Abschluß der ersten Behandlung der Geschäftsstelle des Ärzte¬ 
vereins zur Aufbewahrung übergeben wird. Verzieht ein Kranker 
oder gehört er einer anderen Landesversicherung an, so ist die 
Karte der Landesversicherungsanstalt Baden zur weiteren Behand¬ 
lung einzusenden. Für ihre Bemühungen in dieser Registerführung 
erhalten die Ärzte pro Kopf und Jahr 5 Mark. Für die Behandlung 
werden den Ärzten Richtlinien zugesandt. „Die Schweigepflicht 
bleibt gewahrt und das ärztliche Berufsgeheimnis wird in nicht 
stärkerem Maße beeinträchtigt, als es durch die Prüfung der Rech¬ 
nungen und Rezepte für Krankenkassen vorher schon tatsächlich 
geschah.“ : 

Bei dem Mannheimer System wird also das Meldeamt vorüber¬ 
gehend in die Hände der ärztlichen Organisation gelegt, nur in 

< l ) Loeb, Die Mannheimer Beratungsstelle. Ärztl. Vereinsblatt 1918. 
23. Jan. ? 
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besonderen Fällen verbleibt es der Landesversicherung. Aber 
überall stoßen wir auf-denselben Berg, der sich vor weiterem, vor 
wirkungsvollem Eingreifen auftürmt: dem Wegbleiben der Kranken 
und der Fruchtlosigkeit der selbst wiederholten Ermahnung. 

Aus Hamburg berichtet Hahn 1 ) über günstige Erfolge trotz 
der‘.beträchtlichen Zurückhaltung der Ärzteschaft; er will etwa 
1000 neue antisyphilitische Kuren veranlaßt haben. 

Für mich gibt es gar keinen Zweifel, wohin der Weg gehen 
wird: die Beratungsstellen werden in der einen oder anderen Form 
sich durchsetzen und den Übergang bilden zu dem Endziel, welches 
ich für durchaus erstrebenswert halte, zum Behandlungszwang 
und zur ärztlichen Meldepflicht bei Geschlechtskrankheiten. 

6. Sie zukünftige Bekämpfung der Gesehleohttkrunklieiten. 

Ich stelle meine Thesen gleich an die Spitze: 

I. Neue Fälle von Geschlechtskrankheiten werden 
wie andere Seuchen dem Kreisarzt gemeldet. 

II. Der Erkrankte w r ird hinsichtlich der Ausführung 
der von dem freigew'ählten Arzte angeordneten Be¬ 
handlung durch das in jedem Kreise zu errichtende 
Fürsorgeamt, kontrolliert. 

III. Unverbindliche Richtlinien für die Behandlung 
werden von Zeit zu Zeit von der Ärzteschaft aufgestellt. 

IV. Die Wirkung des zu erlassenden Gesetzes be¬ 
ginnt 5 Jahre nach seiner Veröffentlichung. 

V. In diesen 5 Jahren hat eine ausgedehnte Auf¬ 
klärungsarbeit stattzufinden. 

Es ist selbstverständlich, daß alle in den vorhergehenden 
Abschnitten erwähnten Bemühungen zur Bekämpfung dieser Seuchen 
weitergefördert werden sollen, ich beschäftige mich daher nur mit 
dem konsequenten Ausbau der sozialhygienischen Seite. Daß etwas 
geschehen muß, darüber sind wir uns alle einig; daß die bisherigen 
Methoden nicht genügten, beweist das beständige Suchen nach 
neuen. Womit haben wir denn bisher die verheerenden Seuchen 
sö glänzend bekämpft, daß uns selbst die Namen Typhus, Cholera, 
Pest nicht mein schrecken? Durch möglichste Isolierung und 
energische Behandlung und Keimfreimachung des Kranken bis 


*) Hahn, Beratungsstellen für Geschlechtskranke. Ärztl. Vereinsblatt 
1917, 13. Febr. 
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zu den chronischen Bazillenträgern. Und was ist die Grundlage 
dafür? Die Meldepflicht des Arztes. Die Bekämpfung der großen 
Volksseuchen ist gelungen, nicht obwohl, sondern weil die ärzt¬ 
liche Schweigepflicht verletzt werden mußte. Dasselbe werden 
wir durch ähnliche Maßregeln auch bei den Geschlechtsseuchen 
erreichen, die den Menschen nicht wie der Blitz erschlagen, sondern 
langsam bei lebendigem Leibe verzehren. 

I. Neue Fälle von Geschlechtskrankheiten werden 
wie andere Seuchen dem Kreisarzt gemeldet. 

Der Gedanke der Meldepflicht taucht ja auch in den vorauf¬ 
gegangenen Seiten hier und da auf, um aber meist als undurch¬ 
führbar abgeraten zu ■werden. Dreuw 1 ) führt aus, daß er bereits 
1914/15 ein Meldesystem empfohlen habe, wonach die erste Meldung 
eines neuen Geschlechtskranken an ein zentrales „Statistische« 
Gesundheitsamt“ gemacht wird, während nachher der Kranke 
verpflichtet ist, jede Woche ein von einem beliebigen deutschen 
Arzt zu unterschreibendes Formular postfrei an das Gesundheits¬ 
amt zu schicken, bis der Arzt ein Schlußattest über die Heilung 
abgibt. Derselbe Verfasser benennt als frühere Befürworter der 
Meldepflicht den Münchener Ärztlichen Vereinen Prof. Kofe- 
mann, Hofrat Spatz, Prof, von Zumbusch, Prof, von Düring 
und eine Anzahl Laien: Bei der erwähnten Mannheimer Versamm¬ 
lung 1917 des D. G. z. B. d. G.-Kr. sagt der Referent Müller- 
Metz: „Nur der Arzt kann abwägen, ob im Einzelfalle eine Meldung 
nötig ist.“ *Dann wird es sicher keiner tun; höchstens um ein 
krasses Verbrechen zu vermeiden! Die Meldung muß für alle 
Arzte eine gesetzliche Pflicht sein, genau w r ie es jetzt für uns alle 
gesetzliche Pflicht ist, tiefste Verschwiegenheit zu bewahren. 
Haedicke 2 ) empfiehlt Anzeigepflicht wie bei allen anderen Seuchen; 
Schild 8 ) empfiehlt Meldung an den Kreisarzt und Überführung 
in ein Krankenhaus bei Nichtbefolgung der ärztlichen Maßnahmen. 
Bemerkenswert ist also, daß erst in den letzten Jahren die Be¬ 
fürworter der Meldepflicht auftreten; das entspricht aber genau 
unserer sozialen Entwicklung, wie ich sie im Beginne als beein¬ 
flussend für das Verhältnis zwischen Arzt und Krankem darstellte. 
Es wird nicht lange dauern, und alle sozial denkenden Ärzte werden 

*) Dreuw, J. c. 

3 ) Haedicke, 1. c. 

s ) Schild, Zur Kontrolle der Geschlechtskrankheiten. Ärzt. Mittei¬ 
lungen 1917. Xr. 14. 
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sich dieser Forderung anschließen. Ob nun die Meldung an ein 
in der Hauptstadt befindliches Ministerium oder Gesundheitsaml 
oder an eine andere Stelle gerichtet wird, welche die Kontrolle 
übernimmt, ist theoretisch gleichgültig. Praktisch scheint mir 
eine Kontrolle bei einer Zentrale für etwa Preußen oder das ganze 
Reich ungeheuer schwer, namentlich bei dem häufigen Wohnungs¬ 
wechsel der in erster Linie in Betracht kommenden jungen Leute, 
Kaufleute, Offiziere, Studenten, Schauspieler, Prostituierte usw. 
Offiziere dürfen natürlich nicht aus der Kontrolle aus fallen, zumal 
sie einen großen Prozentsatz liefern; aber ihre Meldung und Kon¬ 
trolle muß von der militärischen Leitung aus vorgenommen werden, 
so daß sie im Rahmen der zivilen Vorschriften verläuft. Die Strafen 
müssen genügend scharf sein, um die Durchführung des Gesetze? 
zu erzwingen. Die geeignetste Stelle zur Anbringung der Meldung 
scheint mir der Kreisarzt, der ja auch die anderen Meldungen von 
übertragbaren .Krankheiten erhält und mehr und mehr sich zum 
sozialhygienischen Staatsbeamten entwickelt und bei genügendem 
Gehalte sich ausschließlich seiner staatlichen Tätigkeit widmen 
sollte, nachdem er vorher wenigstens 10 Jahre in allgemeiner 
Praxis zugebracht hat. 

II. Der Erkrankte wird hinsichtlich der Ausführung 
der von dem freigewählten Arzt angeordneten Behänd*- 
lung durch das in jedem Kreis zu errichtende Fürsorge¬ 
amt kontrolliert. 

Das Gegenstück zu der ärztlichen Meldepflicht* ist für den 
Erkrankten der Behandlungszwang. Haben wir doch auch jetzt 
schon in den Seuchengesetzen Handhaben, um Personen, die zu 
Hause keine zweckentsprechende Behandlung haben können, den 
Krankenhäusern zu überweisen; verlangen wir doch von unseren 
Millionen Staatsbürgern, daß sie sich dreimal im Leben der nicht 
sehr angenehmen Prozedur der Impfung unterziehen, um sich und 
andere vor allenfalls möglicher Erkrankung an Pocken zu 
schützen! Der Kranke soll sich einen Arzt nach seinem Belieben 
aus wählen; es ist Wert darauf zu legen, daß die Ermächtigung 
zur Behandlung dieser Krankheiten nicht einem geschlossenen 
Kreise, womöglich von Fachärzten überlassen, sondern der All¬ 
gemeinheit der Ärzte anvertraut wird. Damit wird einerseits er¬ 
reicht, daß jeder einen Arzt seines Vertrauens aus wählen kargi. 
auch einen solchen, der besondere Verfahren repräsentie.t, z. B. 
Homöopathie, Wasser- oder sonstige physikalische Behandlung, 
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soweit er ein approbierter Arzt ist; es wird ferner erreicht, daß 
der allzu großen technischen Geschäftigkeit einiger Fachärzte ein 
Gegengewicht geboten wird; auch würden manche sensitive Kranken 
eher in das Wartezimmer eines praktischen Arztes, als eines Spezia¬ 
listen gehen. Das Gesetz, -wonach die Prüfung in Haut- und Ge¬ 
schlechtskrankheiten als Pflichtfach dem ärztlichen Staatsexamen 
beigefügt wird, ist ja ein Beweis, daß man die Wichtigkeit der 
Heranziehung der gesamten Ärzteschaft begreift. Die vom Arzt 
dem Kreisarzt eingereichte Meldung wird nun an die kontrollierende 
Stelle weitergegeben. Vorläufig erfüllen ja die wenigen Beratungs¬ 
stellen diesen Zweck. In Zukunft wird hoffentlich das Fürsorge-' 
amt in jedem Kreise ins Leben treten, worin alle sozialhygienischen 
Bestrebungen einen lebendigen Mittelpunkt haben sollen. Diese 
sind auf dem Lande mindestens ebenso wichtig wie in der Stadt; 
in dieses Fürsorgeamt gehören also nicht nur die Geschlechtskrank¬ 
heiten und die von Brett mann 1 ) den Beratungsstellen zuge¬ 
dachten Gesundheitszeugnisse für Brautpaare, sondern auch die 
Tuberkulose, die Pflege der Säuglinge und kleinen Kindern, die 
schulärztlichen Angelegenheiten der Volksschulen, Mittelschulen, 
Fortbildungsschulen und höheren Schulen, Mütterberatung, Haus¬ 
pflege, Krüppelfürsorge, Wobnungshvgiene, auch die Propaganda 
und Aufklärung hygienischer Art durch Vorträge, Lichtbilder usw., 
kurz alles, was jetzt in eine Menge von Fürsorgestellen und -ämtem 
verstreut ist. Hier müssen unter amtlicher Leitung auch die ver¬ 
schiedenen privaten Bestrebungen vereinigt und organisiert werden, 
ähnlich wie jetzt im Kriege die freiwillige Krankenpflege sich der 
militärischen Leitung einordnet. Die vielen vorhandenen Zweige 
dieses Amtes, die mit Buchstaben oder Zahlen zu unterscheiden 
wären, würden von so vielen Seiten aufgesucht und würden sich 
mit ihren Mitteilungen, Aufforderungen und Aufklärungen an so 
verschiedene Kreise wenden, daß auch die Verbindung mit der 
Zweigstelle für Geschlechtskrankheiten oder vielleicht auch für 
ansteckende Krankheiten im allgemeinen nichts besonders Auf¬ 
fallendes haben würde. Der Arzt meldet nun nur noch, wenn 
eine Kur beendet ist unter Angabe des Zeitpunktes, wann er eine 
neue empfiehlt, oder falls sich der Kranke der Behandlung ent¬ 
zieht. Im ersteren Falle, falls der Kranke nicht zum angesetzten 

! ) Brettmann, Gesundheitszeugnisse vor der Eheschließung (Ausbau 
der Beratungsstellen der Landesversicherungsanstalten). D. med. Woehenschr. 
1918. Xr. 5. 
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Termin mit Antritt der neuen Kur wieder gemeldet wird. und im 
letzteren Falle, falls nicht seitens eines anderen Arztes eine ent¬ 
sprechende Meldung einläuft, müssen dem Amt gesetzliche Zwang*- 
maßregeln zur Seite stehen. Wie weit mit dem Amt Untersuehung*- 
stellen — ein pathologisches Laboratorium — anzugliedem sind, 
hängt von der finanziellen Ausführbarkeit ab; nötig sind sie nicht 
aber empfehlenswert als Zentralstellen für alle vorkommenden ärzt¬ 
lichen Bedürfnisse. 

III. Unverbindliche Richtlinien für die Behandlung 
werden von Zeit zu Zeit von der Ärzteschaft aufgestellt. 

Die militärärztliche Behörde, eine der glänzendsten Zweig¬ 
stellen unserer gewaltigen militärischen Organisation, hat uns im 
Kriege öfter Merkblätter zugesandt, mal über Cholera, mal über 
Ruhr, über Pocken, über Wolhynisches Fieber, über Malaria, über 
WeiIsche Krankheit usw., worin uns die nach dem jeweiligen 
Stand der Wissenschaft feststehenden Tatsachen mitgeteilt und 
damit Richtlinien für Vorbeugung und Behandlung gegeben wurden. 
Etwas Ähnliches wäre für die zukünftige staatsmäßige Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten erwünscht. Wer die Fortschritte der 
Dermatologie eifrig verfolgt, findet sich in dem Wust der in allen 
Zeitschriften erscheinenden neuen Medikamente und Methoden nur 
mühsam zurecht, und doch gelingt es immer, nach einiger Zeit 
große, beherrschende Gesichtspunkte zu gewinnen, die Spreu vom 
Weizen zu sondern und das wirklich Brauchbare und Gute feßt- 
zuhalten. Es brauchte also nur ein Ausschuß von Ärzten von 
Zeit zu Zeit — alle paar Jahre genügt vollständig ■— ein ähnliches 
Merkblatt aufzustellen, und jeder vernünftige Arzt würde sich 
damit zufrieden geben. Wichtig ist, daß dem Airsschuß eine größere 
Zahl praktischer Ärzte angehören, wodurch eine größere Stabilität 
gesichert ist und einer überflüssigen Polypragmasie der Fachärzte 
entgegengearbeitet wird. W’ohlgemerkt handelt es sich um Richt¬ 
linien, nicht um einen durch Majorisierung erlassenen Befehl. 
Natürlich bleibt es jedem Arzt unbenommen, nach seiner wissen¬ 
schaftlichen Überzeugung zu handeln und zu behandeln; der 
Forscher wird natürlich neue Wege suchen und wandeln und da s 
Risiko dabei übernehmen; auch dem Arzt und Facharzt bleibt es 
unbenommen, neue Methoden und Mittel anzuwenden, doch wird 
in strittigen Fällen das Urteil mit den zur Zeit gültigen Richtlinien 
zu rechnen haben. Damit ist ja auch eine größere Garantie für 
den Kranken und die Allgemeinheit gegeben. 
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Solche Eichtlinien braucht es natürlich nicht nur für die Be¬ 
handlung zu geben, sie lassen sich auch für die Beurteilung 
verallgemeinern. Die Frage, ob eine Lues oder Gonorrhoe voll¬ 
kommen geheilt sind, ist mit absoluter Sicherheit bisher überhaupt 
nicht zu beantworten; es gibt ärztliche Autoritäten, die eine Syphilis, 
welche nach einmaliger gründlicher Behandlung mit Salvarsan 
und Quecksilber nach einem halben Jahr einen negativen Wasser¬ 
mann gibt, für geheilt erklären, andere halten sie trotz aller ne¬ 
gativen Wassermänner für unheilbar. Nun kann die Praxis sowohl 
der Behandlung wie auch der Begutachtung sich mit Extremisten 
und Querköpfen nicht aufhalten; das Leben verlangt Entschlüsse, 
und so kann sehr wohl über die Köpfe der Theoretiker hinaus, die 
jeweilige Anschauung darüber festgelegt werden, welche allgemeinen 
•Grundsätze für die Beurteilung, ob eine Syphilis oder Gonorrhoe 
geheilt ist, gelten sollen, wobei gewiß jedem einzelnen Arzte un¬ 
benommen ist, sein eigenes abweichendes Urteil zu haben; nur 
muß er sich der Gefahr und der eigenen, nun viel größeren und 
schwierigeren Verantwortung bewußt sein. 

«. IV. Die Wirkung des zu erlassenden Gesetzes be¬ 
ginnt 5 Jahre nach seiner Veröffentlichung. 

Die Forderung erscheint paradox, gemessen an der durch den 
Krieg veranlaßten Dringlichkeit entscheidender Maßregeln. Doch 
ist die Sache nicht so schlimm. Auf der einen Seite sind die Be¬ 
ratungsstellen der Landesversicherungsanstalten in Tätigkeit und 
werden ihre Schuldigkeit im Rahmen der augenblicklichen Gesetz¬ 
gebung schon ton; auf der anderen Seite hoffe ich, daß die Be 
mühungen Erfolg haben werden, welche auf dem Wege der Gesetz¬ 
gebung oder Verordnung die Militärverwaltung ermächtigen sollen, 
die vorhandenen Geschlechtskranken den Beratungsstellen bei der 
Entlassung aus dem Heere zu melden. Damit wäre der Gefahr 
der Verseuchung der Bevölkerung nach dem Kriege zunächst ein 
Riegel vorgeschoben, und ein entscheidender Schritt auf dem von 
mir vorgeschlagenen Wege einer allgemeinen Meldepflicht geschehen. 
Ein solcher neuer Gedanke braucht Zeit, um sich bei den maß¬ 
gebenden Fachleuten, Ärzten, Juristen, Politikern festzusetzen; er 
braucht noch viel länger Zeit, um das beteiligte große Publikum 
zu durchdringen. Und es soll vor allem nicht die gegenwärtige 
Generation der Kranken, die ihr Leiden vielleicht vor Jahren er¬ 
worben und mit allen Mitteln der List und der ängstlichen Be¬ 
sorgtheit im innersten Busen verheimlicht und nur dem Arzt ihres 
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Vertrauens offenbart haben, beunruhigt und in neue schwere Ge¬ 
wissensnot gestürzt werden. Das ist durchaus unnötig; wir werden 
selbstverständlich alle Geheimnisse getreu bewahren; ich habe aus¬ 
drücklich als Gegenstand der Gesetzgebung alle neuen Fälle be¬ 
zeichnet, denke, also gar nicht daran, alte Wunden aufzureißen. 
Selbst wenn alte Fälle wieder infektiös werden, sollen sie nicht 
unter die Meldepflicht fallen; die alte Generation, die so viel Tra¬ 
gödien durch das Vertuschungs- und Verheimlichungssystem hat 
erdulden müssen, soll ihr Geheimnis bewahren. Und die neue 
Generation soll davor bew ? ahrt bleiben, durch die gleiche Geheim¬ 
nistuerei die gleichen Tragödien zu erleben und hervorzurufen. 
Die Zwischenfrist soll also eine Vorbereitimg des neuen Geschlechts 
sein; es spielt gar keine Bolle, ob in den kommenden Jahren noch 
der eine oder andere der Kontrolle entgeht; mit den späteren Jahren 
wird sie immer genauer und umfassender werden. 

V. In diesen 5 Jahren hat eine ausgedehnte Auf¬ 
klärungsarbeit zu erfolgen. 

In diesem Punkte hat die Deutsche Gesellschaft zur Be¬ 
kämpfung der Geschlechtskrankheiten schon Bedeutendes geleistet; 
auf dieser Grundlage muß energisch weiter gebaut werden. Wir 
müssen uns ja nicht einbilden, daß die Großstadtjugend von 
18 Jahren an den Storch glaubt; als Eltern sind wir nur zu sehr 
geneigt, unseren Kindern eine Kindlichkeit zuzumuten, die sie in 
der Stadt schon früh verlieren. Ich weiß, daß in der geschlecht¬ 
lichen Aufklärung große Schwierigkeiten zu überwinden sind; aber 
seien wir offen: wir brauchen sie nicht so sehr, denn wir kommen 
damit meist zu spät. Etwas ganz anderes ist es mit der Auf¬ 
klärung über die Geschlechtskrankheiten; die braucht erst vor¬ 
genommen zu werden, wenn wir annehmen*können, daß die schwie¬ 
rige Periode der geschlechtlichen Reifung soweit überwunden ist, 
daß wir die rohen Umrisse als bekannt voraussetzen dürfen. Dann 
ist es aber auch die höchste Zeit, denn es ist bekannt, daß gerade 
in jungen Jahren die meisten derartigen Krankheiten erworben 
werden, und zwar bei beiden Geschlechtern. Es sollte also die 
Jugend, ehe sie ins freie Leben eint ritt, über das belehrt werden, 
was ihrer wartet, die gesetzliche Festlegung der ärztlichen Melde¬ 
pflicht würde eine neue, sehr nützliche Hemmung geben, ohne 
daß auf alle anderen, Erziehung durch das Elternhaus, religiös¬ 
sittliche Unterweisung usw. verzichtet würde. Aber auch der 
Hinweis auf die Gefährdung der Umgebung, das Wohl der Nach- 
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konunenschaft, das Interesse der Allgemeinheit muß herangezogen 
werden und wird um so leichter wirken als der soziale Gedanke, 
der Gedanke der gegenseitigen Bücksichtnahme immer- weiter 
schreitet. Es sollte also, um meinen Zweck zu erreichen, die Jugend 
und alles, was durch die staatliche Organisation und freiwillige 
tiiebesarbeit zu erreichen ist, aufgeklärt werden. An das Ende 
der Jahrgänge der Fortbildungsschulen (auch für Mädchen), der 
höheren Knaben und Mädchenschulen, aller militärischen und 
privaten Erziehungsanstalten, welche Zöglinge im Alter von 16 bis 
17 Jahren an betreuen, sollte eine Hygienewoehe oder Gesund¬ 
heit s wo ch e gesetzt werden, welche von einem taktvollen und vor¬ 
tragsfreudigen Arzte geleitet, die wichtigsten Kapitel der sozialen 
Hygiene im Zusammenhang behandelt. Im Zusammenhänge mit 
der allgemeinen Volksgesuüdhdt können einzelne Abschnitte weit¬ 
läufiger, andere kürzer erledigt werden; der Alkohölismus ver¬ 
dient besondere Beachtung, bei der Besprechung der Seuchen 
lassen sich zwanglos die Geschlechtskrankheiten unterbringen. Ich 
meine, es sollte neben dem an manchen Stellen gegebenen biolo¬ 
gischen Unterricht am Schluß der Schulzeit eine pathologische 
Woche den Schülern die Beziehungen der Krankheiten zur Volks¬ 
gesundheit vermitteln und dadurch den unzeinen zu größerer 
Verantwortung gegenüber der Gesamtheit erziehen. Einsichtige 
Schuldirektoren haben ja jetzt schon in den Vorträgen über Alkohol, 
welche durch den rührigen Verein gegen den Mißbrauch geistiger 
Getränke vermittelt und durch Ärzte gehalten werden, Ansätze 
gemacht. Eine solche abschließende Gesundheitswoche sollte auch 
den Eltern zugängig gemacht werden, damit sie keine falschen 
Vorstellungen erhalten. Diese Vorträge und Demonstral ioöen, 
Lichtbilder usw. w r ären durch das Fürsorgeamt zu veranlassen — 
soweit die Schulleiter sie nicht selbständig einrichten können — 
und finanziell durch die Mittel zu decken, w r elche Staat, Ländes- 
versicherung, Gemeinden und private Stiftungen für diesen Zweck 
vereinigen. In ähnlicher Weise wäre dafür zu sorgen, daß den 
Vereinigungen der Studenten und Studentinnen jedes Jahr einmal 
das Kapitel der Geschlechtskrankheiten vorgeführt würde, daß 
allen Vereinen junger Leute beiderlei Geschlechts und den Frauen- 
vereinen — bei weiblichen Wesen meinetwegen durch Ärztinnen — 
von Zeit zu Zeit in Wiederholung eine ärztliche Belehrung über 
dieses Kapitel unter Hinweis auf die neuen Gesetze zu teil würde. 
Ich bilde mir nicht ein, die Welt in ein.paar Jahren zu reformieren. 
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ich habe auch durchaus nicht die Überzeugung, daß die Jugend 
durch solche Vorschläge wesentlich gebessert wird. Jugend wird 
auch in späteren Jahrhunderten ebensowenig Tugend haben wie 
jetzt, aber das eine glaube ich doch, wenn auch erst in Jahrzehnten , 
unablässiger Arbeit, erreichen zu können, daß der zukünftigen 
Generation das Gewissen gegenüber der Umgebung, der Gesamt¬ 
heit, dem Vaterlande geschärft und den Geschlechtskrankheiten 
langsam der Boden entrissen wird. Dazu soll die Meldepflicht 
das Mittel und die Aufklärung die Vorbereitung sein. Die fünf 
Jahre sollen ein Zwischenstadium darstellen, in dem die Welt, 
auch die der Verheirateten auf das Kommende aufmerksam ge¬ 
macht und beizeiten gewarnt wird. 

7. Einwinde. 

Die vielen schweiwiegenden Einwände, welche einer ärztlichen 
Meldepflicht gerade bei diesen Erkrankungen entgegenstehen, sind 
natürlich auch mir aufgestoßen; bei dem Standpunkt der ver¬ 
schieden urteilenden Beobachter liegt der Unterschied darin, wie¬ 
weit man den bestehenden Zustand für gefährlich und wieweit 
eine Besserung für möglich hält. Die meisten Punkte sind von 
zwei bekannten und hervorragenden Autoritäten, Blaschko- 
Berlin 1 ) und Stern-Düsseldorf 2 ) sehr klar herausgearbeitet worden. 
Trotzdem erlaube ich mir anderer Meinung zu sein, vielleicht weil 
ich in die Fortentwicklung der Menschheit nach der Seite der 
sozialen Verantwortlichkeit hin ein größeres Vertrauen habe. Gewiß 
ist eine Isolierung bei allen Infektionskrankheiten im infektiösen 
Stadium erwünscht; aber der Wunsch ist nicht glatt durchzuführen; 
wir behandeln noch immer eine Anzahl Typhus-, Scharlach- und 
Diphtheriefälle und die meisten Tuberkulosefälle in ihren Woh¬ 
nungen, wo von einer vollkommenen Isolierung nicht die Bede 
sein kann, und Tausende von Bazillenträgern von Typhus, Kuhr, 
Streptokokken, mit Malaria und Wolhynischem Fieber Infizierte 
laufen umher. Aber diese Leute haben auch gelernt, sich selber 
zu beobachten oder werden z. B. beim Militär kontrolliert; dasselbe 
erwarte ich von der Meldepflicht bei den Geschlechtskrankheiten. 
Erleichternd wirkt bei diesen, daß eine zeitige Meldung und Be- 

*) A. Blaschko, Ist eine Anzeigepflicht der Geschlechtskrankheiten an¬ 
zustreben ? Mitteilungen der D. G. z. B. d. G.-Kr. 1916, Nr. 3 u. 4. 

*) Stern, Ist eine Staatskontrolle der Geschlechtskrankheiten möglich 1 
Ärztl. Mitteilungen 1917, Nr. 11. 
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handlung auch baldigen Verschwinden der Infektiosität bedingt 
und das Neuauftreten durch die Zwangskontrolle in sehr engen 
Grenzen gehalten werden kann. Also an eine Isolierung denke 
ich gar nicht, sie käme nur für widerspenstige'Kranke in Betracht, 
wie eine Zwangsimpfung bei Pocken. Die Meldung soll sich natür¬ 
lich auf alle Kranken erstrecken und dadurch auch die Lässigen 
verpflichten, sich behandeln zu lassen. Das Kurpfuscherverbot 
wäre doch nicht zu schwer durchzuführen; die Ausrede der Herren, 
daß sie nicht wußten, es handle sich um eine Geschlechtskrankheit, 
ist durch die Bestimmung leicht zu umgehen, daß jede Erkrankung 
an den Geschlechtsorganen zu behandeln untersagt bleibt; 99°/ 0 
der Geschlechtskrankheiten machen sich doch an den Geschlechts¬ 
organen bemerkbar. Eine schnellere und gründlichere Behandlung 
wird sicher erzielt, wenn nunmehr auch die private Klientel heran¬ 
gezogen wird, denn Meldepfücht und Behandlungszwang soll sich 
auf alle erstrecken. Der einmal Gemeldete, der den Anordnungen 
des Arztes nachkommt, hat natürlich keine Mahnungen und Be¬ 
lästigungen seitens des Fürsorgeamtes zu befürchten. Und dem 
Lässigen schadet es nichts, wenn er herausgeholt wird. Dem ab 
Beispiel angeführten Bankier Meier, der in Behandlung ist, aber 
gewissenlos genug ist, trotz infektiöser Lues noch ein paar Mädchen 
anzustecken, wird wohl das Handwerk gelegt werden, wenn, wie 
ich voraussetze, die Methoden der staatlichen Bekämpfung in- 
einandergreifen, und der Antrag wegen Körperverletzung nicht 
von dem Willen des etwa bestochenen Mädchens, sondern vom 
Staatsanwalt abhängt! Wieviel in puncto Geschlechtskrankheiten 
gelogen und geschwindelt wird, weiß ich zur Genüge aus meiner 
eigenen Sprechstunde; ich weiß auch, mit welcher Mühe manche 
Verheiratete ein ganzes Lügennetz ihrer Familie gegenüber auf¬ 
recht erhalten, um eine Katastrophe zu vermeiden. Ich erwarte 
aber — und solche Beobachtungen wie die eben genannten, haben 
mir die Gedanken zu meinen Vorschlägen eingegeben —, daß eine 
Verpflichtung, die Anfänge der Erkrankung behandeln zu lassen, 
eben solche Familientragödien unmöglich macht. Ich werde gewiß 
nicht das Eingreifen des Staates in innere Familienangelegenheiten 
ohne Grund befürworten; aber die Ansteckung eines verheirateten 
Mannes mit Lues oder Gonorrhoe ist heutzutage keine innere 
Familienangelegenheit mehr; und sollte man auf den leichtsinnigen 
Manu, der seinen Geschlechtstrieb nicht einmal ein paar Wochen 
bis zur Heilung seiner Infektion beherrschen kann, etwa mehr 
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Rücksicht nehmen, als auf die nichtsahnende, unschuldige Frau 
und das ungeborene Geschlecht, das Zukunftskapital des Vater¬ 
landes? Das will mir nicht einleuchten. Das werden sich auch 
die Frauenvereine, denen die Rolle der Aufklärung in den Kreisen 
der reifen Frauen und Mädchen zufällt, wohl nicht gefallen lassen. 
Stern meint, die allgemeine Anzeigepflicht sei undurchführbar, 
ferner schädlich im Kampfe gegen die Erkrankung und gefährlich 
für den Ärztestand. Warum sollte sie undurchführbar sein? Wenn 
sie erst Gesetz ist, müssen sich die Ärzte_ ebenso gut damit ab- 
finden, wie mit der Zwangspockenimpfung und sonstigen Ver¬ 
pflichtungen der sozialen Medizin, und das Publikum wird eben 
in seiner Gesamtheit sich an eine gesundheitliche Beaufsichtigung 
gewöhnen müssen, wie die ganze Menge der gegen Krankheit Ver¬ 
sicherten schon jetzt. Dem größten Teil der Geschlechtskranken 
ist es nicht Ernst mit ihrer Krankheit, das beweist der ungeheure 
Prozentsatz der nicht genügend Behandelten, imd diejenigen, die 
♦:*s ernsthaft meinen, brauchen durch die einmalige Meldung keine 
Schande zu befürchten; es hängt nur von ihrer Gewissenhaftigkeit 
ab, daß ihr Name nicht öfter hin- und her gezerrt wird. Daß die 
Anzeigepflicht im Kampfe gegen die Geschlechtskrankheiten schäd¬ 
lich oder dem ärztlichen Stande gefährlich sein soll, scheint mir 
deshalb undenkbar, weil ja das Gesetz gleichzeitig den Behand¬ 
lungszwang durch Ärzte einführen und kurpfuscherische Behand¬ 
lung, briefliche und sonstige Fernbehandlung, sowie das öffentliche 
Anbieten von Ärzten verbieten soll. Der allergrößte Teil der 
Kranken wird sich doch an die Ärzte wenden, über deren Gewissen¬ 
haftigkeit doch kein Zweifel besteht; die jetzt bestehende offene 
Kurpfuscherei werden wir nie unterdrücken, so lange wir nicht 
dafür sorgen, daß es keine unheilbaren Krankheiten mehr gibt; 
aber eine geheime, die gegen das Gesetz über die Anzeigepflicht 
dauernd verstieße, w f äre doch ein zu großes Risiko und hielte sich 
wohl nicht lange. Den Ärzten aber kann durch den Zuwachs einer 
Reihe von Patienten und die Erfüllung gesetzlicher Pflichten doch 
kein Schaden erstehen; die paar dunklen Existenzen, die es in 
jedem Stande gibt, werden auch bei uns natürlich nicht fehlen; 
aber es ist doch ein ganz anderes Risiko, etwa durch Nichtmeldung 
sich dauernd gegen ein Gesetz zu vergehen, als etwa durch markt¬ 
schreierische Anpreisung gegen ärztliche Standesanschauungen. 

So glaube ich, daß die vorhandenen Bedenken nicht schwer¬ 
wiegend sind oder nach und nach durch die Praxis unter dem 
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neuen Gesetz überwunden werden; jede Übergangszeit ist schwierig, 
und man trennt sich ungern von Anschauungen, die man gewisser¬ 
maßen mit der ersten Milch der Alma Mater eingesogen hat; aber 
man muß auch verstehen, beizeiten umzulernen. 

8. Schluß. 

Der große Krieg wird uns dabei behilflich sein. Wir, die wir 
draußen jahrelang an der Front nach dem Wort „einer für alle, 
und alle für einen!“ die Größe des gemeinsamen Eingens und der 
gemeinsamen Verantwortung tiefer empfunden haben, als das 
Heimatsheer, dem die tägliche Erregung der Fühlung mit dem 
Feinde fehlt, und das daher leichter in alte, liebe Geleise zurück¬ 
fällt, wir werden wohl die Führung übernehmen müssen, um den 
neuen Gedanken Geltung zu verschaffen.' Wir haben da draußen 
«lie gewaltigen Erfolge der staatlichen, militärischen Organisation 
kennen und bewundern gelernt und auch über den militärärztJichen 
Dienst und seine Bedeutung umlernen müssen; wir haben tag¬ 
täglich die Unterordnung und Selbstverleugnung des einzelnen 
zum Wohle des Ganzen als große Leistung empfunden und doch 
wieder als selbstverständlich betrachtet; wir müssen die großen 
Gesichtspunkte auch in das weitere Leben übernehmen und klein¬ 
liche Zweifel — wenn sie auch noch so tief vom einzelnen emp¬ 
funden sind — zu widerlegen suchen. Die» großzügige Politik des 
Reichs versicl#rungsamt es darf in uns Ärzten kein kleines Geschlecht 
finden. Durcli die sozialen Versicherungen hat die Ärzteschaft 
auf der einen Seite schwer gelitten, auf der anderen neue Aufgaben 
und neue Fähigkeit erhalten; die Pflicht unserer Vertretungen ist 
es, den ärztlichen Standpunkt zu wahren, aber nicht über dem 
einzelnen das Ganze zu übersehen. So hat ja auch Dippe, wie 
oben bemerkt, den Standpunkt der deutschen Ärzteschaft dahin 
festgelegt, daß sie die Beratungsstellen nach Kräften fördern wolle; 
damit ist die Grundlage für die weitere Entwicklung gegeben. 
Aber wenn diese Grundlage im Geiste Kaufmanns 1 ) ein solides, 
weit aasschauendes Gebäude tragen soll, dann müssen wir Arzte 
wesentlich zum Ausbau mithelfen, nicht daneben stehen und uns 
freuen, wie langsam Stein für Stein mühsam herbeigetragen wird, 
sondern selber Wagenladungen voll herausschleppen. Wir müssen 

* J ) Dr. Paul Kaufmann, Krieg, Geschlechtskrankheiten und Arbeiter¬ 
versicherung. Berlin 1916. 

Zeitsohr. f. Bekftropftrog d. Geachlechtekrankh. XV111. 26 
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uns klar machen: der Gedanke einer besseren Bekämpfung der 
Gesohlt chtskranken setzt sich ohne Frage durch, mit oder ohne 
uns Ärzte. Da sollten wir doch die Entwicklung zu beeinflussen 
und zu beschleunigen suchen und die logische Weiterbildung des 
Gedankens der Beratungsstellen zu Behandlung**zwang und Melde¬ 
pflicht unserseits fordern; denn kommen werden sie doch, wenn 
erst einmal ein weitausschauender Politiker die Halbheit der jetzt 
empfohlenen Beratungsstellen erkennt. Dann werden wir wohl 
wieder hinterher folgen müssen und mit dem Vorwurf der -Rück¬ 
ständigkeit behaftet bleiben. Unseren Anteil an den Vorteilen 
der sozialen Versicherungen, einer der großartigsten modernen Ge¬ 
danken, wird man uns lieber geben, wenn wir freudig mit.arbeiten 
— demi wir sind die Berufensten dazu -, als wenn wir grollend 
fcur Seite stehen. Hat wohl mancher von uns Ärzten darüber 
nachgedacht, wie so ganz anders die Unternehmer und Fabrikanten, 
die doch wahrlich ihren Teil an Deutschlands Größe» haben, durch 
die soziale Gesetzgebung in ihrer Bewegungsfreiheit gehemmt 
worden sind, daß sie der Allgemeinheit durch die Aufgabe ihrer 
invidualisiereiiden, schöpferischen Kraft viel mehr Opfer gebracht 
haben, als wir jemals durch gesetzliche Beschränkung der ärzt¬ 
lichen Schweigepflicht bringen können? Jetzt schon müssen wir 
die alte Schweigepflicht täglich brechen und Dvphtherie, Tuber¬ 
kulose, Ruhr, Scharlach, Typhus, an denen unser«» Jtfatientcn sich 
schuldlos infiziert haben, melden; sollten wir da Bedenken tragen 
gegen eine Meldung der Geschlechtskrankheiten*? Sit» sind doch 
nun einmal selbst verschuldet, und wenn wir auch nicht darüber 
zu richten haben, sondern nur unser ganzes Wissen und Können 
an die Heilung legen sollen, wird nicht in 90% aller Fälle unser 
Streben durch die Unvernunft der Kranken vereitelt? Und sollen 
wir als Arzte und Staatsbürger ruhig Zusehen, wie sie unschuldige 
Frauen und Kinder vergiften und dem Staate, dein jetzt jedts 
Menschenleben kostbar ist. schwöre Wunden schlagen? ,,Salus 
aegroti suprema lex esto“ ist ein sehr schöner Satz; aber < r- 
habener ist noch der andere: ,,Suprema lex salus rei publica«-.“ 
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Wir bitten Originalpackungen zu 20, 80, 250, 500 oder 2500 g zu verordnen. 
Literatur ur.d Proben kostenfrei durch 

AtHenstaedt <51 RedeKer, Hemelingen. 

Ferner empfohlen: Perrheumal — Acetonal tfaemorrhoidal-Zäpfchen — 
Tinctura Ferri Athenstaedt — Athensa — Toramin. 
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Arsa-Lecin 

Ideajes und wohlfeilstes Präparat 
für Rrsen-Eisentherapie. 


Wohlschmeckende Lösung von Eiweiss-Eisen mit organ. geb. Phosphat u. Arsenit. 

Arsen-Lecintabletlen 

mit Zusatz von glyzerinphosphorsaurem Kalk. 



Ourt BZatoltgsoJbL Verlag ln W ilrslDurg. 


Anleitung und Indikationen für 
Bestrahlungen mit der Quarzlampe 
„KQnstliche Höhensonne“ 

Von Sanitätsrat Dr. Hugo Bach, Bad Elster in Sachsen. 

Zweite ergäozte Auflage. *12 Seiten mit 5 Abbildungen 
im Text und 1 farbigen Tafel 1915. M. 1.70 
Bildet Würzburger Abhandlungen aus dem Gesamtgebiet der praktischen Medizin Bd. IS. Heft 1/2. 

Du s Werk hat eich in überraschend kurzer Zeit sehr gttt eingeführt, ohne grossen Zeit¬ 
aufwand ermöglicht es eine gründliche. Orientierung übet' die neue "Heilmethode, 

/ 


Cholevnl 


das neue 


Antigonorrhoikum 


Einfachste Handhabung 

durch leichtlösliche, auch prophylaktisch verwendbare 

Choleval-T abletten 

0,25 und 0,5 g, Röhrchen mit 10 Stück. 

Für den Gebrauch in Krankenhäusern: 
Packungen mit 100 und 500 Tabletten. 


Literatur zur Verfügung! 


E. MERCK, DARMSTADT 
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Ein neues Lichtbad 

mit Hochgebirgs-Sonne ähnlichem Strahlengemisch 

ist das 

„Ultra-Polysol“- 
Liehtbad 

(Upe-Lichtbad) 

Geringer Wtroniverbranoh! 'W 

Hoher Mnfgeffekt! 

Hervorragende Vorteile: 



„tlira- l'olysnr -LicbiDad mit Kadinsi l - Lampen 
(.Upe-Lichtbad) 


1. Eine große Lichtfülle strahlender Energie. 

2. Ideales Strahlengemisch (rot-gelbe und blau-violette Strahlen In zweckmäßiger Verteilung). 

3. Ganz geringe Leitungswärme, langsam ansteigende Temperatur, welche große Höhe auch bei 
langer Dauer nicht erreicht. 

4. Starker Schweißausbruch meist schon bei einer Temperatur, die unter der normalen Körper¬ 
temperatur liegt. 

5. Keine Erhöhung der Blutwärme, vielmehr Vermeidung jeder Wärmestauung im Körperinnern. 

6. Trotz großer Lichtfülle und vervielfachter Strahlungsenergie große Ersparnis im Stromverbrauch, 

zirka 5 fache Stromausnutzung. 

Allelnfabrlkatfton ; Man verlange ausführlichen Prospekt! 

Electrizitätsgesellschaft „Sanitas“ 

Berlin N 24, Friedrichstr. 131 XII, Ecke Karlstr. 



Ernst Leitz, Wetzlar, 

Optische Werke 

Zweiggeschäfte i 

Berlin NW., Luisenstr.45 o New-YorK, 30 East, 18 th Street 


für die Beobachtung 
lebender Bakterien 

Für die 

Luesdiagnose 

unentbehrlich 

Spirochaete-Pallida 

gesehen mit dem Leitz-Spiegelkondensor Spezialliste Nr. P. 3 kostenfrei 
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Enthalt Hg in feinster 
* Verteilung 


f Schnelle und 
vQjlkoipmene Resorption 


ln TllbeO ä 30 g 
337»%Hg70Pf.; 50% Hj 80 H. 

ferner 

als Salbe un^ 
in Gelatine-Kapseln 

ä 3, 4,5 g 


Bel Jlg-Kuren 

ALB IN 

1 Hydrozqfl (H, Q,)-Zahnp»tta | 


Proben und Literatur von: 

PEKRSON & £0., L-fi, SGHIFFBEK BEI HIMBURG. 


Verlag von Johann Ambrosius Barth in Leipzig 

Bakteriologischer Grundriss und 
Atlas der Geschlechtskrankheiten 

Von Dr. B. LipschQtz in Wien 

IV, 118 Seiten Text mit 33 farbigen Tafeln nebst 33 Blatt Tafelerklärungen. 1913. 

Kart. M. 20.—. 

Therapie der Gegenwart: Die bakteriologische Diagnostik spielt im 
Gebiete der Geschlechtskrankheiten eine große Rolle — ich erinnere nur an dfe 
Untersuchung auf Gonokokken und Spirochäten. Da war es eine gute Idee, auf 
vorzüglichen Tafeln eine wahrhaft künstlerische Darstellung der mikroskopischen 

und kulturellen Phänomene auf diesem Gebiete zu liefern.Der Atlas 

bringt aber mehr als der Titel besagt: denn auch das Molluscum contagiosum, 
das doch immerhin nur sehr bedingterweise zu den Geschlechtskrankheiten zu 
zählen ist, wird abgehandelt und durch Abbildungen die von Lipschütz als 
ätiologisch angesehenen Gebilde, deren Natur und ätiologischer Wert noch nicht 
sicher erwiesen ist, erläutert. 

Für jeden, der sich theoretisch und praktisch mit dieser Frage beschäf¬ 
tigt, wird dieser ausgezeichnete Atlas ein wertvolles Anschauungsmittel sein, 
das ihm auch in zweifelhaften Fällen hilfreich sein dürfte. Ich kenne kein Lehr¬ 
buch, das durchgehends für diese Fragen so vorzügliche Bilder liefert, und 
glaube, daß gerade nach dieser Richtung der Atlas eine wertvolle Ergänzung 
der gangbaren Lehrbücher bilden dürfte. 


Alleinige Inseraten annah me durch Gelsdorf & Co., Eberswalde. , 

Metzger k Wittip, Leipzig. 
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fl r bannt mndjung. 


®ic 3tt>tfdjejtfd)cme für w 57. 0dntlbt>er= 
f$tetfrisngett ber VI. &rteö$anletf)e fönnen boui 

26, Hot>etnber b, 3s. ab 


in bie enbgültigen Stüde mit 3i**f<h«inen umgetaufcht werben. 

®er Umtaufdj fmbet bei bet „UwtcmfdjfteDe für dir Krieg«: 
Anleihen", ©erlin W 8, Oebrenftrage 22 , ftatt. Äufjerbem übernehmen 
(amtliche 3ftei<h«banfanftaiten mit Äaffeneinrichtung bi« jum 15. ^uü 1918 
bie foftenfreie Vermittlung be« Umtaufdje«. 9ta<h biefem 3eitf>unft lönnen 
bie 3wifcbenfcheine nur n°<h unmittelbar bei ber „Umtaufthftelle für bie 
Kriegsanleihen* in Verlin umgetaufcht werben. 

$ie 3n>if<henfcheine finb mit Verjeidjniffen, in bie fie nach beu ®e* 
trägen uub innerhalb biefer nach ber SRummertifolge georbnet einjutragen 
finb, währenb ber VormittagSbienftftunben bei beit genannten ©teilen ein* 
jureidjen; Formulare ju ben Verjeichniffen finb bei allen 9teich«ban!anftalteu 
erhältlich. 

firmen unb Kaffen haben bie non ihnen eingereichten 3roifchenfcheine 
recht« oberhalb ber ©tiidnummer mit ihrem girmenftempel ju »erfehen. 


5DHt bem Umtaufdj ber 3wtjcbeufcbetue für bie 4 l / t °/ 0 ©d)ag« 
anmeifnngen ber VI. Kriegsanleihe in bie enbgültigen ©tüde mit 
3in«fcheinen fann nicht oor bem 10. Stejember begonnen werben; eine 
befonbere Vefanntmachung hierüber folgt Slnfang ®ejember. 


Verlin, im Utooember 1917. 

tt et(Ü0bank-D trrhtor In nt. 

$aoenftein. e. ©rintm. 
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Hydrozo» (H, %) -Lüafmjm 


Enthält Hg in feinster 
Verteilung 

Schnelle und 
vollkommene Resorption 

in Tuben * 30 g 

33'/,% Hj 70PI.; SO*/« Mf MM. 
■ ferner 

als Salbe und 
in Gelatine-Kapseln 
* 3, 4, 5 g 


Proben und Literatur von: 

PEARSOI & CO., A.-G., SCRIFFBEK BEI HAMBURG. 


Ernst Leitz, Wetzlar, 

Optische Werke 

ZweiggescHäfte j 

Berlin NW., Luis^nstr.^ o New-YorK, 30 East, lfttH Street 




für die Beobachtung 
lebender Bakterien 

Für die 

Luesdiagnose 

unentbehrlich 

•Spirochaete-Palllda 

eben mit dem LeHz-Splegelkondensor Spezialliste Nr. P. 3 kostenfrei 

Alleinige Inaeratenannahme durch Qelsdorf & Co., Eberswalde. 

_ D _by — °gl e 


Mctxger Jk Wittiy, 




















MttilBenen Sennen 

«<to|itarili(limn mir 0 


/tof ftdei^rÜ 
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Embarin 

Energisch wirkendes 

Antisyphilitikum 

zur intramuskulären und subkutanen Injektion. 

Sofort nach Beginn der Behandlung einsetzende Rückbil¬ 
dung der meisten syphilitischen Erscheinungen. Einspritzungen 
ausgezeichnet vertragen und fast vollkommen schmerzlos. 

Fläschchen zu 6 ccm, Schachteln mit 10 Ampullen zu 1,3 ccm. 

Collargol 

Völlig reizloses, auch bei veralteten Fällen wirksames 

Antigonorrhoikum. 

Gestattet auch bei akuter Gonorrhoe einen frühzeitigen 
Anfang der Injektionsbehandlung. Ferner empfohlen für die 
Behandlung von Cystitis, Pyelitis, zur Nekrotisierung von 
Blasenpapillomen, zur Füllung von Blase, Ureter und 
Nierenbecken für die Radiographie. 

Steriles Collargol in Ampullen zu 0,2 g und 1 g. 

Arsenohyrgol 

Ersatz für Enesol. 

Enthält Quecksilber und Arsen in gleicher Form und Menge 
wie Enesol. Bei Einspritzungen reizloses und gut vertragenes 

Antiluetikum 

zur Behandlung aller Formen der Lues, namentlich der 
bösartigen Früh- und Spätformen; besonders bewährt bei 
metaluetischen Nervenerkrankungen. 

Schachteln mit JO Ampullen zu 2 ccm . 

Ärsamon 

Sterile Lösung von monetnethylarsinsaurem Natrium 

(Arrhenal, Metharsinat, Arsinal) 
für schmerzlose subkutane Einspritzung. 

1 ccm entspricht 0,05 g Natr. monomethylarsenicic. 
Indikationen: 

Arsenindikationen, also Hautkrankheiten, kachektische 
Zustände, Neurasthenie, Chlorose, Malaria, Lues usw. 

Schachteln mit 20 Ampullen zu l ccm. 

Proben und Literatur kostenfrei. 

Chemische Fabrik von Heyden, BaJebeul-Dresden. 

Alleinige Ineeretenannahme duroh Geltdorf & Oo., Ebertwalde. 

* v '“"r. L«. 
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I 

I Embarin 

Gebrauchsfertige sterile Lösung des merkurisalicyl- 

I sulfonsauren Natriums mit Acoinzusatz. 

Kräftig wirkendes 

4 \ Antisyphilitikum 

zur- intramuskulären und subkutanen Injektion. 
VorzÜgl. Mittel zur Unterstützung der Abortivkur dör Lues. 
Sofort nach Beginn der Behandlung einsetzende Rück¬ 
bildung der meisten syphilitischen Erscheinungen. 
Einspritzungen ausgezeichnet vertragen und fast vollkommen 
1 • schmerzlos. 

'Fläschchen zn 6 ccm, 

Schachteln mit io Ampullen zu 1,3 ccm. 

Collargol 

Völlig reizloses, auch bei veralteten Fällen wirksames 

Antigonorrhoikum. 

Gestattet auch bei akuter Gonorrhoe einen frühzeitigen 
Anfang der Injektionsbehandlung. 

Vorzügliche Heilwirkung auf weibliche Gonorrhoe 
(Urethral- und Cervicalgonorrhoe) bei intravenöser 
Einspritzung einer 2% 'gen Lösung. 

Ferner empfohlen für die Behandlung von Cystitis, Pyelitis, zur 
Nekrotisierung von Blasenpapillomen, zur Füllung von 
Blase, Ureter und Nierenbecken für die Radiographie. 
Steriles Collargol in Ampullen zu 0,2 und i g. 

Arsenohyrgol 

Ersatz für Enesol. 

Enthält Quecksilber und Arsen in gleicher Form und Menge 
wie Enesol. Bei Einspritzungen reizloses und gut vertragenes 

Antiluetikum 

zur Behandlung aller Formen der Lues, namentlich der bös¬ 
artigen Früh- und Spätformen; besonders bewährt bei meta¬ 
luetischen Nervenerkrankungen. 

Schachteln mit io Ampullen zu 2 ccm. 

Proben und Literatur kostenfrei. 

Chemische Fabrik von Heyden, Radebeul-Dresden. 

Mit einer Beilage der Verlagsbuchhandlung Johann Ambrosius Barth, Leipzig. 

Alleinige Inseratenannahme durch Gelsdorf & Co., Eberswalde. 
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Bekanntmachung. 


1. Die Xwischenscheine für die S l ’j 0 Schuld- 
vemhreibnngen der TI II. Kriegs«» leihe 

können vom 

2 . Dezember d. Js. ab 

in die endgültigen Stücke mit Zinsscheinen umgetauscht werden. 

Der Umtausch findet bei der „Umtauschstelle für die 
Kriegsanleihen“, Berlin W 8, Behrenstrafse 22, statt. 
Außerdem übernehmen sämtliche Reichsbankanstalten mit Kassen¬ 
einrichtung bis zum 15. Juli 1010 die kostenfreie Ver¬ 
mittlung des Umtausches. Nach diesem Zeitpunkt können die 
Zwischenscheine nur noch unmittelbar bei der „Umtauschstelle 
für die Kriegsanleihen“ in Berlin umgetauscht werden. 

Die Zwischenscheine sind mit Verzeichnissen, in die sie nach 
den. Be trägen und innerhalb dieser nach der Nummernfolge geordnet 
einzutragen sind, während der Vormittagsdienststunden hei den ge¬ 
nannten Stellen einzureichen; Formulare zu den Verzeichnissen, 
sind bei allen Reichsbankanstalten erhältlich. 

Firmen und Blassen haben die von ihnen eingereichten Zwischen¬ 
scheine rechts oberhalb der Stücknummer mit ihrem Firmen¬ 
stempel zu versehen. 


2. Der Umtausch der Zwischenscheine für die 47 2 °/o 
Schatzanweisungen der VIII. Kriegsanleihe und für die 
4 1 /, °L Schatsanweisungen von 1018 Folge VIII findet 
gemäß unserer Anfang d. Mts. veröffentlichten Bekanntmachung be¬ 
reits seit dem 

4. November d. Js. 

bei der „Umtauschstelle fttr die Kriegsanleihen“, 

Berlin W 8, Behrenstrafse 22, sowie hei sämtlichen Reichs¬ 
bankanstalten mit Kasseneinrichtung statt. 


Von den Zwischenscheinen der früheren Kriegsanleihen 
ist eine größere Anzahl noch immer nicht in die endgültigen Stücke 
umgetauscht worden. Die Inhaber werden aufgefordert, diese Zwischen¬ 
scheine in ihrem eigenen Interesse möglichst bald bei der „Um¬ 
tauschstelle für die Kriegsanleihen“, Berlin W 8, 
Behrenstrafse 22, zum Umtausch einzureichen. 

Berlin, im November 1918. 

Keicbsbank-Direktorlum. 

Havenstein. v. Grimm, 
vu 
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Moröttal 


■ (Basisches forpiatäehydsehwefligsa ures AMmHiiiin?). 

Fester Ersatz fö r die essigsaurafTonerde, 

"i von leicht adstringierender Wirkung 

ohnftdie unerwünschten Eigenschaften tjer-esilgsaito^n Torterde. 
Zur Herstellung- dauerntljialtbareiy steijfisierbaSfea*; %jMz- 
und geruchloser Lösungen besonders zu baibfeucht^fir 
■Verbänden, zu Salben und Streupulver^, 

Moronal erweicht nicht die Haut, mirfbt ketheEkzeirie, ;be- 
schränkt äußerst die Wundsekfetion, erzeugt guteiOranuMüdn^ 
und befördert nasche Epithelisieriing. ' . * /; J« - 
Mjt Moronallösung (2%) angefeutfhtete Verbände ^hfhdeth « 
nicht den Sekretabfluß. . * 

Flaschen zu io, 25 % 50 ,; lOO. 250, 500, itxicx 'g. . 


.Ai: ; •. f , r . i. .j »I CVj/ 

Arsamon ...; 

Sterile Lösung vorn UionomethylarsihsöUrea*» Natiius« 
(Arrhenal, Metharsinati ArsinälJ ■ ' I 
für schmerzlose subkutane EinsiJjritzUhg’.. • ■' ' 

1 ccm entspricht 0,05 g Natr. monomethylarSefficicjv' ' 
Indikationen: • ~ 

Arsenindikationen, also Hautkrankheiten, kachektische 2nb* 
stände, Neurasthenie, Chlorose, Malaria, Lues usw. 

Schachteln mit 20 Ampullen zu 1 ccm . . »- 


Embarin 


Gebrauchsfertige sterile Lösung .des merkurisalicyi* 
sulfonsauren Natriums mit Acöinzusätz, 

Kräftig wirkendes . * ’. 

Antisy philitikum 
zur intramuskulären und subkutanen Injektion. 
Voreügl. Mittel zur Unterstützung der Abortivkur der Lues. 
Sofort nach Beginn der Behandlung einsetzende Rück- 
. bildung der meisten syphilitischen Erscheinungen. 1 
Einspritzungen ausgezeichnet Verträgen ünd fast völlkbrnmen 
' schmerzlos.' - " • ; ‘ ’ 

Fläschchen zu 6 ccth, 

Schachteln init 10 Ampullen zu 1^3 ccm. 


. Proben und .Literatur kostenfrei. 

Chemische Fabrik von Heyden, Radebeul-Dresden. 


Alleinige Ineeretenannahme durch Geledorf & Co., Eberawelde. 
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Verlag von Curt Kabitzsch in Leipzig. 


Fruchtabtreibung und Präventivverkehr im Zusammen¬ 
hang mit dem Geburtenrückgang. Eine medizinische, juristische und sozial¬ 
politische Betrachtung. Von Dp« Max Hirsch, Frauenarzt in Berlin. VIII, 267 Seiten 
gr. 8°. 1914. Preis Mk. 6 . —. Hierzu kommen die jetzt ein geführten Teuerungszuschläge. 

Das Buch wendet sich in erster Linie an den Frauenarzt, den gynäkologische Tatsachen, Erfahrungen 
und Probleme auf den Boden der sozialen Medizin stellen und zwingen, sich damit zu beschäftigen. Aber 
auch der H ygieniker, der Soziologe, der Kriminalist und Verwaltungsbeamte, der Pädagoge 
und schließlich der gebildete Laie werden daraus mancherlei Anregung empfangen. 

Inhalts-Verzeichnis: Die Fruchtabtreibung und ihre Motive. — Der Geburtenrückgang. — Mittel im 
Kampfe gegen Fruchtabtreibung und Geburtemückgang. — Verbot der antikonzeptionellen Mittel. — Schwanger- 
sC#äftsverbot und Schwangerschaftsverhütung als therapeutische Mittel. — Der therapeutische Abortus. — 
Die eugenische Indikation in Geburtshilfe und Gynäkologie. — Die schmerzlose Geburt. — Der Kampf gegen 
die Gefahren des Wochenbettes. — Besserung der Gebärfähigkeit. — Wirtschaftliche Entlastung und soziale 
Reform. — Das Sinken des Frauenüberschusses. 

» 

l'ierteljahrsschrift für gerichtliche Medizin. Die Arbeit will Material liefern für Maßregeln gegen 
den Geburtenrückgang. Der kriminelle Abort betragt etwa So Prozent aller Aborte; dabei übeiwiegt die ehe¬ 
liche Schwangerschaft bei weitem, in höheren Schichten ersetzt durch cen Präventivverkehr. Die haupt¬ 
sächlichsten Motive sind wirtschaftlicher Notstand, das Erwerbsleben der Frauen, das durch Geburten gestört 
wird, Furcht vor der Entbindung, den Gefahren etwaiger Eingriffe, vor dem Wochenbett, Sorge vor kranken 
Nachkommen . . . Gegen den Geburtenrückgang speziell schlägt Verfasser in erster Linie vor: Verbesserung 
der Rasse durch Eugenik, Rlutauffrischung uud Hygiene, wirtschatfliche Entlastuug der Familien, dadurch 
auch Herabsetzung des Heiratsalters, strenge Beaufsichtigung des Frauenerwerbs, Sorge für Frauenhilfe im 
Wochenbett usw. . . . man muß dem Verfasser recht geben, wenn er immer wieder bei der Fortpflanzung das 
Hauptgewicht auf die Qualität, nicht auf die Quantität legt. 

Medizinalarchiv. Wie alle Veröffentlichungen Hirschs zeichnet sich auch dieses Buch durch eine 
vornehm ruhige, rein sachliche Diktion, selbst in der Polemik, aus . . . 

Zeitschrift für Sexualwissenschaft. Es ist daher zu begrüßen, daß der Frauenheilkunde in H. ein 
Autor erstanden ist, der bereits in mancher kleineren Veröffentlichung seine Befähigung zur Beherrschung der 
.Sozialpathologie, seines Spezial fach es, bewiesen hat. H. faßt im vorliegenden Buche diese kürzeren Arbeiten 
in einer Monographie zusammen, an der keiner, der sich mit Sexualwissenschaft, sozialer Medizin oder Eugenik 
befaßt, in Zukunft wird Vorbeigehen können, denn sie enthält außerordentlich viel wichtiges 'J atsachenmateiial. 

Zentralblatt für Gynäkologie. Das Buch bietet selbst demjenigen Leser, der mit dem diese Fragen 
betreffenden Material vertraut ist, wertvolle Anlegungen. Für alle lhemen führt der Verfasser ein reiches 
Material an, so daß das Buch schon aus diesen Gründen namentlich für die Gynäkologen, die sich in die 
gesamten Probleme einzuarbeiten bestreben, eine ergiebige Quelle darstellt. 

Öslerr. Ärztezcitung . Ls ist unmöglich, auch nur kurz die Vielseitigkeit zu skizzieren, mit der Verf. 
sein 1 hema behandelt. Imponierend wirkt der klare Stil, die logischen Reduktionen, mit denen Verf. jeden 
der überhaupt noch denken kann, überzeugen muß. Ich halte das Buch für das beste Und überzeugendste 
was über den Geburtenrückgang geschrieben ist. 
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Embarin 

3°/ 0 Hg enthaltende sterile Lösung des merkurisalicyl- 
sulfonsauren Natriums mit Acoinzusatz. 

Kräftig wirkendes 
A n t i s y p h i 1 i t i k u m 
zur intramuskulären und subkutanen Injektion. 

Vorzügl. Mittel zur Unterstützung der Abortivkur der Lues. 
Sofort nach Beginn der Behandlung einsetzende Rück¬ 
bildung der meisten syphilitischen Erscheinungen. 
Einspritzungen gut vertragen* und fast völlig schmerzlos. 
Schachteln mit io Ampullen zu 1,3 ccm, 

Fläschchen zu 6 ccm. 

Collargol 

Völlig reizloses, auch bei veralteten Fällen wirksames 

Antigonorrhoikum. 

Gestattet bei akuten Fällen einen frühzeitigen Anfang der 
Injektionsbehandlung. 

Vorzügliche Heilwirkung intravenöser Einspritzungen einer 
2°/ 0 igen Lösung fn Verbindung mit örtlicher Behandlung bei 
frischen wie veralteten Gonorrhoen mit ihren Komplikationen. 
Ferner empfohlen für die Behandlung von Cystitis, Pyelitis, zur 
Nekrotisierung von Blasenpapillomen, zur Füllung von 
Blase, Ureter und Nierenbecken für die Radiographie. 
Steriles Collargol in Ampullen zu lg. 

Arsenohyrgol 

Sterile Lösung von MethyLirsinsäure undMerkurisalicyl- 
säure in stark entgifteter Form. Bei Einspritzungen so gut 
wie schmerz- und reizloses und gut vertragenes 

Antiluetikum 

zur Behandlung aller Formen der Lues, namentlich der bös¬ 
artigen Frühformen und gummöser ulzeröser Spätformen; 
besonders bewährt bei metaluetischen Nervenerkrankungen. 

Schachteln mit io Ampullen zu 2 ccm. 

Proben und Literatur kostenfrei. 

Chemische Fabrik von Heyden A.-G., Radebeul-Dresden. 


Alleinige Inseraten annah me durch Gelsdorf & CoEberswalde. 
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